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Die Besetzung des päpstlichen Stuhls 
unter den Kaisern 
Heinrich HI. und Heinrich IV. 


Von 


Wilhelm Martens, 
Dr. der Theologie und der Rochto, Regens a. D. 


Vierter Artikel. 
(Siehe Zeitschrift XX [N.F.V.] 2. 3. S. 139 ff., XXI. [VI] 1, S. ı ff., 2. 3. 8. 286 ff.) 
XIII. 
Vietor III. und Urban II. 
A, 


Es gelang der Partei, welche dem am 25. Mai 1085 ver- 
storbenen Gregor VII. treu geblieben war, erst etwa zwei 
Jahre nach dessen Tode, am 9. Mai 1087, ein neues kirch- 
liches Oberhaupt zu gewinnen und den bisherigen Kardinal- 
priester und Abt von Monte Cassino Desiderius zu erheben: 
indessen starb der neue Papst Victor III. bereits am 16. Sep- 
tember desselben Jahres. 

Von dem kurzen Pontificate Vietor’s haben die debchen 
Chronisten kaum Notiz genommen. Bernold S. 446 be- 
schränkt sich bei der Darstellung des Jahres 1087 auf die 
Bemerkung: »sanctae Romanae ecclesiae cardinales episcopi 
et reliqui catholici de clero et populo cum auxilio Normanno- 
rum Desiderium papam ordinaverunt.«< 

Otto von Freising aber bringt im Chronicon S. 248 Fol- 
gendes: »Abbatem Cassinensem cardinalem Desiderium, qui 
et Victor, invitum pauci de Romanis ad culmen sacerdotii 
summi trahunt, corruptisque pecunia Leoninae urbis custodibus 
ob metum schismatis nocte consecrandum in ecclesiam beati 
Petri inducunt. Ubi profluvio ventris correptus moxque urbe 


egressus, rebus humanis in brevi excessit.« 
Zeitschrift für Kirchenrecht. XXI. (N. F. VIL) 1. 1 
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Genaueres bietet Petrus von Monte Cassino S. 749 ff., wo- 
bei er als Ordensgenosse Victor’s bestrebt ist, die Verhältnisse 
in ein ınöglichst günstiges Licht zu stellen. 

Im Mai 1086, etwa ein Jahr nach Gregor’s VII. Ende, 
trifft Desiderius in Rom ein, um in maassgebenden Kreisen für 
die Besetzung des vacanten apostolischen Stuhles zu wirken. 
Als sich zeigt, dass man ihn zu erheben wünscht, lenkt der 
Abt, empfindlich überrascht, die Aufmerksamkeit auf Otto 
von Ostia °”), kann es aber nicht hindern, dass er selbst in 
der Lucien-Kirche gewählt wird. 

Das Widerstreben des Abtes wird aufrichtig gewesen sein: 
wie sollte er auch ein Verlangen gehabt haben, unter den 
damaligen precären Verhältnissen an die Spitze der Kirche 
zu treten, anstatt seine angenehme Stellung in Monte Cassino 
ruhig fortzuführen? Gleichwohl vermissen wir bei ihm ein 
klares und entschiedenes Handeln, was sich zum Theil wohl 
auch aus seiner Kränklichkeit erklärt. 

Nach der ausdrücklichen, gewiss nicht unzuverlässigen 
Angabe des Chronisten Petrus hat Desiderius nach dem Wahl- 
acte in der Lucien-Kirche die rothe Cappa angelegt, jedoch 
die weisse Cappa zurückgewiesen. Dieses singuläre Vorgehen 
stellt sich dar als eine Art Mittelding zwischen unbedingter 
Annahme und definitiver Ablehnung. Hätte Desiderius die 
Wahl pure acceptirt, so würde er von dem betheiligten rö- 
mischen Klerus sofort consecrirt und inthronisirt worden sein. 
Dies geschah aber nicht: es scheint, dass der Abt zwar nicht 
sofort Papst werden, aber sich doch für alle Fälle die Mög- 
lichkeit der Acceptation vorbehalten wollte. 

Allein dieser Entschluss wurde bald geändert. Nachdem 
Desiderius Rom verlassen hatte, um in seine Abtei zurück- 
zukehren, machte er in Terracina Halt; hier entäusserte er 


97) Petrus versichert, ein Kardinal (jedenfalls ein Kardinalpriester) 
habe eingewendet, die Wahl Otto's würde gegen die Canones verstossen; 
denn Bischöfe (das wird dem Opponenten vorgeschwebt haben,) dürften 
nicht zum Primat gelangen. Wenn die Angabe richtig ist, so kann 
man entnehmen, wie tief die bezügliche Vorstellung sich eingewurzelt 
hatte, obwohl seit 1046 mehrere Bischöfe den römischen Stuhl bestie- 
gen hatten, und obwohl das Wahldecret von 1059 die Erhebungen von 
Bischöfen zuliess, 
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sich aller bisher angenommenen Insignien (also auch der rothen 
Cappa), und erklärte, dass er die dargebotene päpstliche Würde 
definitiv ablehne. 

Dessen ungeachtet liessen die Wähler noch nicht alle 
Hoffnung fahren. Als der Abt im März 1087 in Capua er- 
schien, um als apostolischer Legat einer Synode zu präsidiren, 
wurden erneute Bitten laut. Man beschwor ihn, sich der be- 
drängten Kirche zum Opfer zu bringen. Solchem Andrängen 
vermochte Desiderius nicht zu widerstehen. 

Bemerkenswerth ist, in welcher Art Petrus die Entschlies- 
sung von Capua formulirt: »praeteritam electionem crucis 
et purpuris resumptione firmavit«. Indem er die jüngste 
Willenserklärung des Abtes mit dem römischen Wahlact in 
unmittelbare Beziehung bringen will, sieht er über die in 
Terracina erfolgte Ablehnung gänzlich hinweg. 

Vietor III. hat sich auf der Synode in Benevent (vgl. 
Mansi XX S. 639, 640) im August 1087 über seine Erhe- 
bung ausgesprochen. 

Die Synodalrede beginnt mit einem Passus, welcher (ab- 
gesehen von geringen Abänderungen) wörtlich aus dem Late- 
ranensischen Decret von 1059 entlehnt ist, ohne dass auf die 
Quelle Bezug genommen worden. 


Nicolaus 11. 1059. Vietor III. 1087. 


»Novit beatitudo vestra, di- »Novit vestra dilectio, ca- 
leetissimi fratres et coepiscopi, | rissimi fratres et coepiscopi 
inferiora quoque membra non | (neque latet orbem universum), 
latuit, defuncto domino Ste- | sancta Romana et apostolica 
phano decessore nostro, haec | sedes cui Deo auctore 
apostolica sedes, cui auctore | deservio, 

Deo deservio, quot adversa | quot adversa pertulerit, quot 
pertulerit, quot denique per | denique per simoniacae hae- 
haereseostrapezitas malleiscre- | reseos trapezitas malleis tun- 
brisque tunsionibus subjacuerit, | sionibusque perfracta sit, adeo, 
adeo, ut columna Dei viventis | ut columna Dei vivi videretur 
jamjam paene videretur nutare | jam pene concussa nutare°®), 


——— 


®) Bei Mansi findet sich in Folge eines Versehens die Lesart: 
mutare, 


]* 
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Nicolaus II. 1059. Victor Ill. 1087. 


et sagena summi piscatoris pro- | et sagena summi piscatoris in- 
cellis intumescentibus coge- | tumescentibus fluetibus dis- 
retur in naufragii profundo : rumpi ac naufragii sorte pe- 
submergi.« ' rire.« 

Im weiteren Verlauf der Ansprache lässt Victor die hef- 
tigsten Beschwerden gegen den Invasor und Haeresiarchen 
Wibert laut werden, verschweigt aber, dass Heinrich IV. der 
eigentliche Anstifter des Schisma war. Ja, der Name des 
Kaisers wird nicht einmal genannt: wir erfahren nur, dass 
Wibert das »Imperium Romanum« gegen Gregor VII. erregt 
und mit Hilfe des „kaiserlichen Heeres“ occupirt habe. 

Besonders wichtig für unsern Gegenstand ist die Partie 
der Synodalrede, in welcher die Unrechtmässigkeit der Wibert- 
schen Promotion erläutert wird. 

»(Guibertus) invasor factus est contra prophetarum 
apostolorumque decreta, contra canonum et Romanorum ponti- 
ficum jura, nullo cardinalium episcoporum praece- 
dente judicio, nullo Romani cleri approbante suf- 
fragio, nullo devoti populi requisito consensu, in 
sancta Romana ecclesia totius nequitiae ac perditionis caput 
effectus est.« | 

Hier sind die in dem ächten Text der Lateransynode von 
1059 aufgestellten 3 Requisite klar und scharf hervorgehoben 
(v. auch oben 8. 87, 88, 91). 

Aus dieser Verwerthung der Wahlordnung hat Phillips V. 
S. 812 unter Zustimmung Scheffer's S. 76 den Schluss ge- 
zogen, dass Victor selbst nach dem Muster derselben erhoben 
worden sei: dieser an sich zulässigen Conclusion stehen aber 
die thatsächlichen Vorgänge, wie auch Zöpffel S. 107 richtig 
erkannt hat, schroff gegenüber. 

Zunächst bemerke ich, dass Petrus von Monte Cassino 
von einem, sei es in Rom, sei es in Capua geübten judicium 
principale der Kardinalbischöfe nicht das Mindeste weiss. 
Sodann zeigt die Beneventer Synodalansprache selbst am besten, 
dass die eigenthümlichen Vorschriften von 1059 bei der Er- 
hebung Victor’s nicht beobachtet wurden. Hören wir, wie der 
Papst sich äussert: 
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»Omnipotentis Dei potentia cum jam dictum Gregorium 
pontificem post labores ac certamina plurima ad aeternam 
requiem evocasset, et unamini concordia episcopi et 
cardinales provincialesque antistites una cum Ro- 
mano clero et populo parvitatem nostram modis omoibus 
contradicentem et renitentem apostolicae sedi prae- 
fecissent — nunc usque (Guibertus) Christum et oves ejus 
persequi non omittit.« 

Wie sorgfältig hütet sich Victor technische Ausdrücke zu 
gebrauchen! Er spricht weder von einem principale judicium, 
noch von suffragium und consensus, sondern beruft sich nur auf 
die »concordia« und das »praeficere« der Anwesenden. Oben- 
drein lässt er Provinzialbischöfe mitwirken, welchen das 
Wahldecret von 1059 eine solche Befugniss nicht eingeräumt 
hat! Mittels jener auf Schrauben gestellten Erklärung bekennt 
der Papst widerwillig: »die Kardinalbischöfe haben mich 
nicht vorgeschlagen ; eine sogenannte Election der Kardinal- 
kleriker mit nachfolgendem Consens des Volkes hat nicht statt- 
gefunden. « 

Es ist offenbar: Victor gebraucht doppeltes Maass und 
Gewicht, er macht eine egoistische Anwendung von dem Satze: 
»si duo faciunt idem, non est idem«. Wibert war verpflichtet, 
die Vorschriften der Synode mit peinlichster Genauigkeit zu 
beobachten. Für Victor aber hat das Decret keine Bedeutung, 
zu seiner Erhebung genügt die »concordia« der Parteigenossen ! 
Wir müssen also gegen Phillips und Scheffer festhalten, dass 
Victor das von Wibert verlangte, was er selbst nicht er- 
füllt hatte. 

Auch in einer andern Beziehung lässt die Synodalrede 
von 1087 die Thatsachen nicht zur vollen Geltung kommen. 
Obwohl wir aus Petrus von Monte Cassino wissen, dass Desi- 
derius die oberhirtliche Würde zunächst halb und halb an- 
nahm, dann pure Verzicht leisteste, und endlich sich definitiv 
bereit erklärte, Papst zu werden, drückt Victor sich so aus, 
als ob ihm der Primat nur einmal (und zwar in Rom) an- 
getragen worden wäre, und als ob er sich in Folge des einen 
Actes zur Acceptation entschlossen habe. 

Wir wollen jetzt eine für Victor sehr empfindliche An- 
gelegenheit berühren, die auch in Benevent zur Sprache kam, 
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nämlich die Opposition des Erzbischofs Hugo von Lyon und 
des Abtes Richard von Massilia. Hugo, welcher selbst auf 
die päpstliche Würde speculirt hatte, über seine Niederlage 
verstimmt war und obendrein als Gregorianer strengster Ob- 
servanz gegen die gemässigte und vermittelnde Richtung des 
Abtes von Monte Cassino den tiefsten Widerwillen hegte, hat 
sich über die betreffende Angelegenheit in einem Briefe an 
die Markgräfin Mathilde von Tuscien (s. Watterich I. S. 562) 
ausgesprochen, dessen Angaben selbstverständlich mit grosser 
Vorsicht aufzunehmen sind. 

Nachdem Hugo in der Lucien-Kirche für Desiderius ge- 
stimmt hatte, begab er sich 1086 von Rom nach Monte 
Cassino. Während der Zeit, welche beide Männer im Kloster 
zubrachten, scheint Desiderius, erleichtert durch die Verzicht- 
leistung von Terracina, bei der Besprechung kirchlicher und 
kirchenpolitischer Verhältnisse nicht nur einen grossen Frei- 
muth, sondern auch eine gewisse Rücksichtslossigkeit an den 
Tag gelegt zu haben®®). Und doch hätte sich Desiderius 
gerade dem Erzbischof von Lyon gegenüber einer klugen Zu- 
rückhaltung befleissigen sollen, da er dessen schroffe Partei- 
stellung kannte. 

Je lebhafter Hugo gehofft hatte, dass durch den Tag 
von Terracina die Candidatur des Abtes ein für alle mal be- 
seitigt worden sei, um so härter traf ihn das Ereigniss von 
Capua. 

Mit neuer Stärke wachte seine Antipathie gegen den 
leidigen Rivalen auf, so dass er sich nicht scheute in dem 
Briefe zu behaupten, Desiderius habe in Capua sich nur 
heuchlerisch gesträubt, sein dringendes Verlangen sei auf 
den Primat gerichtet gewesen. Dass diese Behauptungen 
verläumderisch sind, darf nach dem, was Petrus von Monte 


®) Hugo schreibt wörtlich: „Postquam autem ad montem Cassinum, 
quo ipse jam praecesserat, Romae aliguamdiu morati, ipsius ducatu per- 
venimus, ex ejusdem familiaribus nobiscum colloquiis, dum videlicet 
nefandissimos actus suos in auribus episcoporum et cardinalium 
jactanter recitare non erubesceret, copiosius necessario deprehendimus, 
quam intolerabiliter Deum in ipsius electione offenderimus.*. Ich bin 
überzeugt, dass Hugo in seinem leidenschaftlichen Fanatismus selbst 
harmlosen Aeusserungen des Abtes einen gehässigen Sinn unter- 
gelegt hat, 
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Cassino und Victor selbst mittheilen, nicht bezweifelt 
werden. 

Wenn aber Hugo ausserdeın von einem Intermezzo be- 
richtet, welches sich in Capua vor der definitiven Annahme- 
erklärung des Abtes zugetragen habe, so scheint er hierbei 
im Allgemeinen Glauben zu verdienen. 

Schon macht Desiderius Miene, den Wünschen der Ver- 
sammlung nachzugeben, als Hugo nebst einigen Gesinnungs- 
genossen, insbesondere dem Kardinalbischof Otto von Ostia 
(dem späteren Papste Urban II.) und dem Abte Richard von 
Massilia auftritt, und das Ansinnen stellt, dass der Candidat 
sich von den auf ihm lastenden Anklagen reinige: geschehe 
das nicht, so könne von dessen Erhebung absolut keine Rede 
sein. In höchster Entrüstung lehnt Desiderius das Ansinnen 
ab: da gewinnt der Mönch Widmund, einer Einflüsterung 
Otto’s folgend, den Muth, zu erklären, der Abt sei länger 
als ein Jahr im Banne gewesen, und dürfe mithin als »persona 
infamis« nicht berücksichtigt werden. 

Die Angabe, welche der leidenschaftliche Mönch in seinem 
Ingrimm machte, war gleichwohl nicht unwahr: Desiderius 
hat allerdings, weil er Ende 1083 oder Anfang 1084 mit 
Heinrich IV. Verkehr gepflogen, den Bann incurrirt, und erst 
in Salerno von Gregor VII. die Lossprechung empfangen 
(s. auch Panzer Wido 8. 47 ff.). 

Mochte das Intermezzo auch noch so peinlich sein, die 
Unbetheiligten blieben ihrem Candidaten treu, weshalb Desi- 
derius sich endlich entschloss, zu acceptiren !°°). 

Im Uebrigen macht das öftere Hin- und Herschwanken 
des Abtes von Monte Cassino, den vielleicht gerade die plumpe 
Opposition der kleinen Minorität zur Annahme bewogen hat, 
einen ungünstigen Eindruck. Wenn aber Weizsäcker 8. 534 sagt, 
Desiderius habe in Capua als »Komödiant« figurirt, so ist dies 
ein unbegründeter, jedenfalls zu harter Ausdruck. 

Hören wir jetzt, wie Victor sich über Hugo und Richard 
ausspricht: 

»Nostis praeterea et bene nostis, quos dolos machinati 

100) Was Hugo über die zwischen Desiderius und dem Herzog 


von Salerno getroffene Verabredung mittheilt, halte ich nicht für 
glaubwürdig. 
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sint, quantasque mihi pressuras intulerint Hugo Lugdunensis 
archiepiscopus et Richardus Massiliensis abbas, qui pro 
fastu et ambitione sedis apostolicae, ad quam dudum clam 
inhiabant, ubi votis suis potiti non sunt, schismata in 
sancta ecclesia fecerunt: et Richardus quidem Romae nostram 
electionem cum cardinalibus et episcopis egerat, Hugo autem 
ad nos post paullulum veniens, affusus vestigiis, dum 
obsequium nobis summo pontifici debitum invitis ac retra- 
ctantibus exhiberet, legationem a nobis in partibus Galliarum 
postulaverat et acceperat. Itaque donec parvitatem nostram 
electioni factae atque a se approbatae repugnare conspexerant, 
ipsi modis omnibus insistebant, ne onus pro utilitate ecclesiae 
nobis impositum abjiceremus. Ubi vero nos tandem cedere 
perviderunt, conceptam diu flammam clibanus exsaturatus 
evomuit. Quapropter cernentes sibi fratrum omnium unanimi- 
tatem constanter obluctari, ab eorum et nostra sunt continuo 
communione sejuncti. Unde vobis apostolica auctoritate 
praecipimus, ut ab eis abstinere curetis, neque illis omnino 
sommunicetis, quia ecclesiae Romanae communione sua se 
sponte privarunt. Nam, ut beatus scribit Ambrosius, qui 
se a Romana ecclesia segregat, vere habendus est haereticus«. 
Von dem Kardinalbischof Otto und dem Mönche Widmund 
schweigt der Papst. Offenbar haben beide ihre Ausschreitungen 
bereut und Genugthuung geleistet. 
Hugo aber schildert das fernere Verhalten Otto’s von 
Östia in seinem Briefe an Mathilde folgendermaassen: 

»His itaque gestis, cum Ösliensis episcopus nobiscum 
bene per omnia cucurrisset, ut vidit, quod abbas per poten- 
tiam principis Jordani ad consecrandum se Romam ire inten- 
debat, timens forte ne sua 1°!) dignitate privaretur, si ab 
alio prima manus in consecratione!??) ei imponeretur, con- 
versus est in die belli: et immemor factus propositi et factae 
nobis sponsionis, quod dicere pudet, cum abbate pacem 
faciens, reverentiam ei per omnia sicut papae persolvit«. 


100) So ist zu lesen statt sui, wie bei Hugo von Flavigny und in 
Mansi’'s Sammlung steht. | 

102) Die Emendation „in consecratione“ ist unbedingt erforderlich, 
wogegen die Lesart des Textes: „si ab alio prima manus consecratio ei 
imponeretur“ völlig unbrauchbar und sinnlos erscheint. 
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Es ist sehr bezeichnend für Hugo’s Charakter, dass er 
der Retractation Otto’s rein persönliche, niedere Motive unter- 
schiebt. Ich taxire den späteren Papst Urban nicht so gering, 
sondern traue ihm zu, dass er seinen Fehler eingesehen und 
offen anerkannt haben wird. 

Hugo und Richard dagegen unterliessen es, sich dem 
Papste zu nähern, oder mit ihm »Frieden zu machen«. Victor 
glaubte darin Trotz und Auflehnung zu erblicken, und erklärte 
deshalb auf der Synode in Benevent, dass die beiden Männer 
als contumaces dem Bann verfallen seien und von den Gläubigen 
gemieden werden müssten. 

Wie nahm Hugo diese Maassregel auf? Ein fernerer an 
Mathilde gerichteter Brief (s. Mansi l. c. S. 634 ff.) verräth 
alles Andere als Ehrerbietung gegen Victor oder aufrichtige 
Sinnesänderung: | 

»Objecit nobis (Abbas Cluniacensis) quasdam literas, 
quas dicebat a papa Victore!”®) sibi directas, in quibus 
continebatur, ut tam ipse, quam sancti fratres sui a com- 
munione nostra et Richardi Massiliensis abstinere curarent, 
ut sub praetentione literarum nostras injurias retineret. Quae 
literae contra apostolicum moderamen et gravitatem conditae, 
manifesta mendacia continebant. A tempore enim electionis, 
quae de abbate Casinensi facta est, usque ad conventum 
Capuae habitum, integri anni spatium protestantur exactum; 
cum verum sit in eo spatio nullatenus annum integrum evo- 
lutum. Inter alia autem unum impudentissime mentiuntur, 
quia a communione Romanae ecclesiae nos sponte nostra 
sejunximus: cum testis nobis sit conscientia nostra et caritas, 
qua in Domino copulamur, nos non solum communionen 
eorum non evitasse, sed omnibus hoc persuadentibus restitisse«. 

Hugo, welcher offenbar zu stolz war, um den tief ge- 
kränkten Papst um Verzeihung zu bitten und ihm speciell 
zu huldigen, fand sich mit seinem Gewissen dadurch ab, 
dass er es unterliess, Victor direct und positiv anzugreifen. 
Zu welchen Selbsttäuschungen führt doch der Fanatismus! 


‘s) Dass statt des Textwortes »Urbano« gelesen werden muss: 
»Victore«, halte ich für zweifellos und trete in dieser Beziehung der 
Ausführung von R. Lehmann, Forschungen VIII, Seite 641 ff. voll- 
ständig bei. 
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Der strenge Papalist vertritt hier in eigner Angelegenheit 
Grundsätze, die er bei Andern entschieden als lax und 
corrumpirend verdammt hätte! 

Etwa sechs Wochen nach der Synode von Capua am 9. Mai 
1087 wurde Desiderius consecrirt und inthronisirt, worüber 
Petrus von Monte Cassino S. 750 sagt: 

»a Romanis episcopis, Hostiensi videlicet, Tusculanensi, 
Portuensi atque Albanensi, cardinalibus et episcopis atque 
abbatibus quam plurimis assistentibus more ecclesiastico 
consecratus et in apostolicam sedem locatus est.« 

Consecration und Inthronisation folgen hier unmittelbar 
auf einander: die Hauptfactoren sind die Kardinalbischöfe, wäh- 
rend die Provinzialbischöfe und Aebte assistiren. Anders ge- 
schah es im Jahre 1073: Gregor VII. wurde sofort nach der 
Wahl inthronisirt, die Consecration aber erhielt er erst 2 Mo- 
nate später. 


Die Abneigung, welche in den Kreisen der strengen Gre- 
gorianer gegen Victor herrschte, fand auch bei Hugo von Fla- 
vigny Chronicon S. 466 ff. einen scharfen Ausdruck. An die 
Mittheilung des ersten Briefes, welchen Hugo von Lyon an 
Mathilde geschrieben hatte, schliesst der Chronist lügenhafte 
und hämische Bemerkungen !%%): 

»Hic igitur (Desiderius) consecratus ab Ostiensi epis- 
copo, cum missas apud sanctum Petrum diceret, infra actio- 
nem judicio Dei percussus est. Et quamvis tarde cog- 
noscens se errasse, se ipse deposuit, et aceitis fratribus de 
Monte Cassino qui secum aderant, praecepit se illo deferri, 
et in capitulo non ut papam, sed ut abbatem sepeliri.« 

Gegenüber solchen Anfeindungen suchte Petrus von Monte 
Cassino die Ehrenrettung des Papstes zu übernehmen, — lei- 
der auf Kosten der Wahrheit. Um die streng kirchliche Ge- 
sinnung desselben zu documentiren, erfand Petrus die oben 
erwähnte alberne Disputation zwischen Desiderius und Otto. 
Noch dreister ist die Angabe S. 747, dass der sterbende Gre- 
gor VII. in erster Linie den Abt von Monte Cassino zu seinem 
Nachfolger vorgeschlagen habe (s. F. Hirsch S. 89, 90). 


104) Vgl. F. Hirsch, S. 99, Nr. 1, 
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B. 

Die eben erwähnte Nachricht des Petrus von Monte Cas- 
sino ist aus der Luft gegriffen: wohl aber steht fest, dass 
Gregor VII. auf dem Sterbebette anderweitige Vorschläge für 
die nach seinem Tode zu vollziehende Besetzung des aposto- 
lischen Stuhles gemacht hat. Da in der uns beschäftigenden 
Periode derartige Empfehlungen sterbender Päpste bisher nicht 
vorgekommen sind, so muss hier untersucht werden, wie sich 
die im Jahre 1085 auftauchende Function zu den sonstigen 
die Papstwahl tangirenden Vorschriften verhält. 

Zöpffel S. 48 meint, der sterbende Gregor habe, indem 
er 3 Männer (nämlich Hugo von Lyon, Otto von Ostia und 
Anselm von Lucca) vorgeschlagen, eine Pflicht erfüllt: »Die 
Berathung des auf dem Sterbebette liegenden Papstes mit den 
um ihn geschaarten Gliedern der Curie (über die Nachfolge 
im Primat) lag nicht im Belieben des Ersteren, war vielmehr, 
wie es scheint, gesetzlich gefordert.«e Nach dem Zeugniss 
eines älteren Canon’s hätten sich die Sitte und das Recht in 
diesem Punkt in ihrer Forderung begegnet. 

Der Canon, an welchen Zöpffel denkt, findet sich in dem 
ersten Buch der Sammlung des Deusdedit als c. 107 und 
enthält insbesondere Folgendes : 

»Si, quod absit, transitus papae inopinatus evenerit, 
ut de sui electione successoris, ut supra placuit, non pos- 
set ante decernere, si quidem in unum totius inclinaverit 
ecclesiastici ordinis electio, consecretur electus episcopus.« 

Diese dem Papste Symmachus (498—515) zugeschriebene 
Verfügung enthält kein Wort von einer Verpflichtung des ab- 
scheidenden Papstes: sie erachtet es bloss als zweckmässig 
oder wünschenswerth, dass der Sterbende sich confidentiell 
äussere, und setzt in dem besonderen Falle voraus, dass wegen 
des ganz unvermuthet eintretenden Todes eine derartige Aeusse- 
rung nicht erfolgen konnte. Wenn dem c. 10 D. 79 im De- 
cretum Gratiani, welcher die angegebene Stelle reproducirt, 
die Ueberschrift vorgesetzt wurde: »electio Romani pontificis 
etiam cum deliberatione praedecessoris fieri debet«, so ent- 
spricht dieselbe dem Inhalte durchaus nicht und verdient keine 
weitere Beachtung. Wahrscheinlich hat sich Zöpffel durch die 
falsche Ueberschrift irre führen lassen. 
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Die Lateranensischen Decrete von 1059, 1060, 1061 bringen 
über die Vorschlags-Berechtigung oder Verpflichtung des ster- 
benden Papstes keine Silbe. Wenn Nicolaus II. den Kardinal- 
bischöfen das Recht ertheilt, den Candidaten aufzustellen, so 
wollte er damit jede weitere Ingerenz ausschliessen : ich glaube 
mithin nicht zu irren, wenn ich behaupte, dass die von Gre- 
gor VII. geübte Kundgebung dem Geiste der lateranensischen 
Wahlordnung nicht entsprach. Wie dem auch sein möge, 
man hat weder 1086 noch 1087 die Vorschläge des gedachten 
Papstes berücksichtigt; die Wähler entschieden sich für den 
von Gregor nicht empfohlenen Desiderius, und verletzten da- 
durch keine Pflicht. 

* Nach Victor’s III. Tode gelangte Otto von Ostia am 
12. März 1083 als Urban II. auf den apostolischen Stuhl, 
und zwar in einer Weise, die der Wahlordnung, wenn ich so 
sagen darf, gleichsam ins Gesicht schlug. Von der Ausübung 
des kardinalbischöflichen Privilegs war keine Rede; die Laien 
aber liessen sich nicht auf einen blossen consensus subsequens 
beschränken. Besonders merkwürdig erscheint der Umstand, 
dass für einzelne Wählergruppen Mandatare zugelassen wur- 
den, ein Novum, welches an der Wahlordnung von 1059 
keinen Anhalt hatte, Die characteristischen Einzelnheiten über 
die Angelegenheit entnehmen wir aus zwei Briefen Urban’s und 
aus Petrus von Monte Cassino $. 760. 

Zuerst skizzire ich den Hergang im Allgemeinen. 

Nachdem die Markgräfin Mathilde und Andere den Im- 
puls gegeben hatten, liessen die ausserhalb Roms zerstreuten 
Kardinalbischöfe an die mit Victor III. in kirchlicher Gemein- 
schaft verbliebenen Geistlichen und Laien Einladungen ergehen. 
Demgemäss fanden sich in den ersten Tagen des März 1088 
in Terracina ein: a) die Kardinalbischöfe, einige benachbarte 
Diöcesanbischöfe und Klosteräbte, b) die Vertreter der römischen 
Kardinal-Kleriker und des römischen Volkes!®); diese entschieden 
sich mittels einmüthiger Acclamation für Otto von Ostia. 


105) Wenn Petrus von Monte Cassino von einem „concilium“ 
spricht, so will er damit ausdrücken, dass eine Wahlversammlung statt- 
gefunden habe. An eine „Synode“ darf man mit Zöpffel S. 108 und 
Weizsäcker S. 335, nicht denken. 
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1. Otto war, wie oben bemerkt wurde, von dem sterben- 
den Gregor VII. neben Hugo und Anselm zum Nachfolger 
vorgeschlagen worden, kam aber bei der Neuwahl von 1086 
und 1087 kaum in Frage. In Capua zeigte er sich dem 
Candidaten der Mehrheit höchst feindselig, trat jedoch 
bald zu dem neuen Papste in ein freundliches Verhältniss. 
Die Aussöhnung war eine so vollkommene, dass Victor III. 
kein Bedenken trug, dem Vorgange Gregor’s VII. gemäss, 
kurz vor seinem Tode Otto zum Nachfolger zu empfehlen. 


So hatten sich denn zwei Päpste zu Gunsten des Kar- 
dinalbischofs ausgesprochen: die Folge davon war, dass nach 
dem Tode Victor’s kein Anderer als gerade Otto von den 
Betheiligten in Aussicht genommen wurde. Petrus schreibt, 
dass der Kardinalbischof von Tusculum in Terracina mit be- 
sonderem Nachdrucke auf die Willensmeinung Gregor’s VII. 
und Victor’s III. hingewiesen habe: »Surgens in medium — 
retulit per ordinem omnia, quae de ordinatione ecclesiae 
vel papa Gregorius ante vel postmodum papa Victor sta- 
tuerant.« Urban selbst sagt in dem Briefe an den Erz- 
bischof von Salzburg und andere deutsche Bischöfe unterm 
13. März 1088 (s. Watterich 1, S. 576 f.), dass die Wähler 
ihn ausersehen hätten: »auctoritatem atque imperium 
sanctae memoriae praedecessorum meorum Gregorii et Victoris 
habere se super hoc asserentes.« Daran schliesst sich der für 
Hugo von Clugny bestimmte, ebenfalls wohl im März 1088 
geschriebene Brief (s. Mabillon Annales Benedict. V S. 284, 
285): »Deum me offendere metuebam, praesertim quum 
praedecessores meos viros omni veneratione dignos Gregorium 
sciliceet atque Vietorem !%) hoc sibi divine praecepisse 
asserunt.« 

2. In den beiden bezeichneten Briefen spricht sich Papst 
Urban ferner über die Thätigkeit aus, welche die Kardinal- 
bischöfe und die Mandatare der Römer nebst den sonstigen 
Anwesenden in Terracina entfalteten: 


16) Durch dieses loyale Zeugniss Urban’s II. werden die Gehässig- 
keiten Hugo’s von Lyon und Hugo’s von Flavigny gegen Victor in das 
richtige Licht gestellt. 
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Brief an den Erzbischof. 


»Reverendissimi fratres no- 
stri episcopi et cardinales, Sa- 
vinensis videlicet, Tusculanen- 
sis, Albanensis, Signensis 
praeterea, et Portuensis con- 
sensum, legationem et pe- 
titionem ferentes omnium fide- 
lium nostrae parti faventium 
clericorum Romae eligen- 
tium et religiosissimus abbas 
Cassinensis omnium diaco- 
norumet R (ainerius) Cardi- 
nalis tituli sancti Clementis 
omnium cardinalium nec non 
et B(enedictus) praefectus om- 
nium fidelium laicorum una 
cum XX et I episcopis et qua- 
tuor abbatibus apud Terra- 
cinam coadunati — mihi — 
regimen sedis apostolicae com- 
misere.« 


[257 
Brief an Hugo v. Clugny. 


»Notum — facimus dilectioni 
vestrae, quod apud Terracinam 
— sanctae Romanae ecclesiae 
episcopi et cardinales, Por- 
tuensisvidelicet, Sabinensis, 
Tuseulanensis, Albanensis et 
Signensis cum aliis episcopis 
numero sexdecim et abba- 
tibus quatuor aliisque quam 
plurimis viris religiosis con- 
venientes: cum Portuensis epi- _ 
scopus omnium Romano|- 
rum clericorum catholi- 
cae parti faventium se legatum 
diceret, abbas vero Casinensis 
cardinalis diaconus caeterorum 
diaconorum R. quoque car- 
dinalis tituli s. Clementis om- 
nium cardinalium, prae- 
fectus autem Urbis laicorum 
omnium referre assererit lega- 
tionem« etc. 


Die Zulassung von Repräsentanten war, wie bemerkt, ein 


Novum, für welches unsere Periode kein Beispiel darbot. Das 
Decret von 1059 hatte ja in $5 für den Fall der Wahl extra 
urbem bestimmt, es genüge, wenn »nur wenige« sich be- 
theiligten : darin lag, dass die ursprünglich Berechtigten, 
nicht aber etwaige Vollmachtsträger wählen sollten. Auch bei 
der Wahl Nicolaus’ II. in Siena haben die daselbst erschie- 
nenen römischen Kleriker nur für sich selbst, nicht aber für 
die Abwesenden ihre Stimmen abgegeben. 

Die Kardinalbischöfe waren in Terracina vollzählig an- 
wesend; einer derselben, der Bischof von Porto, war zu- 
gleich der Mandatar der Gesammtheit der Kardinal-Kleriker 
(clerici Romani). Daneben fungirten für die Kardinalpriester 
(die Kardinäle im engsten Sinne) und die Kardinaldiaconen 
besondere Vertreter. Petrus von Monte Cassino lässt 
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Specialbevollmächtigten für die zwei Gruppen des Kardinalats 
unerwähnt und beschränkt sich darauf, den Kardinalbischof 
von Porto als den Generalmandatar des Kardinalats einzuführen: 
»ab urbe Roma Johannes Portuensis episcopus omnium car- 
dinalium clericorum !”) catholicae duntaxat parti faven- 
tium — legationem attulerunt.« 

Während bei der Wahl Victor’s III. nach dessen eigener An- 
gabe Provinzialbischöfe mitwirkten, erschienen 1088 in Terracina 
ausser denselben auch Klosteräbtee Die Gesammtzahl der 
Provinzialbischöfe und Aebte fixirt Petrus von Monte Cassino 
auf 40, wogegen nach Urban, der hier vorzugsweise in Be- 
tracht kommt, viel weniger Theil genommen hätten. Zu den 
Provinzialbischöfen ist auch der Bischof von Segni zu rechnen, 
wie aus Urban’s Brief an Hugo hervorgeht: besässen wir 
diese klare Angabe nicht, so könnte es bei der undeutlichen 
und incorrecten Fassung des anderen Schreibens scheinen, als 
ob der gedachte Bischof zu den Kardinalbischöfen gehört habe. 

3. Die Kardinalbischöfe, welche die Wähler berufen hatten, 
leiteten in Terracina die Verhandlungen. Nachdem am 9. März 
der Kardinalbischof von Tuseulum die Versammlung angeredet 
hatte, erfolgte am 12. in der Kirche die definitive Entschei- 
dung. Hierüber sagt Petrus: 

»Dominica itaque die, valde mane, omnes iterum in 
eadem ecclesia congregati, cum inter se pariter nonnulla de 
re hujusmodi tractavissent, exurgentes tres cardinales 
episcopi, qui caput ejusdem concilii erant, Portu- 
ensis scilicet, Tusculanensis et Albanensis ambonem ascen- 
derunt factoque silentio uno simul ore pronuntiant, 
Ottonem episcopum placere sibi in Romanum Pontificem 
eligendum. Cumque utrum omnibus idem quoque 
pJaceret, sicut est consuetudo, requirerent, repente mira- 
bili ac summa concordia omnes magna voce, hoc sibi pla- 


7) Im Texte steht zwischen den zwei gesperrt gedruckten Worten 
ein: et. Ich glaube dies, als auf einem Versehen beruhend, streichen 
zu dürfen. Offenbar will Petrus in Uebereinstimmung mit Urban von 
der Vertretung der Cardinalkleriker sprechen. Dass Petrus unter den 
„derici“ den niederen Klerus sollte verstanden haben, ist umsoweniger 
anzunehmen, als diese Gruppe nach Urban’s Darstellung in Terracina 
ohne Vertreter blieb. 
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cere dignumque illum universi conclamant apostolicae sedis 
papam existere.« 

Wenn Scheffer S. 76—78 meint, die Darstellung des 
Petrus zeige, dass die Kardinalbischöfe das ihnen zustehende 
judieium principale ganz im Sinne des Decrets von 1059 aus- 
geübt hätten, so ist das absolut unrichtig. Das Decret schreibt 
eine separate Tractatio der Kardinalbischöfe vor; dagegen 
nahmen in Terracina alle Anwesenden (ohne Unterschied der 
Stellung) an der Tractatio Theil. Während sodann das De- 
cret verlangt, dass der aufgestellte Candidat ausschliesslich 
den Kardinalklerikern präsentirt werde, wandten sich bei 
Urban’s Erhebung die Kardinalbischöfe an die ganze Ver- 
sammlung. Auch darf nicht unbemerkt bleiben, dass in 
Terracina die bezügliche »pronuntiatio« nur von 3 Kardinal- 
bischöfen vollzogen wurde, wiewohl ausser denselben noch der 
Bischof von Sabina und Otto selbst anwesend waren. Endlich 
fällt ins Gewicht, dass Urban in den beiden angeführten 
Briefen von einer Ausübung des kardinalbischöflichen Privilegs 
kein Wort sagt. Hiernach ist klar, dass die von den 3 Kar- 
dinalbischöfen auf der Kanzel verlautbarte Erklärung nichts 
war als ein Mittel, die spruchreife Besetzungsangelegenheit 
zum Abschluss zu bringen und die Acclamation zu Gunsten 
Ötto’s zu erzielen. Und gesetzt auch, die 3 Prälaten wären 
bestrebt gewesen, ein Vorzugsrecht zur Geltung zu bringen, 
so hätte es sich doch nur um eine Formalität handeln können, 
da von vorneherein niemand anders als Otto, dem die »prae- 
cepta« der zwei letzten Päpste zur Seite standen, als Candi- 
dat in Aussicht genommen war. 

4. Die Laien, welche nach dem Decret von 1059 kein 
weiteres Recht besassen, als in Gemeinschaft mit dem niederen 
Klerus der perfect gewordenen Wahl zu »consentiren«, waren 
in Terracina durch einen besonderen Mandatar, den Präfecten 
Benedict vertreten: dieser aber betheiligte sich an Allem, 
was zur Erhebung Otto’s gehörte, in gleicher Weise wie die 
Geistlichen. Benedict hat nicht nur die Acclamation mit- 
vollzogen, sondern war auch bei den Vorberathungen an- 
wesend. 
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An die durch einmüthigen Zuruf manifestirte Erhebung 
schloss sich in der Kirche von Terracina !%) sofort die In- 
thronisation des neuen Papstes. Urban selbst hat in seinen 
Briefen dieser Handlung nicht weiter gedacht, wohl aber 
berichtet Petrus von Monte Cassino: 

»Mox cuncti surgentes capiunt eumque cappam laneam 
exuentes, purpuream induunt et cum acclamatione et invo- 
catione sancti spiritus ad altare beati Petri apostoli illum 
pertrahentes in pontificali solio ponunt.« 

Auch die Annales Beneventani M. G. S. 182 wollen die 
Inthronisation bezeugen, indem sie (mit Benutzung des früher 
beleuchteten eigenthümlichen Sprachgebrauchs) sagen: 

»Ötto Hostiensis episcopus mense Marti in papam 
Urbanum consecratur a cardinalibus apud Terra- 
cinam.« 


108) Urban wurde also ausserhalb Rom’s inthronisirt. Dem- 
gemäss ist die Behauptung Zöpffel’s S. 259, dass während des uns 
interessirenden Zeitraums die Inthronisation nur in der römischen 
S. Peter- Basilica oder in der römischen Kirche Petri ad Vincula hätte 
stattfinden können, in solcher Allgemeinheit unrichtig. 


Zeitschrift für Kirchenrecht. XXII. (N. F. VII.) 1. 2 
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XIV. 
Paschalis II. und die Gegenpäpste. 


Auf Urban II. (+ 29. Juli 1099) folgte Paschalis II., 
früher Rainer, welcher in Terracina 1083 seine Amtsgenossen, 
die römischen Kardinalpriester, vertreten hatte; er wurde am 
13. August 1099 in Rom gewählt und starb am 21. Ja- 
nuar 1118. 

Der neue Papst schrieb über seine Erhebung an den Abt 
Hugo von Clugny: »Die post ejus (d. h. Urban’s II.) tran- 
situm XVI. nos licet indigni totius cleri et catholici populi 
assensu in ejus locum suffecti sumus (Watterich II. S. 17).« 
Genaueres bringt der Kardinal Petrus Pisanus in seiner Bio- 
graphie Paschalis’ II. (Watterich II. S. 1 ff.): »Ecclesia, quae 
erat in Urbe, pastorem sibi dari expetüt. Ob hoc patres 
cardinales et episcopi, diaconi primoresque Urbis, 
primiserinii et scribae regionarii in ecclesia sancti Clementis 
conveniunt. Hic dum de multis agitur, subito de hoc com- 
modius placet.« 

Wir sehen, dass 1099, wie vor 11 Jahren in Terracina 
keine separate kardinalbischöfliche Tractatio stattfand, sondern 
dass die gesammte Wählerschaft (Geistliche und Laien) zu 
gemeinsamer Berathung zusammenkamen. Als Rainer ent- 
fliehen will, machen ihm die »patres«e Vorhaltungen und er- 
klären dann: 

»Ecce te in pastorem sibi expetit populus Urbis, te 
eligit clerus, te collaudant patres. Divinitus hie congre- 
gati in nomine Domini te ad summi pontificatus apicem et 
eligimus et confirmamus. Sic eo diu renitente, a primi- 
scriniis et scribis regionariis, mutato nomine ter acclama- 
tum est responsumque, Paschalem papam sanctus Petrus 
elegit 19°).« | 

100) Die Wähler entscheiden in voller Freiheit, ohne auf eine 


letztwillige Kundgebung Urban’s II. zu Gunsten Rainer’s Bezug zu 
nehmen. Wenn Ekkehard S. 218 sagt: „antequam (Urbanus) ex hac 
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Bevor wir die weitere Entwickelung betrachten, müssen 
wir die von Petrus Pisanus angewendete Terminologie er- 
klären. 

Wie früher bemerkt wurde, war es im 11. Jahrhundert 
üblich, den Terminus »clerus Romanus«e für die Kardinal- 
kleriker zu reserviren. Dagegen beginnt mit dem 12. Jahr- 
hundert der Usus, die niedere römische Geistlichkeit als 
sclerus« zu bezeichnen, und diesen clerus von den cardinales 
zu trennen. Der neue Sprachgebrauch findet sich bei Petrus 
Pisanus, bei dem Kardinaldiacon Pandulf, welcher die Ponti- 
fieate Grelasius’ II. und Calixt’ II. beschrieben hat, u. A. 

In den angeführten Stellen der Biographie Paschalis’ 11. 
wendet Petrus das Wort »patres«e an, um die Kardinäle als 
solche im Gegensatz zu dem »clerus«, der niederen Geistlich- 
keit (welcher auch die primiserinii und scribae regionarii an- 
gehörten), zu bezeichnen. Auf das Kardinalat ist meines 
Erachtens zu beziehen der Passus: »patres cardinales et epis- 
copi, diaconi.«e Hier sind die 3 Gruppen, Kardinalbischöfe, 
Kardinalpriester (Kardinäle im engsten Sinn) und Kardinal- 
diaconen gemeint. Auffallend könnte allerdings erscheinen, 
dass die Kardinalbischöfe nicht an erster Stelle aufgeführt 
sein sollten, indessen finden wir im 12. Jahrhundert eine der- 
artige Anordnung Öfters vor: ich mache z. B. aufmerksam auf 
den seitens der Wähler Anaclets 1130 an Lothar gerichteten 
Brief, welchen die zwei betheiligten Kardinalbischöfe erst nach 
den Kardinalpriestern und Kardinaldiaconen unterschrieben. 

Petrus Pisanus fährt dann in seiner Schilderung der 
Blectio folgendermaassen fort: »His aliisque laudibus solem- 
niter peractis, chlamyde coccinea induitur a patribus et 
tiara capiti ejus imposita, comitante turba, cum cantico La- 
teranum vertens, ante eam portam, quae est ab australi 
plaga, ad Basilicam Salvatoris, quam Constantinianam 
dieunt, addueitur; equo descendit, locaturque in sede, 
quae ibidem est.« 

Dass Paschalis, wie hier ausdrücklich bezeugt wird, in 
der Lateran-Kirche inthronisirt wurde, darf nicht überraschen, 


vita migraret — Rainerium cardinalem de sancto Clemente designavit 

in regimen apostolicum eligendum“, so wird diese nicht weiter beglau- 

bigte Notiz bei dem Schweigen der Biographie zu beanstanden sein. 
9* 
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nachdem man Urban II. sogar in Terracina inthronisirt hatte. 
Wenn die Erlasse Nicolaus’ Il. zugestanden, dass im Nothfall 
die römische Inthronisation ganz unterbleiben dürfe, so liegt 
es nahe, dass es um so weniger auf den Ort der locatio an- 
kam. Uebrigens wurden auch Innocenz II. und Eugen III. 
im Lateran inthronisirt. Hiernach erledigt sich die Behaup- 
tung Zöpffel’s S. 259, es sei überhaupt unstätthaft gewesen, 
im Lateran eine Inthronisation vorzunehmen. 

Der Inthronisation Paschalis’ II. schloss sich an die de- 
ductio in Patriarchium Lateranense nebst mehreren Cere- 
monien, die in den Quellen bei den früheren Besetzungen 
unserer Periode nicht erwähnt worden sind. Petrus schreibt: 

»Deinde in patriarchale ascendens palatium ad duas 
curules devenit. Hic baltheo suceingitur cum septem ex eo 
pendentibus clavibus septemque sigillis: ex quo sciat, se 
secundum septiformem spiritus sancti gratiam sanctarum 
ecclesiarum, quibus Deo auctore praeest, regimini in clau- 
dendo aperiendoque tanta ratione providere debere, quanta 
solemnitate id quod intenditur operatur. Et locatus in 
utrisque curulibus, data sibi ferula in manum, per caetera 
palatii loca, solis pontificibus Romanis destinata, jam Do- 
minus, vel sedens vel transiens electionis modum implevit.« 

Der Inthronisirte empfing am folgenden Tage, den 14. 
August, die bischöfliche Weihe. Als Consecratoren fungirten 
nach der Mittheilung des Petrus die Bischöfe von Ostia, Porto, 
Albano, Lavicum (d. h. Tusculum, wie Watterich II. S. 2 
annimmt) Praeneste und Nepi. Von diesen war der letztere 
nicht Kardinalbischof; wahrscheinlich hatte man ihn zur Ver- 
tretung und Aushülfe herangezogen. 

Von der Peterskirche, in welcher die Consecration statt- 
fand, kehrte Paschalis in das lateranensische Patriarchium 
zurück: »cum ingenti applausu populi plebisque, cum alacri- 
tate patrum (d. h. der Kardinäle) ac devotione cleri« (d. h. 
der niederen Klerus). 

Im September 1100, etwa ein Jahr nach der Erhebung 
Paschalis’ IL, starb Wibert, welcher als Gegenpapst ein küm- 
merliches Dasein gefristet hatte: damit erreichte das Schisma 
indessen nicht seine Endschaft. Vielmehr machte man von 
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Seite der Wibertiner noch einige Versuche, dem Verstorbenen 
Nachfolger zu geben. Ueber diese Experimente berichten zwei 
Darstellungen, die auf verschiedenen Standpunkten stehen und 
auch sachlich nicht ganz mit einander harmoniren, nämlich 
die Vita Paschalis’ II. von Petrus Pisanus (Watterich II. 
$. 4, 5) und die Annales Romani S. 477. 

Der Biograph Paschalis’ II. sagt, dass bald nach Wibert’s 
Tode das Schisma wieder erneuert worden wäre, ohne zu be- 
richten, welche Faetoren dabei thätig gewesen: 

»Alter post alterum duo statim eliguntur papae. Et 
unus quidem eodem, alter post centesimum quintum ele- 
ctionis suae diem a fidelibus captus, qui Albertus voca- 
batur, apud sanctum Laurentium Aversae retrudi, et qui 
Theodvricus, apud sanctam Trinitatem in Cava eremi- 
ticam vitam addiscere, patrum judicio adjudicati sunt.« 

Während Petrus von Pisa nur die Eigennamen der Gegen- 
päpste, nicht aber deren frühere kirchliche Stellung anführt, 
nennt der römische Annalist die Namen nicht, erwähnt jedoch 
die Antecedentien. Von demjenigen, welcher bisher Kardinal- 
bischof von Sancta Rufina gewesen war, wird erzählt, er sei 
des Nachts gewählt worden und habe schliesslich als Mönch 
in Cava geendet. Das würde also auf Theodorich passen 
wogegen Albertus, welcher später nach Aversa gebracht wurde, 
vorher Kardinalbischof von Sabina gewesen sein wird. 

Der dritte Gegenpapst, Maginulf, welcher den päpstlichen 
Namen Silvester IV. erhielt (die beiden Andern sind keiner 
officiellen Bezeichnungen theilhaft geworden), wurde am 18. 
November 1105 eingesetzt (s. Hefele C. G. V. S. 254). Auf 
ihn will Paschalis in dem Briefe an den Klerus und die Laien 
von Frankreich vom 26. November des gedachten Jahres 
(M. Bamb. S. 235 ff.) hindeuten: 

»Venit quidam Wernerius, regis Teutonici famulus, in 
Romanae urbis vicina, evocantibus eum quibusdam per- 
fidae mentis hominibus. — Talibus sociis presbyter quidam, 
Romanae urbis advena, se conjunxit, de quo vel ubi, vel a 
quibus ordinatus sit, hactenus ignoramus. Hanc personam 
egregiam, nigromanticis, ut dicitur, praestigiis plenam — 
cum fideles nostri occasione treugae Dei ab armis omnino 
desisterent -- in Lateranensem ecclesiam induxerunt, et 
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congregatis Wibertinae faecis reliquiis, in episcopi nomen 
perniciosissime illeverunt.« 

Maginulf, welcher in den Annales Romani als Archipres- 
byter sancti Angeli bezeichnet wird (während Paschalis ihn 
für einen presbyter vagus hält), occupirte, wie wir ersehen, 
den Lateran, aber nur für kurze Zeit; er entwich aus Rom, so 
dass Paschalis wieder in den vollen Besitz seiner Stellung 
gelangte. Gleichwohl hielt Heinrich V. es für angemessen, 
den Prätendenten zur formellen Resignation zu nöthigen, 
nachdem er im April 1111 dem unglücklichen Paschalis das 
ominöse Investitur-Privilegium abgerungen hatte. 

Die Annales Romani sagen allgemein mit Bezug auf die 
drei angeführten Creaturen der Wibert’schen Partei: »tres 
pontifices electi ac consecrati sunt a clero et populo, qui 
ex parte Clementis pontificis fuerunt.« Dann heisst es in 
specie von dem bisherigen Kardinalbischof Albertus von Sa- 
bina: »elegerunt et consecraverunt et in sede posue- 
runt.e 

Nur der Archipresbyter Maginulf konnte die Bischofs- 
weihe empfangen; die zwei andern, die bereits Bischöfe waren, 
bedurften blos der Inthronisation. Mithin umfasst in dem 
ersten Satze das consecrari sowohl den Empfang des ordo 
episcopalis als die locatio in sede Petri. Dagegen ist die 
Wendung des zweiten Satzes, wo die Inthronisation !!®) in 


110) Zum Erweise meiner S. 42 ff. geltend gemachten Annahme, 
dass consecrare im Sinne von inthronizare gebraucht werde, möge 
noch nachträglich ein Quellenzeugniss vorgeführt werden. Leo IX. 
sagte auf dem Concil zu Rheims 1049 (Mansi XIX., S. 744): »Com- 
pertum caritati vestrae credimus, quod consecrationem nostram, 
illam videlicet, qua benignitas Dei humilitatem uostram sauctae 
Romanae ecclesia pracesse voluite: eine Aeusserung, welche auf 
die römische Inthronisation bezogen werden muss. Auch im 12. Jahr- 
hundert wird der betreffende Sprachgebrauch festgehalten. Sehr instructiv 
ist namentlich eine Stelle des Ordericus Vitalis historia eccles. M. G. 
XX.,S. 69: »Guido Viennensis archiepiscopus in Calixtum papam — 
electus est. Ibi Lambertus Ostiensis — aliique plures de Romano senatu 
clerici affuere, quibus specialis praerogativa concessa est, papam eligere 
et consecrare, Inthronizatus est itaque Guido.“ Dazu kommt 
die Historia Compostellana (Watterich II., S. 125, 126): „Cardinales — 
Guidonem in papam eligunt. — Romani eum in papam consecrant. 
Postea Portuensis episcopus cum quibusdam Romam mittitur, ut papae 
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Betracht kommt, pleonastisch: es hätte genügt, auf die con- 
secratio oder auf die locatio in sede Petri hinzuweisen. Eine 
ähnliche pleonastische Redeweise, welche der Annalist von 
Altaich S. 814 dem Papste Alexander II in den Mund legt, 
wurde oben in Abschnitt VII S. 122 erwähnt. 

Dass Heinrich IV, bei den drei Intrusionen seine Hand 
im Spiele gehabt habe, ist sehr unwahrscheinlich: er wird 
nach dem Misserfolge, welchen er an Clemens III. erlebte, 
keine Neigung verspürt haben, ähnliche Experimente zu unter- 
nehmen. Ich leugne daher mit Druffel S. 84, 26 jede posi- 
tire Theilnahme Heinrich’s und halte das, was Ekkehard 
Ss. 223, 224 vorbringt, für unglaubwürdig. 

Im Uebrigen kam eine qgufrichtige Versöhnung zwischen 
Paschalis II. und Heinrich nicht zu Stande, so sehr dies auch vom 
deutschen Reichstage gewünscht worden war. Als der Kaiser 
durch den Abfall seines Sohnes, des späteren Heinrich V., 
1105 in grosse Bedrängniss gerieth, schrieb er an Paschalis 
und sprach die Hoffnung aus, es werde die Herstellung des 
Friedens möglich sein, wenn ihm seine kaiserliche Ehre und 
Würde gewahrt bliebe (M. Bamb. S. 230 f.). Unter der 
gleichen Voraussetzung («si tamen reverentia et honor debitus 
sicut antecessoribus meis ab apostolica sede exhiberetur et 
mihi») will sich Heinrich im Februar oder März 1106 (s. M. 
Bamb. S. 241 ff.) dem Papst unterwerfen. Einige Monate 
später, im Juli 1106, lässt er sich durch den Drang der Um- 
stände in dem Schreiben an die Sachsen folgende Erklärung 
abpressen : 

»Si interpellatio vestra nullaque alia interventio ad 
praesens prodesse poterit, appellamus Romanum pontificem 
et sanctam universalem sedem et ecclesiam.« (l. c. S. 505, 
906.) 


Gelasii obitum nuntiet et catholicis Romanae ecclesiae fratribus Calixti 
papae electionem atque consocrationem notificet. 


- 
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XV. 


Der Patriciat Heinrich’s IV. 


!. Bernold, welcher gleich den übrigen zeitgenössischen 
Berichterstattern Deutschlands die Uebertragung des Patriciat’s 
an den Kaiser Heinrich III. in Jahr 1046 völlig ignorirt, 
erzählt, gestützt auf Berthold, dass König Heinrich IV. im 
Jahr 1061 Patrieius der Römer geworden sei: 

»Romae Nicolao papa defuncto Romani coronam 
et alia munera Heinrico regi transmiserunt, eumque pro 
eligendo summo pontifice interpellaverunt. Qui ad se con- 
vocatis omnibus Italiae episcopis generalique conventu 
Basileae habito eadem impositacorona Patricius 
Romanorum appellatus est.« (S. 427, 428.) 

Wenn Bernold sich so ausdrückt, als ob die betreffende 
Deputation den Willen des gesammten Römischen Volkes 
repräsentirt habe, so ist das unrichtig, da sich nur eine’ Römi- 
sche Fraction an Heinrich IV. wandte. Dieselbe Partei, 
welche den Cadalus zum Papst wünschte, offerirte dem jungen 
Könige die Titulatur des Patriciats; sie wollte ihm damit 
eine Freude machen und ihn für die in Betreff der Besetzung 
des apostolischen Stuhles gehegten Wünsche günstig stim- 
men. Dagegen ist die Annahme, man hätte den König zum 
Patricius erhoben, damit er als solcher einen Papst no- 
miniren könne, durch den Zusammenhang absolut ausgeschlossen. 
Die Uebergabe der corona und der sonstigen Geschenke war 
lediglich ein appendix zu der »Interpellatio«. Im Uebrigen 
gedenkt ausser Berthold und Bernold kein Deutscher der 
Patriciatsertheilung des Jahres 1061: der Act ging spurlos 
vorüber, ohne weitere Wirkungen zu hinterlassen. 

Auch Petrus Damiani, welcher sich doch so genau mit 
der Erhebung des Cadalus beschäftigt, schweigt völlig über 
die dem Könige 1061 dargebotene römische Würde, während 
er allerdings die vom Kaiser Heinrich III. 1046 gewährte 
Patriciatsstellung in der Disceptatio kurz erwähnt. 
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Benzo, welcher, wie oben S. 49 dargethan wurde, den 
Königs-Patriciat Heinrich’s III. von 1046 willkürlich als 
erbliche politische Würde auffast, nimmt in Folge 
dessen an, dass Heinrich IV. die Patriciatsstellung von seinem 
Vater erlangt, mithin schon seit 1056 besessen habe. Nach 
dieser Voraussetzung des Panegyrikers war eine eigentliche 
Uebertragung des Patriciat’s an Heinrich IV. ausgeschlossen. 
Dann berichtet Benzo, dass die Römer im Jahre 1061 dem 
Könige die Insignien der Würde gesandt hätten, worin er 
von seinem Standpunkt aus eine Anerkennung der ererbten 
königlichen Dignitas erblicken musste. Seine Exposition, welche 
an den Tod Nicolaus’ II. anknüpft, lautet S. 673 folgender- 
maassen: 

»Romani in melius recordati, convenientes in unum 
promittunt, emendare, quidquid peccaverunt in regem puerum. 
Itaque mittunt ei chlamydem, mitram, annulum et patri- 
cialem cırculum per episcopos, per cardinales atque sena- 
tores et per eos, qui in populo videbantur praestantiores. 
Statim autem ut curiae praesentantur, de tota Italia cae- 
terisgque regnis proceres convocantur. Visum est enim 
domnae imperatrici suisque silentiariis, non esse recipienda 
Capitolii dona nisi cum regnorum primariis.« 

2. Neben dem seitens einer römischen Fraction darge- 
brachten Patrieciat von 1061, auf welchen Heinrich niemals 
das mindeste Gewicht gelegt hat, begegnet uns aber ein 
anderer Patriciat, welcher einige Jahre später von dem Kö- 
nige angerufen und von einigen deutschen Regalisten in dessen 
Interesse verwerthet wurde. 

Als Heinrich im Jahre 1076 in Worms gegen Gregor VII. 
vorging, richtete er an denselben ein Schreiben, in welchem 
er unseres Wissens zum ersten Mal auf den ihm zustehenden 
Patrieiatus Urbis Bezug nahm. Der König schreibt mit Hin- 
blick auf die Absetzungssentenz der Bischöfe an den Papst: 

»Quorum sententiae, quae justa et probabilis coram 
Deo hominibusque videbatur, ego quoque assentiens, omne 
tibi papatus jus, quod habere visus es, abrenuntio, atque 
uta sede Urbis, cujus mihi patriciatusDeo tribuente 
et jurato Romanorum assensu debetur, descendas edico.« 
(M.G. Leges II. S. 46.) 
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Bemerkenswerth ist zunächst, dass Heinrich sich als 
Patricius von Gottes Gnaden fühlt, ohne seine Würde auf 
eine römische Concession zu basiren: die Römer sind ver- 
pflichtet, diese patricische Stellung des Königs eidlich anzu- 
erkennen oder haben dies bereits gethan. | 


Um zum Verständniss dieses neuen Anspruchs zu gelangen, 
müssen wir einen demselben Briefe angehörenden Passus, welcher 
dem oben mitgetheilten Satze vorangeht, ins Auge fassen: 


»Quum in primis omnem haereditariam Jigni- 
tatem, quae mihi ab illa sede debebatur, superbo 
ausu rapuisses, longius inde progrediens regnum lItaliae 
pessimis artibus alienare tentasti.« 

Der König beklagt sich hier, dass Gregor ihm die 
Kaiserwürde vorenthalten, ihn nicht zum Kaiser gekrönt 
habe. Aber er meint, dass er auch ohne reellen Empfang 
der Kaiserkrone in römische Angelegenheiten eingreifen könne. 
Heinrich will sagen, »wenn ich auch noch nicht Kaiser bin, 
so bin ich doch Patricius Urbis, der Patrieiat aber ist die 
Vorstufe zum Kaiserthron«e. Mir scheint, dass Hein- 
rich IV. sich als Patricius im Sinne Karls des Grossen 
betrachtet, welcher-als solcher bereits vor dem Weihnachtsfeste 
des Jahres 800 in Italien als Herrscher auftrat. Für diese 
Auffassung spricht eine wichtige Stelle in dem Chronicon 
Mauriniacense, einer Arbeit des 12. Jahrhunderts (s. Watte- 
rich 11. S. 173, 174). Wir nehmen wahr, wie der Chronist 
den Patriciat des deutschen Königs mit Karl dem Grossen 
in directe Beziehung bringt: »ea tempestate inter regem 
Teutonicorum, qui ex successione Caroli Magni 
Romanorum Patricius est, et ecclesiam Romanam illa 
turbulentissima de investituris orta est seditio.« 


Welche Befugnisse leitet König Heinrich 1076 aus dem 
Patriciate ab? Er hält sich für berechtigt, als Patricius der 
Stadt Rom den Papst zur Niederlegung seines Amts 
zu veranlassen. Gregor soll zurücktreten; falls er Schwierig- 
keiten macht, mögen die Römer ihn zwingen, dem Befehl des 
König-Patricius nachzukommen. 


Ein Ernennungsrecht beansprucht Heinrich auf Grund 
des Patriciats nicht: wenigstens bleibt die patricische 
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Stellung in dem Passus, welcher die Neubesetzung des päpst- 
lichen Stuhles in Aussicht nimmt, unerwähnt: 
»Exurgite in eum« (so werden die Römer angeredet), 
»ut eum, si nolit, descendere cogatis, et alium communi 
omnium episcoporum et vestro vonsilio a nobis electum in 
apostolicam sedem recipiatis.« 


Von einem Patriciat, wie ihn Heinrich im Jahr 1076 
voraussetzte, sprechen die Annales Altahenses an einigen 
Stellen (S. 811, 813). Der Annalist erwähnt weder den 
Uebertraguugsact von 1046 noch von 1061, nimmt aber ohne 
weitere Erklärung an, dass König Heinrich Patrieius sei. 
Zunächst führt er uns einen römischen Kardinalbischof vor, 
welcher sich in Augsburg anklagt, dass er bei der Wahl und 
Inthronisation Alexander’s II. mitgewirkt habe, obwohl die 
Erhebung unerlaubt gewesen sei: »non enim ex consensu regis 
utpote patricii nostri, ut pastor in ovile intravit, sed 
data pecunia Nordmannis — ut fur et latro aliunde descendit.« 
Sodann wird berichtet, was Cadalus 1063 auf der gegen Ale- 
xander gerichteten Synode gesagt haben soll: »ipse Alexandrum 
damnavit, dicens, se pastorem dominici gregis jure habendum 
utpote a rege, Romano scilicet patricio, electum et 
constitutum.« Uebrigens weichen die Aeusserungen der beiden 
Prälaten über die patricischen Befugnisse von einander ab. 
Nach Cadalus hat der König-Patricius das Nominationsrecht, 
wogegen der Kardinalbischof nur einen consensus antecedens 
für denselben beansprucht. 

Auch Otto von Freising war der Meinung, dass Hein- 
rich IV. als geborener Patricius in Betreff der Besetzung des 
römischen Stuhles habe concurriren wollen, noch ehe er des 
' Kaiserthums theilhaft geworden sei. Der Verfasser, welcher 
im Chronicon 8. 246 über die Erhebung Gregor’s V1I. von 
1073 bemerkte: »ex hinc schisma gravissimum, eo quod 
absque consensu regis per electionem constitutus erat, 
oritur«, führt uns in den Gesta Friderici (M. G. XX S. 353) 
zu einer »magna curia« , welche Heinrich IV. abhält, und 
sagt von demselben: »Ubi omnibus advenientibus injurias sibi 
a Romana ecclesia irrogatas affectuose conqueritur, quod 
videlicet ipso inconsulto — qui tanquam rex et patri- 
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cius primus in electione suae urbis episcopi esse 
deberet — Romani sibi pontificem praefecissent, cum a patre 
suo imperatore plures ibidem quasi sine electione 
inthronizati fuerint«. Otto verlegt die curia nach Brixen, 
denkt also an das Jahr 1080, in welchem Gregor’s Wahl 
cassirt und Wibert erhoben wurde. Obwohl dem Chro- 
nisten das Brixener Synodaldecret nicht unbekannt gewesen 
zu sein scheint, hat er doch einen Passus des Wormser bi- 
schöflichen Schreibens von 1076 für die Versammlung von 
1080 verwerthet, wie aus folgender Zusammenstellung ersicht- 
lich wird: 

Wormser Schreiben. Otto von Freising. 

»Cunctis igitur acclamanti- 
bus, praefata electio (d. h. Gre- 
gor's VII.) ab eis cassanda 
judicatur,Gwibertusque Raven- 
natensium archiepiscopus, Cle- 
mens vocatus, assensu principis 
creatur, Gregoriusque VII. ab 
ipsis pseudomonachus vel nicro- 
manticus !!!) appellatus exsufi- 
latur. Unde communi consilio 


»Obedientiam, quam nullam 
tibi promisimus, nec de cae- 
tero ullam servaturos esse re- 
nuntiamus, et quia nemo no- 
strum, ut tu publice declama- 
bas, tibi hactenus fuitepiscopus, 
tu quoque nulli nostrum amodo 
eris apostolicus.« 


praenominato pontifici scriptum 
conviciis et detractionibus ple- 
num dirigere praesumpserunt, 
inter caetera dicentes: «Sicut 
hactenus solebas dicere, quod 
nullus nostrum esset episcopus, 
ita scias, quod nulli nostrum 
deinceps eris apostolicus.« 


Nach den uns vorliegenden Documenten hat Heinrich IV. 


weder in Worms noch in Brixen eine Beschwerde erhoben, 
wie sie hier von Otto angegeben wird: mithin ist dessen 
Bericht zu verwerfen. Der König hat sich 1076 zwar Patricius 
genannt und als Patricius den Papst Gregor VII. removiren 
wollen, aber in Brixen war vom Patriciate gar nicht; die Rede. 


111) Diese beiden Prädicate erhielt Gregor nicht in Worms, son- 
dern in Brixen. 
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Gleichwohl dürfen wir die Relation Otto’s nicht unbeachtet 
lassen, weil wir aus derselben entnehmen, wie sich der Chronist 
den Patriciat des Königs vorstellte. Heinrich IV., als Nicht- 
kaiser, als blosser Patricius (welcher aber Anspruch auf 
Empfang der Kaiserkrone hat), prätendirt nicht die Stellung 
einzunehmen, welche sein kaiserlicher Vater ausübte. Er be- 
gnügte sich damit »primus in electione episcopi suae 
urbis« zu sein: d. h. man soll um seinen Consens einkommen, 
ehe die eigentliche römische Papstwahl stattfindet. 

In welcher Weise war denn Heinrich Ill. bei der Be- 
setzung des päpstlichen Stuhles thätig gewesen? Nach Otto 
hätte er mehrere Päpste quasi sine electione »inthronisirt« 
Den Schlüssel zum Verständniss dieser unbestimmten Aus- 
drucksweise liefert uns das Chronicon S. 244, 245. Hier 
erzählt Otto, dass Heinrich III. mit Zustimmung der römischen 
Kirche Clemens II. »substituirt« hat, und fährt dann fort: 

»Ex hinc Romana ecclesia in electione canonica pontifi- 
cum in tantum infirmata 112) invenitur, quod iste quatuor- 
que sequentes ab imperatore ibi positi in catalogo 
inveniantur. Qualiter autem industria et opera praefati 
Hildebrandi sub Leone juniore libertatem suam ex parte — 
rehabuerit —, infra dicemus«. 

Hildebrand hielt nämlich nach Otto's Annahme dem 
Bischof Brun vor, dass er die päpstliche Würde aus fürstlicher 
Hand angenommen habe, und führte, nachdem dieser sich seinem 
Rathe gefügt, in Rom eine freie Papstwahl herbei !!?). Dazu 
wird vom Chronisten bemerkt: »sicque qualitercunque 
ecclesia Romana ad faciendam electionem informatur«. Nach 
diesen Mittheilungen muss das: »quasi sine electione« inter- 
pretirt werden. Heinrich III. ernannte einige Päpste ganz 
frei, sine electione Romanorum: dagegen war die Nomination 
Leo’s IX. nur quasi sine electione der Römer geschehen, da 
dieselben ihre Wahlfreiheit »ex parte« ausübten. 

Einen speciellen Zweck verfolgt Walram in der Schrift 
de unitate eccelesiae. Weit entfernt, dem deutschen Könige 
ein absolutes Verfügungsrecht über den päpstlichen Stuhl zu- 

113) Hier liegt ein offenbares Versehen vor, da Heinrich III. ausser 


Clemens II. nur 3 Päpste nominirt hat. 
18) Vg]. dazu oben 8. 33. 
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zuschreiben, postulirtt er für die Römer das Wahlrecht; 
freilich soll dem Könige eine entsprechende Mitwirkung zustehen. 
Ausgehend von diesen Grundsätzen will Walram zeigen, dass 
Clemens III. correct erhoben worden, mithin ächter Papst sei. 
Als Wibert auf den apostolischen Sitz gelangte, war Hein- 
rich IV. noch nicht römischer Kaiser, aber er war römischer 
Patricier, und hatte als solcher bei der specifisch- 
römischen Angelegenheit der Besetzung der petrinischen cathedra 
zu participiren. Das betont Walram ausdrücklich S. 90 und 
S. 125: »Romana ecclesia elegit summa necessitate Wig- 
bertum consentiente pariter et agente rege eodemque 
Patricio Romanae ecclesiae !!*) — Nunc autem Romana 
ecelesia et Patricius Romanorum consenserunt in Wigberti 
electione«. Den gedachten Patriciat, die Vorstufe zum Kaiser- 
thum, leitet Walram nicht wie das Chronicon Mauriniacense 
von Karl dem Grossen, sondern von Pippin ab, indem er 
S. 54 sagt: »Legitur, Stephanum papam venisse ad regem 
Pippinum, et postulasse patrocinium ejus contra Haistulphum 
regem Longobardorum, ac ipsius patrocinii gratia decrevisse, 
quemlibet deinceps regem Francorum Patricium 
esse Romanorum«e. Dagegen weiss er nichts von dem Pa- 
triciate, welchen Heinrich III. 1046 und Heinrich IV. 1061 
empfingen !!), 

Während Walram und die andern vorhin genannten 
deutschen Berichterstatter den römischen Patriciat als eine 
dem deutschen König als solchem zustehende Rechtstellung 
characterisiren, behauptet Sigbert S. 365, dass Heinrich IV. 
nach seinem Einzuge in Rom 1084 von den Römern zum 
Patricius ernannt worden sei: »Henricus rex patrieius Ro- 
manorum constituitur et a Clemente in imperatorem be- 
nediciture. Was Sigbert mit dieser Angabe bezweckt haben 
mag, ist dunkel: jedenfalls muss dieselbe als unwahr ver- 


its) Der Ausdruck Patrieius Romänae ecolesiae ist singulär, bedeutet 
aber im Grund nichts anderes, als Patricius Romanorum. Denn Romana 
ecclesia hat in der betreffenden Verbindung die Bedeutung: römische 


Kirchengemeinde, d. h. römisches Volk. 
115) Dass Walram, indem er eine „Wahl“ Wibert’s im Jahre 1084 


statuirt, eine falsche Thatsache behauptet, ist bereits oben, Abschnitt XI. 
dargethan worden, 
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worfen werden. Denn Heinrich selbst sagt in dem an den 
Bischof von Verdun gerichteten Briefe (Gesta Trevirorum 
M.G. VIII. S. 185), wo er sich über die Absetzung Gregor’s, 
über Wibert’s Inthronisation nnd seine eigne Krönung aus- 
führlich verbreitet, keine Silbe von einer speciellen Ueber- 
tragung des Patriciats. 

Eine andere Version bietet die Vita Heinrich’s IV.M. G. XI. 
S. 276: 

»Heinricus Clementem ad electionem omnium instituit, 
aquo ipse communi omnium favore consecratur imperator 
et patricius factus Romae se continuit«. 

Nach dieser Parteischrift wäre Heinrich nicht von den 
Römern, sondern — von dem neuen Papste Clemens III. zum 
Patricius erhoben worden, und zwar erst nach dem Empfange 
der Kaiserkrone. Einer Widerlegung bedarf diese wunder- 
liche Anecdote nicht. 

3. Ich komme jetzt dazu, die hierher gehörenden Propo- 
sitionen Benzo’s und Bonitho’s in’s Auge zu fassen. 

a. Wir sahen oben S. 49, dass Benzo den Patriciat von 
1046 zu einer erblichen politischen Gewalt gestempelt habe, 
deren Heinrich III. bereits vor der Kaiserkrönung theilhaft 
geworden sei. Demgemäss galt Heinrich IV. von seinem 
Regierungsantritte an als Inhaber des von seinem Vater ererbten 
Patriciats. Vergegenwärtigen wir uns noch einmal den Passus 
des Panegyricus 8. 671, in welchem die Etablirung der neuen 
Institution zur Sprache kommt: 

»Inito proinde consilio, approbante sacro synodo, 
collaudantibus senatoribus ceterisque civibus Romanis, 
procerumque et populorum catervis ibi congregatis decretum 
est, ut rex Heinricus cum universis in monarchia imperii 
sibi succedentibus fieret patricius, sicut de Karolo 
legimus«. 

Benzo reproducirt hier die Vorstellung, welche wir vorhin 
bei Heinrich IV. und einigen deutschen Regalisten nachwiesen, 
dass nämlich der deutsche König dieselben Rechte “usüben 
solle, welche Karl der Grosse als Patrieing Romanorum besass. 
Dabei führt er die Uebertragung einer solchen Rechtsstellung 
auf die Ceremonie des Jahres 1046 zurück. 

Vebrigens hat Benzo, wie schon oben 8. 50 angedeutet 
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wurde, die Constituirung des Patriciats im Interesse Hein- 
richs IV. erfunden, um denselben bereits vor dem Empfang 
des Kaiserthums mit Machtbefugnissen auszustatten. Von 
diesem Standpunkte aus erklärt sich auch befriedigend, wie 
der Panegyriker dazu gekommen ist, im Gegensatz zu den 
sonstigen Berichten zu behaupten, Heinrich III. habe noch als 
König (vor der Kaiserkrönung) den erblichen Patriciat 
erhalten. | 

Was Benzo über die Ceremonie des Jahres 1061 mittheilt, 
wurde vorhin angegeben. Damit hört zugleich die Berück- 
sichtigung des Patriciats im Panegyricus auf; insbesondere 
spielt die Würde bei der Erhebung Wiberts gar keine Rolle mehr. 

b. Bonitho beschäftigt sich in der Darstellung der Regie- 
rungszeit Heinrich’s IV. mit einem Patriciat, welcher von der 
»tyrannis« patriciatus, wıe sie dessen Vater Heinrich III. übte, 
verschieden ist. 

Zunächst regen sich nach dem Tode Stephan’s IX. die 
römischen Capitanei, um ihre frühere Stellung wieder zu 
gewinnen: »Post cujus obitum Romae capitanei et maxime 
Gregorius Tusculanus, qui patricialem sibi inanem quondam 
vindicaverat dignitatem, assumentes tyrannidem !!®), quen- 
dam Velliternensem episcopum cardinalem — ad papalem eve- 
hunt dignitatem« (S. 642, 643). Dann aber verschwindet die 
tyrannis patriciatus, welche Heinrich III. 1046 angenommen 
und 1055 niedergelegt hatte, völlig von der Bildfläche. Hein- 
rich IV. hat sich eine solche tyrannis nicht angemaasst. 

Dagegen finden wir Spuren von einem anders gearteten 
Patriciat, welchen Heinrich IV. selbst weder annahm noch 
beanspruchte, auf den sich aber seine regalistischen Anhänger 
beriefen. 

So treten nach dem Tode Nicolaus’ II. Wibert und die 
lombardischen Bischöfe auf, um bei Hofe die Einsetzung eines 
ihnen genehmen Papstes zu erwirken: 

»Interea Longobardi episcopi nacti, se tempus inve- 
nisse opportunum, insimul conveniunt, auctore Guiberto, 
quem superius diximus cancellarium, et concilium celebrant 
malignantium, in quo deliberant: non aliunde se habere 


116) Dem Zusammenhang nach ist hier ohne Frage zu ergänzen: 
patriciatus. 
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papam nisi ex paradiso Italiae, talemque, qui sciat compati 
infirmitatibus eorum. Dehine ultra montes pergunt ani- 
imumque imperatricis utpote femineum alliciunt, figmenta 
quaedam componentes quasi verisimilia.a Nam dicebant 
eorum dominum, ut heredem regni, ita heredem 
fore patriciatus: et beatum Nicolaum decreto firmasse, 
ut nullus in pontificum numero deinceps haberetur, qui 
non ex consensu regis eligeretur.« (S. 645.) 

Drei Jahre später taucht der Patrieiat auf in der merk- 
würdigen Disputation Anno’s mit Hildebrand vom Jahre 1064. 
Hildebrand leugnet, dass die Decrete der heiligen Väter den 
Königen irgend welche Betheiligung bei der Besetzung des 
päpstlichen Stuhles eingeräumt hätten: Anno hingegen gründet 
das königliche Recht, vor der Papstwahl zu consentiren, auf 
den Patriciat. »Anno — Romam tendit papamque convenit; 
cur absque jussu regis ausus sit Romanum arripere ponti- 
firatum. Cui cum Deo amabilis Hildebrandus dixisset, in 
electione Romanorum pontificum secundum decreta sanctorum 
patrum nil regibus esse concessum: et ille respondisset, ex 
patrioiatus hoc licere sibi dignitate« etc. 

Offenbar hat Bonitho in den zwei angeführten Stellen die 
»tyrannis patriciatus« nicht vor Augen, sondern denkt an eine 
dem Königthum inhärirende ererbte Würde, über deren 
Bedeutung und Ursprung er sich nicht genauer ausspricht. 
Vermöge der tyrannis patriciatus von 1046 hatte Heinrich III. 
den Papst Damasus ernannt: dagegen versuchen die Regalisten 
von 1061 und 1064 dem Könige als Patrieius nur diejenigen 
Rechte zu vindiciren, welche das »nichtsynodales Decret Ni- 
colaus 11. gewährt hatte. Im Jahre 1061 wurde die Kaiserin 
Agnes durch die lombardischen »Machinationen«, zu denen 
auch die Berufung auf den erblichen Patriciat gehörte, ge- 
täuscht und liess es geschehen, dass Cadalus (mit dem Con- 
sens des Königs) von fornicatores und Simonisten »gewählt« 
wurde!1?7), Einige Jahre später beschwert sich Anno, dass 
Alexander II. ohne vorgängigen Consens des Königs erhoben 
worden sei, obwohl die Würde des Patriciats demselben ein 


17) Dass Heinrich IV damals in Basel die Insignien des Patriciats 
empfing, verschweigt Bonitho. 
Zeitschrift für Kirchenrecht. XXII. (N. F. VIE.) 1. 3 
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solches Recht garantire. Hildebrand vermeidet jede weitere 
Erörterung über Natur und Umfang der »dignitase, sondern 
tritt der Behauptung Anno’s entgegen, indem er die Unfähig- 
keit der Laien, in kirchlichen Dingen einzugreifen, betont: 
»mox venerabilis archidiaconus has synodales objecit propo- 
sitiones ex Symmachi synodo in qua interfuere 150 episcopi: 
Laurentius Mediolanensis episcopus dixit: »»non placuit laico 
statuendum, in ecelesia habere aliquam potestatem, cui subse- 
quendi maneat necessitas, non auctoritas imperandi.e« Eula- 
lius episcopus Syracusanae ecclesiae dixit: »»Laicis quamvis 
religiosis nulla de ecclesiastieis aliquid disponendi legitur un- 
quam attributa facultas.«« 

Endlich erzählt uns Bonitho S. 655 noch ein Histörchen, 
welches darthun soll, dass Alexander II. sich bemüht habe, 
der falschen regalistischen Theorie von dem erblichen Patri- 
ciat des deutschen Königs entgegenzuwirken. Als Wibert 1073 
die bischöfliche Weihe erhält, muss er eidlich erhärten, dass 
er die von ihm früher gehegte Anschauung retractire: »Conse- 
cratione rite celebrata sacramento (Guibertus) se obligavit, se 
fidelem esse papae Alexandro ejusque successoribus, qui per 
meliores essent electi cardinales: nullo modo imperatorem 
nec regem nominans!!3) patricium.« 

Wir kennen die authentische Fassung des Eides, welchen 
Wibert bei jener Gelegenheit leistete (s. Giesebrecht K. G. III. 
S. 370 N. 1). In dem ächten Formular kommt keine Silbe vom 
Patriciat vor! Bonitho hat also wieder einmal gelogen, und zwar 
um den späteren Gegenpapst in’s Unrecht zu setzen. Wibert (so 
sagt der Liber ad amicum) verpflichtet sich eidlich, den Kaiser oder 
König nicht als »Patricius« anzuerkennen, oder demselben die 
Rechte zuzuschreiben, welche die Regalisten aus demselben in 
Betreff der Besetzung des päpstlichen Stuhles ableiteten. Dessen 
ungeachtet lässt sich der Erzbischof von Heinrich IV. zum Papst 
erheben: — dadurch ist er dann meineidig geworden. 

Gfrörer II. S. 370 N. 1 stellt in dem gesperrt gedruck- 
ten Satze des obigen Citats die Worte regem und imperato- 
rem willkürlich in folgender Weise um: »nullo modo regem 


118)Das vor: „patricius“ eingeschaltete Textwort: „vel“ ist meines Er- 
achtens als fehlerhaft und verwirrend zu streichen. 
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nec imperatorem nominans vel patricium«, und gewinnt da- 
durch folgenden Gedanken: » Wibert machte sich verbindlich 
dem deutschen Könige weder den Titel Kaiser noch den eines 
Patrieius zu geben.«e Das wäre eine wunderliche Verpflichtung 
gewesen! Was hätte Wibert als Oberhirt von Ravenna für 
einen Anlass gehabt, den Patriciat zu conferiren? Traute 
man dem Erzbischof den abenteuerlichen Einfall zu, in seiner 
damaligen Stellung die Kaiserkrone zu verleihen ?! 

Auffallender Weise recipirt selbst Hefele C. G. IV. S. 897 
die unglückliche Conjectur Gfrörer’s, legt aber dem Passus 
einen anderen Sinn unter als der Genannte: » Vorausgesetzt, 
dass Bonitho richtig referire, kann mit den (betreffenden) 
Worten nur das Versprechen gemeint sein, Wibert wolle dem 
Könige nicht das Recht zuschreiben, als Patricius von Rom 
über den päpstlichen Stuhl zu verfügen und ihm ebensowenig 
kaiserliche Rechte zuerkennen, bevor er vom Papste gekrönt 
worden sei.«e Von »kaiserlichen Rechten« spricht Bonitho 
nicht; zudem ist es ganz willkürlich, hinter regem zu sup- 
poniren: »vor der Kaiserkrönung.« 

4. Das für das Verständniss unserer Periode entscheidende 
Moment, dass der von Heinrich IV. seit 1076 geltend ge- 
machte und von deutschen Regalisten verfochtene Patrieiat 
mit dem 1061 in Basel übertragenen Titel nichts gemein 
habe, ist bisher nicht erkannt worden. Man nahm nur einen 
Patriciat Heinrich’s IV. an, und identifieirte dessen königlichen 
Patriciat mit dem kaiserlichen Patriciate Heinrich’s III. So 
entstand eine arge Verwirrung, welche dadurch, dass man 
Benzo’s und Bonitho’s romanhafte Erzählungen für geschichtliche 
Relationen erachtete, noch erheblich gesteigert wurde. Aus 
den vereinzelten Notizen Sigbert's und der Vita Heinrich’s IV, 
die sich noch obendrein widersprechen, hat man endlich ab- 
leiten wollen, dass im Jahr 1084 Heinrich in Rom feierlich 
als Patricius proclamirt worden sei. 

Aber nicht bloss auf Heinrich III. und Heinrich IV. hat 
man den »Wahlpatriciat« beschränken wollen: — auch eine 
nicht-kaiserliche und nicht-königliche Person, der Herzog Gott- 
fried von Lothringen ist zum Patricius promovirt worden. 

Will, Restauration der Kirche II. S. 104, 105 möchte es 
mindestens für sehr wahrscheinlich halten, dass nach Hein- 

3* 
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rich’s III. Tode zunächst Gottfried römischer Patrieius gewor- 
den sei: erst 1061 habe eine Deputation der kaiserlichen Partei 
dem jungen Könige Heinrich IV. die Insignien des Patriciats 
überbracht. Gfrörer I. S. 9 drückt sich nicht so zurückhal- 
tend aus. Nach ihm ist es gewiss, dass Gottfried den 
Patriciat, wenn auch nicht in Rom, wenn auch nicht von 
den Römern — doch in Köln auf einer deutschen Reichs- 
versammung von Anno empfangen habe. Freilich gesteht 
Gfrörer, dass der Patriciat Gottfried’s gegen die Machtfülle 
Heinrich’s III. recht bescheiden war. Der Patricius Hein- 
rich III. durfte Päpste nach „Gutdünken“ einsetzen, der Pa- 
trieius Gottfried musste sich aber damit begnügen, der von 
den Römern vollzogenen Wahl seines Bruders Friedrich (Ste- 
phan IX.) die nachträgliche Zustimmung zu ertheilen. 

Fragen wir nach den Beweisen, welche den Patriciat des 
Herzogs von Lothringen constatiren sollen, so werden wir ver- 
wiesen auf das Chronicon s. Huberti M. G. VIII. S.581, wo 
Gottfried einmal bezeichnet wird als »nominatissimus Romanae 
urbis patricius«. Aber diese vereinzelte Notiz, welche einen 
starken rhetorischen Beigeschmack hat, und vielleicht nur den 
von dem Herzog zeitweise in Rom geübten mächtigen Einfluss 
kennzeichnen will, kann unmöglich die von Will und Gfrörer 
aufgestellte Behauptung stützen. 

Neuestens hat sich Knöpfler S. 501 ff. folgendes System 
über den Patriciat zurechtgemacht. 

Der römische Patricius hat lediglich ein Protectorat zu 
vollziehen, ist dagegen keineswegs berufen, den Papst zu er- 
nennen oder zu designiren, noch der Papstwahl zuzustimmen. 
Als Protector gewährt der Patricius namentlich dann den er- 
forderlichen Schutz, wenn die Wähler rechtlose Vergewal- 
tigungen erleiden: liegen »abnorme Verhältnisse« vor,' so 
greift er selbstständig ein. Die Römer sind verpflichtet, dem 
Patricius-Protector regelmässig die Wahlacten einzusenden, 
damit er prüfen könne, ob die Wahl frei und legitim ge- 
wesen. Stellt sich heraus, dass die Wahl wirklich frei war, 
so muss der Patricius sie bestätigen: war die Wahl nicht 
frei, so hat der Patrieius dafür zu sorgen, dass eine freie 
Wahl gehalten werden könne. 

Der Patricius hat dem entsprechend unter regulären Ver- 
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hältnissen, wenn eine correcte Wahl zu Stande gekommen 
war, ein »relativese Bestätigungsrecht. Wenn dagegen die 
Verhältnisse unregelmässig sind, z. B. wenn Gefahr im Ver- 
zug ist oder die Tractatio fortfiel, brauchen die Acten nicht 
eingesendet zu werden; das »relativee Bestätigungsrecht 
kommt dann in Wegfall. 

Nach Maassgabe dieser merkwürdigen Construction wird 
die Erhebung Gregor’s VII. beurtheilt. 

Als 1073 die Kunde nach Deutschland gelangt, dass 
in Rom ein neuer Papst gewählt und consecrirt worden, be- 
schwerte sich König Heinrich, dass man sein »patricisches 
Recht« verletzt habe. Die Römer gestehen den Vollzug der 
Wahl ein, versichern aber, dass der Gewählte noch nicht ge- 
weiht worden. Diese Erklärung genügt dem Könige, er sieht 
ein, dass man ihn nicht lädirt habe, und gewährt so die 
patricische Bestätigung. 

Erklärlich werden solche Auslassungen, wenn man sich 
vergegenwärtigt, wie Knöpfler mit den Quellen umgeht. In 
dem Königsparagraphen von 1059, welcher den debitus honor 
und die debita reverentia reservirt, tindet Knöpfler das An- 
erkenntniss, dass der König den Inbegriff der Ehrenrechte des 
Patricius, das Recht und die Pflicht, die Freiheit der Wahl 
zu überwachen, besitze. Wenn Damiani ferner in der Dis- 
ceptatio dem Advokaten des Königs die Worte in den Mund 
legt: »Henricus imperator factus est patricius Romanorum, 
a quibus etiam accepit in electione semper ordinandi ponti- 
fiis principatum,« so übersetzt Knöpfler diesen Passus so: 
»Kaiser Heinrich wurde Patricius und erhielt auch das Recht, 
bei der Besetzung des heiligen Stuhls bei der Ordination 
des neuen Papstes als Patricius die erste Stelle einzunehmen ::« 
— als ob der Text lautete: »accepit principatum in ordi- 
natione pontificis«!! 
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xXVI 
Die falschen Privilegien Hadrian’s I. und Leo’s VIII. 


Im Interesse einer möglichst umfassenden Betrachtung un- 
seres Gegenstandes erscheint es angemessen, auch das, was einige 
im 12. Jahrhundert geschmiedete Fälschungen über die ordi- 
natio papae und den Patriciat darbieten, zu berücksichtigen. 

Das Auctarium Aquieinense M. G. VI. S. 393 liefert die 
Relation über eine unter Hadrian I. gehaltene Synode, in 
welcher Karl dem Grossen wichtige Rechte ertheilt worden 
wären. Wie es scheint, hat das Auctarium aus Ivo’s Pannor- 
mia VIII, 35 geschöpft: indessen rührt die Erzählung nicht 
von Ivo selbst her, sondern ist nebst den folgenden Stücken 
als ein späterer Zusatz zu erachten (s. Wasserschleben S. 76). 
Auch Gratian hat das gefälschte Elaborat in sein Decretum 
recipirt (c. 22. D. 63). 

Ausserdem besitzen wir 3 verschiedene Versionen einer 
Urkunde, welche Papst Leo VIII. zu Gunsten Otto’s I. aus- 
gestellt haben soll. Für den ursprünglichen Text dieser Fäl- 
schung halte ich das in M. G. Leges II, b. S. 167 ff. Mit- 
getheilte: was die Pannormia Ivo’s VIIL, 136 und c. 23 D. 
63 darbieten, scheint mir ein Auszug aus dem Original zu 
sein. Zu diesen beiden Publicationen kommt noch. das Docu- 
ment, welches Floss in einem Trierer Codex entdeckt und 
S. 147 ff. veröffentlicht hat. Ich bin der Meinung, dass dies 
enorm weitschweifige, schwülstige, völlig ungeniessbare Mach- 
werk eine spätere Umarbeitung und Erweiterung des Grund- 
textes ist. 

In den gedachten Fälschungsgruppen unterscheide ich 
Hauptbestandtheile und Nebenbestandtheille. Der Haupt- 
zweck war das kaiserliche Recht der Investitur der 
Bischöfe sicher zu stellen: was über die ordinatio papae 
den Patriciat und andere Dinge gesagt ist, scheint neben- 
säch lich. 
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A. 


Bekanntlich wurde Paschalis II. nach mannigfachen Er- 
örterungen und Verständigungsversuchen am 11. April 1111 
gezwungen, mit Heinrich V. einen Vertrag einzugehen und 
ihm ein Privilegium de investituris zu ertheilen. In der 
Convention (s. Watterich II. S.64) heisst es u. A.: »Domnus 
Paschalis papa concedet regi Heinrico et regno ejus et privi- 
legio sub anathemate confirmabit et corroborabit episcopo 
vel abbate libere electo sine simonia assensu regis, quod 
domnus rex illum annulo et virga investiat. Episcopus autem 
vel abbas libere investitus libere accipiet consecrationem ab 
eo, ad quem pertinuerit. Si quis vero a clero et populo 
eligatur, nisia rege investiatur, a nemine conse- 
cretur.» Der letzte Satz, das eigentliche punctum saliens 
der ganzen Verhandlung, findet sich auch mit einer kleinen 
Abänderung in den Privilegium wieder: »Si quis autem a 
clero et populo praeter tuum assensum electus 
fuerit, nisi ateinvestiatur, anemine consecretur.« 
(1. c. 8. 67). 

Die gedachte Concession erregte in der streng-kirchlichen 
Partei einen Sturm der Entrüstung, was Paschalis selbst im 
October 1111 dem Kaiser mittheilt: 

»Ex quo enim vobiscum illam, quam nostis, pactionem 
fecimus, non solum longius positi, sed etiam, qui circa nos 
sunt, cervicem adversus nos erexerunt, et intestinis bellis 
viscera nostra collacerant et multo faciem nostram rubore 
perfundunt« (M. Bamb. S. 283).« 

Bald entschloss sich der Papst, das ihm abgerungene 
Privileg zu widerrufen: er schrieb im Beginne des Jahres 
1112119) einen Brief an den Erzbischof von Vienne und cas- 
sirte speciell den vorhin angeführten Satz: »Electus a clero 
et populo non consecretur, nisi a rege investiatur« (Watte- 
rich II, 8. 72) Diese Cassation war der Vorbote eines wei- 
teren hochwichtigen Ereignisses. 

Im März 1112 trat in Rom ein Lateranconcil zusammen, 


119) Irrig meinte Jaffe das Schreiben in das Jahr 1111 versetzen 
zu müssen: s. Hinschius II., S. 556, N. 1. 
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auf welchem Paschalis zum Erweise seiner Orthodoxie ein 
Bekenntniss ablegte und gleich den übrigen Theilnehmern 
der von dem Bischof Girard vorgeschlagenen Erklärung zu- 
stimmte: 

»Privilegium illud, quod non est privilegium, sed vere 
debet dici pravilegium pro liberatione captivorum et eccle- 
siae a domno papa Paschali per violentiam Heinrici regis 
extortam, nos omnes — canonica censura — O0MnIno cassa- 
mus, et ne quid auctoritatis et efficacitatis habeat, penitus 
excommunicamus. Et hoc ideo damnatum est, quia in eo 
pravilegio continetur, quod electus canoniceaclero et 
populo a nemine consecretur, nisi prius a rege 
investiatur, quod est contra spiritum sanctum 
et canonicam institutioneme (Watterich 1. c. S. 74, 
75). 

Hatte das Privilegium 1111 die Papalisten in die grösste 
Aufregung versetzt, so wurden die regalistischen Anhänger 
Heinrich’s V. durch den Synodalbeschluss von 1112 empfind- 
lich getreffen. Was lag da näher, als zu dem allseitig 
beliebten Mittel der Fälschung zu greifen? Gar bald fand 
sich ein Fälscher, dem folgender Gedanke vorschwebte: 

1. Schon im 8. nnd 10. Jahrhundert haben Lateran- 
synoden in Verbindung mit rechtmässigen Päpsten die Inve- 
stitur sanctionirt: mithin ist das verdammende Urtheil der 
Lateransynode von 1112 unter Paschalis Il. ohne Bedeutung. 

2. Was man dem Kaiser Heinrich V. schnöder Weise 
entzogen hatte, war bereis zweien seiner grossen Vorgänger, dem 
ersten Kaiser fränkischen Stammes und dem ersten Kaiser 
deutscher Nation in aller Form bewilligt worden. 

Ich vermuthe, dass die Fälschung bald nach dem Jahre 
1112 geschmiedet wurde: jedenfalls datirt sie aus einer Zeit, 
in welcher zwischen Heinrich V. und Calixt II. noch keine 
Vereinbarung angebahnt oder herbeigeführt worden war. Denn 
nach dem Wormser Concordat wäre das Fälschungs-Unter- 
nehmen zwecklos gewesen. 

Von hoher Wichtigkeit ist der Umstand, dass der Kern- 
satz, auf welchen es dem Regalismus vorzugsweise ankam, 
uns in sammtlichen Redactionen der 2 Fälschungsgruppen 
begegnet: 


Das Privilegium 
Hadrian’s ]. 


Zu Seite 283 (4 


Das Pr 


Insuper archiepiscopos et 
episcopos per singulas provin- 
cias ab eo investituram acci- 
pere (Adrianus) definivit, et 
ut, nisi a rege laudetur 
etinvestiaturepiscopus 
anemine consecretur'?°). 


10) Während in den 3 Versio- 
nen des Leo’schen Privilegs hervor- 
gehoben wird, dass der zu Inve- 
stirende vom Klerus und Volk 
za wählen sei, finden wir dies in 
der Hadrian’schen Concession nicht 
ausgedrückt. 


Quodsi a clero et po- 
pulo quis eligatur, nisi 
a supradicto rege laude- 
tur et investiatur, & ne- 
mine consecretur. 


Q: 
quis 
diete 
stiatı 


! 


Ist in den Fälschungen die Convention und das Privilegiu 
bei der Fixirung der Strafbestimmungen und Strafandrohungen an das 
zu haben, wie aus folgender Zusammenstellung erkennbar wird: 


Leo’s Privilegium. 


sciat, 
matis 
ırum, 
com- 
ilver- 
nnis- 
stiani 
imus. 
malo 
sabili 

vel 
3 fe- 
> pio 
n ob- 
nibus 
.ctio- 
nque 
mni- 
fine 
r in 
rum. 
men. 


Pannormia. 


Si quis eontra hanc aposto- 
licam auctoritatem aliquid mo- 
liatur, hunc excommunicationi 
subjacere decernimus, et nisi 
resipuerit, irrevocabili exilio 
puniri vel ultimis suppliciis 
feriri. 


Trier’scher Codex. 


Si quispam hominum in 
quoquam horum, quae nostra 
in hoc concilio sanxerunt de- 
creta, temerator repertus fue- 
rit, aut quid contempserit vel 
contradixerit, sciat se in iram 
beati Petri principis aposto- 
Jorum omniumque praedeces- 
sorum et nostram casurum. 
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Wenn wir daran festhalten, dass die Fälschungen gegen 
das Concil von 1112 und gegen Paschalis, welcher seine eigene 
Festsetzung anullirt hatte, gerichtet waren, so erklären sich 
einige wunderliche Einzelheiten in dem Privileg für Otto I. 
In dem Text der M. G., welchen ich für den ursprünglichen 
erachte, heisst es: »Idceirco ad exemplum beati Hadriani 
sedis apostolicae episcopi, cujus vitam et actionem satis 
discretam audivimus et rationabilem admodum 
in suis spiritualibus sanctionibus recognovimuse« etc. 
Dass ein Papst sich in einer derartigen Weise amtlich über 
einen seiner Vorgänger nicht äussert, ist klar: schon dieser eine 
Passus müsste auch die Vorurtheilsvollsten überzeugen, dass das 
Elaborat unächt ist. Was mag sich denn aber der Falsarius 
gedacht haben, als er jene unqualificirbare Floskel niederschrieb ? 

Ich denke mir die Sache so. Der regalistische Verfasser, 
aufs Höchste erbittert durch den Widerruf Paschalis’ IL, 
wollte sich wenigstens indirekt an demselben rächen. Indem 
er Leo VIII. das (allerdings sonderbar genug formulirte) Lob 
Hadrian’s I. in den Mund legte, wollte er ausdrücken, dass 
Paschalis im Gegensatz zu dein Zeitgenossen Karl’s des Grossen 
»indiscret« und »irrationell« gehandelt habe, 

Dazu komntein nicht minder befremdender Passus. Leo VIII. 
spricht zu Otto I.: »Convenit apostolico moderamine pollentibus 
benivola compassione succurrere et poscentum animis alacri devo- 
tione praebere assensum. — Atque ideo, quia juste et rationabiliter 
vestra humilitate nostro apostolatui humiliter postulastis, 
quatenus« etc. Warum wird hier die »demüthige« Bitte Otto’s 
so demonstrativ hervorgehoben ? Ich vermuthe, der unglück- 
liche Paschalis sollte (natürlich wieder indirect) verhöhnt werden. 
Heinrich V. hat im April 1111 kein demüthiges Gesuch 
vorgetragen, sondern den Papst mit Gewalt gezwungen. Des 
Gegensatzes wegen lässt der Fälscher den Papst Leo anerken- 
nen, wie loyal und bescheiden das Auftreten Otto’s gewesen, 

Bei dieser Gelegenheit sei mir gestattet, auf die sogen. 
Cessions-Urkunde Leo’s VIII. (M. G. Leges II, 6, S. 164 ff.) 
einen Blick zu werfen. Auch dieses unächte Elaborat ist 
meiner Ueberzeugung nach in der Zeit Paschalis’ Il. enstanden 
und durch dessen Auftreten provocirt worden. Der gedachte 
Papst hatte im Februar 1111 in Sutri die Bereitwilligkeit 
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kundgegeben, die Kirchengüter preiszugeben, damit die freie 
kirchliche Besetzung der Bisthümer gerettet würde: — dieses 
Factum dürfte einem Regalisten den Einfall eingegeben haben, 
ein Document zu erfinden, in welchem dem Kaiser Otto die 


cessio donationum Romanae ecclesiae zu Theil wird. 
Obendrein enthält die Cession einige Auklänge an dasFebruar- 
Privileg v. 11l11u.einen bald darauf verfassten Brief Heinrich’s V.: 


Privilegium 
von 1111. 
(Watterich Il, 56.) 


Tibi — Heinrice 
rex — et regno re- 
galia illa dimit- 
tenda praecipi- 
mus,quaead regnum 
tempore Caroli, Lu- 
dovici, Heinrici et 
ceterorum praedeces- 
sorum tuorum mani- 
feste pertinebant. 


BriefHeinrich’s\V. 


andieStadt Parma 
(M. Bamb. S. 270). 


(Papa) subjunxit 
— omnia praedia 
et regalia, quae a 
Karolo et Ludovico 
Ottone et Heinrico 
aliisque suis praede- 
cessoribus ecelesiis 
collata sunt, sibi et 
suissuccessoribusr e- 
cipiat et deti- 
neat. 


Cessionsurkunde 
Leo’s VIII. 


Quod — Karolus 
— nec non Pipinus 
de regalibus re- 
bus hujus regni Ita- 
liae tribuerunt in 
sancta Romana ec- 
clesia — haec om- 
nialargimuracde- 
sinimus atque trans- 
actamus vobis Ot- 
toni imperatori — 
Praedictasautem do- 
nationes, quas hic 
specialiter nomina- 
bimus, perpetualiter 
inregalibusrebus 
subjicere volumus 
per nostram aposto- 
licam traditionem. 


Kehren wir zu unserem Thema zurück. 
Wurde die Relation über Hadrıan I. früher als die an- 


gebliche Urkunde Leo’s VIII. concipirt? Diese Frage lässt 
sich mit Sicherheit nicht beantworten. Bernheim 8. 633 ff. 
hält das Document Leo’s für älter: ich hingegen möchte der 
Erzählung über das Jahr 774 die Priorität einräumen. Karl 
der Grosse war eine Persönlichkeit, welche Otto I. an histo- 
rischer Bedeutung überragte, also wird man zunächst an 
Karl gedacht haben. Da ferner nach dem betreffenden Ela- 
borate nur der Person Karl’s des Grossen Vortheile bewil- 
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ligt wurden, so hat der Autor der auf Leo’s VIII. Namen lau- 
tenden Urkunde wohl eine Ergänzung anbringen wollen, indem 
er ausser Otto selbst auch dessen Nachfolger berücksichtigte. 
Endlich bieten auch die Strafandrohungen in der oben 
erwähnten Urkunde gegenüber der Relation über Karl eine Steige- 
rung dar: Hadrian bestimmt als Strafe bloss die Vermögensconfis- 
cation, wogegen die zwei ersten Redactionen des Leo’schen Docu- 
ments den Uebertretern das Exil und die Todesstrafe androhen. 

Der Trierer Codex ist übrigens seinen eigenen Weg ge- 
gangen und beschränkt sich darauf, den Zorn des heiligen 
Petrus walten zu lassen. 


Einige Mittheilungen deutscher und italienischer Quellen 
erwecken auf den ersten Blick den Eindruck, als ob die in 
Rede stehenden Fälschungen bereits vor den Jahren 1111 
und 1112 bekannt gewesen und von Seiten des deutschen 
Hofes angerufen worden wären: nach diesem Eindrucke haben 
Manche (z. B. Giesebrecht K. G. III 8. 779, 1194) die Ab- 
fassungszeit der falschen Documente bestimmen wollen. Ich 
hoffe nachzuweisen, dass bei genauer Betrachtung der Schein 
schwindet, und dass die von mir vertretene Ansicht durch 
die bezüglichen Quellenzeugnisse nicht erschüttert wird. 

Schon am Ende des 11. Jahrhunderts und namentlich 
beim Beginne des Conflicts zwischen Heinrich V. und Pascha- 
lis II. wurde von den Regalisten mit Eifer betont, dass 
die Investitur en uraltes Recht sei, welches seit 
früher Zeit den deutschen Königen zugestanden habe: des- 
halb müsse Paschalis dem Beispiel seiner päpstlichen Vor- 
gänger gemäss dies Recht respectiren. In gleichem Sinne 
äusserte sich die deutsche Gesandtschaft, welche unter Füh- 
rung des Erzbischofs Balduin von Trier 1107 in Chalons mit 
dem Papst im Namen Heinrich’s verhandeln sollte. Einen 
Bericht über diesen Vorgang liefert Suger (Vita Ludwig’s VI. 
von Frankreich, Watterich II S. 42), wonach Balduin in seiner 
Ansprache das königliche Recht sogar bis auf Gregor I. den 
Grossen zurückgeführt hätte: »Temporibus antecessorum vestro- 
rum sanctorum apostolicorum virorum, magni Gregorii 
et aliorum hoc ad jus imperii pertinere dignoscitur, ut in epi- 
scoporum electione hic ordo servetur« !2!). Wie sich aber auch 

121) Die auf den mitgetheilten Passus folgende Darstellung des 
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Balduin ausgedrückt haben mag, wir dürfen als sicher annehmen, 
dass er sich nicht auf die uns vorliegenden Fälschungen stützte. 
— Wenn Ekkehard M. G. VI S. 242 von Heinrich V. sagt: 
»legatos honorabiles ad apostolicum transmisit, per quostam ipsi 
quam universae synodo potestatem constituendorum episcoporum 
privilegiis apostolicis Karolo imperatori conces- 
sam notificaret:« so ist dies wohl auf die in Chalons stattge- 
habte Begegnung zu beziehen !??). Dass die Gesandten dem 
Papste eine schriftliche Urkunde vorgelegt hätten, wird 
nicht gesagt: es kommt hier nur die vorhin beleuchtete 
regalistische Behauptung zur Geltung und zwar mit specieller 
Hinweisung auf Karl den Grossen, während bei Suger Gregor 
der Grosse namhaft gemacht wird. 

Als nun das verhängnissvolle Jahr 1111 eintrat, begrün- 
dete Heinrich V. seinen Anspruch ganz in der Weise der Re- 
galisten. Er stützte sich weder auf ein Privileg Hadrian’s I. 
noch auf ein Decret Leo’s VIII., sondern behauptete ganz 
generell, dass von der Zeit Karl’s des Grossen an die Päpste 
überhaupt die Investitur concredirt hätten. Das geht hervor 
aus dem oben eitirten Schreiben an die Stadt Parma vom 
Februar 1111 (M. Bamb. S. 269), in welchem dem Papste 
Paschalis folgender Vorwurf gemacht wird: »Regno nostro a 
Karolo trecentis et eo amplius annis et sub sexaginta 
tribus apostolicis investituras episcopatuum eorundem 
auctoritate et privilegiorum firmitate tenenti absque omni 
audientia volebat auferre.« 

Im April A111 musste dann der unglückliche Paschalis 
in das ihm gewaltsam abgerungene Investiturprivileg eine 
ähnliche regalistische Phrase aufnehmen: »Illam igitur digni- 
tatis praerogativam, quam praedecessores nostri praede- 
cessoribus tuis, catholicis imperatoribus concesserunt 
et privilegiorum paginisconfirmaverunt, nos quoque 
dileetioni tuae concedimuset praesentisprivilegiiforma con- 
firmamus, ut regni tui episcopis vel abbatibus, libere praeter simo- 
niam et violentiam electis, investituram virgae et annuli conferas.« 


deutschen Besetzungsverfahrens ist irrig, und darf wohl auf die Unkennt- 
niss Suger’s zurückgeführt werden, wie Hefele C. G.V., S. 258 und 
Hinschius II, S. 540, N. 5 mit Recht annehmen. 

133) Vgl, Hefele a. a. O., S. 259 und Bernheim $. 686. 
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Wie stellte sich nun die Lateransynode von 1112 zu der 
generellen und unsubstantiirten Behauptung, welche der Papst 
in Folge des Zwanges dem Privilegium einverleibt hatte? 
Die Synodalen ignorirten dieselbe, betrachteten sie für nicht 
existirend. Das durften sie, weil keine speciellen Urkunden vor- 
lagen. Wären dagegen im März 1112 die falschen Documente 
für Karl den Grossen u. Otto I. von den Regalisten zur Motivirung 
der Investitur angezogen worden, so hätte das Conecil nicht 
schweigen können. Es wäre dann dringend erforderlich gewesen, 
jener Falsa zu gedenken und deren Unächtheit zu constatiren. 

Nach Maassgabe des Entwickelten sind denn auch die 
regalistischen Andeutungen einiger älterer Berichterstatter zu 
beurtheilen, insbesondere Wido’s von Ferrara und Landulf’s. 
Der erste sagt (M. G. XII. S. 177): 

»Unde succedentibus postea temporibus salubriter est a 
posteris Romanae sedis episcopis institutum et imperatoribus 
concessum, ut investituram habeant. — Hanc concessionem 
Adrianus Karolo, Leo III. Ludovico aliique vero Ro- 
mani pontifices aliis atque aliis imperatoribus confir- 
marunt«; er reproducirt also die besprochene generelle Be- 
hauptung, und greift nur beispielsweise die für Karl den 
Grossen und Ludwig den Frommen bestimmten Concessionen 
heraus. Wenn Panzer, Wido S. 38, von der falschen Voraus- 
setzung, Wido habe die zwei Fälschungen gekannt, ausgehend, 
meint, dass derselbe die Concession Leo III. mit dem unächten 
Deerete Leo’s VIII. verwechselt habe, so ist das ganz willkürlich. 
Während aber Wido eine ganze Reihe päpstlicher Investitur- 
privilegien statuirt, begnügt sich Landulf M. G, VIII. S. 49, der 
Karl dem Grossen gewährten Concession zu gedenken: »Eugenius 
invenit apostolicum Hadrianum, qui primus annulos et virgas 
ad investiendos episcopatus Karloni donavit.« 

Von den älteren Autoren, welche die zwei Fälschungen (oder 
eine derselben) gekannt und zu Gunsten der Investitur verwerthet 
haben, sind drei namhaft zu machen, Wilhelm v. Malmesbury, die 
Verfasser der Annales Romani und des Tractatus de investitura. 

ä. Der Erstgenannte (Gesta rerum Anglorum M. G. X. 
8. 470) liefert eine fabulöse Darstellung der 1046 unter Hein- 
rich III. abgehaltenen Synode von Sutri, und legt dabei dem 
Papste Gregor VI. Folgendes in den Mund: »Laudatus est olim 
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praedicandae memoriae praedecessor noster Adrianus primus, 
quod investituras ecclesiarum Karolo magno concesserit, ita, ut 
nullus electus consecraretur ab episcopo, nisipriusa rege 
insigniretur et annulo et baculo: contra laudatur in nostri 
gaeculi pontificibus, quod has donationes tulerunt prineipibus.« 

b. In die Annales Romani, welche, wie wir im Abschnitt 
I. und VI. sahen, über die Ernennung Clemens’ II. und die 
Ertheilung des Patriciates an Heinrich III. zuverlässige Nach- 
richten bringen, sind durch eine spätere ungeschickte Hand 
verkehrte Zusätze eingefügt worden. Auf den oben S. 47 
abgedruckten, mit: »in capite posuit suo« abschliessenden 
Passus folgt Nachstehendes: »(Romani) ordinationem ei (d.h. 
Heinrich IlI.) concesserunt episcoporum regalia habentium, 
ut anemine consecretur nisi priusa regeinvestiatur.« 

c. Der Tractatus de investitura (Goldast S. 226 ff.), dessen 
Autor die2 Fälschungen kennt, schliesst mit folgender Wendung: 

»Ex quo cum Imperium Romanorum Carolo Magno 
acclamatum est, sunt anni trecenti et novem. Est autem 
annus praesens MCVIII, quando ultimum pascha fuit ab 
incarnatione Domini secundum cyclum Dionysü.« 

Mit Recht hat schon Ewald 8. 41 diese mit so viel Pa- 
thos vorgebrachte weitschweifige Fixirung für verdächtig an- 
gesehen : unzweifelhaft wollte der Verfasser oder wer sonst den 
Satz hinzugeschrieben hat, über den richtigen Zeitpunkt der 
Abfassung, welche erst nach dem Lateranconcil von 1112 
stattgefunden haben kann, täuschen. | 

In dem Tractate, welcher u. A. annimmt, dass Gregor I. 
das Investiturrecht an Theodorich, Theodobert und Brur- 
hild verliehen habe, und dass auch seitens der fränkischen 
Majores domus eine gleiche Befugniss geübt worden, wird erzählt 
von der angeblich unter Hadrian I. abgehaltenen Synode: 

»Adrianus papa, collaudantibus Romanis et plena synodo, 
primatum, archiepiscoporum, episcoporum, abbatum, ducum et 
prineipum acclamante Carolo Magno, ejusque successo- 
ribus futuris imperatoribus sub anathemate investituras 
episcoporum determinavit, ut non consecretur epi- 
Scopus, qui per regem velimperatorem non introierit 
pure et integre. — In hac concessione continentur regales 
abbatiae et praepositurae.« 
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Abgesehen von einigen Ausschmückungen in: Betreff der 
Theilnehmer fällt es auf, dass die Verleihung nicht bloss Karl 
dem Grossen, sondern auch seinen Nachfolgern zu Gute kommt. 
Neu ist ferner die Einschiebung der praepositurae, während 
von den Abteien bereits im Privilegium Paschalis’ II. die Rede 
war. Ausser der Relation über Hadrian’s Synode kennt der 
Verfasser des Tractats auch das Privilegium Leo’s VIII. und 
verknüpft mit dessen Erwähnung die oben gekennzeichnete 
generelle Behauptung der Regalisten: »Papa Leo primo 
Ottoni, aliique plures pontifices Romani idem confirma- 
verunt sub anathemate regibus et imperatoribus.« 

B. 

Der eigentliche Zweck der zwei Fälschungen war, wie 
gezeigt worden, zu Gunsten der Investitur eine Lanze zu 
brechen. Daneben wurden aber auch andere Gegenstände be- 
handelt, — vielleicht um die principielle Tendenz zu verhüllen 
oder unkenntlich zu machen. 

Die Relation über Hadrian’s Synode beschränkt sich in 
dieser Beziehung auf die kurze Erwähnung der ordinatio papae 
und des Patriciats, wogegen die Leo’sche Urkunde noch andere 
königliche Rechte zur Sprache bringt. Die beiden älteren 
Texte derselben (M. G. und Pannormia) halten in der Dar- 
stellung immerhin noch ein gewisses Maass ein. Der Triersche 
Codex aber leidet an unerträglicher Breite und ist mit einer 
Menge Allotria angefüllt. In den ersten Sätzen lehnt sich 
das durch und durch corrupte Elaborat (welches bei Floss 
S. 147 ff. nicht weniger als 19 Druckseiten einnimmt) an die 
ursprüngliche Version an, entfernt sich aber später gänzlich 
von derselben, um sich in bizarren Erzählungen und über- 
flüssigen theologisch-exegetischen Stilübungen zu ergehen. Wir 
erfahren zunächst, dass Karl der Grosse in Rom erscheint, 
von dem römischen Klerus und Volke zum Patricius ernannt 
wird, und den Longobardenkönig Desiderius unterwirft. Dann 
schildert der Autor das Auftreten Otto’s I. in Rom, wobei er von 
Leo VIII. wie von einer dritten Person spricht : endlich aber lässt 
er den Papst als Aussteller der Urkunde entwickeln, was der 
Kaiser und König thun darf und was den Römern verboten ist. 

Ich theile jetzt die auf die ordinatio papae und den Pa- 
triciat bezüglichen Stellen der vier Formationen mit: 
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Hadrian’s Synode. 


Adrianus papa Romam ve- 
nire Karolum regem ad defen- 
dendas res ecclesiae postulavit. 
Karolus vero Romam veniens 
Papiam obsedit, ibique relicto 
exereitu in sancta resurrectione 
ab Adriano papa honorifice sus- 
ceptus est. 


Post sanctam vero resur- 
rectionem reversus Papiam ce- 
pit Desiderium regem: deinde 
Romam 
reversus 
constituit ibi synodum cum 
Adriano papa 
in patriarchio 

Lateranensi in ecclesia s. 
Salvatoris, quae synodus cele- 
brata est a CLIII episcopis, 
religiosis et abbatibus. 


[291 


Das Privilegium 


M. G. 


Convenit apostolico mode- 
ramine pollentibus benivola 
compassione et poscentum ani- 
mis alacri devotione praebere 


‚assensum. Ex hoc enim potis- 


simum praemium apud condi- 
torem omnium depromitur 
Deum, quandoque omnem cle- 
rum et omnem populum as- 
serimus esse concordem, et ad 
meliorem fuerit sine dubio sta- 
tum perductus. Atque ideo, 
quia juste et rationabiliter 
vestra humilitate — postulastis, 
quatenus gratulantes peraga- 
mus!?®) sanctam synodum, 
nostroconsilio congregatam pa- 
triarchio Lateranensi in eccle- 
sia sancti Salvatoris constitu- 
tam, (a) !**) compluribus viris 
catholicis episcopis etabbatibus 
insuper judicibus ac legis do- 
ctoribus promulgantibus, qua- 
liter quiete ac pacifice stare 
ac vivere valeamus, praesenti- 
bus omnibus et singulis regio- 
nibus hujus almae urbis Ro- 
mae, ac ex omnibus ordinibus 
cleri et populi, asserentibus 
et: confirmantibus per omnia, 
haeresi et altercatione et omni 


138) Wenn man das Textwort »peragentes« festhält, so lässt sich 


keine befriedigende Construction herstellen. 


»peragamus« setzen Zu müssen. 


Deshalb glaubte ich dafür 


124) Die Partikel: a ist zu tilgen. 
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Leo’s VIII. 


Pannormia. 


In synodo congregata Ro- 
mae in ecelesia s, Salvatoris. 


Trierer Codex. 


Convenit apostolico modera- 
mine pollentibus benivola com- 
passione succurrere, et poscen- 
tium animis alacri devotione 
impertiri adsensum. Ex hoc 
enim lucri potissimum prae- 
mium apud conditorem omnium 
reponitur Deum, quando cun- 
ctus populus Romanus et celerus 
ad meliorem fuerint sine dubio 
statum perducti. Adque ideo, 
quia Justeetrationabiliter vestra 
humilitas nostrum apostola- 
tum humiliter postulavit, qua- 
tenus romani error destrue- 
retur irmperii, idcirco nos ra- 
tio hujus concilii synodalis 
promere persuasit, quod in se- 
quenti libere praecipiendo do- 
cuerimus. 


Zeitschrift für Kirchenrecht. XXIT. (N. F. VII) 1. 4 
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Hadrian’s Synode. 


Adrianus autem papa cum 
universa synodo tradiderunt 
Karolo jus et potestatem eli- 
gendi pontificem et ordi- 
nandi apostolicam sedem. 
Dignitatem quoque patri- 
ciatus ei concesserunt. Insu- 
per archiepiscopos et episco- 
pos per singulas provincias ab 
eo investituram accipere de- 
finivit. 


[293 


Das Privilegium 


M.G. 


errore expulso, quoniam nimis 
his temporibus error ex hoc 
crescebat: decernimus tam de 
Romano imperio,quam de 
apostolica sede ac digni- 
tate patriciatus quam de 
investitura. Ideirco ad exem- 
plum beati Adriani sedis apo- 
stolicae episcopi, qui ejusmodi 
sanctam synodum constituit, 
et domno Karolo victoriosis- 
simo regi Francorum ac Lon- 
gobardorum, ac patricio Roma- 
norum, patriciatus digni- 
tatem ac ordinationem 
apostolicae sedis et epi- 
scopatuum concessit: nos quo- 
que Leo servus servorum Dei 
episcopus simul cum cuncto clero 
et universo populo Romano 
omnibus ordinibus hujus almae 
Urbis, sicut in ipsis conscrip- 
tis apparet, constituimus, con- 
firmamus, corroboramus et per 
nostram auctoritatem concessi- 
mus atque largimur domno Ot- 
toni primo,Teutonico regi, dile- 
ctissimo spirituali in Christo filio 
nostro, ejusque successoribus hu- 
jus regni Italiae in perpetuum, 
tamsibi facultatem successorem 
eligendi, quam summae sedis 
apostolicae pontificem or- 
dinandi ac per hoc archiepi- 
scopos seu episcopos ut ipsi 
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Leo’s VIII. 


Pannormia. 


Ad exemplum beati Adriani 
apostolicae sedis antistitis, 


qui domino Karolo victorio- 
sissimo regi Francorum ac Lon- 
gobardorum patriciatus di- 
gnitatem ac ordinationem 
apostolicae sedis et inve- 
stituras episcoporum concessit: 
ego quoque Leo, servus ser- 
vorum Deo 

cum cuncto clero et Romano 
populo 


constituimus, 

confirmamus et corroboramus 
et per nostram apostolicam auc- 
toritatem concedimus atque lar- 
gimur domino Ottoni primo,regi 
Teutonicorum, ejusque succes- 
soribus hujus regni Italiae in 
perpetuum sibi facultatem eli- 
gendi successorem atque sum- 
mae sedis apostolicae 
pontificem ordinandi ac 
per hoc archiepiscopos seu 


nl 
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Trierer Codex. 


— Cuncti enim novimus, quod 
non est novi juris, ut rex ro- 
manum gubernans imperium 
sanctae sedis apostolicae pon- 
tificem eligere et ordi- 
nare debeat. -- Postquam 
vero Romanorum cognovimus 
pravitates, et quia se suo jure 
privarunt, tunc per nostram 
apostolicam auctoritatem illas 
pravitates omnino delendas esse 
decernimus, ut nullam ambi- 
tio populi pontificis habeat 
electionem, neque quid in com- 
mune in regum successione, 
nec in patriciatus dignitate 
eos aspirare sancimus. — Sic 
ergo populus Romanus, post- 
quam se suo jure privarunt, 
nunquam illud omnino repetere 
possunt, ideoque neque usum 
electionis apostolicae sedis 
neque patriciatus vel re- 
giae potestatis eos expetere 
4* 
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Hadrian’s Synode. 


Das Privilegium 
M.G. 


tamen ab eo investituram sus- 
cipiant et consecrationem reci- 
piant undecunque pertinuerit 
exceptis his, quos imperator 
pontifici et archiepiscopis con- 
cessit. Ita demum asserimus, 
ut nemo deinceps, cujusque 
gradus — eligendi regem vel 
patricium sive pontificem 
summae sedis apostolicae aut 
quemcunque episcoporum vel 
ordinandi habeat facultatem: 
sed soli regi Romani imperii 
hanc reverentiae tribuimus fa- 
cultatem, absque omni pecunia 
haecomniasuperius disponenda: 
et ut ipse sit rex et patri- 
cius. 
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Leo’s VIII. 


Pannormia. 


episcopos, ut ipsi ab eo inve- 
stituram accipiant et conse- 
crationem, unde debent exceptis 
his quos imperator pontifici 
et archiepiscopis concessit: 
et ut nemo deinceps cujusque 
dignitatis vel religionis eligendi 
vel patricium vel pontifi- 
cem summae sedis apostolicae 
aut quemcumque episcopum 
ordinandi habeat facultatem 
absque consensu ipsius impera- 
toris (quod tamen fiat sine 
pecunia) et ut ipse sit pa- 
tricius et rex. 


Trierer Codex. 


posse decrevimus, sed solus 
rex romani imperii 


summae sedis 


apostolicae 

pontificem eligendi acordinandi 
facultatem habere sancimus et 
per nostram apostolicam sta- 
tuimus auctoritatem. 
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1. Was zunächst die ordinatio papae betrifft, so hat man 
dieselbe zur Füllung oder Staffage herangezogen, zugleich aber 
im Interesse der Investitur der Bischöfe verwerthen wollen. 
Dies letztere Moment tritt in den beiden älteren Fassungen 
der Leo’schen Urkunde klar hervor: »largimur — Ottoni — 
‚facultatem summae sedis apostolicae pontificem ordinandi ac 
per hoc archiepiscopos seu episcopos, ut ipsi tamen ab 
eo investituram suscipiant«e. Die ordinatio papae ist gewisser- 
maassen die Grundlage für die ordinatio episcoporum. Darf 
der Kaiser Päpste ernennen, so soll er um so mehr befugt 
sein, Bischöfe einzusetzen und zu investiren. 

Sehr merkwürdige Dinge lesen wir in den Annales Romani. 
Zunächst gewähren die Römer als solche (ohne Unterschied 
von Klerus und Laien) dem zum Patricius proclamirten Kaiser 
Heinrich III. die ordinatio papae: dann tritt speciell der 
neue Papst Clemens II. auf, um unter Zustimmung der An- 
wesenden dem Kaiser-Patricius nach dem Muster älterer 
Privilegien die weitreichendsten Rechte zu ertheilen oder zu 
bestätigen: 

»(Romani) ordinationem pontificum ei concesserunt et 
episcoporum regalia habentium, ut a nemine consecretur, 
nisi prius a rege investiatur. Et almus pontifex (d. h. Cle- 
mens II.) una cum Romanis religiosis patribus, sieut san- 
ctus Adrianus papa et alii pontifices confirmaverunt 
per privilegii detestationem, sic per privilegii detestationem 
in potestate regis Heinrici, qui in praesentia habetur, et 
futurorum regum patriciatum et cetera, ut supradictum 
est, sancivit, confirmavit et posuit«. 

Gfrörer, welcher unbegreiflicher Weise die falschen Privi- 
legien Hadrian’s und Leo’s für ächt hält, nimmt auf Grund der 
monströsen Fabel des römischen Annalisten an, Clemens II. 
habe in der That die betreffenden Concessionen an Heinrich Ill. 
ertheilt, und häuft in Folge dessen auf den Papst Schimpf 
und Schande!?°), Aber selbst Wattenbach (Papstthum $. 109) 


125) Vgl. Bd. VI, S. 521: »Clemens II. musste, weil des Königs 
Geschöpf, gewähren, was der Gebieter heischte. Wenn je die Geistes- 
kräfte des Bamberger’s Suidger in Ordnung waren, hat er schon in der 
ersten Stunde seines Papstthums einen Vorschmack davon erhalten, dass 
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hat sich durch die Annales verführen lassen, folgende grund- 
lose Behauptung aufzustellen: »Ausdrücklich wurde die Be- 
fugniss, den Papst und die Bischöfe seines Reiches einzu- 
setzen, Heinrich III. zugesichert von dem neuen Papste, 
dem Bischof Suidger von Bamberg, der sich Clemens II. 
nannte«. 

Wesentlich abweichend von den Annales Romani operirt 
der Tractat de investitura S. 227. Nachdem hervorgehoben 
wurde, dass Hadrian auf der Synode Karl dem Grossen den 
Patriciat ertheilt habe, heisst es: (Adrianus Carolo Magno) 
»per se vel per nıuntios suos confirmationem in electione 
et in consecratione Romani pontificis concessite. Auf 
diesen Passus lege ich grosses Gewicht. Der Autor, welcher 
die Fälschungen kannte und benutzte, hielt es nicht für an- 
gezeigt, die ordinatio papae aus denselben herüber zu nehmen. 
Warum strich er das Ernennungsrecht und substituirte dafür 
eine blosse Bestätigung der Wahl? Offenbar, weil er in 
einer Zeit lebte, in welcher die ordinatio papae, wie Hein- 
rich III. sie geübt und wie Heinrich IV. sie wenigstens ver- 
sucht hatte, zu einer Antiquität geworden war. So erklärt 
sich am einfachsten die Abweichung des Tractats von der ur- 
sprünglichen pomphaften Fassung der früheren Fälschungen. 

Im Gegensatz zu der von mir vertretenen Anschauung, 
dass die ordinatio papae in den Fälschungen nur eine Neben- 
rolle spiele!2*), und dass deren beiläufige Einschaltung keinen 
praktischen Zweck haben konnte, meint Bernheim S. 628 
unter Zustimmung von Scheffer S. 614, man habe die Docu- 
mente gerade deshalb geschmiedet, um das kaiserliche oder 
königliche Recht, Päpste zu ernennen, zur Geltung zu bringen. 
Die Fälschungen datirten aus der Zeit Heinrich’s IV. und 
hätten beabsichtigt, die Erhebung Wibert’s zum Papste zu 
rechtfertigen. 


er nicht ein Apostolicus, sondern ein Sklave, und überdies ein Ver- 
räther nicht nur der Kirche, sondern auch der politischen Freiheit seines 
Vaterlandes sei.“ (!!) 

126) Ganz incorrect und unvollstäudig sind auch die Ueberschriften 
von c. 22 und c. 23 D. 63, welche, ohne auf die Investitur einzugehen, 
den Inhalt der Elaborate so skizziren: »Imperator jus habet eligendi 
pontificem« und: »Electio Romani pontificis ad jus pertinet imperatoris«. 
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Abgesehen von dem, was oben über den Zeitpunkt der 
Fälschungen entwickelt wurde, ist die gedachte Annahme 
schon deshalb unmöglich, weil die Personen, welche ein be- 
sonderes Interesse haben mussten, eine klare Fixirung der 
ordinatio papae zu verwerthen, von den zwei Privilegien nicht 
das Mindeste wissen. Weder in der Synode von Brixen noch 
in der Correspondenz Wibert’s mit Anselm von Lucca finden 
wir eine Spur von den Concessionen Hadrian’s J. und 
Leo’s VIII.: auch Benzo, Beno und die Schrift de papatu 
waren nicht in der Lage, sich auf dieselben zu berufen. 


2. Der zweite Gegenstand, welcher in den Fälschungen 
zum Ausputz oder zur Abrundung benutzt wurde, ist der 
Patriciat. 


Sämmtliche Formationen trennen den Patriciat von dem 
kaiserlichen Rechte, die Päpste zu nominiren: so insbesondere 
die Relation über Hadrian’s Synode: »Adrianus — cum uni- 
versa synodo tradiderunt Karolo jus et potestatem — ordi- 
nandi apostolicam sedem. Dignitatem quoque patriciatus ei 
concesserunte. Daraus ersieht man, dass nach der Anschauung 
der betreffenden Autoren die ordinatio papae mit dem Patri- 
ciat in keiner Beziehung stand, und dass die Nominationen 
der Könige und Kaiser ohne Rücksicht auf die Patricius- 
stellung erfolgten. 


Sodann führen die verschiedenen Versionen den Patriciat 
auf Verleihung des Papstes zurück. Während aber die Re- 
lation über die Synode Hadrian’s nur von einer der Person 
Karls des Grossen geltenden Uebertragung weiss, verkündet 
das Privilegium Leo’s die Erblichkeit der dignitas patriciatus, 
die als Vorstufe zum Kaiserthum gilt. 


Von den Verleihungsacten der Jahre 1046 und 1061 
haben die Verfasser der Documente wohl kaum etwas gewusst; 
wenigstens ignoriren sie die ceremoniellen Formen, welche zur 
Anwendung kamen, als Heinrich III. und Heinrich IV. zu 
Patriciern proclamirt wurden. Der Patriciat wird in den 
Fälschungen ebenso formlos übertragen, wie das Recht Päpste 
und Bischöfe zu ernennen. 


Schliesslich möge noch ein Blick auf die Annales Ro- 
mani geworfen werden. Heinrich III. wird 1046 von Cle- 
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mens II. zum Kaiser gekrönt und setzt sich, dem lebhaft 
kundgegebenen Wunsche der Römer entsprechend, den Pa- 
trieäusreiff auf. Der Mittheilung dieser Thatsachen schliesst 
sich dann der vorhin sub 1. abgedruckte Passus an, welcher 
fabelt, dass der Kaiser-Patricius vom Papste Clemens Il. 
obendrein den erblichen Patriciat erhalten habe, dieselbe 
Würde, welche Karl dem Grossen seitens Hadrian’s I. con- 
ferirt worden. Durch diese thörichten Zusätze ist die ur- 
sprüngliche Darstellung der Annales über das Jahr 1046 recht 
arg verunstaltet worden. 
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XVII 
Die Ertheilung der päpstlichen Namen. 


Der, wie es scheint, seit 983 aufgekommene Gebrauch, 
dass die Päpste von dem Zeitpunkte der Uebernahme des 
Primats ab einen neuen Namen führten, war im 11. Jahr- 
hundert fest begründet und erhielt sich dauernd. Es fragt 
sich aber: legte der neue Papst sich selbst nach eigenem Er- 
messen die amtliche Bezeichnung bei, oder wurde ihm der 
officielle Namen von Dritten gegeben? 

Wenn Zöpffel S. 167 sich für die erste Alternative ent- 
scheidet, so ist dies mit Bezug auf unsern Zeitraum (1046 
bis 1100) durchaus unrichtig. Es lässt sich im Gegentheil 
nachweisen, dass die Päpste von Clemens II. bis zu Paschalis ]. 
ihre Namen empfangen haben, ohne dass man nach ihren 
Wünschen gefragt oder von ihnen Vorschläge erbeten hätte. 
Zwar wird von zweien Päpsten dieser Periode berichtet, dass 
sie die neue Bezeichnung ausgesucht und sich selbst applicirt 
hätten; aber diese Angaben sind, wie sich zeigen wird, unwahr 
und von unlauterer Tendenz dictirt. 

Die Namensertheilung ging aus von der Gesammtheit 
der Wähler oder von einzelnen Wählern, oder auch von dem 
Fürsten, welcher den Papst eingesetzt hattee Warum man 
gerade die betreffenden Bezeichnungen proponirte, wird sich 
nicht mit voller Sicherheit ermitteln lassen. Wir gewinnen 
aber aus den Quellen den Eindruck, dass es vielfach üblich 
war, an die Vorzüge und Eigenschaften des Erwählten an- 
zuknüpfen, sowie auf einen berühmten Vorgänger oder das am 
Wahltage gefeierte Fest eines Heiligen Bezug zu nehmen. 

Betrachten wir die speciellen Facta genauer. 


A. Die Zeit Heinrich’s III. 


Heinrich III. selbst hat dem von ihm ernannten Bischof 
Suidger den Namen Clemens gegeben. Das bezeugen aus- 
drücklich Adalbertus Vita Heinriei III. M. G. IV, S. 799: 
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»quem Heinricius rex — Clementem appellavit«, und Ar- 
nulf Gesta episcoporum Mediolanensium M. G. VIII, S. 18: 
»quem (Heinricus) mutato nomine Clementem vocavit«. 
Allgemeiner drückt sich aus Leo von Monte Cassino S. 632: 
»ei — Clemens nommen imponitur«. Man sieht hieraus, 
was von der kategorischen Behauptung Gfrörer’s VI, S. 519, 
der neue Papst habe erklärt, er werde den Namen Clemens 
führen, zu halten ist. 

Wenn Giesebrecht, K.-G. II, S. 420 meint, König Hein- 
rich III. habe den Papst Clemens I. vor Augen gehabt und 
den betreffenden Namen ausgewählt, »um an die schönen 
Anfänge der römischen Kirche zu erinnern, wie sie noch in 
ihrer ursprünglichen Reinheit strahlte«, so lässt sich hiefür 
kein Anhaltspunkt auffinden. Dagegen führen uns einige An- 
gaben von Benzo und der Annales Romani auf die richtige 
Spur. Der erste sagt S. 671 ausdrücklich: »vocatus est Cle- 
mens et merito, fuit quippe bonus et benignus«. Die An- 
nalen aber bemerken S. 469: »rex a suo sancto benignoque 
pontifice coronatus este. Demgemäss nehme ich mit Stein- 
dorff I, S. 315 an, dass die edlen Eigenschaften des neuen 
 Oberhirten zu der Namensertheilung Anlass gaben. Hein- 
rich Ill. hat übrigens nur dem einen Papst die Bezeichnung 
gegeben: die 3 andern vom Kaiser ernannten Oberhirten er- 
hielten die Namen von den Römern. 

Von dem bisherigen Bischof von Brixen sagen Hermann 
von Reichenau S. 128 und Bonitho S. 631 übereinstimmend: 
»quem (Romani) alio nomine Damasum vocaverunt: — 
Poppo Romae ordinatus mutato nomine Damasus secundus 
vocatur«. Da Benzo S. 671 von Poppo bemerkt, er sei 
»literarum scientia dives« gewesen, so hat man demselben viel- 
leicht mit Hinblick auf seinen gelehrten Vorgänger Damasus 1. 
die gleiche Bezeichnung zuerkannt (s. auch Baxmann II. 
S. 212). 

Brun von Toul empfing seinen neuen Namen ebenfalls 
in Rom, und zwar bei der Inthronisation. Darüber äussern 
sich Bruno von Segni S. 97: »in beati Petri apostoli cathedram 
elevatus, divina, ut opinor, operante providentia mutato nomine 
Leo vocatus est«: Anselm an S. Remi $. 114: »(Bruno) 
inthronizatur et Leo papa Romano more nuncupaturs, 
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Einen andern Zeitpunkt statuirt Bonitho. Indem er in Rom 
eine Wahl stattfinden lässt, welche die kaiserliche Ernennung 
unwirksam machen sollte, erzählt er, dass die Namensgebung 
bereits bei dem Wahlakt, also vor der Inthronisation erfolgt 
sei. Nachdem die Geistlichkeit auf die Ansprache Bruno’s 
erwidert hat: »haec fuit causa te vocandi, ut te nobis elige- 
remus pontificem«, ruft der Archidiacon ex more: »domnum 
Leonem!??) pontificem sanctus Petrus elegit«. 

Sehr instructiv ist die Redeweise, deren sich Leo von 
Monte Cassino S. 683 bei Schilderung des bezüglichen Vor- 
gangs bedient: »Romani (Brunonem) Leonem papam vocari 
decernunt«: auch sonst finden wir bei dem Chronisten ent- 
sprechende Wendungen. Die Römer bestimmen also, wie der 
neue Papst beissen solle. Dass man vor dem »decretum« 
die Frage gestellt hätte, welchen Namen der Oberhirt zu 
führen wünsche, wäre eine höchst willkürliche Supposition. 

Warum wurde der frühere Bischof Brun als Papst »Leo« 
genannt? Hierauf giebt der Biograph Wibert von Toul S. 152 
die richtige Antwort: »Hic Deo devotissimus mores et vitam 
Magni Leonis imitatus, cujus et vocabulo fuerit in- 
signitus«. Die Römer dachten an Leo I.: gerade weil der 
neue Papst so demüthig und anspruchslos auftrat, erwarteten 
sie, dass sein Pontificat ein bedeutsames, glänzendes, des 
grossen Leo würdiges sein werde'!?°), 

Im Widerspruch mit der Wibert’schen Angabe erklärt 
Steindorff II, S. 71, 72 die Bezeichnung Leo IX. für eine 
»officielle«, unter welcher sich Brun dem ersten Papste, der 


2) In der entsprechenden Stelle des Codex Vaticanus 9. 102 
wird auffallenderweise von der Namensänderung keine Notiz genommen. 
Der Archidiacon ruft: »dominum Brunonem beatus Petrus elegit.« 

128) Nachdem Wibert die Namensbedeutung erklärt hat, fährt er 
fort »imo leonem de tribu Juda pro posse secutus, omnibus exem- 
plum bene vivendi fiebat.« Wenn Bruno von Segni S. 97, die aus der 
Offenbarung Johannis c. 5 v. 5 entlehnte, auf Christus zu beziehende 
Bezeichnung mit der Namensänderung von 1049 in Verbindung bringen 
will: »divina ut opinor, operante providentia mutato nomine Leo vocatus 
est. Vicerat enim Leo de tribu Judas, a quo iste Leo originem 
ducens, factus fortissimus bestiarum« etc.; so ist das eine rein subjective 
Vorstellung. 
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in der Ottonischen Periode unter kaiserlicher Autorität ge- 
wählt wurde, angereiht habe. Es fehlt aber jeder Anhalt für 
die Annahme, dass Heinrich III. den Namen bestimmt oder 
auf dessen Ertheilung Einfluss geübt habe. Die Römer gingen, 
wie die obigen Stellen bekunden, ganz autonom vor, und 
knüpften an Leo den Grossen an, ohne an den fast ver- 
schollenen Leo VIII. zu denken. 

Was Gebhard von Eichstädt betrifft, so erhielt auch er 
seinen päpstlichen Namen in Rom (s. Annales Romani S. 470 
und Anonyınus Haserensis S. 265). Nach Bonitho 8. 636 
riefen die Kardinalbischöfe bei der Inthronisation den Namen 
Viettor aus: Leo von Monte Cassino aber berichtet S. 697, 
dass Hildebrand, welcher überhaupt bei der Erhebung Geb- 
hard’s die Hauptrolle spielte, auch die neue päpstliche Be- 
zeichnung conferirt habe (»eique Victoris nomen impo- 
nens«). Wenn derselbe Chronist ausserdem bemerkt: »erat 
Gebhardus post imperatorem potentior et ditior cunctis in 
regnoe: so lässt sich hieraus vielleicht schliessen, dass die 
bedeutende Machtstellung des frühern Bischofs den Anlass 
zur Wahl des Namens Victor gegeben habe. 


Gfrörer, beherrscht von einer unüberwindlichen Abneigung 
gegen Heinrich III. (brandmarkt er doch B. VI, S. 520 dessen 
Regiment geradezu als ein »ruchloses« und »heimtückisches« 2°), 
findet dessen cäsareopapistische Tendenz, die Kirche zur Magd 
des Staates zu erniedrigen, auch in den von ihm ausge- 
gangenen Bestimmungen über die betreffenden päpstlichen 
Namen ausgeprägt (s. 1. c. S. 585, 593). Die Päpste Ole- 
mens Ii,, Damasus II. und Victor II. waren nach Gfrörer’s 
Vorstellung blosse Creaturen Heinrich’s und erhielten von 
dem Machthaber die Bezeichnung, damit erhelle: »es solle 
eine Zeit repristinirt werden, wo das alte römische Kaiserthum 
Alles, das Papstthum in politischer Beziehung nichts war«. 
Dieser Satz wird dann im Einzelnen folgendermaassen illustrirt: 

a) »Clemens I. lebte unter Nero«!?). 


129) Des Gegensatzes wegen sei darauf hingewiesen, dass Maassen 
$. 159 Heinrich III. den „nie genug zu preisenden Kaiser“ nennt. 

10) Das klingt ja fast so, als ob Heinrich sich den römischen 
Tyrannen zum Vorbild erwählt habe!! 
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b) »Damasus I. wurde durch die gewaltige Faust des 
Kaisers Valentinian aufrecht erhalten«. 

c) »Victor I. dagegen hat, wenn er auch zuerst die 
Macht der römischen Mutterkirche über die Provinzen des 
grossen Weltreichs ausdehnte, doch unter den heidnischen 
Kaisern keine Bedeutung errungen«. 

Ueber Leo IX. urtheilt der combinationsselige Autor 
ganz anders. Leo war keine Creatur des Kaisers; er wollte 
den »Patriciat« Heinrich’s alteriren und zeigen, dass er ein 
»Kirchenpapst« sei. Die bedeutungsvolle Bezeichnung Leo 
gab sich der neue »Kirchenpapst« selbst, worin Gfrörer eine 
»preiswürdige That« erblickt u. dgl. mehr. 


B. Die Zeit Heinrich’s IV. 


Stephan IX. erhielt seinen Namen von den Wählern und 
zwar, wie Leo von Monte Cassino bemerkt: »quoniam festum 
sancti Stephani papae eo die celebrabatur« (v. dazu Watten- 
dorff S. 155 N. 1). Dem früheren Bischof Johann von Vel- 
letri werden die Adepten der römischen Adelspartei, von 
welchen einst Benedict IX. erhoben worden, mit Rücksicht 
auf diesen die Bezeichnung Benedict X. gegeben haben. 

Nicolaus II. verdankt seine päpstliche Benennung dem 
Vorgehen Hildebrand’s, wie Bonitho S. 642 meldet. Und 
zwar wurde nach Bonitho der Name schon bei der Wahl in 
Siena conferirt, während Leo von Monte Cassino S. 705 die 
Ertheilung mit der Inthronisation verknüpft. Wenn Hilde- 
brand die Bezeichnung aussuchte (und das ist wahrscheinlich), 
so wird ihn der Wunsch geleitet haben, dass der neue Papst 
sich Nicolaus I. zum Vorbilde nehmen möchte. 

Auch bei der Namensänderung Anselm’s von Lucca hat 
nach Benzo $. 672 Hildebrand entscheidend eingewirkt. Dachte 
Hildebrand vielleicht an Alexander I. den Märtyrer, in der 
Voraussicht, dass dem neuen Papste ein schwerer Kampf, so 
zu sagen ein unblutiges Martyrium bevorstehe? Petrus Damiani 
scheint eine solche Vorstellung gehegt zu haben, da er in einem 
Briefe an Hildebrand und den Cardinal Stephan (Opp. I. S. 33) mit 
Bezug auf Alexander II. sagt: »Praeterea nunquam hujus 
nominis pontifex apostolicae sedi praesedisse legitur, nisi solus ille 
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Martyr insignis, quem quinto loco a beato Petro in ejus cathedra 
constitutum, per omnia novimus fuisse membra transfixum«. 
Ganz anders fasst Gfrörer I, S. 640 in einer höchst originellen 
Lucubration das Verhältniss auf: »Der Papstname, den sich 
Anselm beilegte, verdient Beachtung. Die drei Kirchenpäpste, 
welche vor Anselm Petri Stuhl bestiegen, Bruno von Toul, 
Friedrich von Brabant, Gerhard von Florenz hatten Namen 
angenommen, welche an die glänzendsten Zeiten des Papst- 
thums erinnerten, oder gar wie Nikolaus nichts als Kämpfe mit 
den Fürsten weissagten. Anselm dagegen wählte einen un- 
scheinbaren Namen, dessen erster Träger zu den Zeiten der 
heidnischen Kaiser Trajanus und Hadrianus lebte und fast 
keine Spur in der Geschichte zurücklies. Indem Anselm 
öffentlich und feierlich vor aller Welt einen solchen Vorgänger 
erkor, schien er allen Ansprüchen auf Grösse zu ent- 
sagen, und sich freiwillig in die Reihe jener von Hein- 
rich Il. eingesetzten Kaiserpäpste Clemens II. und Damasus 11. 
zu stellen«. 

Cadalus von Parma wird seinen officiellen Namen Hono- 
rius (II.) vom Könige Heinrich IV. in Basel erhalten haben. 
Meines Wissens ist Bernold S. 428 der Einzige, welcher diese 
Bezeichnung erwähnt: sonst wurde Cadalus auch von 
seinen Anhängern und Freunden stets mit seinem Eigennamen 
genannt, da er »electus« blieb und die römische Inthronisation 
nicht erlangte. 

Ueber die dem bisherigen Kardinal-Archidiacon Hilde- 
brand ertheilte Bezeichnung sagt Bonitho S. 656: »cumque 
cardinales episcopi sacerdotesque et levitae et sequentis ordinis 
cleriei conclamassent, ut mos est, Gregorium papam sanctus 
Petrus elegit« etc. Was mag die Römer zu diesem Zuruf 
bewogen haben? Ich finde hier eine analoge Wieder- 
holung des Vorgangs vom Februar 1049. Bei der In- 
thronisation Brun’s von Toul dachte man an das Pontificat 
Leo’s I. des Grossen: — als Hildebrand erhoben wurde, 
drängte sich die Erinnerung an Gregor I. den Grossen auf. 
Die Römer hofften, dass der neue Papst gleich dem 
verehrungswürdigen Kirchenlehrer eine ruhmreiche Regierung 
führen werde. 

Dass sich die Sache so verhält, erfahren wir von Freunden 
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wie von Gegnern Gregor’s VII. So sagt Paul von Bernried in 
seiner Biographie (Watterich I, S. 676) »Gregorius VII., 
super quem vere primi @regorii requiescit spirituse. Auf 
der anderen Seite ist die für die Brixener Synode von 1080 
bestimmte Klageschrift (Sudendorf I, S. 33) zu erwähnen, in 
welcher dem Angeklagten vorgehalten wird: »beatus Gre- 
gorius!®!), cujus sine actu nomen geris«. Auch die Wormser 
Versammlung von 1076 wusste, was der amtliche Name Hilde- 
brand’s bedeuten sollte. Wenn jedoch das daselbst concipirte 
Schreiben Heinrich’s betonte: »beatum Gregorium, cujus 
nomen tibi usurpasti« (M. G. Leges II, S. 47): so war 
dies einfach unwahr. Um den Papst gehässig zu machen, 
behauptete man schnöder Weise, derselbe habe sich selbst in 
seinem Hochmuth und seiner Anmaassung den Namen des 
heiligen Kirchenlehrers zuerkannt. 

Während es keinem Zweifel unterliegt, dass die Römer 
dem Betheiligten den Namen Gregor octroyirt haben, giebt Otto 
von Freising (Chronicon S. 244) einen abweichenden, als un- 
glaubwürdig zu verwerfenden Bericht. Otto behauptet näm- 
lich, Hildebrand habe sich den Namen Gregor selbst beigelegt, 
und zwar, weil er damit seine Sympathie für Gregor Vl. aus- 
drücken und zugleich bekunden wollte, dass er die von Hein- 
rich III. vollzogene Absetzung des Gedachten missbillige. Diese 
aus der Luft gegriffene Anekdote, welche Hefele C.G. V. 8.3 
und Giesebrecht K. G. III S. 240 als historische Relation 
verwerthen, ist dann von Wattenbach Papstthum S. 130 noch 
weiter ausgemalt worden. Wattenbach meint, dass Hildebrand 
durch die tendenziöse Namenswahl den deutschen Hof und das 
Reich förmlich habe »verhöhnen« wollen. Das ist absolut 
haltlos. Wenn es dem Kardinal darauf angekommen wäre, 
durch derartige kleine und unwürdige Experimente den König 
zu reizen, dann hätte er schon einem der früheren durch 
seinen Einfluss erhobenen Päpste den Namen »Gregor« appli- 
ciren können! 

Das Histörchen Otto’s von Freising wird dann von 
Gfrörer VI S.484 in folgender exorbitanter Weise fructificirt: 


181) Bekanntlich war es mittelalterlicher Usus, Gregor I. schlecht- 
weg »beatus Gregorius« zu nennen. 
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»Die Huldigung, welche der grösste aller Päpste den Manen 
Johann Gratian’s (Gregor’s V1.), seines Meisters erwies, hat 
dieser selbst für den Kärnthner Bruno oder Gregor V. an den 
Tag gelegt. Johann Gratian gab durch die Wahl des Namens 
zu erkennen, dass er in die Bahn einlenken wolle, welche der 
von Otto III. ermordete (!) Martyrer vorgezeichnet hatte. Die 
Zeit einer richtigen Würdigung war für Gregor V. angebrochen«. 
Dass zu Otto’s von Freising Erzählung die oben gedachte 
Angabe Bonitho’s nicht stimmt, hat Gfrörer wohl erkannt: 
denn Bonitho erklärt ausdrücklich, dass die Römer den päpst- 
ichen Namen conferirt hätten. Anstatt nun der letzteren 
Relation den Vorzug zu geben, sucht Gfrörer die zwei Zeug- 
nisse zu vereinigen und gewinnt dadurch ein wahrhaft aben- 
teuerliches Resultat: »Bischof Otto von Freising bezeugt, dass 
der Kardinal aus Achtung für seinen alten Wohlthäter, Papst 
Gregor VI., der damals aus dem Verzeichnisse der Statthalter 
Petri gestrichen war, sich den Namen Gregorius VII. beige- 
legt habe. Da gleichwohl die Aussage Bonitho’s, Hildebrand 
sei unter jenem Namen von den Kardinälen als Papst ausge- 
rufen worden, kaum bezweifelt werden kann, so folgt, dass 
schon vor der Wahl, ja allem Anschein nach vor dem 
Tode Alexander’s Besprechungen stattgefunden haben, durch 
welche festgestellt sein muss, dass Hildebrand, sofern die 
Wahl auf ihn falle, den Namen Gregor annehmen werde« (!!). 

Wibert erhielt erst im März 1084 bei der römischen 
Inthronisation den Namen Clemens (I1l.), und zwar von Hein- 
rich IV. selbst, wie Benzo S. 669 und die Gresta Trev. (M. G. 
VIII S. 183) mittheilen. Dass die Erinnerung an den von 
Heinrich III. eingesetzten Clemens II. auf die Namenswahl 
geführt hat, wird nicht bestritten werden können. Auf der 
andern Seite giebt Deusdedit Libellus contra Invasores S. 84 
die witzig sein sollende Bemerkung zum Besten, man hätte 
den Ravennaten Wibert statt »papa Clemens« lieber nennen 
sollen »papa demens«. 

Desiderius wurde nach Petrus von Monte Cassino schon 
bei der ersten Wahl des Jahres 1086 als Victor (III.) aus- 
gerufen (»Victoris ei nomen imponunt«), obwohl er die päpst- 
liche Würde noch nicht definitiv angenommen hatte. Wie 


früher bei Gebhard von Eichstädt, so hat man auch bei dem 


Zeitschrift für Kirchenrecht. XXII. (N. F. VII.) 1. > 
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Abte des mächtigen Klosters Monte Cassino vermuthlich dessen 
einflussreiche Stellung berücksichtigt. Dafür spricht eine 
Angabe bei Wilhelm von Malmesbury (M. G. X S. 475). 
Derselbe reproducirt die falsche Nachricht, dass der ster- 
bende Gregor VII. den Abt zum Nachfolger empfohlen 
habe, kleidet aber den Vorschlag selbst in folgende treffende 
Worte: »si vellent hominem in saeculo potentem, eligerent 
Desiderium abbatem«e. Wenn übrigens Hugo von Flavigny 
S. 466 meldet, Desiderius habe sich selbst den Namen 
Victor zuerkannt, so ist das eine aus dem Hass des Chro- 
nisten erklärliche Lüge, welche ganz auf dem Niveau der in 
Worms 1076 erhobenen Anklage gegen Gregor VII. steht. 
Hugo hat sich das mit der Angabe Leo’s von Monte Cassino 
in Widerspruch stehende Histörchen ausgedacht, um den 
Dünkel des ihm widerwärtigen Papstes vor aller Welt an den 
Pranger zu stellen. 

Gleich Victor erhielten auch Urban II. und Paschalis II. 
ihre Namen von den Wählern (s. Petrus von Monte Cassino 
S. 761, Bernold S. 447, Ekkehard S. 218 und Petrus Pisa- 
nus bei Watterich II S. 2). Ob und inwiefern man bei diesen 
Nominationen auf die Päpste Urban I. und Paschalis I. zurück- 
gehen wollte, muss dahin gestellt bleiben. 
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XVII. 
Rückblick und Schluss. 


Es sei mir gestattet, auf die charakteristischen Momente 
und wichtigsten Thatsachen unseres Zeitraumes nach Maassgabe 
der gewonnenen Resultate einen betrachtenden Rückblick zu 
werfen. 

1. Heinrich III. hat dem wie auch immer kundgegebenen 
römischen Wunsche gemäss Clemens II. erhoben und sodann 
drei andere Päpste ernannt, um den direkten Bitten der 
Römer zu entsprechen. In der bezüglichen Bitte lag ein 
stillschweigender specieller Verzicht auf die Ausübung des 
Wahlrechts im einzelnen Fall (pro hac vice): dagegen hat ein 
genereller ausdrücklicher Verzicht auf das römische Wahl- 
recht an sich nicht stattgefunden, so dass den Römern keine 
Rechtspflicht oblag, Nominationen zu beantragen. 

Eine andere das Rechtsgebiet nicht tangirende Frage ist, 
ob man römischerseits die Bitten gern oder ungern aussprach, 
ob man sich durch politische Rücksichten leiten liess, ob man 
der Macht und Ueberlegenheit des Kaisers Rechnung trug. 
Waren die Römer juristisch nicht verpflichtet, zu bitten, so 
hatte Heinrich kein Recht, unabhängig von den römischen 
Anträgen den apostolischen Stuhl zu besetzen oder bei der 
Besetzung mitzuwirken. Ob der Kaiser daran gedacht oder 
beabsichtigt hat, ein derartiges Recht zu erwerben oder sich bei- 
zulegen, wissen wir nicht. Nur soviel steht fest, dass ihm 
weder 1046 noch später eine Befugniss übertragen worden 
ist. Heinrich hat mit den Römern keinen Vertrag geschlossen, 
und die Römer haben ihm keine juristisch bindende Concession 
gewährt. . 

2. Der Umstand, dass Heinrich III. weder für sich noch 
für seine Nachfolger rücksichtlich der Theilnahme an der Be- 
setzung des päpstlichen Stuhles einen festen Rechtszustand 
geschaffen hatte, konnte für die Regierung seines Sohnes Hein- 
fieh IV. nicht ohne Wirkung bleiben. Als Victor II. gestor- 

Br 
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ben war, fanden die Römer keinen Anlass, den jungen König 
um Ernennungen zu ersuchen, sondern übten ihr. Wahlrecht 
selbstständig aus: wenn für Stephan IX. und Nicolaus II. die 
nachträgliche königliche Genehmigung extrahirt wurde, so 
geschah dies aus Opportunitätsrücksichten. Da das Reichs- 
regiment nur mit Missbehagen sich auf die untergeordnete 
Function des nachträglichen Consentirens beschränkt hatte, 
gelang es dem Andrängen einer römischen Partei, im Jahre 
1061 einen neuen königlichen Nominationsact zu erwirken. 
Der zum Papst ernannte Bischof Cadalus wäre vielleicht durch- 
gedrungen, wenn nicht der Tag von Kaiserswerth einen Um- 
schwung herbeigeführt hätte. Jedenfalls musste. die Creatur 
der gestürzten Kaiserin Agnes dem neuen Reichsregimente, 
insbesondere dem Leiter desselben, dem Erzbischof Anno von 
Köln, selır unbequem sein: demgemäss wurden -Anstalten ge- 
macht, Cadalus zu removiren und dem Erkorenen der römi- 
schen Mehrheit, Alexander II. die officielle Anerkennung 
zuzuwenden. Was Anno. in der betreffenden Hinsicht that, 
geschah aus politischen Motiven, nicht aus Vorliebe für Ale- 
xander: und zwar musste dieser seine Comprobation durch offen- 
bare Demüthigungen erkaufen. 

Nach Alexander's Tode unterblieb jeder Versuch, den 
König zur Ernennung eines Papstes zu veranlassen: Rom voll- 
zog ebenso schleunig wie einmüthig die Wahl Gregor’s VII. 
Dem König blieb nichts übrig, als zu approbiren, wie er die 
Erhebungen Stephan’s IX. und Nicolaus’ II. nachträglich ge- 
nehmigt hatte. 

Wäre der Friede zwischen Gregor VII. und Heinrich IV. 
erhalten worden, so würde die dem Papste ertheilte Aner- 
kennung nicht widerrufen worden sein. Da brach der Conflict 
aus. Ohne die Folgen zu bedenken, liess der König Gregor VII. 
tumultuarisch absetzen und erhob in Betreff der Besetzung 
des apostolischen Stuhles Ansprüche, welche der Begründung 
entbehrten und undurchführbar waren. Wenn im Januar 1077 
eine Verständigung zwischen Heinrich und Gregor erzielt 
wurde, so war dieselbe mehr scheinbar als reelle. Nachdem 
dann durch den päpstlichen Act von 1080 der Bruch definitiv 
besiegelt worden, ernannte Heinrich den Erzbischof Wibert 
von Ravenna motu proprio zum Papste, und wusste denselben 
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für eine Zeitlang mit knapper Noth den Römern aufzudrängen. 
Dass die zu Lebzeiten Wibert’s eingesetzten drei Nachfolger 
Gregor’s VIl.ohne und gegen den Willen des Königs erhoben 
wurden, lag in der Natur der Sache. 

3. Der Patriciat, welchen der eben zum Kaiser gekrönte 
Heinrich III. von den Römern empfing, war im Grunde nichts 
als eine inhaltsleere Festgabe, auf welche weder der Kaiser 
selbst noch die Deutschen irgend ein Gewicht legten. Auch 
König Heinrich IV. wurde des gleichen Patriciats und der 
Insignien theilhaft, ohne weiter davon Notiz zu nehmen: 
obendrein erhielt er den Titel nur in Folge des Vorgehens 
einer römischen Minderheit. 

Etwa 15 Jahre nach dem Baseler Akt tauchte ein Patri- 
trieiat auf, welcher von dem oben geschilderten wesentlich 
verschieden war, und den Zweck hatte, den deutschen König auch 
vor dem Empfang der Kaiserkrone zur Einmischung in römische 
Angelegenheiten zu autorisiren, wie ja Karl der Grosse bereits 
als Patricius in Italien eine Machtstellung bekleidet hatte. 
Heinrich IV. prätendirte in Worms 1076 »Patricius Urbis« zu 
sein, und als solcher den unrechtmässig eingesetzten Gregor VII. 
removiren zu dürfen. Später, als Heinrich den Erzbischof Wibert 
zum Gegenpapste erhoben hatte, um durch ihn zur Kaiser- 
würde zu gelangen, wurde der Patriciat im Sinne Karls des 
“ Grossen wieder angerufen, und zwar von deutschen Regalisten. 
Diese legten Nachdruck darauf, dass Heinrich als Patricius 
der Römer in Gemeinschaft mit dem römischen Volke im 
Jahre 1083 den erledigten päpstlichen Stuhl legitim besetzt 
habe, so dass Wibert als der ächte Papst anzuerkennen sei. 

4. Bei dem Lateranconcil um 1059 muss man das Haupt- 
prinip von den Nebenbestimmungen unterscheiden. Vor 
Allem wollte das Concil die Besetzung des päpstlichen Stuhles 
zu einer specifisch römischen Angelegenheit machen und dem 
Kardinalat die entscheidende Rolle zuerkennen. Kardinal- 
bischöfe und Kardinalkleriker sollten das Wahlkollegium bil- 
den, und zwar mit der Maassgabe, dass die erste Gruppe die 
Kandidatur vorschlüge.e Obwohl das neue Privileg auf den 
zwei nächsten Lateransynoden eingeschärft wurde, so kam es 
doch niemals zur praktischen Anwendung, sondern unterlag 
dem Widerstande der Gegner, namentlich der Kardinalkle- 
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riker. Auf der andern Seite machten die römischen Laien 
Front gegen die Wahlordnung von 1059, da diese ihnen statt 
des uralten Wahlrechts ein blosses Solennitätszeugniss zuge- 
dacht hatte: demgemäss gelang es den vereinten Bemühungen 
des Volkes, bei mehreren Besetzungsfällen an der Seite des 
Klerus ein wirkliches Suffragium zu üben. 

Der königliche Hof verwarf das Wahldecret nebst den fol- 
genden Bestimmungen, weil er sich mit einem nachträglichen 
Solennitätsconsensus nicht begnügen wollte. Allmählich aber 
führten die Ereignisse dazu, dass auch die minimale Mitwir- 
kung des regius consensus subsequens verschwand. Als das 
unter Alexander III. abgehaltene Lateranconcil von 1179 die 
Papstwahl regulirte, war von irgend einer kaiserlichen oder 
königlichen Betheiligung bei der Besetzung des apostolischen 
Stuhles überhaupt nicht mehr die Rede. 
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Excurse. 


1. 
Die sg. Immantation. 


Neben dem kirchlichen Usus, dem zum Papste Er- 
wählten die päpstlichen Insignien, insbesondere die eigen- 
thümlichen Gewänder zu überreichen, finden wir in der zweiten 
Hälfte des 11. Jahrhunderts auch eine von dem weltlichen 
Fürsten, dem Könige vollzogene Immantation, über welche 
Folgendes zu bemerken ist: 

Als Heinrich IV. den Bischof Cadalus zum Papst ernannte, 
schmückte er denselben mit der päpstlichen Mitra. »Cadalus — 
res suas agere non quievit, donec se ad sedem apostolicam a 
rege collaudari et, ut mos est, infula pontificaliinvestiri 
impetravit«: so sagen die Annales Altahenses $S. 810, welche 
ausserdem wissen wollen, dass Cadalus sich andere päpstliche 
Abzeichen auf unerlaubte Weise verschafft habe. Vielleicht 
denkt auch Benzo S. 612 an eine »Investitur«, wie sie die 
Annales Altahenses schildern, wenn er bemerkt: »ordinatus est 
Cadalus Parmensis episcopus per manum regis Heinrici«. 
Mit den registrirten Angaben stimmt sachlich Bonitho S. 645 
überein: nachdem die Fornicatores und Simoniaci die »Electio« 
vorgenommen, empfängt Cadalus aus der Hand des jungen Königs 
und der Reichsverweserin das Kreuz und andere päpstliche 
Abzeichen (»accipiens per manum regis et reginae crucem 
et papalia insignia«). 

Hat Heinrich IV. 1061 dem Cadalus die bezüglichen 
Insignien dargereicht, um die Perfection der Ernennung zu 
constatiren, so ist ohne Weiteres anzunehmen, dass er auch im 
Jahre 1080 in Brixen an Wibert eine »Investitur« oder Imman- 
tation vollzogen haben wird. Wenn Bonitho S. 677 erzählt, 
Wibert sei von Brixen nach Italien gezogen: »papalia secum 
deferens indumenta«, so scheint er vorauszusetzen, dass 
der König dieselben seinem Electus offerirt habe. Bestimmter 
ist das Zeugniss, welches Deusdedit in seinem Libellus 
tontra invasores S. 82 gewährt: »Rex Heinricus et optimates 
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ejus — elegere prius Parmensem, deinde Guibertum, induentes 
eos apostolicis insignibus«. 

Weitere Notizen über die zweimal von Heinrich IV. aus- 
geübte Ceremonie sind uns nicht erhalten. 


Was die kirchliche Immantation angeht, so hat dieselbe 
im 12. Jahrhundert eine andere Stellung eingenommen als 
in der zweiten Hälfte des 11. Jahrhunderts. 

Während der Zeit von 1046—1099 erscheint die kirch- 
liche Immantation blos als ein Appendix der Inthronisation: 
man pflegte den neuen Papst entweder vor oder unmittelbar 
bei der Inthronisation mit den Insignien und Gewändern aus- 
zustatten. Zunächst wird dies für die Erhebung Leo’s IX. 
in sehr anschaulicher Weise bezeugt von Anselm von S. Remi 
(Historia dedicationis ecclesiae s. Remigii bei Watterich 1. 
S. 113, 114): 

»Romani — imperatorem Henricum — petierunt, ut 
ecclesiae pastore viduatae ab eo subrogaretur alius. Qui super 
hoc negotio episcoporum et optimatum imperii sui quaerens 
consilium, invenit inter ceteros dominum Brunonem Tullensem 
ad idem officium subeundum esse idoneum. — Unde apo- 
stolicae dignitatis ei adjudicata sunt insignia, jussumgque 
ab Augusto, ut ad haec secundum ecclesiasticas san- 
ctiones suscipienda Romana inviseret moenia. — Celebratis 
ergo in sede civitatis Leucorum duobus dominicae Nativitatis 
diebus — iter carpere Romam ducens aggreditur. Quo 
perveniens, cum favore totius populi honorabiliter exeipitur, 
apostolicaeque dignitatisinfulis insignitus in Hypa- 
pante Domini in cathedra beati Petri inthronizature. 

Mit allem Nachdruck wird hier der fürstliche Nominations- 
act geschieden von der kirchlichen Inthronisation (s. auch oben 
S. 40): Kaiser Heinrich wusste, dass die Insignien der päpst- 
lichen Würde erst bei oder vor dem gedachten Acte angelegt 
werden konnten 122), 


122) Die von der schlichten Kundgebung Anselm’s abweichenden 
Berichte Bonitho’s und des Codex Vaticanus sind entschieden zu ver- 
werfen. Nach Bonitho S. 631, 632 hätte Bruno die päpstlichen Ab- 
zeichen bereits auf deutschem Boden erhalten und angelegt: der Codex 
aber behauptet S, 101 speciell, dass der Kaiser die »Investitur« vor- 
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Ferner wurde der geschilderte kirchliche Usus beibehalten 
bei den Erhebungen Gregor’s VII. und Urban’s II. Von dem 
Ersteren heisst es in dem Codex Vaticanus S. 309; »Indutus 
rubea chlamyde, sicut moris est, et papali mitra insignitus, 
invitus et moerens in beati Petri cathedra fuit inthronizatus«. 
Und Petrus von Monte Cassino sagt S. 761 über den ent- 
sprechenden Vorgang des Jahres 1099: »Tunc Albanensi 
episcopo pronuntiante, Urbanum illum placere vocari, mox 
cunceti surgentes capiunt, eumque cappam laneam exeuntes 
purpuream induunt, et cum acclamatione sancti spiritus 
ad altare beati Petri apostoli illum pertrahentes in pontificali 
solio ponunt«. 


Seit dem Anfange des 12. Jahrhunderts begann man die 
Immantations-Ceremonie von der Inthronisation zu trennen. 
Es wurde üblich, dem Electus sofort nach dem Wahlacte die 
päpstlichen Gewänder anzulegen; wenn jemand in solcher 
Weise immantirt worden war, so galt er als Einer, welcher 
die correct angetragene Wahl acceptirt hatte. 

Ganz singulär ist das Verhalten des Desiderius von Monte 
Cassino bei den Acten, welche seiner Consecration voran- 
gingen. 

Wie wir im Abschnitt XIII. sahen, beabsichtigte die 
gregorianische Partei in Rom, den Abt von Monte Cassino 
im Mai 1086 auf den päpstlichen Stuhl zu erheben. Die in der 
Lucien-Kirche Versammelten leisteten die Acclamation, ertheilten 
dem Gewählten den päpstlichen Namen Victor und hätten es 
gerne gesehen, wenn sofort die Inthronisation und Consecration 
erfolgt wäre. Desiderius hingegen machte Schwierigkeiten: 
er lehnte zwar nicht pure ab, nahın jedoch die Würde auch 
nicht definitiv an. Dieser eigenthümlichen Entschliessung gab 
er mittels einer Handlung Ausdruck, welche Petrus von Monte 
Cassino S. 749 so schildert: »Sed quoniam haec omnia, ut 
diximus, contra ejus animum et voluntatem fecerunt, cappam 
quidem rubeam induebat, albam vero nunquam ei 
potuerunt induere«. 


genommen habe: »(Rex) Brunonem episcopum tanquam virum sim- 
plicem in tantum seduxit, ut papatum Romanum per ipsius investi- 
turam susciperet«. 
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So war denn gleichsam eine halbe oder unvollständige 
Immantation an dem Gewählten vollzogen worden. Dieser 
aber verwandelte in Terracina die frühere provisorische oder 
bedingte Ablehnung in eine definitive und unbedingte: »abinde 
crucem etchlamydem et cetera pontificatus insignia 
ita dimisit, ut eis ulterius uti nullo unguam modo per- 
suaderi potuerit«. 

Dessen ungeachtet liess sich Desiderius in Capua (März 
1087) wieder umstimmen, erklärte sich zur Uebernahme des 
Primats bereit, und documentirte dies dadurch, dass er die 
päpstlichen Insignien ohne Vorbehalt anlegte.e Ueber die 
Vorgänge in Capua berichtet zunächst Hugo von Lyon, der 
unversöhnliche Gegner des Abtes, in seinem ersten Briefe an 
die Markgräfin Mathilde (Watterich I. S. 562, 563): »Post- 
quam ergo ipse jam paratus erat, insignia pontificatus 
resumere et electionem etiam in ipso conventu multoties 
refutatam iterum in se retorquere, praedictorum consilio nos 
tantam hominis levitatem et propositi sui mutabilitatem im- 
probantes in audientia omnium nos nequaquam assensum 
praebituros diximus«, Die angedeutete Absicht führt Desi- 
derius wirklich aus: »pluvialem sibi ipse imposuit, Ostiensi 
et nobis inconsultis et prorsus ignorantibus«, Sodann äussert 
sich Petrus über die schliessliche Acceptation: »praeteritam 
electionem crucis et purpurae resumptione firmavit«. 

Was Desiderius in Capua unternahm, war ein Act, welcher 
mit der bisher üblichen Ceremonie der kirchlichen Immantirung 
nichts gemein hatte: der Erwählte wurde nicht immantirt, 
sondern hat sich selbst immantirt. Hatte er in Terracina 
die Abzeichen abgelegt, so machte er später durch deren Wieder- 
annahme die frühere Handlung unwirksam. ImTUebrigen scheint 
mir, dass das geschilderte Vorgehen des Abtes den Uebergang 
zu der Auffassung bildet, welche der Immantation im nächsten 
Jahrhundert zu Theil werden sollte. 

Der Nachfolger Urban’s 11. erhielt die päpstlichen Insignien 
sofort nach der Wahl in der römischen Clemens-Kirche, wie 
die von Petrus Pisanus verfasste Biographie Paschalis’ II. 
(Watterich II. S. 2) bekundet: »His aliisque laudibus solemniter 
peractis chlamyde coccinea induitur a patribus et 
tiara capiti ejus imposita, comitante turba, cum cantu 
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Lateranum vectus, ante eam portam, quae est ab australi 
plaga, ad Basilicam Salvatoris, quam Constantinianam dicunt, 
adducitur: equo descendit, locaturque in sede, quae ibidem est«. 

Calixt II., welcher ausserhalb Rom’s gewählt wurde, 
liess sich nicht eher immantiren, als er sich der römischen 
Zustimmung versichert hatte: »vix cappa rubea amiciri 
sustinuit, donec, nuntii redeuntes a Roma — electionem 
ipsam canonice jureque firmarent« (s. Pandvlph Vita Calixti Il. 
bei Watterich II S. 115). 

Nach Calixt’ Il. Tode concurrirten um den Besitz der 
päpstlichen Würde der Kardinalpriester Theobald und der 
Kardinalbischof Lambert von Ostia. Zunächst neigt sich die 
Wagschale zu Gunsten des Ersteren. »Jonathas sanctorum 
Cosmae et Damiani diaconus cardinalis, collaudantibus omnibus, 
ipso etiam domino Lamberto episcopo, Theobaldum cardinalem 
presbyterum sanctae Anastasiae in papam Coelestinum cappa 
rubea coelitus induit« (s. Pandulph Vita Honorii II. bei 
Watterich II S. 157, 158). Aber kaum hat der Kardinal- 
diacon die »himmlische«(!) Action vollzogen, als eine andere 
Partei eindringt und die Erhebung Lambert’s durchsetzt. In 
Folge dessen musste Theobald weichen, ohne dass die Imman- 
tation ihm einen Nutzen gebracht hätte. Der siegreiche 
Lambert empfängt die Insignien, kann aber seine Bedenken 
über die Legalität der Wahl nicht niederschlagen, so dass er 
eg vorzieht, sich der Abzeichen zu entäussern. Alsbald wird 
er von Neuem gewählt, empfängt die Huldigung, (s. Boso, 
Vita Honorius’ II. bei Watterich II S. 158, 159) und regierte 
als Papst Honorius 11.?®) bis zum Jahre 1130. 

An diese biographischen Mittheilungen schliesst sich 
der Ordo des Cencius Camerarius um die Mitte des 12, Jahr- 
hunderts (s. Watterich I. S. 13): 

»Omnes in ecclesia congregati — tractant de electione : 
et perscrutata omnium cardinalium voluntate ab aliquibus 
de ipsis, in quem major et melior pars convenerit cardi- 
palium, prior diaconorumipsum de pluviali rubeo 
immantat et eidem electo nomen imponit«. 

185) Cadalus, welcher vom Concil zu Mantua verworfen und der 


römischen Inthronisation. nicht theilhaftig geworden war, wird in der 
Reihe der Päpste nicht mitgezählt. 
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Wir entnehmen hieraus: 

1. dass damals die Immantation unmittelbar auf die 
Wahl folgte, 

2. dass der Kardinalarchidiacon die Uebergabe der In- 
signien vornahm. 

Nach vollzogener Immantation wird das Te Deum an- 
gestimmt: dann schreiten die Kardinalbischöfe zur Inthroni- 
sation. — | 

Endlich möge hier der Vorgänge des Jahres 1159 gedacht 
werden, weil dieselben die geschilderte Bedeutung der Imman- 
tations-Ceremonie in wünschenswerther Weise illustriren. 

Nach Hadrian’s IV. Tode brach zwischen den zwei päpst- 
lichen Rivalen ein heftiger Streit aus, bei welchem das Mantum 
papale eine grosse Rolle spielte. (S. über das Einzelne Hefele 
C.G.V.8.501 fi). Zu Gunsten Victor’s IV. liess sich die 1160 
abgehaltene Synode von Pavia folgendermaassen vernehmen: 

»Est comprobatum, dominum papam Victorem et nullum 
alium in Basilica beati Petri a saniori parte cardinalium, 
petitione populi, consensu et desiderio cleri Romani fuisse 
electum et solemniter immantatum. — Illud etiam, 
quod de Anacleto et domino Innocentio nostris temporibus 
accidisse recolimus ad memoriam concilii nihilominus est 
revocatum, quod licet una et eadem die ambo immantati 
fuissent, ille potius est ab ecclesia approbatus, cujus 
immantatio aliqua diei parte praecessit. A saeculo non 
est auditum, quod post unius immantationem die transacta, 
alius postea fuerit immantatus« (s. Epistola concilii in M.G. 
Leges 1I. S. 125 ff.). 

Dem gegenüber sprechen sich die Anhänger Alexander’s III. 

in einem Briefe vom April 1160 aus (s. Watterich Il. S. 493): 

»Facta et confirmata per omnes electione, priori dia- 
conorum, cui hoc ex offieii sui debito ineumbit, injungitur, ut 
una cum fratre nostro Ildebrando — accersitum dominum 
nostrum chlamyde pontificali operire festinet. His 
autem juxta omnium voluntatem capientibus dominum 
nostrum et pontificali eum chlamyde induentibus, 
ipso vero — imponendo se honori subtrahere laborante, 
praefatus Octavianus (d. h. Vietor IV.) oceurrit, et — de capite 
domini nostri et manibus praedictorum fratrum mantum 
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arripuit et secum asportare voluit«e. Octavian habe sich 
dann den Mantel von seinem Kleriker anziehen lassen, den- 
selben leidenschaftlich festgehalten und dgl. mehr. 

Wenn nun auch der Gewählte damals ein grosses Inter- 
esse daran haben musste, im Besitz der päpstlichen Kleidung 
zu sein, und dadurch zu manifestiren, dass seine electio in 
aller Form stattgefunden habe, so blieb doch nach wie vor 
die Inthronisation das ausschlaggebende Moment. Wurde 
der Immantirte nicht inthronisirt, so gelangte er nicht zur 
päpstlichen Würde. Wir haben für die unveränderte Bedeu- 
tung der locatio in sede Petri mehrere Zeugnisse aus dem 
Lager Vietor’s IV. 

In dem Schreiben der Victoriner vom 28. Oktober 1159 
(Watterich II S. 461 ff.) heisst es: 

»Ad petitionem populi Romani, electione universi cleri, 
assensu etiam totius fere senatus et omnium capitaneorum 
— nostrum elettum manto induimus et inthroniza- 
tum in sede beati Petri collocavimus, inde ad pala- 
tium ejusdem, acclamante universo populo, hymnum Deo 
decantante clero et omnibus solemniter adimpletis honorifice 
deduximus, « | 

Sodann erklärte die Synode von Pavia: 

»Nos antiquorum vestigia et Romanae ecclesiae con- 
suetudinem imitantes, librum de vita et ordinatione Ro- 
manorum pontificum super similibus causis in medio concilio 
fecimus recitari, ubi manifestissime comperimus, quod in 
hujusmodi negotiis illum semper sancta statuit ecclesia prae- 
ferendum, qui petitione populi, censura et desiderio cleri, 
a cardinalibus prior est in cathedra beati Petri 
collocatus. « 

Vietor selbst hebt in seinem Rundschreiben (Watterich II 
9. 460, 461) hervor, dass er gewählt, inthronisirt und con- 
seerirt worden sei, ohne der Immantation zu gedenken: 

»ad summum pontificatum — canonice sumus electi 
et in sede apostolica collocati et deinde prima Dominica 
mensis Octobris benedietionis consecrationem et nostri officii 
accepimus plenitudinem.« 
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Diejenigen Gelehrten, welche sich neuestens mit unseren 


Materie beschäftigten, haben gänzlich verkannt, wie ver- 
schieden die Immantation des 12. Jahrhundert von der des 


11. ist, und dadurch eine arge Verwirrung herbeigeführt. 

Zöpffel, welcher meint, dass schon im 11. Jahrhundert 
die Immantation den »Abschluss der Tracetatio und den Höhe- 
punkt der ganzen Wahlhandlung« gebildet habe, sagt S. 174, 
175: »Die Päpste haben stets (!) den Immantationsact als 
denjenigen betrachtet, der sie erst völlig an die ihnen über- 
tragene Würde fesselte«. 

Grauert (S. 549) schliesst sich der Zöpffel’schen Auffassung 
völlig an, wiewohl er glaubt, dass Zöpffel die juristische Natur 
der Immantation nicht klar und scharf genug charakterisirt habe. 
Um dem gerügten Uebelstande abzuhelfen, construirt Granert 
die Immantation »als symbolische Investitur, durch welche dem 
electus, der durch die Wahl nur erst ein jus ad rem bekom- 
men hatte, nunmehr das jus in re, das mit dem Papstthum 
verbundene Herrschaftsrecht, verliehen wurde.« Eine sehr un- 
glückliche, verhängnissvolle Construction! Durch eine solche 
Vorstellung wird das Sachverhältniss geradezu auf den Kopf 
gestellt. Nicht die Immantation, sondern die Inthronisation 
kann als symbolische Investitur erachtet werden. Nicht durch 
die Immantation, sondern durch die Inthronisation wird das 
aus der Wahl entspringende jus ad rem in ein jus in re 
verwandelt, wird der electvs zum wirklichen Papst erhoben, 

Die drei lateranensischen Decrete von 1059, 1060 und 1061, 
welche über den Besetzungsmodus detaillirte Vorschriften geben, 
bewahren über die Immantation ein tiefes Stillschweigen: eine 
bedeutungsvolle Thatsache, welche allein schon beweist, dass 
die in Rede stehende Ceremonie damals keine entscheidende 
Rechtswirkung gehabt haben kann. Grauert jedoch lässt 
sich dadurch nicht beirren: er beseitigt den sich ergebenden 
Einwand durch die kategorische Antwort: »Die Immantation 
wird von Nicolaus II. nicht ausdrücklich erwähnt, weil es 
schon als selbstverständlich (!) galt, dass sie im unmit- 
telbaren Anschluss an die Wahl erfolgte«. 

Befangen in der falschen Anschauung, dass die Imman- 
tation im 11. Jahrhundert die betreffende juristische Bedeu- 
tung gehabt habe, interpretirt Zöpffel eine briefliche Aeusserung 
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des Petrus Damiani in einer Weise, welche als höchst befremdend 
bezeichnet werden muss. Damiani sagt 1062 in den ersten 
Briefen an den Cadalus (Opp. I, S. 19) Foleendes: 

»Habes nune forsitan mitram, habes juxta morem 
Romani pontificis rubeam cappam, cave, ne hanc ad- 
versus te sententiam divinus per eundem prophetam (nem- 
lich Ezechiel c. 21 v. 25,26) sermo decernat: »»Tu autem 
profane impie dux Israel, cujus venit dies in tempore ini- 
quitatis praefinita: haec dieit dominus Deus, aufer cidarim, 
tolle coronam: nonne haec est, quae humilem sublevavit et 
sublimem humiliavit?« « 

Der Briefsteller setzt als möglich oder wahrscheinlich 
voraus, dass Cadalus wie auch immer in den Besitz päpst- 
lieher Abzeichen gekommen sei. Auf Grund dessen fordert 
er den Prätendenten auf, der ihm nicht zukommenden Insignien 
sich zu entledigen, und die usurpirte Stellung aufzugeben: 
folge er dieser Anweisung nicht, so werde ihn das göttliche 
Strafgericht ereilen. 

Was hat nun Zöpffel aus dem klaren und unverfänglichen 
Passus des Briefes herausgelesen? Er sagt S. 168: »Ein 
wie wichtiger Act die Immantation gewesen sein muss, dass 
von ihrer Ausführung selbst die Kanonicität einer Wahl in 
gewissen (!) Fällen abhängig sein konnte, beweisen zunächst 
folgende Stellen: Petrus Damiani fragt den Cadalus: » »habes 
justa morem Romani pontificis rubeam cappam?«« Dass er 
nicht im Besitz des purpurnen Mantels war, dient jenem 
Gegner des Schismatikers, um die Rechtmässigkeit der Wahl 
desselben zu bestreiten«. 

Zöpffel will sein Citat zwar auf die Cajetanische Ausgabe 
gründen, hat sich aber willkürliche Abweichungen von dem 
dort dargebotenen Texte gestattet, wie die folgende Zusammen- 
stellung lehrt: 


Cajetanische Edition. Zöpffel. 


Habes nune forsitan mi- Habes nunc mitram, habes 
tram, habes juxta morem Ro- | juxta morem Romani ponti- 
mani pontificis rubeam cap- | fieis rubeam cappam? 
pam, > 
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Während Cajetan den Satz als einfache Erzählung fasst, 
setzt Zöpffel ohne einen Schein von Berechtigung am Schluss 
desselben ein Fragezeichen, und unterdrückt ebenso ungehörig 
das forsitan! Wenn Zöpfiel die von Damiani angerufene Stelle 
aus dem Propheten Ezechiel eines Blickes gewürdigt hätte, 
so würde er sich überzeugt haben, dass seine Interpretation 
schlechthin unzulässig ist. Wie nach den Worten des Pro- 
pheten Gott der Herr an den Fürsten Israel’s die Aufforderung 
ergehen liess, die Tiara und Krone abzulegen, so ruft im 
Sinne Damiani’s Gott dem Eindringling gleichsam zu: »aufer 
mitram, tolle rubeam cappam«. Weit entfernt, sich über 
die Rechtswirkung der Immantation zu äussern, will Damiani 
nur bewirken, dass der illegitime Gegenpapst die usurpirte Stel- 
lung aufgebe. Im Uebrigen bekunden die Annales Altahenses 
und Bonitho, dass Cadalus die Insignien besessen habe, was 
Zöpffel grundlos läugnet. 

Grauert ist der besprochenen Auslegung ohne Weiteres 
beigetreten, und hat sogar die Versehen oder Druckfehler !%*) 
der Zöpffel’schen Erörterungen bona fide übernommen. 


2. 


Die Stellung der Kardinalbischöfe bei der Doppel- 
wahl des Jahres 1130. 


Nachdem Honorius II. im Jahr 1130 gestorben war, 
machten sich zwei Männer, Anaclet II. und Innocenz ITI., 
den Primat streitig (s. das Genauere bei Mühlbacher und 
Weizsäcker S. 543). Um die bezüglichen Vorgänge für unsern 
Zweck zu würdigen, muss man zwei Punkte festhalten. 

1) Die Kardinalbischöfe übten damals bei der Wahl die- 
selben Rechte aus, welche den Kardinalklerikern zustanden. 
Es fiel Niemanden ein, ein solches kardinalbischöfliches Elections- 
recht zu bestreiten oder zu bemängeln. 

2) Dagegen war das kardinalbischöfliche Vorschlagsrecht 


154) Der in Rede stehende Passus des Damianischen Briefes findet 
sich bei Cajetan I. S. 19, nicht S. 17, wie Zöpffel S. 140 N. 328 
(vgl. mit S. 168 N. 420b) citirt und Grauert 8. 556 N. 2 nachge- 
schrieben hat. Hätte Grauert die Cajetanische Ausgabe selbst verglichen, 
so würde er unterlassen haben, den willkürlich zugerichteten Text 
Zöpffel’s der Cajetanischen Edition zu imputiren. 
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des Wahldecrets von 1059, welches überhaupt niemals zur 
praktischen Durchführung gelangte, im Jahr 1130 der Ver- 
gessenheit so völlig anheimgefallen, dass selbst die betheiligte 
Gruppe des Kardinalates von dem einstigen judiecium princi- 
pale nichts mehr wusste. 

Nimmt man dagegen an: a) dass die Kardinalbischöfe 
das Privilegium von 1059 festgehalten, b) dass aber die Kar- 
dinalkleriker den Kardinalbischöfen sogar das einfache Wahl- 
recht abgestritten hätten, so erscheint der Verlauf der Doppel- 
wahl und die sich daran schliessende Entwickelung räthselhaft, 
ja abenteuerlich. ; 

Ich bemerke zum Voraus, dass bei vorurtheilsloser Auf- 
fassung für die Erhebung Anaclet’s bessere Gründe sprechen, 
als für die Einsetzung Innocenz’. Wenn der Letztere schliess- 
lich die allgemeine Anerkennung fand, so verdankte er dies 
nicht der Stärke seines Rechtstitels, sondern neben andern 
Einflüssen (die hier nicht in extenso dargelegt werden können) 
dem hohen persönlichen Ansehen und dem Eifer des heiligen 
Bernhard von Clairvaux, welcher für ihn eintrat. Sehr bedeut- 
sam ist es, dass zwei unabhängige, allgemein geachtete Ehren- 
männer, wie der Kardinalbischof Petrus (Senex) von Porto 
und der Kardinaldiacon Pandulph, welche sich über das Niveau 
des unseligen Parteitreibens erhoben hatten, die Wahl Ana- 
clet's für canonisch erachteten. 

Wir besitzen ein sehr beachtenswerthes Schreiben des 
Kardinalbischofs Petrus, welches die Historia novella Wilhelmi 
(M. G. X. S. 484, 485) mittheilt. In diesem Schreiben wen- 
det sich Petrus, welcher nebst dem Kardinalbischof Aegidius 
von Tusculum an der Wahl Anaclet’s Theil genommen, an 
die Kardinalbischöfe von Praeneste, Albano, Sabina und Ostia, 
säömmtlich Anhänger Innocenz’ II., und macht ihnen u. A. 
folgende Vorhaltung:: 

»Factionem illam vestram, qua confidentia, qua 
fronte electionem vocare praesumitis? Cur illum vestrum dici- 
tis ordinatum, cum prorsus in causa ejus ordo non fuerit? 
Siccine didicistis papam eligere? in angulo, in abscondito, 
in tenebrosis et umbra mortis? — Quod igitur neglecto 
ordine, contempto canone, spreto etiam ipso a vobis condito 


anathemate, me inconsulto priore vestro, inconsultis etiam 
Zeitschrift für Kirchenrecht XXI. (N. F. VIL)1. 6 
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fratribus majoribus et prioribus, nec etiam vocatis aut 
expectatis, cum essetis novitii et in numero brevi paucis- 
simi, facere praesumpsistis, pro infecto habendum ex 
ipsa vestra aestimatione potestis advertere. — Redite, jam 
redite ad cor: nolite schisma in ecclesia facere.« 

Petrus wirft hier seinen Amtsbrüdern vor, dass sie sich 
nebst einigen Anderen als besonderes Wahlcolleg con- 
stituirt hätten, ohne auf die grosse Mehrheit der Kardinal- 
Kleriker Rücksicht zu nehmen: dies Vorgehen sei schismatisch 
und uncanonisch gewesen. 

Sodann hebt ‚Petrus hervor: 

»Postremo nec vestrum nec meum fuit eligere, sed 
potius electum a fratribus spernere velapprobare. — 
Fratres — vestri cardinales, quorum praecipua est 
in electione potestas, cum clero universo expetente po- 
pulo, cum honoratorum consensu, in luce, in manifesto, 
unanimi voto et desiderio, elegerunt dominum Petrum car- 
dinalem in Romanum pontificem Anacletum. Hanc ego 
electionem canonice celebratam conspexi et auctore Deo 
confirmavi.« 

Der Kardinalbischof will in diesen Sätzen ausdrücken, 
dass die Kardinalkleriker der ersten Gruppe des Kardinalates 
numerisch überlegen sind, und dass demgemäss deren Einfluss 
bei der Besetzung des päpstlichen Stuhles thatsächlich 
entscheidet. Man kann seine Meinung so formuliren: »Da 
wir Kardinalbischöfe nur einen kleinen Bestandtheil der Wähler- 
schaft bilden, so dürfen wir ohne Beitritt der Kardinalkleriker 
nie darauf rechnen, eine Kandidatur durchzubringen. Unter 
solchen Umständen thun wir am besten, von der Aufstellung 
besonderer Kandidaten Abstand zu nehmen. Wir wollen uns 
bescheiden, die Vorschläge der Kardinalkleriker zu prüfen, 
und unsere Stimme entweder für oder wider den präsentirten 
Kandidaten abzugeben.« 

Zu beachten ist, dass »eligere« nnd »electus« im ersten 
Satze bedeutet: vorschlagen, der vorgeschlagene Candidat: der 
Briefsteller fasst also hier die der eigentlichen Stimmabgabe 
vorhergehende Handlung ins Auge. Dagegen denkt er in dem 
Passus: »cardinales, quorum praecipua est in electione po- 
testas« an das Wahlgeschäft im Allgemeinen, — die Beset- 
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zungsangelegenheit überhaupt, wobei praecipua potestas den 
factisch entscheidenden Einfluss der Mehrheit bedeutet. 


Von Rechtsfragen handelt Petrus im Vorstehenden nicht 
speciell, setzt aber einen Rechtszustand voraus, nach welchem 
die Kardinalbischöfe berufen sind, in Gemeinschaft mit den 
Kardinalklerikern die Papstwahl zu vollziehen. So wenig er 
ein Vorschlagsprivileg der Kardinalbischöfe kennt, wie es die 
Lateransynode von 1059 fixirt batte, so wenig fällt es ihm 
ein, die Kardinalkleriker als die alleinigen Wähler zu pro- 
clamiren. Letzteres wäre ja sinnlos gewesen, da er nebst dem 
Kardinalbischof von Tusculum an der Electio des Anaclet 
Theil genommen batte! Wenn Petrus am Schlusse bemerkt, 
er hätte Anaclet’s Erhebung auctore Deo »confirmirt«, so soll 
das nur ein Ausdruck seiner subjectiven Zustimmung oder Bil- 
ligung sein, ohne dass an eine officielle oder feierliche Separat- 
erklärung zu denken ist. 


Neben dem Schreiben des Kardinalbischofs von Porto er- 
regt unser Interesse der Brief, welchen die Wähler Anaclet’s 
an Lothar richteten (s. Watterich II. S. 185 ff.), und welchen 
ausser den betreffenden Kardinalklerikern auch Petrus und 
Aegidius unterschrieben hatten. Die Gegenpartei wird als 
schismatisch gekennzeichnet: »Dei ecclesiam scindere et sim- 
pliium animas evertere moliuntur.e Dann heisst es u. A.: 
»de quibusdam vero episcopis, quos impostores illi in fa- 
ctione ista sibi applaudere gloriantur, nobis ulla cura non 
est, praesertim cum nil ad eos de Romani pontificis 
electione pertineat.«e Von den Rechten des Kardinalepi- 
scopats als solchen ist gar nicht die Rede, es wurden nur die 
vier kardinalbischöflichen Anhänger Innocenz’s II. ins Auge 
gefasst. Jene vier Kardinalbischöfe, das will der Brief her- 
vorheben, hatten kein Recht sich als Wahlkörper zu consti- 
turen und auf eigene Hand (ohne die zwei anderen Kardinal- 
bischöfe und die übrigen Kardinalkleriker) eine Wahl in Scene 
zu setzen. Die Anacletianer wollen in dem letzten Passus 
nichts Anderes sagen, als was Petrus in seinem letzten 
Schreiben den vier Amtsbrüdern vorgeworfen hatte: 


6* 


84 Dr. W, Martens: 


Petrus von Porto. 


Quod — contempto ca- 
none — inconsultis — 
fratribus, nec etiam vo- 
catis aut expectatis — fa- 
cere praesumpsistis, pro in- 


[3237 
Schreiben an Lothar. 


De quibusdam -- epi- 
scopis — nobis ulla cura non 
est, praesertim cum nil ad 
eos de Romani pontificis ele- 
ctione pertineat. 


fecto habendum esse —, 
ex ipsa vestra aestimatione po- 
testis advertere. 


Endlich wandten sich die Wähler Anaclet’s brieflich an 
den Erzbischof Didacus von Compostella (s. Watterich II. 
S. 187 ff.). Aus dieser Kundgebung sind zwei Angaben wich- 
tig: a) die Innocentianer wurden wegen ihrer Separation ge- 
tadelt (»ssuum papam habere volentibus<). b) Die kleine 
Gruppe der Kardinalbischöfe fällt entweder gar nicht oder 
unerheblich für das Wahlresultat ins Gewicht, zumal wenn 
nur einige derselben hervortreten: »quatuor episcopi, 
quibus nulla vel minima est in electione potestas.« 

Mit dieser Darlegung stimmt das Schreiben des Kardinal- 
bischofs Petrus inhaltlich ganz überein: 


Petrus von Porto. Schreiben an Didacus. 


Fratres — vestri cardi- 


nales (d. h. die Kardinal- quatuor 


kleriker), quorum praecipua 
est in electione potestas. 
— Nec meum nec vestrum 
fuit eligere, sed potius ele- 
ctum a fratribus spernere 
vel approbare. 


episcopi, quibus nulla vel 
minima est in electione 
potestas«e. 


Unter dem Eindruck der Ereignisse des Jahres 1130 hat 


dann der 


Kardinaldiacon Pandulph seine Vita Gelasii II. 
verfasst (s. Watterich S. 91 ff.). 


Pandulph, ein Anhänger 


Anaclet’s und Verehrer des Kardinalbischofs Petrus, constatirte, 
dass Gelasius im Jahre 1118 einmüthig erhoben worden, ohne 
dass eine Spaltung oder schismatische Irrung ausgebrochen 
sei. Indem er die Eintracht des Jahres 1113 rühmt, will 
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er indirect gegen die vier Kardinalbischöfe, welche 1130 für 
Innocenz II. eintraten, einen Tadel aussprechen: unverkenn- 
bar hat er dabei den mehrerwähnten Brief des Petrus von 
Porto benutzt: 


Petrus von Porto. Pandulph S. 95. 


»Postremo nec vestrum nec (Gelasius) »captus ab omni- 
meum fuit eligere, sed potius | bus laudatur, approbatur ab 
electum a fratribus sper- | omnibus, nec non etiam ab 
nere vel approbare. -— Fra- | episcopis (quorum nulla 
tres vestri cardinales, quo- | prorsus est alia in electio- 
rum praecipua est in ele- | ne praesulis Romani po- 
ctione potestas«. testas, nisiapprobandi vel 

contra«). 


Nach dem Bisherigen ist Folgendes für festgestellt zu 
erachten: 

1. Die 4 Kardinalbischöfe wurden von den Anhängern 
Anaclet’s getadelt, weil sie einen besonderen Wahlconventikel 
etablirt hatten. 

2. Petrus von Porto und Aegidius von Tusculum übten 
gleich den Kardinalklerikern das Wahlsuffragium aus, ohne 
dass dies auffiel oder bemängelt wurde. 

3. Auf einen besonderen Vorzug, auf das principale ju- 
dieium von 1059 machte keiner der 6 Kardinalbischöfe 
irgend welchen Anspruch. 

Zu meinem Resultat, dass im Jahre 1130 das Privilegium 
der Synode von 1059 völlig zur Antiquität geworden, und 
dass damals die verschiedenen Gruppen des Kardinalats gleich- 
mässig zur Ausübung des Wahlrechts zugelassen wurden, 
stimmt aufs Beste die Haltung, welche das Lateranconcil von 
1179 einnahm. Diese Kirchenversammlung setzte voraus, 
dass die Kardinalbischöfe dasselbe Recht besassen, wie die 
Kardinalkleriker. Deshalb brauchte weder den Ersteren die 
betreffende Befugniss restituirt zu werden, noch schien es 
erforderlich, das verschollene Vorschlagsprivileg express zu 
cassiren. 
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Die Aeusserungen der in Betracht kommenden Quellenzeug- 
nisse sind, so weit ich sehe, durchgängig missverstanden worden. 
In Folge dessen war es unmöglich, über die factische und recht- 
liche Situation des Jahres 1130 ein richtiges Bild zu gewinnen. 

Zöpffel, welcher S. 74 irrig annimmt, den Kardinal- 
bischöfen sei 1059 das eigentliche Wahlrecht ertheilt worden, 
während den Kardinalklerikern nur die »Zustimmung« übrig 
geblieben, behauptet S. 105, schon 1073 habe man in Rom 
die kardinalbischöfliche Befugniss völlig umgestossen. 

Aus der mitgetheilten Stelle in Pandulph’s Biographie 
leitet Zöpffel S. 112, 113 ab, dass die Kardinalbischöfe noch 
im Jahre 1118 eine bevorzugte Stellung prätendirt hätten, 
und dass deshalb zwischen ihnen und den Kardinalklerikern 
eine Rivalität hervorgetreten sei. Nach Maassgabe solcher Vor- 
stellungen sagt er S. 144 von der Doppelwahl des Jahres 
1130: »Die Bischöfe wälılen ihren Kandidaten — Inno- 
cenz II. —, indem sie sich auf ihr altes Privileg berufen, die 
Kardinalpresbyter erheben Petrus Pierleoni auf den Stuhl 
Petri unter Protest gegen die Anmaassung der Kardinal- 
bischöfee. Hier ist fast Alles unbegründet. 

a) Nicht von allen Bischöfen, sondern nur von einem 
derselben wurde Anaclet II. erhoben. 

b) Von einer kardinalbischöflichen Berufung auf ein altes 
Privileg sagt keine Urkunde auch nur eine Silbe. 

c) Nicht nur Kardinalpresbyter, sondern auch Kardinal- 
diaconen stimmten für Anaclet, wie aus den Unterschriften 
des Briefes an Lothar zu ersehen ist (s. Watterich II. S. 185). 

d) Ein Protest gegen die Anmaassung »der« (d. h. aller) 
Kardinalbischöfe konnte um so weniger erlassen werden, als 
zwei derselben auf Seite Anaclet’s standen. 

Scheffer, welcher die falsche Zöpffel’sche Auffassung über 
die Bedeutung des judicium principale von 1059 theilt, glaubt, 
dass die Kardinalbischöfe ihr Vorrecht wie in früheren Fällen, 
so auch bei der Erhebung Urban’s II. ausgeübt hätten: aber 
schon bei der Wahl seines Nachfolgers Paschalis’ Il. seien die 
Kardinalkleriker vorgedrungen und hätten das Privilegium 
von 1059 beseitigt (s. S. 76, 80 N.2). Was die Doppel- 
wahl von 1130 angeht, so gewinnt Scheffer (S. 129 ff.) den 
Eindruck, dass damals die Kardinalkleriker den Kardinal- 


330] Die Besetzung des päpstl. Stuhls unter Heinrich III. u. IV. 87 


bischöfen überhaupt jede Theilnahme an der Wahl hätten 
versagen wollen: ein solches Vorgehen bezeichnet er als höchst 
auffallend. »Die Wähler Anaclet’s zählten nur zwei Kardinal- 
bischöfe zu den ihrigen, aber die Mehrzahl der Kardinal- 
kleriker. Eben mit Rücksicht auf dieses Zahlenver- 
hältniss erhoben sie die neue Forderung, dass allein die 
Kardinalkleriker wahlberechtigt seien. Aber wie, — hatten sie 
nur Muth oder vielmehr Unverschämtheit, gar keinen Wahl- 
titel? Es wäre doch eine ausserordentlich starke Leistung gewesen«. 

Ich wiederhole, dass man damals seitens der Kardinal- 
kleriker weder überhaupt, noch mit Rücksicht auf das nume- 
rische Verhältniss einen Anspruch erhoben hat, wie ihn 
Scheffer auf Grund falscher Auslegung der Quellen construirt. 

Die Lösung, welche Scheffer versucht, um die Kardinal- 
kleriker von der Anklage der »Unverschämtheit« loszusprechen, 
ist folgende: »Auf das Papstwahldecret (von 1059) wollte 
man nicht zurückkommen (warum nicht?): man hielt sich an 
die Kanonensammlungen, und da hier nur von der electio 
cardinalium die Rede war, nicht aber von der electio epi- 
scoporum et cardinalium, —: so konnte (!) man zu jener 
Forderung gelangen, welche der Biograph Gelasius’ II. aus- 
spricht, und dann ein Kardinalbischof selbst bestätigt, dass näm- 
lich nur die Kardinalkleriker das active Wahlrecht besässen«. 

Mühlbacher ist S. 67 in dem letzten Punkt derselben 
Meinung, wenn er auch annimmt, Petrus von Porto habe 
der von den Kardinalklerikern vertretenen Anschauung »nicht 
in so schroffer Form, wie Andere« gehuldigt. Dann aber 
will er aus dem vorhin erläuterten Passus des Petrus, es sei 
Sache der Kardinalbischöfe: »electum a fratribus spernere vel 
approbare« (den auch Pandulph reproducirt) unter Zustim- 
mung von Scheffer S. 133 ein neues kardinalbischöfliches 
Recht ableiten. Die Kardinalbischöfe sollten nämlich befugt 
sein, den von den Kardinalklerikern »Gewählten« entweder 
zurückzuweisen oder gutzuheissen. 

Grauert S. 565, 566 sucht die bezüglichen Aeusserungen 
des Petrus und Pandulph zu Gunsten seiner Hypothese von 
dem judicium subsequens der Kardinalbischöfe zu verwerthen. 
Dieses judieium subsequens sei bereits in dem lateranensischen 
Deeret von 1059 festgestellt worden, und trete ins Mittel, 
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wenn nach Verwerfung der kardinalbischöflichen Wahlvor- 
schläge die Kardinalkleriker selbst dazu gelangten, Kandidaten 
aufzustellen (s. oben S. 89, 94 N. 44). Mit Hinblick auf 
die Angaben der zwei gedachten Männer sagt er: 

»So unbegründet diese Behauptungen auch sind, sofern 
sie den Kardinalbischöfen das active Wahlrecht absprechen, 
ohne jeden Schein von Begründung im Angesicht der römi- 
schen Kirche sie in die Welt zu schleudern, wäre für einen 
Kardinalbischof denn doch ein allzustarkes Stück gewesen, 
zumal wenn auch das spernere vel approbare auf Erdichtung 
beruht hätte. — Ein so weitgehendes Recht, wie es hier den 
Kardinalbischöfen beigelegt wird, konnte unmöglich aus der 
Luft gegriffen werden: vielmehr ist es identisch mit dem 
nachfolgenden judicium, welches nach dem ächten Decret von 
1059 die Kardinalbischöfe metropolitani vice fungentes über 
den Gewählten ablegen sollten«. 

Während Grauert das angebliche kardinalbischöfliche ju- 
dicium subsequens auf das Decret von 1059 gründet, abstra- 
hiren Mühlbacher und Scheffer von der gedachten Wahlord- 
nung und nehmen an, dass die den Kardinalbischöfen zu- 
gebilligte Function des »spernere vel approbare« erst im 
12. Jahrhundert zur Geltung gekommen sei. Dabei ist mir 
unbegreiflich, dass gerade die genannten zwei Schriftsteller 
eine derartige Rechtsübung statuiren können. Wenn, wie 
Mühlbacher und Scheffer (allerdings mit Unrecht) behaupten, 
man im Jahre 1130 den Kardinalsbischöfen, als der schwachen 
Minderheit, das Wahlrecht ganz abgesprochen hätte, so würde 
dazu nicht stimmen, dass zur selbigen Zeit den Kardinal- 
bischöfen eine Befugniss eingeräumt worden wäre, welche viel 
bedeutsamer und durchgreifender ist, als das aberkannte 
Wahlrecht. Fürwahr derjenige, welcher das Recht hat, eine 
Wahl eventuell zu cassiren, darf sich trösten und beruhigen, 
wenn er an dem Wahlact selbst nicht activ theilnimmt! 


3. 
Benzo’s Krönungs-Anecdote. 
Der Verfasser des Heinrich IV. gewidmeten Panegyricus, 
ein unversöhnlicher Feind Hildebrand’s, tritt auf als Ver- 
fechter des extremen Regalismus, Indem er vermöge dieses 


332] Die Besetzung des päpstl. Stuhls unter Heinrich III. u. IV. 89 


Bekenntnisses die Autonomie der römischen Respublica und 
die weltliche Herrschaft des Papstes verpönt, legt er den 
Römern bei dem Acte des Dezember 1046 eigenthümliche 
Worte in den Mund. Die Römer sagen zu Heinrich III. 
noch vor der Uebertragung des Patriciats (s. S. 670 ff.): 
‚Ubi adest praesentia regiae majestatis, non est electionis 
consensus in arbitrio nostrae voluntatis. Et si forte aliquo- 
tieus absens estis, tamen per officium patricii, qui est vester 
vicarius, semper apostolicae promotioni interestis. Neque 
enim patricius est papae patricius, verum ad procuranda 
reipublicae negotia est imperatoris patricius. — Pertinet 
quippe ad vestram imperialem potentiam, Romanam rempubli- 
cam legibus emendare, moribus adornare, et hanc sanctam apo- 
stolicam ecelesiam, ne in aliquo detrimentum patiatur, brachio 
defensionis gubernare«. Dann folgt die Ertheilung der erblichen 
Patricins-Würde, welche dem Könige eine politische Gewalt giebt, 
wogegen der Papst keine Herrschaft über Rom ausüben soll. 

Die regalistischen Aspirationen Benzo’s haben ihn dann, 
wie ich glaube, angeregt, seinem Panegyriecus Buch VII 
$. 672 die merkwürdige Erzählung einzuverleiben, dass Hilde- 
brand Nicolaus II. gekrönt habe. 

Nachdem mit grellen Farben geschildert worden, dass 
Nicolaus eine armselige Creatur, ein willenloses Werkzeug des 
bösen Hildebrand gewesen, sagt Benzo Folgendes: 

»Pejus adhuc restat, graviter quod corda molestat! 
O coelum, o terra, cur non apparet indignatio vestra? Ho- 
mines sunt insensibiles, non se monstrant talibus fantasiis 
terribiles. Corrumpens igitur Prandellus Romanos mul- 
tis pecuniis multisque perjuriis indixit synodum, ubi 
regali corona suum coronavit idolum. Quod cernentes 
episcopi facti sunt velut mortui«. 

Nach dem klaren Wortlaut dieser Stelle ist offenbar, 
dass der Autor einen Act von politischer Bedeutung 
schildern will. Hildebrand, welcher sich durch unerlaubte 
Mittel der Römer versichert hat, macht gleichsam einen 
Staatsstreich, indem er dem Papste auf einer Synode eine 
Königskrone aufsetzt. Die Synodalen, welche merken, was 
die regalis corona auf dem Haupte Nicolaus’ II. bedeuten 
sollte, gerathen ausser sich und verlieren die Fassung. 
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Von der Einführung einer neuen kirchlichen Ceremonie 
oder eines neuen kirchlichen Schmuckes ist absolut nicht 
die Rede. Wie hätten auch die Bischöfe durch den Anblick 
eines neuen, wenn auch auffälligen kirchlichen Abzeichens 
in eine so colossale Aufregung versetzt werden können! Die 
Königskrone, und nur diese war geeignet, Sensation zu 
machen, zumal folgende Inschriften auf derselben angebracht 
waren: 

»Legebatur in inferiori circulo ejusdem serti ita: 
»>corona regni de manu Dei«« in altero vero sie: »»dia- 
dema imperiü de manu Petri««e. 

Da sämmtliche Zeitgenossen, welche von dem Pontificate 
Nicolaus’ IT. handeln, über den mitgetheilten Vorgang schwei- 
gen, so ist die Annahme geboten, dass wir es mit einer 
Tendenzfabel Benzo’s zu thun haben. Was bezweckte der 
Verfasser mit seiner Anecdote, worauf wollte er anspielen ? 

Benzo verlegt die Krönung in eine von Hildebrand be- 
rufene (mithin auch geleitete) Synode, an welcher mehrere 
Bischöfe Theil nahmen. Meines Erachtens denkt er an die 
Lateransynode von 1059, welche dem Könige jeden entscheiden- 
den Einfluss entzog und ihm bloss eine nichtssagende nachträg- 
liche Zustimmung gewährte. Was bedeutet unter dieser Vor- 
aussetzung die erste Inschrift: »corona regni de manu Dei«? 

Indem Nicolaus sich die Königskrone aufsetzen liess, prä- 
tendirte er, dieselbe vermöge göttlicher Anordnung zu führen, 
um fortan als Souverän aufzutreten. Die Lateransynode von 
1059 hat dem Papste keine politische Gewalt vindieirt: da 
sie aber die Papstwahl (und damit consequenter Weise den 
Papst selbst) von dem deutschen Könige oder Kaiser unab- 
hängig machen wollte, konnte Benzo daraus für seine rega- 
listischen Zwecke Kapital schlagen. Ihm schwebte etwa 
Folgendes vor: »Nicolaus vernichtete das Königsrecht durch 
die Synode und beging somit ein hochverrätherisches Attentat: 
durch seine Anmaassung, welcher Hildebrand einen markanten 
Ausdruck verlieh, trat er zugleich der Patriciatswürde zu nahe, 
welche Heinrich III. für sich und seine Nachkommen em- 
pfangen hatte.« 

Auch die zweite Devise: »diadema imperii de manu Pe- 
tri« lässt sich an den Königsparagraphen von 1059 anknüpfen. 
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Ich bemerke zunächst, dass Benzo an einzelnen Stellen 
des Panegyricus seinem Todfeinde Hildebrand die Anschauung 
imputirt, dass er selbst (oder der einzelne von ihm bevormun- 
dete Papst) über die Kaiserkrone nach Belieben verfügen, 
dieselbe also auch einem andern Fürsten als dem deutschen 
Könige zuwenden könne. Während des zwischen Alexander II. 
und Cadalus ausgebrochenen Kampfes hegt Hildebrand die 
Absicht, einen Normannen zum Kaiser zu krönen, und giebt 
dieselbe in einer an die Kriegsschaaren gerichteten Ansprache 
kund: »Vos, — qui sine ulla lassitudine gloriamini nobiscum 
in Constantini palatio, accingimini viriliter ad expulsionem 
Parmensium, ut exaltemini super universali Latio. Sive gladiis 
seu fuga evanescentibus Parmenianis, quem de grege elegeri- 
tis, sublimabo diademate collaudantibus Romanis« (S. 620). 
Wohl mit Bezug hierauf heisst es an anderer Stelle (S. 670): 
sdixerat — ille Sarabaita, quod in sua esset potestate, 
quem vellet ad imperium promovere«. 

Halten wir dies fest, so lässt sich annebmen, dass Benzo 
bei seiner zweiten Devise den Schluss des Königsparagraphen 
vor Augen hatte, in welchem hervorgehoben wird, der debitus 
honor solle denjenigen Successoren Heinrich’s IV. gewahrt 
bleiben, welche die Kaiserkrönung von einem Papste empfangen 
hätten (»et successorum illius, qui ab hac apostolica sede per- 
sonaliter hoc jus impetraverint«). So wurde eine harmlose, 
unverfängliche Notiz von dem Panegyriker ausgebeutet, um 
den Eindruck zu erwecken, als ob Papst Nicolaus sich die 
willkürliche Disposition über die Kaiserkrone beigelegt hätte. 

Nach der Relation über die beiden auf der regalis corona 
angebrachten Inschriften hält der Verfasser es für passend, 
sich auf eine Schrift des heiligen Augustinus zu berufen. 

Bevor ich diesen Punkt erörtere, wende ich mich zu 
einer Stelle des VI. Buches (S. 660), welche über die Synode, 
die Krönung, und was damit zusammenhängt, einen poetischen 
Erguss liefert: 

»Quod lex dieit capitale, praesumit Acatius, 

Nam in coetu synodali, cum residet altius, 

Abusive coronatur: quid apostatacius? 

Sicut ultus ex Hyrcano est Caesar Pompegius, 

Idem agat in Prandello successor egregius, 
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Amplius ne id conetur aliquis plebegius. 

Hoc in Dei eivitate Augustinus recitat, 

Ad vindietam tanti mali regem nostrum excitat, 

Augustinum veritatis testem nullus haesitat.« 

Bei »Acatius« denkt Benzo an den auf der Synode ge- 
krönten Nicolaus II. und zwar scheint ihm der arianische 
Metropolit Acatius der Einäugige (T 366) vorgeschwebt zu 
haben. Wenn Hildebrand auf S. 672 als »zweiter Arlus« 
gebrandmarkt wird (scur non totus mundus assurgit contra 
— alterius Arrii haereticas pravitates?«), so stimmt dazu 
ganz gut, dass Nicolaus, der ja dem Panegyriker blos als Schü- 
ler und Nachtreter Hildebrands gilt, als Arianer eingeführt 
wird. Indem der Papst sich krönen liess, fiel er vom Könige 
ab und machte sich des Hochverraths schuldig. Der Haupt- 
übelthäter aber ist Hildebrand, deshalb wünscht Benzo, dass, 
wie einst Pompejus gegen Hyrcanus einschritt, so HeinrichIV. an 
dem unverbesserlichen »Prandellus« ein Exempel statuiren möge. 

Kehren wir wieder zu der eigentlichen sedes materiae, 
dem VII. Buche S. 672 zurück. Auf die Darstellung der 
zwei Inschriften folgte der Satz: »Requiratur liber Augu- 
stini de civitate Dei et discite, quid super consimili 
praesumtione operata est formidanda manus imperatoris 
Pompeji«.. Die von Benzo in’s Auge gefasste Stelle findet 
sich in der gedachten Schrift Buch XVIII. Cap. 45: 

»Filii Alexandri Aristobulus et Hyrcanus inter se de 
imperio dimicantes vires adversus Israeliticam gentem pro- 
vocavere Romanas. — Pompejus ergo populi Romani prae- 
clarissimus princeps Judaeam cepit confirmatoque Hyrcani 
pontificatu et subjugatae gentis custode Antipatre vinctum 
secum Aristobulum duxit«. 

Mit Hinblick darauf, dass Pompejus dem Hyrcanus nur 
das Hohepriesterthum belassen, aber das Reich entzogen habe, 
will Benzo dahin wirken, dass die Päpste auf das rein geist- 
liche Gebiet beschränkt und in der entsprechenden Abhängigkeit 
vom Kaiser oder Könige gehalten werden; es darf nie wieder 
vorkommen, dass ein Papst sich die regalis corona anmaasst. 

Gleichwohl muss Benzo constatiren, dass auch der Nach- 
folger Nicolaus’ 11. schnöder Weise gekrönt wurde: er sagt 
von Alexander II.: »Et talis super christianum populum exal- 
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tatur, et quod auditu nedum visu horribile est, quasi rex 
in synodo coronatur«. Zu beachten ist, dass Hildebrand 
hier aus dem Spiele bleibt: im Uebrigen wird sich nicht fest- 
stellen lassen, ob der Verfasser an eine bestimmte Kirchenver- 
sammlung aus der Zeit des betreffenden Pontificats gedacht hat. 

Ist schon die Notiz über die Krönung Alexander’s recht 
kurz, so wird (auffallender Weise) die Erhebung Hildebrands 
vom Jahre 1073 noch flüchtiger behandelt: »Conficitur nego- 
tium; qui dicitur legio, sublimatur, daemonium coronatur, 
cucullatus ad Capitolium pergit infulatuse. Vielleicht will 
Benzo hier nur von einer kirchlichen Ceremonie reden. Wenig- 
stens wird die regalis corona nicht erwähnt; auch fehlt 
jede Andeutung über eine Synode, während doch die zwei 
Vorgänger Gregor’s VII. nach ausdrücklicher Angabe auf einer 
kirchlichen Versammlung gekrönt wurden. 


Die von mir vorgetragene Auffassung ist neu: wenigstens 
vermag ich keinen Vorgänger anzuführen. 

Während Einige die Glaubwürdigkeit der Erzählung leug- 
nen, wollen Andere die Angabe nicht ohne Weiteres verwerfen. 
Vor Kurzem hat Panzer Papstwahl S. 75 gemeint, den von 
Benzo geschilderten Vorgang als den wohlüberlegten Ausdruck 
päpstlicher Politik charakterisiren zu dürfen. 

Panzer geht davon aus, dass Benzo nicht die Synode 
von 1059, sondern von 1060 vor Augen hat: die letztere 
kirchliche Versammlung habe einerseits über die Papstwahl eine 
neue Bestimmung getroffen, andererseits die förmliche Absetzung 
des Gegenpapstes Benedict X. in feierlichster Form vollzogen. 

Ueber die erstere Angelegenheit, welche die römische 
Curie »im Vollbewusstsein ihrer Selbstherrlichkeit« behandelt 
habe, sagt Panzer S. 74, 75: »Das Zugeständniss, durch 
welches die Hierarchen die Unterstützung des deutschen Hofes 
fir Gerhard von Florenz erkauft hatten, wurde preisgegeben. 
Jetzt glaubte man fremder Hülfe entrathen zu können; wie 
en Werkzeug, das seine Dienste geleistet hatte, warf man 
die Rücksicht auf die deutsche Regierung von sich. So wurde 
jene Bestimmung beseitigt, welche doch für ein friedliches 
Zusammengehen von Kirche und Staat nur hätte segensreich 
sein können: das Kaiserthum sollte nicht mehr in der Lage 
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sein, Personen, von denen es eine Gefährdung staatlicher Rechte 
befürchten musste, von der Wahl ausschliessen zu dürfen«. 

Sodann wird das Schicksal Benedict’ X. nach dem Bericht 
der römischen Annalen betrachtet, Benedict muss auf der 
Synode von 1060 erscheinen, und die päpstlichen Gewänder 
wieder anlegen, um nach Ablegung eines Sündenbekenntnisses 
feierlich deponirt zu werden. Daran knüpft Panzer folgende 
Erörterung : »Die förmliche Absetzung des Gegenpapstes be- 
dingt aber eigentlich eine andere Ceremonie in Hinsicht des 
rechtmässigen Stellvertreters Petri. Sie ignorirt die wirklichen 
Verhältnisse, indem sie in der Idee ein rechtskräftiges Papst- 
thum Benedict’s supponirt; denn wie kann jemand einer Würde 
. entkleidet werden, die er nicht besessen hat! ! Sie ignorirt, dass 
Nicolaus bereits länger als ein Jahr nach der Meinung der Kirche 
im rechtmässigen Besitze der päpstlichen Würde sich befande«. 

Dann folgt der auf unseren speciellen Gegenstand bezüg- 
liche Passus: 

»Ich möchte deshalb glauben, dass man eine merkwürdige 
Nachricht, welche Bischof Benzo von Alba in seinem an den 
Kaiser Heinrich IV. gerichteten Panegyricus überliefert, 
vielleicht im Zusammenhang mit jener förmlichen Absetzung ver- 
werthen kann. — Es ist wohl denkbar, dass der Wendepunkt 
der päpstlichen Politik durch die Krönung des Papstes aller 
Welt in feierlichster Weise vor Augen geführt werden sollte«. 

Die Ansicht Panzer’s ist insofern immerhin bemerkens- 
werth, als sie annimmt, es handele sich bei Benzo um einen 
Act der »Politik«: dass ich die Voraussetzungen Panzer’s, 
namentlich in Betreff der Synode von 1060 nicht theile, ergeben 
die betreffenden Abschnitte meiner Schrift, auf welche ich 
hiemit verweise. 

Die übrigen Gelehrten, welche der Benzo’schen Erzählung 
Glauben schenken, sind der Meinung, dass unter Nicolaus II. 
eine neue kirchliche Ceremonie zur Verherrlichung des 
Papstthums entstanden sei, und dass Benzo dafür Zeugniss 
ablege. Ich beschränke mich darauf, die Ansichten Gfrörer’s, 
Giesebrecht’s, Hefele’s und Zöpffel’s vorzuführen. 
| 1. Gfrörer statuirt schon bei der Erhebung Nicolaus’ I. 
eine päpstliche Krönung und hält deshalb die Angabe des 
Panegyriker’s in Betreff Nicolaus’ II. für um so zuverlässiger: 
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»Auch der zweite Nicolaus ward nach der Weihe mit 
einer Krone geschinückt, und zwar geschah dies auf den 
Rath Hildebrand’s. Wie Alles, was Benzo über Hildebrand’s 
Handlungen erzählt, ist auch diese Angabe in Gift und Galle 
getaucht, aber man hat darum keinen Grund, sie in Zweifel 
zu ziehen. Vielmehr stimmt die unbestrittene Thatsache, dass 
Gerhard den Namen Nicolaus wählte, so vollkommen zu dem, 
was Benzo meldet, dass man selbst ohne sein Zeugniss auf 
etwas der Art schliessen müsste. Sinnbildlich bezeichnete 
der eine wie der andere Act den Geist, in welchem Gerhard 
zu regieren gedachte«. 

Willkürlich ist die Behauptung, dass Hildebrand zur 
Annabme der Krone »gerathen« habe. Denn Benzo spricht 
direct von einer Vollziehung der Krönung durch Hildebrand. 

2. Giesebrecht K.-G. S. 45, 46 meint, bei allem be- 
gründeten Misstrauen gegen Benzo dürfe man doch nicht 
annehmen, dass er eine Erfindung seiner erhitzten Phantasie 
dem leichtgläubigen Leser als geschichtliche Wahrheit auf- 
gebürdet habe. Alles vereinige sich, um Benzo’s Bericht zu 
bestätigen. Hildebrand hätte schon damals, (d. h. 1059) aus 
seiner Idee von der Freiheit der Kirche die kühnsten Folgerungen 
gezogen und keinen Anstand genommen, diese Idee mit allen 
ihren Consequenzen vor der Welt zu enthüllen. »Jene Doppel- 
krone mit ihren Inschriften spreche deutlich genug aus, dass 
Königthum und Kaiserthum von Gott und dem heiligen Petrus 
unmittelbar den römischen Bischöfen übertragen sei, dass jede 
anderweitige Uebertragung deshalb nur von dem Stuhle Petri 
ausgehen könne«. 

Mit Unrecht nimmt Giesebrecht eine »päpstliche 
Doppelkrone« an, während Benzo von einer einfachen 
Königskrone spricht, an welcher zwei Inschriften an- 
gebracht worden. Auch ist es unzulässig, die zwei separaten 
Gedanken der Devisen in solcher Art zu verquicken, wie 
Giesebrecht thut. Nach dem klaren Wortlaut der Benzo’schen 
Schilderung ist die Königskrone ein Geschenk Gottes; dagegen 
wird die Kaiserkrone vom Papste verliehen. 

3. Hefele hat in der Coneilien-Geschichte von der Benzo- 
schen Mittheilung keine Notiz genommen; dagegen findet sich 
in seinen Beiträgen II. S. 236, 237 folgende kurze Andeutung: 
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»Dass Papst Alexander II. und sein (!) Kardinal, _der 
berühmte Hildebrand um’s Jahr 1065 den päpstlichen Kopf- 
schmuck mit zwei Kronen umgeben habe, behauptet Bischof 
Benzo von Alba, ein freilich nicht ganz glaubwürdiger Zeit- 
genosse«. 

Zunächst muss urgirt werden, dass Hefele die Erzählung 
von der Krönung Nicolaus’ II., welche doch als die primäre 
besonders in’s Gewicht fällt, unbeachtet lässt und nur die 
secundäre Bemerkung über die Krönung Alexander’s II. berück- 
sichtigt. Sodann ist die Angabe, Alexander und Hildebrand 
hätten den »päpstlichen Kopfschmuck« erweitert, ohne jede 
Basis: denn Benzo referirt nur, dass Alexander auf einer 
Synode »quasi rex« gekrönt worden, wobei er Hildebrand ganz 
ex nexu lässt. Von »zwei Kronen« ist im Panegyricus über- 
haupt keine Rede. Endlich lässt sich schwer begreifen, warum 
Hefele die angebliche Aenderung des päpstlichen Kopfschmuckes 
gerade in das Jahr 1065 oder einen anderen demselben 
naheliegenden Zeitpunkt setzen will. 

4. Gleich dem Vorgenannten hat auch Zöpffel (Papst- 
krönung 8. 1 ff.) übersehen, dass Benzo nicht von einem neuen 
kirchlichen Abzeichen spricht, sondern erzählt, Hildebrand 
habe Nicolaus II. mit einer Königskrone geschmückt. Von 
seiner unrichtigen Voraussetzung aus will er die Relation des 
Panegyricus folgendermaassen interpretiren. 

Die Päpste seien schon während des 8. Jahrhunderts 
kirchlich gekrönt worden, und zwar habe man ihnen eine 
päpstliche corona, (auch regnum genannt) aufgesetzt. Vermöge 
besonderer Verhältnisse unterblieb dann die Krönungsceremonie 
im ganzen 10. Jahrhundert und in der ersten Hälfte des 
1l. Saeculum. Erst Hildebrand vollzog nach langer Unter- 
brechung wieder eine päpstliche Krönung. Da Benzo von 
der Geschichte der früheren Zeit wohl keine Kunde hatte, 
musste es für ihn befremdend sein, dass 1059 und 1073 
Krönungen von Päpsten vorgenommen wurden: seine Ignoranz 
verleitete ihn dann, die gedachten Acte als unerhörte Ein- 
griffe in die königlichen Rechte zu verwerfen. 

So Zöpfiel. Wie sehr verkennt der gelehrte Verfasser 
die tendenziöse Bosheit, die sich im Panegyricus breit macht ! 
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I. 


Die rechtliche Natur des Tridentiner Matrimonial- 
Decrets. 


Von 
Dr. jur. et phil. Chr. Meurer, 


Privatdocent der Rechte an der Universität Breslan. 


Der Schwerpunct der folgenden Untersuchung liegt in 
der Frage: Wie verträgt sich die durch das Tridentinum 
eingeführte Eheschliessungsform mit der nach katholischer 
Lehre bestehenden dogmatischen Unwandelbarkeit des Sacra- 
ments, speciell der forma sacramenti? 

Schon seit längerer Zeit waren Zweifel in dieser Hinsicht in 
uns aufgestiegen, welche wir dann zwar mit einiger Anstrengung 
glaubten beseitigen zu können; als wir aber unsere reichliche 
Eherechtsliteratur musterten, mochte es scheinen, als ob wir 
mit unseren Bedenken allein da stünden, denn die berührte 
Frage ist allüberall entweder gar nicht behandelt oder wird doch 
nur mit einer flüchtigen und dabei keineswegs beruhigenden Be- 
merkung abgethan. Da hier so gut wie nichts zu holen war, 
gingen wir auf die Tridentinischen Verhandlungen zurück, 
und hier genügte ein Blick in Sarpi und Pallavicini, um 
die Berechtigung unserer Bedenken erwiesen zu sehen. Die 
Competenzfrage war in den conciliarischen Verhandlungen über 
die Ehe geradezu das Centrum, um das sich alle anderen 
Kherechtsfragen wie um eine Sonne drehten. Die Tridentiner 
Debatten bilden daher auch den Mittelpunet unserer Kritik, 
welche in den bunt durcheinander laufenden Argumenten pro 
und contra Stellung nehmen soll. 

Sarpi, der arme Servitenmönch, in dessen Adern wild 
reformatorisches Blut pulsirte, und der einer fürstlichen Fa- 


milie entsprossene Cardinal Pallavicini, welcher in der 
Zeitschrift für Kirchenrecht XXII. (N. F. VII.) 1. 7 
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päpstlichen Hofluft gross geworden war, Antipoden in ihrem 
Charakter wie in ihrer Geschichtschreibung, für welche jener 
mühsam sein Material zusammentragen musste, und dieser 
bittlos die reichgefüllten päpstlichen Geheimarchive geöffnet 
fand, stimmen in der Wiedergabe der Debatten hier in der 
Hauptsache überein, so dass sich wenigstens nach dieser Seite 
keine Schwierigkeiten ergeben. Pallavicini insbesondere, 
obschon ein begeisterter Anhänger des Decrets, lässt die 
Gegner desselben, unter welchen er zu seinem Leid auch den 
General seines eigenen Ordens, den Jesuiten Lainez, fand, 
ungleich ausführlicher zu Worte kommen, als Sarpi, der 
gegen den Schluss seiner Arbeit von der Ermüdung der Väter 
in Trient angesteckt zu sein scheint und ersichtlich abfällt. 
Reichlichen Stoff liefern auch die von Aug. Theiner wider 
den Willen des Papstes veröffentlichten Protocolle des Concil- 
secretärs Massarelli, die »Acta genuina ss. oec. Conc. Tri- 
dentini.« 

Wir halten es für zweckmässig, zunächst den äusseren 
Verlauf zu skizziren. Alle Dogmen- und wichtigeren Reform- 
fragen, die nach einem Concilbeschluss zu gleicher Zeit berathen 
werden mussten, pflegten in der durch die päpstlichen Legaten 
bestimmten Formulirung zunächst in einer Congregation der 
Theologen (theologi minores) debattirt und zur Abstimmung 
gebracht zu werden; nachher wurden diese Vota nicht selten 
erst noch einer Specialcongregation der »Praelatorum theo- 
logorum, id est, eorum patrum, qui praecipue sacram pro- 
fitentur theologiam« zur Prüfung vorgelegt, dann kamen sie 
zum Zwecke der Debattirung und vorläufigen Beschlussfassung 
an die Generalcongregation der Concilsväter (patres), und 
schliesslich erfolgte über die in einer Redactionscommission 
fertig gestellten Canones und Decrete in einer feierlichen 
Sitzung (sessio) die Schlussabstimmung. Bei Reformdecreten 
genügte absolute Majorität, Glaubensartikel aber galten schon 
als verworfen, »si notabilis aliqua pars contradixerit«!). 


!) Sarpi VI. c. 12. Vgl. auch Pallavicini 22, 4 „ubi complures 
dissentirent“. In der nach einem Vaticanischen Codex 1871 heraus- 
gegebenen und von dem Concilsecretär Massarelli herrührenden Geschäfts- 
ordnung heisst es. „vel’saltim a longe majori parte comprobetur“. 
S. 41. Vgl. auch Aug. Theiner, Acta genuina I. p. 10, 
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Was nun die Eherechtsmaterie anlangt, so legten die 
Legaten am 11. März 1562 den Vätern unter 12 Artikeln 
auch die Frage (art. 10) vor, ob die Synode die heimlichen 
Ehen für nichtig erklären könne?). Dies hatte jedoch noch 
keine unmittelbare Folge. Im Februar 1563 wurden den 
Theologen dagegen 8 Ehe-Artikel zur Begutachtung vorgelegt 
und jeder der 4 Sectionen 2 derselben zur Verarbeitung über- 
wiesen. Der Schwerpunct des Interesses lag alsbald in der 
1. Section und zwar in dem 2. Artikel derselben: »Parentes 
irrita facere posse matrimonia clandestina, nec vera esse 
matrimonia quae ita contrahuntur; imo et expedire, ut 
deinceps in Ecclesia irrita habeantur«e®). Am 9. Fe- 
bruar 1563 hielt diese Abtheilung°*) ihre erste Sitzung, in 
welcher nur der Jesuit Salmeron sprach, und die Competenz- 
frage bereits in den Vordergund trat. Ihn löste am folgenden 
Tage Maillard, der Decan der Sorbonne ab, welcher nach 
Pallavicini*) mit Salmeron für die Statthaftigkeit eines dies- 
bezüäglichen Reformdecrets eingetreten, nach Sarpi°) aber ein 
heftiger Gegner des Artikels gewesen sein soll. Nach Thei- 
ner’s »Acta genuina« II. 223 sq. hat Maillard bloss die 
erste Frage erörtert: »Matrimonium est sacramentum a Deo 
institutum et gratiam confert.« So viel ist gewiss: im 
Schooss der Congregation bildeten sich zwei Parteien, von 
welchen die eine mit ebensogrosser Lebhaftigkeit die Competenz- 
frage bejahte, als sie die andere verneinte. Die erstere An- 
sicht drang durch, und demgemäss wurde das Decret ent- 
worfen. 

An die Congregation der Väter gelangte unsere Frage 
est am 24. Juli 1563, an welchem Tage auch der 
‚König von Frankreich eine mit dem art. II. in der Haupt- 
sache übereinstimmende Petition einreichte. Alsbald be- 
gann die Debatte, welche bis zum letzten Juli fortgesetzt 
wurde, und von welcher auch Pallavicini einräumt: »magis 


*) Sarpi VI. c. 3. Theiner I. 194. 

°s) VIII. 8. 

%) Die Namen der Theologen der 1. Klasse bei Aug. Theiner, 
Acta genuina II. 232. 

20, c. 4. 

6, VIII. 8. 
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ardue disputatum est«®). Die ebenfalls erörterte Frage der 
»opportunitase oder der »condecentia«, d. h. ob für eine Ehe- 
schliessungsreform ein zureichender Grund (»sufficiens causa«) 
vorhanden sei”), lassen wir hier unberührt; wie für die Congre- 
gation so liegt auch für uns der Schwerpunct in der Competenz- 
frage. Nach Pallavicini, welcher hier ziemlich ausführlich 
ist, während Sarpi nur das von ersterem übrigens ange- 
fochtene Abstimmungsresultat mittheilt, hat in der Nach- 
mittagscongregation am 24. Juli der Cardinal von Lothringen 
im Anschluss an das Schreiben seines königlichen Herrn die 
Debatte eröffnet und sich im Sinne der Competenz ausge- 
sprochen®), er fand aber in Cardinal Madruzze, Fürstbischof 
von Trient, seinen Gegner?). Im Sinne des Lothringers 
sprachen: der Erzbischof von Granada!°), Fuscararius''), 
Cerronius!2), Bonelli!®), Vanzio!), Zamorra!®) und 
Mendoza‘); gegen die Competenz sprachen der Patriarch 
Trivisanus von Venedig!”), der Erzbischof Castenea von 
Rossano !®), Rithoven!?) und der Jesuitengeneral Lainez°). 
Am letzten Juli erfolgte die Abstimmung über die erste Re- 
daction. Nach Sarpi?!) wurde das Deeret und damit die 
Competenz von 136 Vätern bejaht, von 57 verneint, 10 gaben 
unbestimmte Vota. Nach Pallavicini??) aber sollen laut 
amtlichen Berichts der Legaten 144 für das Decret gestimmt 
haben. Möglicher Weise ist dieser Widerspruch nur ein 
scheinbarer. Denn die Stimmen der 10 Bischöfe, welche kein 
bestimmtes Votum gaben, wurden von den einen so, von den 
andern anders gezählt?®). Auch die Ansichten der Legaten, 
welche übrigens erst in der sessio Stimme hatten, waren ge- 


e, 22, 1 N. 16. Vgl. hier die Wiedergabe bei Aug. Tlieiner, . 
Acta II. 316. sqg. 

?) Beispielsweise Pallavicini 22, 4 N. 8 u. 9 u. 17, 21. 

e) Pallavieini 22, 4 N. 5. 

®) ib. 22, 4 N.7. 1) ib.N.9. ib. N. 11. 

12) ib. N. 12. 12) ib. N. 16. %) ib. N. 19. 

15) jb. N. 24. 19%) ib. N. 23. ') ib. N. 8. 

8) ib. N. 10. 9%) ib. N. 13. ?°) ib. N. 25. 

#1) VIIL c. 5. 2°) Pallav. ib. N. 1. 

®) Vgl. auch Pallavieini ib. N. 1: „Fieri tamen potuit, ut ambi- 
guitas quorundam Episcoporum in sententia proferenda, causam praebuerit, 
ut vario modo numerarentur,* 
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theilt: Hosius nnd Simoneta verneinten die Competenz- 
frage und Moronus war unschlüssig?”‘). Am 7. August 
wurde das Decret umredigirt und der Congregation vor- 
gelegt). Dann ging es an eine Redactionscommission 
von 29 Vätern, welche sich vom 11—13. August aufs 
Neue über die Competenzfrage entzweiten, so dass nun- 
mehr 20 dafür stimmten, die ganze Frage fallen zu lassen 2°), 
Unter diesen Verhältnissen scheuten sich die Legaten, die 
Schlussabstimmung in der Session zu beschleunigen, erklärten 
doch selbst Hosius und Simoneta, auch in dieser ihre ab- 
weichende Ansicht bekunden zu wollen?”),, Obschon nicht 
auf der Tagesordnung stehend wurde die Competenzfrage bei 
jeder passenden und unpassenden Gelegenheit in die Congre- 
gationsdebatte gezogen, und als nun gar der Bischof von 
Sulmona in öffentlicher Congregation die früher nur gestreifte 
Frage zur Erörterung stellte, ob die Nichtigkeitserklärung 
der clandestinen Ehen zur Lehre oder zur Reform gehöre, 
wurde der Streit so heftig, dass sich auch die Legaten mit 
dem Gedanken trugen, die ganze Materie fallen zu lassen. 
Da der Entwurf, wie gesagt, mittlerweilen die 2. Redaction 
erfahren hatte, so wurde noch einmal in einer General- 
Congregation über die Competenzfrage verhandelt, und nun- 
mehr stimmten 133 Prälaten für, 56 gegen das Decret?®). 
Die Legaten statteten dem Papst den üblichen Bericht ab 
und frugen an, ob sie angesichts einer so starken Minorität 
das Decret in der sessio zur definitiven Abstimmung bringen 
sollten2°); die Schwierigkeit wurde wahrlich dadurch nicht 
verringert, dass aus der Mitte der Väter wiederholt der Ge- 
danke der Provocation an den Papst laut wurde, denn hiermit 
drohte eine neue Controverse, nämlich die Frage der Superiorität 
von Concil oder Papst, welcher die Legaten trotz maunichfacher 
Anreizung immer klüglich aus dem Wege gegangen waren, 
die Gemüther nur noch mehr verwirren zu wollen®°). Der Papst 
bedeutete angesichts dieser Schwierigkeiten den Legaten zu 


#) Sarpi VIII. 5; Pallavicini 22, 4 N. 1. 

2®) Pallavicini 22, 4 N. 4. 

26) Sarpi 8, 5. ?7) Sarpi a. a. 0. 

28) Sarpi a. a. O. am Ende. ?°) Sarpi a. a. O. am Ende. 
®) Pallavieini 22, 9 N. 5. 
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wiederholten Malen, »opportunius videri sibi, hujusmodi arti- 
culum praetermitti, ne in novum isthmum abiret?!). Diese 
aber, um das Letzte zu versuchen, griffen zu einem bis dahin 
ganz ungewöhnlichen Mittel, und veranstalteten am 13. und 
14. September eine feierliche Disputation in der Wohnung 
des ersten Legaten Moronus »coram collegis, reliquis Purpu- 
ratis, cunctis oratoribus Ecclesiastiis et quam plurimis 
eximiisque Präsulibus ac minoribus theologis, quorum aliqui 
disceptaturi erant, religqui omnes audituri, et etiam coram 
laicis, concesso eo die libero cunctis ingressu«®?). Die Ver- 
sammlung wurde sofort auch äusserlich in zwei Klassen ge- 
theilt, in die der »oppugnantium« und in die der »pro- 
pugnantium«. Als Redner der ersten Klasse waren aufgestellt: 
Adrianus Valenticus, Torres, Salmeron, Peletier und 
ein dem Namen nach nicht erwähnter Engländer. Auf der 
Bank der propugnantes sassen ebenfalls 5: Furerius, Payva, 
Vigor, Drupeus und Fontidonius®). Der Legat Hosius, 
den Pallavicini als hervorragenden Theologen feiert, und 
der ebenfalls zur Minorität gehörte, begrüsste die Gelehrten: 
»fuisse illos convocatos non ad subtilitatis ostentationem, sed 
ad veritatis inquisitionem in tantae molis controversia«. Die 
Streitfrage formulirte er folgendermaassen: »quo pacto posset 
Ecelesia hoc impedimentum inducere«®’*). 

Nachdem man mit scholastischer Akribie das Thema er- 
örtert hatte, welcher Partei die Beweispflicht obliege, be- 
gann der Streit über die Competenzfrage. Auch Bischöfe 
betheiligten sich bei der Debatte, und mit der Zahl der 
Redner wuchs die Erregung: Valenticus, welcher Namens 
der Minorität sprach und in unzeitiger Ueberhebung eine 
Parallele zog zwischen dem Concilium Tridentinum und der 
synodus Ariminensis und der II. Ephesina, »in quibus minor 
Patrum numerus meliores sententias propugnavit°*), erregte 
einen wahren Sturm der Entrüstung. Die Disputation hatte 
nach Pallavicini »finem parum decorum et omni fructu 
vacuum«, und der Geschichtschreiber ertheilt, wohl auch in 


21) Pallavicini 22, 9 N. 5. 

»2) Pallavicini a. a. O. Vgl. auch Sarpi 8, 6 am Ende. 
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Erinnerung an die Disputation in Leipzig, in einem Anflug 
von Melancholie die Mahnung, wissenschaftliche Bedenken 
im Schatten häuslicher Privatunterredungen auszutragen und 
die Blendung glänzender Disputationen zu meiden: »Et in 
arboribus pariter usuvenit, ubi maior est frondium pompa, 
minorem fructuum maturitatem haberi«. 

Das Decret erfuhr nunmehr die 3. und letzte Redaction 
und wurde infolge dessen von Neuem in der Congregation zur 
Debatte gestellt. Der Papst hatte ein Schreiben geschickt, 
»se tamquam unum ex privatis hominibus censere, inesse in 
Eeelesia potestatem illam de qua disceptabatur Tridenti, idque 
similiter existimare viros sapientes, Romae a se interrogatos«°°). 
Die Opposition war aber damit nicht zufrieden, insbesondere 
forderte der Cardinal Madruzze von Trient Gründe für eine 
solche Auffassung. Die Erbitterung wurde um so grösser, als 
die Legaten verlangten, die Abstimmung habe ohne Umschweife 
strite mit »placet« resp. »non placet« zu erfolgen: »quae 
unica falx erat ad amputandam redundantiam ac prolixitatem, 
ex quibus ambiguitas et discordia nascebantur« ®®). Der Patriarch 
Heli widersprach zwar auch hier und bezeichnete diese Vor- 
schrift als eine unerhörte Neuerung®”). In der Sache selbst 
entspann sich ebenfalls eine erregte Debatte. Ausser Madruzze 
und Heli sprachen gegen die Competenz: der Patriarch von 
Venedig (Trivisanus), Varallus, Castenea, der Bischof Horatius 
u. A. Für dieselbe traten ein: der Erzbischof von Granada, 
der Erzbischof von Rhegium, die Bischöfe von Sulmo und 
Mutina, Antonius de $S. Michaele u. A. Die Abstimmung 
erfolgte am 26. und 27. October, und wiederum erklärten sich 
annähernd 60 Prälaten aus Competenzbedenken gegen das 
Deeret ®®), 

Es war jetzt genug gestritten. Am 9. November begann 
die Redactionseommission ihre Arbeit, und am 11. Nov. 1563 
fand die feierliche Schlussabstimmung in der sessio statt, in 
welcher leider der Modus einer stricten Abstimmung mit 
»placet« und »non placet« nicht beobachtet wurde, und gegen 
die Sitte die Debatte von Neuem anhub. Der Legat Hosius 


>) Pallav. 23, 5 N. 17. 
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wohnte der Sitzung nicht bei, nach Sarpi °°), weil er Competenz- 
bedenken hatte, nach Pallavieini*°) und Raynald *'), weil er krank 
war. Am folgenden Tag lief von ihm ein Schreiben ein des 
Inhalts: »eam igitur novitatem sibi non placere, adversantem 
doctrinae quam ad id usque temporis acceperat ab Ecclesia... 
si aliter visum fuisset Pontifiei, cui petebat ut ea causa com- 
mitteretur, suum a se iudieium subiici Pontificis iudicio« *). 
Der Legat-Präsident Moronus stimmte mit ja unter der Be- 
dingung »si a sanctissimo Domino Nostro comprobabitur« *°). 
Der Legat Simoneta stimmte mit nein unter der Bedingung 
»nisi aliter videretur Pontifici, cui se remittebat«**). Der 
Legat Novagerus gab sein votum mit »placet«e. Endlich 
wurde von Moronus das Resultat mitgetheilt, welches sich 
aber von den früheren Abstimmungen nicht unterschied. Der 
Legat-Präsident verkündigte mit lauter Stimme; »Decretum 
de clandestinis placuit maiori parti Patrum, displicuit plus- 
quam quinquaginta Patribus.«e Genau gerechnet, betrug 
die Zahl der Opponenten, die bedingten und die Legaten ein- 
gerechnet, 56, zu welchen dann Hosius noch hinzukommt: 
also 57. Alle die dabei gemachten Reservationen waren ent- 
weder nur ein Liebesbouquet für die Curie und sprechen für 
uns eben so deutlich wie das kategorische »non placet« der 
Fraetionsgenossen, oder aber die Votirenden nahmen an, zu 
welcher Vermuthung die späteren Verhandlungen genügend Ver- 
anlassung geben, dass die Gültigkeit der Concilschlüsse im 
Allgemeinen durch die päpstliche Bestätigung nicht bedingt sei. 


1. Die Argumentation der Majorität. 


Angesichts einer so dauernden und scharfen Gegnerschaft, 
zu welcher sogar Männer wie Lainez zählten, interessirt es 
die Gründe kennen zu lernen, durch welche diese sich be- 
stimmen liessen. Wir verzichten darauf, die Debatte zu 
reproduciren. Wer das wünscht mag Sarpi und Pallaviecini 
sowie Theiner’s »Acta genuina« lesen; wir wollen vielmehr, 
ohne einen in der Debatte geltend gemachten Grund zurück- 
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zustellen, im übersichtlichen System die vorgeführten Argu- 
mente gruppiren; dabei halten wir es aber, nachdem die 
Position der Gegner im Allgemeinen schon angedeutet ist, 
für zweckdienlich, zuerst die Zustimmungsgründe der Majorität 
zu entwickeln. 


1. Die radicalste Auffassung wurde bei der Berathung 
der zweiten Redaction in der Congregation der Väter ver- 
treten. Hier hiess es: »Es sollte die Frage, ob die Kirche 
etwas könne oder nicht, niemals discutirt werden, indem diese 
ein für allemal entschieden sei. Denn gleichwie Christus alle 
Gewalt habe im Himmel und auf Erden, so habe der 
römische Papst als sein Stellvertreter die nämliche 
Gewalt; und da nun der Papst diese Gewalt der General- 
synode mitgetheilt habe (!), so müsse man fest glauben, dass 
dieser nicht die Vollmacht fehle zu thun, was sie für gut 
erachte, handele es sich nun um ein Dogma oder 
nicht«*°). In dieser Beziehung hatte bereits der Erzbischof 
von Granada bei der Julidebatte die Richtung gewiesen: wenn 
die Kirche sogar »coniugia prius contracta ac firma« auflösen 
könne »ex iure divino«, z. B. die consummirten Ehen zwischen 
Gläubigen und Ungläubigen, um wie viel mehr müsse ihr 
eine ähnliche Macht innewohnen »in contrahendis« *). Hinge- 
wiesen wurde auch auf das votum solemne, welches die nicht 
vollzogene Ehe ipso iure auflöst*).. Wenn so die Kirche 
die perfecte Ehe zerstören könne, so müsse sie doch auch das 
Recht haben, .die Voraussetzungen für die entstehende Ehe 
zu bestimmen. Dies lautete in der von Payva bei der öffent- 
lichen Disputation gezogenen Schlussfolgerung: »Esse in Ec- 
clesiae facultate matrimonii naturam mutare, sublata contractui 
efficacia« *7°*). Darüber war er sich also, um dies nebenher 
zu bemerken, vollständig klar, dass eine Aenderung des Con- 
traets auch eine solche der Sacramentsnatur bedeute. Die 
Grundauffassung dieser Partei gipfelte in dem Satz: die Kirche 
kann Alles, oder wie es Peletier in der Theologen-Disputation 
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formulirte: »Odiosam esse pronuntiationem: Ecclesia non 
potest« *°). 

2. In etwas abgeschwächt erscheint dieser Standpunct in 
den Analogiedeductionen derjenigen, welche die Zulässigkeit 
des Reformdecrets rechtfertigten mit dem Hinweis auf die 
Macht der Kirche, Ehehindernisse aufzustellen. 
Hiermit war die Nothwendigkeit, einen inneren Beweis zu 
führen, umgangen, und die Anhänger dieser Argumentation 
recrutirten sich sowohl aus der radicalen Richtung als auch 
aus der in Nr. 3 zu besprechenden Mittelpartei: »Pro certo 
haberi in ipsa ecclesia potestatem imesse impedimenti indu- 
cendi inter eos, quibus antea id liberum erat ex quovis alio 
iure«*?). Dabei wurde in besonderer Weise auf das impedi- 
mentum consanguinitatis, affinitatis, voti solemnis und criminis 
exemplificirt°°), und die Hospitanten der radicalen Fraction 
liebten es, um die Analogie zu vervollständigen, diese Ehe- 
hindernisse auf das ius divinum zu gründen°!). Die mildere 
Richtung begnügte sich damit unter stillschweigender Voraus- 
setzung des geschichtlichen Charakters der Impedimente ihre 
Absicht dahin zu erklären, ein impedimentum clandestinitatis 
einführen zu wollen. Der rührige Erzbischof von Granada 
zog in seinen Analogiebeweis auch noch das Busssacrament 
hinein. »Poenitentiam quoque sacramentum esse; et tamen 
sublatam fuisse ab Ecclesia efficacitatem absolutioni, quae ab 
aliis quam a proprio Pastore impertiretur« °?). 

Der Schwerpunct unseres Interesses liegt in der Richtung, 
welche im scharfen Gegensatz zur radicalen Partei von dem 
Satz, die Kirche könne in der Lehre nichts willkürlich ge- 
stalten wie von einem Axiom ausgeht und daher den Beweis 
erbringen möchte, dass in der Ehereform das dogmatische 
Interesse unberührt bleibt. Das war aber nur möglich, wenn 
man erklärte: die im Reformdecret vorgeschriebene Oeffent- 
lichkeit ist kein essentiale des Sacraments; und in der That 
wurde dies der Ausgangspunct für sämmtliche nunmehr zu be- 


48) Pallav. 22, 9 N.7. Der Bischof von Mutina meinte: „non esse 
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sprechenden Parteischattirungen. Die Parole war bereits 
durch den ersten Redner, Salmeron, gegeben worden: »Maxi- 
mam esse autoritatem Ecclesiae in re Sacramentorum: posse 
eam mutare id omne quod ad essentiam non pertinet. Cum- 
que condicio publici aut clandestini accidentalis sit, Ecclesiam 
in ea habere potestatem« °3). Die Conjunctur, dass die Oeffent- 
lichkeit die Gültigkeit der Ehe bedingen soll und doch etwas 
Unwesentliches sei, hat aber schon beim ersten Blick etwas 
Ueberraschendes,. 

Um diesen Gegensatz als einen nur scheinbaren zu er- 
weisen, suchte man nach den verschiedensten Gründen. 

a) Nach der Auffassung der Meisten sind Ehecontract 
und Ehesacrament auseinanderzuhalten. Die Aenderung be- 
trifft bloss den Vertrag, nicht das Sacrament. Das Verdienst, 
diese Theorie angebahnt zu haben, gehört dem Dominicaner- 
bruder Camillo Campeggi, welcher in der Theologen-Congre- 
gation im Hinblick auf die Eucharistie sich folgender Maassen 
äusserte5*): »Niemand könne bestimmen, dass nicht jedes Wasser 
und nicht jedes Brod zur Taufe, bez. Eucharistie tauglich wäre; 
wenn aber Jemand das Wasser in Luft und das Brod in Asche 
umsetzt, der macht in Wahrheit dadurch die genannten 
Materien zum Sacrament untauglich. Aehnlich verhält es 
sich mit der Ehe. Die Materie der Ehe ist nach göttlicher 
Einsetzung der bürgerliche Contract. Wer nun den Ehe- 
contract ungültig macht, der bewirkt auch, dass er nicht 
mehr Materie des Sacraments ist. Man kann freilich nicht 
sagen, die Kirche habe die Macht, eine clandestine Ehe auf- 
zulösen, denn eine Autorität über die Sacramente hat dieselbe 
nicht. Wohl aber kann man sagen: die Kirche hat die Macht, 
einen heimlichen Ehecontract für nichtig zu erklären, und 
dieser, alsdann mit Nullität behaftet, kann somit niemals 
Sacrament werden«. Ihm schloss sich Cerronius an, welcher 
gleichzeitig wieder die Macht der Kirche, Ehehindernisse auf- 
zustellen, hereinzog°°). In demselben Gedankengang bewegte 
sich der Bischof von Braga: »Hoc ecelesia potest facere, quia 
ipsa potest invalidare personas, sicut feeit in gradibus consan- 
guinitatis; potest etiam invalidare consensum, sicut in timore 
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accidente in constantem virum: ergo a fortiori potest invali- 
dare contractum, quod praesupponitur in sacramento matri- 
monii... non enim tangimus sacramentum, sed pactum« °°*). 
Auch die Deduction Mendoza’s°®) ist ganz durch den Ver- 
tragsgesichtspunct beherrscht: »cum homo sit animal politicum, 
par esse, cunctas ipsius actiones, subiici politicae potestati, ut 
ad bonum commune dirigantur: sie igitur matrimonium, qua- 
tenus est contractus mere civilis, sicut in ethnicis, subiici 
potestati politicae: quatenus vero est Christianorum contractus, 
ac proinde materia Sacramenti, subiacere potestati Ecclesia- 
sticae«. Sodann auf den Inhalt des Ehecontracts übergehend 
meint er: »Wie die Rechtsgültigkeit des Verkaufs von be- 
stimmten Voraussetzungen abhängig gemacht ist, so gewinnt 
man auch die Herrschaft über den Leib des Andern nur nach 
gesetzlich normirten Regeln«. In diesem Gedankengang be- 
wegt sich unter Andern auch Fuscararius?”) und der Bischof 
von Mutina: »Quia id potest respublica: ergo a fortiori eccle- 
sia« °”“). Eine noch seltsamere Formulirung findet dieser Ge- 
danke bei dem Bischof von Metz: »Sicut principes saeculares 
possunt formam matrimonii immutare, a fortiori id potest 
Ecclesia« 57®), 

b) Bonelli®®) — und soweit aus Pallavieini ersehen werden 
kann: allein — nimmt mit der Minorität zwar an: »contractus 
coniugii inter fideles non praecedit, imo nec distinguitur a 
Sacramento«, d. h. Contract und Sacrament sind nicht zu 
trennen; er meint dann aber: »posse ab ea (scl. ecclesia) 
irritum reddi assensum, qui antecedens causa est ipsius con- 
tractuse. Die Aenderung berührt nach ihm also nicht direct 
den Contract, sondern die Voraussetzungen desselben: den 
assensus; Sacramentsbedenken könnten also hier nicht entstehen. 
Die Neuerung will er dann juristisch auf die Fiction gestellt 
sehen: beim Mangel der Oeffentlichkeit sei ein wahrer Consens 


55&) Aug. Theiner, Acta II. 317. Vgl. auch den Bischof v. Secz 
bei Theiner II. 319. Den Bischof v. Coimbra ebend, Den Bischof v. 
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nicht anzunehmen. Ebenso hält es der Bischof von Rossano 
für »tutius, procedere per viam praesumtionis, praesumendo 
huiusmodi consensus non fuisse veros« °°). 

Durch Vanzio, Bischof von Orvieto, wurde schliesslich 
die Lösung noch durch Hereinziehung des Copula-Momentes 
versucht. Dieser führt bezüglich des Ehebandes aus: »Hoc 
vinculum omnino insolubile reperiri solum in matrimonio, per 
corporum copulam completo; ... vinculum coniugale, 
antequam indissolubili modo per corporum coniun- 
ctionem connodetur, pendere a potestate Eccle- 
siae« °9*), | 


2. Die Argumentation der Minorität. 


Die Entwickelung der Gründe, wodurch sich die Majorität 
zur Annahme des Matrimonialdecrets bestimmen liess, be- 
stätigt die Auffassung des Bischofs Rithoven °%), welcher Namens 
der Minorität constatirte: »a compluribus Theologis, qui ibi 
aderant, id negari et ex affirmantibus alias ab aliis rationes 
afferri et alterius ab altero rationem confutari. 
Man kann ihm auch nur zustimmen, wenn er nach all den 
von der Mehrheit geltend gemachten Gründen erklärte: »rem 
in nebuloso non in sudo versari.«e Die Freunde des Decrets 
standen in der Begründung ihres Standpuncts so weit aus- 
einander, als dies nur bei Gegnern hätte der Fall sein können; 
dies kam der Minorität natürlich zu Gute, und die Mitglieder 
derselben versäumten nicht, dies für sich auszubeuten. Was 
dann aber die materielle Opposition anlangt, so wurde 

1. der radicalen Richtung gegenüber betont, dass die 
Kirchengewalt über die Dogmen und folgenweise die Sacramente 
keine schöpferische Autorität habe: non posse infringi materiam 
aut formam sacramentorum« °%) die Kirche könne unmöglich 
entscheiden, dass ein Sacrament, welches jetzt gültig sei, in 
Zukunft ungültig werde. Bibel und Tradition seien hier die 
einzige Quelle der Lehre, Zweckmässigkeitsrücksichten hätten 
keine Stelle; diese bestimmten den legislator, nicht aber den 
definitor. Die Kirche habe nicht dieselbe Gewalt wie Christus; 
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sie könne nicht Alles, sondern habe ihre naturgemässe Schranke 
am Dogma. Dieser Gedanke wurde nach Sarpi‘!) zuerst von 
Maillard, dem Decan der Pariser Universität entwickelt, er 
kehrte, wie aus den beiden Geschichtschreibern ersehen werden 
kann, bei allen Rednern der Minorität wieder und lautet in 
der präcisen Formulirung des Jesuitengenerals Lainez: »Non 
esse in Ecclesiae iurisdictione variare Divinum ius«®), Hier 
war entschieden der Schwerpunct der ganzen Frage: die 
Minorität hielt die beabsichtigte Maassnahme für einen will- 
kürlichen Eingriff in die unwandelbaren dogmatischen Ver- 
hältnisse, und es war gewiss Allen aus der Seele gesprochen, 
als der Bischof Horatius in der Congregations-Debatte über 
die letzte Redaction ausrief, er müsste eigentlich in der sessio 
die Hände gegen die Väter erheben, wie es Pilatus gethan 
habe). Von verschiedenen Seiten bezeichnete man dagegen 
die heimlichen Ehen als ein vorzügliches Mittel, sich vor 
Fleischessünden zu bewahren. 

2. Den Hinweis auf die Ehehindernisse suchten einige 
dadurch zu entkräften, dass sie dieselben auf das ius divinum 
gründeten. Die Kirche habe hier nichts Neues geschaffen, 
sondern das Alte nur definirt, insbesondere wurde das am 
häufigsten angezogene impedimentum consanguinitatis, affinitatis 
und professionis religiosae ausdrücklich auf göttliche, nicht 
auf päpstliche Anordnung zurückgeführt‘*.. Man fühlte sich 
also mit vielen Rednern der Majorität darin einig, dass die 
Ehehindernisse iure divino bestünden, die letzteren meinten 
nur, dieses ius divinum sei von den Päpsten willkürlich gemacht 
worden — allerdings ein merkwürdiges ius divinum — 
währenddem die Minorität hier jede päpstliche Willkür be- 
grifflich ausschloss. Für diesen göttlichrechtlichen Ursprung 
des vorbereiteten Ehehindernisses der Heimlichkeit verlangten 
sie daher einen überzeugenden Beweis, dessen Möglichkeit Lainez 
schon durch die 1500 jährige entgegenstehende Praxis ausge- 
schlossen sieht €). Nur der Erzbischof von Granada hatte die 
Kühnbeit zu leugnen »matrimonium clandestinum verum firmum- 
que fuisse ad id usque temporis« °°) erfuhr aber durch das 


eı) 7, 8. °%) Pallav. 22, 4 N. 25. 
es) Pallav. 23, 5 N. 18. °*) Sarpi 7, 8. 
6) Pallav. 22, 9 N.8. °) Pallav. 23, 5 N. 19. 
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Deeret selbst schliesslich die entscheidende Abfertigung, was 
freilich Brischar heute noch nicht hindert den Satz aufzu- 
stellen: »die Synode hat nirgends erklärt, die clandestinen 
Ehen seien Sacramente gewesen« °°*). Eine zweite Klasse von 
Rednern ging dagegen von dem geschichtlichen Charakter 
der Ehehindernisse aus, und sie bestritten dann bezüglich 
der beabsichtigten Oeffentlichkeit die Gleichheit der Rechts- 
lage. Insbesondere führte der Erzbischof Castenea von Rossano 
aus, die Ehehindernisse hätten bloss Inhabilität bestimmter 
Personen zur Folge, die Erhebung der Oeffentlichkeit zum 
Substantialrequisit der Ehe aber involvire eine Aenderung 
im Sacramentsmodus: »ad abstergendam dubitationem non 
valere producta exempla aliorum impedimentorum, quae in- 
duxit ecclesia; ea siquidem in illis ineptas ad contrahendum 
inter se reddit duas personas, quae antea erant aptae; sed 
in re praesenti, permanente habilitate in personis adiectus 
fuisset naturae Sacramenti modus quidam ipsam antea non 
constituens« 67). Der Bischof Cerronius von Almerida erwiderte 
zwar: kann die Kirche das erste, so hat sie auch Vollmacht 
zum zweiten: »si potest ecclesia duos homines ineptos reddere 
ad quovis modo contrahendum, longe majorem in ipsa facul- 
tatem inesse qua ipsos ineptos reddat ad certo quodam modo 
contrahendum« ®®). Aber er erfuhr die Abweisung, welche im 
Folgenden zu berichten ist. 

3) Wie bereits erwähnt, verzehrte sich das Hauptinteresse 
in der Frage, ob die geplante Oeffentlichkeit des Contracts 
eine Aenderung des Sacraments bedeute Die Minorität 
behauptete, dass letzteres unbedingt angenommen werden 
müsse. Das Wesen des Sacraments bestimme sich durch 
seine Materie und seine Form, welche beide unwandelbar 
seien. Letztere nun solle geändert werden: »non materiam 


8%&) „Beurtheilung der Controversen Sarpi’s u. Pallavicini’s« II, 
21}. Für die Schwierigkeit der eherechtlichen Controversen zeigt der- 
selbe überhaupt kein genügeudes Verständniss. Interessant ist seine 
Stellung zur Copulatheorie II. 223 f. 

7) Pallav. 22, 4 N. 10. 

®) Pallav. 22, 4 N. 12. Der Bischof v. Hierapetra dagegen stimmte 
für das Decret „cum hoc, ut inhabilitentur personae“. Theiner II. 319, 
Vgl. auch d. Bischof v. Volturaria bei Theiner II. 323, 
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reddi ineptam, sed formam mutari«°°). Dasselbe will auch 
der Patriarch von Venedig sagen mit den : Worten »irritam 
reddi non posse quamdam Sacramenti rationem, in qua tota 
insit ipsius natura«, denn die natura beruht mit auf der 
forma. Noch deutlicher sprach der Bischof von Larino; 
»Decretum de clandestinis non placet, quia esset irritare 
sacramentum, cum substantia matrimonii consistat in con- 
sensu« ®%*), und ebenso der Bischof von Hydrontia: »Tunc 
constitueretur nova forma, quod non potest facere ecclesia« *®). 
Was sodann die Unterscheidung von Contract und Sacrament 
anlangt, so erklärte der päpstliche Legat Simoneta : »Distinctio- 
nem contractus matrimonialis a matrimonio, potestate Ecclesiae 
in illum, non in hoc concessa, sophisticam sibi videri 
et fabricam chymericam«’®). Und Solisio wies schon in 
der Theologencongregation auf das Gefährliche dieser Theorie 
hin, indem die Contracte Sachen der weltlichen Gesetze und 
der weltlichen Obrigkeit seien”!). Auch die Analogie zwischen 
der Gewalt der Kirche über den die Grundlage des Sacraments 
bildenden kirchlichen Contract und der Macht des Staates 
über die bürgerlichen Verträge wurde durch Rithoven von. 
der Hand gewiesen, indem bei letzteren dogmatische Bedenken 
— und nur um diese handele es sich — nicht entstünden. 


Fand man schon in der Distinetion von Ehe und Ehe- 
contract eine sophistische Spielerei, so musste dies noch mehr 
bei der Bonelli’schen Unterscheidung von Ehecontract und 
Eheconsens der Fall sein. Die Redner der Minorität nahmen 
daher von dieser Theorie ebensowenig Notiz als von der Copula- 
Deduction des Bischofs von Orvieto. 


6°) Rithoven bei Pallav. 22, 4 N. 13 und Maillard bei Sarpi 
vII. 8. Vgl. auch den Bischof von Chiusi bei Theiner II. 327. 

6%) Theiner II. 324. Vgl. auch 329 (Bischof v. Barcelona). 

6%) Theiner II. 340. 

7) 8,5. Vgl. auch den Bischof v. Parma bei Theiner II. 329: 
»Dixit, quod non potest percipere, quod ecelesia posset hoc facere; nec 
potest intelligere contractum matrimonislem sine sacra- 
mento.« Den Bischof v. Calvi bei Theiner II. 329. 

7») Sarpi 7, 8. 

72) Pallav. 22, 4 N. 13. 
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3. Kritik. 


1. Es steht fest, dass der katholischen Kirche für ihre 
Dogmen jede schöpferische Bedeutung fehlt; die Kirche findet 
ihre Dogmen, aber macht sie nicht; sie präcisirt sie, aber 
erschafft sie nicht. Das ist ein Axiom der Theologie und 
Kanonistik, welches man heute nicht mehr beweist. Dass 
dasselbe auf der Trienter Kirchenversammlung angefochten 
wurde, ist ein bedenkliches Symptom der damaligen Wissenschaft. 

Die Macht der Kirche, consummirte Ehen aufzulösen, 
beschränkt sich auf die Ehen der Ungläubigen, gilt allerdings 
auch für den Fall, dass einer der Ehegatten convertirt und 
der andere das eheliche Leben gar nicht oder doch nur zum 
grossen körperlichen oder geistigen Schaden des Neubekehrten 
fortsetzen will. Dogmatische Schwierigkeiten können hier aber 
nicht entstehen, weil solche Ehen kein Sacrament sind, 
Was sodann die Lösung einer nichtconsummirten Ehe anlangt, 
so wissen wir nunmehr, dass diese noch gar keine wirkliche 
Ehe ist). Der auf dem Concil versuchte Analogie-Schluss 
hat somit keinen Boden mehr. 

2. Die Ehehindernisse anlaugend, kann die verfehlte 
göttlich-rechtliche Auffassung ausser Betracht bleiben. Zwischen 
den geschichtlich-gewordenen Ehehindernissen und dem fälsch- 
lich sogenannten impedimentum clandestinitatis des Concils von 
Trient waltet sodann der Unterschied von Personeninhabilität 
und Sacramentsspendung wirklich vor, und es war somit immer 
wieder der Beweis zu führen, dass die geplante Aenderung 
die Sacramentsform und damit das Sacrament selbst unbe- 
rührt lasse. 

3. Dieser Beweis wird nicht erbracht durch die Einführun 
der Distinction von Ehecontract und Ehe (-sacrament). Es 
ist hier vor Allem an das Wort des Thomas von Aquin 
zu erinnern: »quidquid impedit causam de sui natura, im- 
pedit et effectum civilem; consensus autem est causa 
matrimonii, et ideo quod evacuat consensum, eva- 
cuat matrimonium« ”®*). Die Unklarheit wird um so grösser, 
weil sich hier die verschiedensten Ansichten über Materie und 


— 


— 


's, Vgl. diese Zeitschrift Bd. XXI. (N. F. VI.) S. 232. 
'&) Summ. theol. q. 51 art. 1 ad III. part. 
Zeitschrift für Kirchenrecht. XXII. (N. F. VII.) 1. 8 
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Form der Ehe gegenüber stehen. Ein besonderes Eingehen 
ist nur bezüglich der Auffassung des Campeggi erforderlich, 
von welcher Sarpi berichtet: »sie gefiel den meisten Vätern 
sehr, sie schien ihnen klar, ungezwungen und alle Schwierig- 
keiten beseitigend« ”%). Dieser hält den Ehecontract für die 
Materie der Ehe und meint, derselbe verhalte sich zum Ehe- 
sacrament, wie das Brod zur heil. Eucharistie; was hier die 
Natur, vermöge dort die Macht der Kirche. Dass diese Ana- 
logie unrichtig ist, sieht man daran, dass der Kirche über 
den im Sacrament verewigten Vertrag jegliche Befugniss ab- 
geht. Derselbe Gegensatz, welcher zwischen Brod und Contract 
besteht, findet sich auch zwischen Naturkraft und Kirchen- 
gewalt. Diese Kluft kann auch Campeggi’s bestechendes System 
nicht überbrücken, abgesehen davon, dass seine Auffassung an 
dem auch bei Sarpi sich findenden Hauptfehler krankt, dass 
der Contract Materie der Ehe sei. Dies alles hat aber Palla- 
vieini nicht abgehalten, ebenfalls in die Bahn des Domini- 
canermönches einzulenken. »Quem admodum igitur, quia 
species consecratae separari quidem nequeunt a corpore Christi, 
sed sunt ab ipso distinctae, naturalis potentia, quamquam 
mutare non possit Christi corpus, potest tamen species mutare 
et hoc pacto efficere potest, ne Christi corpus ibi permaneat; 
ita pari ratione potestas Ecclesiastica potest contractum mutare, 
tametsi nequeat mutare sacramentum« °°5),. Wir wiederholen: 
die Analogie ist falsch. Angenommen, der Contract wäre 
thatsächlich wie das Brod Materie des Sacraments, so käme 
man vom Standpunct Campeggi-Pallavicini’s zur unbedingten 
Herrschaft der Kirche über den fertigen Vertrag, ähnlich 
der Herrschaft der Natur über die sinnliche Welt. Hier 
handelt es sich allüberall aber nicht um die Macht der phy- 
sischen Zerstörung, sondern um diejenige der rechtlichen 
resp. dogmatischen Begründung; hier hätten wir dann bei- 
spielsweise nur einen analogen Fall, wenn das Concil den 
Vorschlag gemacht hätte, bei der Consecration in Zukunft 
nicht mehr panis triticeus, sondern Früchte oder Brod von 
Gerste, Roggen, Hafer oder Kartoffeln zu benutzen. Es ist 

7,8. 

75) Pallav. 23, 9 N. 14. Pallavicini ist hier für Viele Vorbild 
geworden. 
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aber nochmals zu betonen, dass der Contract nicht Materie, 
sondern Form des Sacraments ist, und so kommt man immer 
wieder auf die Frage zurück, ob das »formam mutari«?®) Schein 
oder Wahrheit ist. 

Der Papst Benedict XIV. — um dieses wichtige Zeug- 
niss ebenfalls zu erwähnen — hat in seinem Buch Instit. 
Eccl. XXXIll. n. 2 merkwürdiger Weise die Materie auf die 
mit dem Consensaustausch erfolgende Uebergabe und die Form 
auf die in derselben Weise sich äussernde Annahme gestellt: 
»materia in tradendis mutuo ac legitime corporibus per verba, 
aut nutus ad explicandum intimum consensum accommodatos, 
collocata semper fuit; forma vero in excipiendis mutuo ac 
legitime corporibus per contrahentes designatur*. Von hier 
ergiebt sich dann der Schluss: Quum igitur Tridentina synodus 
nec legitimum pactum, nec legitime tradi et excipi corpora 
iudicarerit, nisi, quando matrimonium contrahitur, parochus 
cum duobus aut tribus testibus assistat, hine sacramenti 
materiam ac formam nequaquam mutari certissimum 
este. Offerte und Annahme, Uebergabe und Empfangnahme 
sind aber nach ihrer rechtlichen Seite gleichmässig zu beur- 
teilen: sie sind forma correlativa.. Sodann unterschätzt der 
Papst auch die Bedeutung der Tridentinischen Solennitätsvor- 
schrift, sieht in derselben fast nur eine Beweisanordnung und 
umgeht so nur die Schwierigkeit. Denn es bleibt immer noch 
die Frage zu beantworten: wenn im Gegensatz zur Vergangen- 
heit die Gültigkeit der Ehe an eine bestimmte Form gebunden 
wird, wie erklärt sich da diese Aenderung ohne die Annahme 
einer Aenderuug der forma sacramenti? 


Ist so die Unterscheidung von Contract und Ehe (-sacra- 
ment) zurückgewiesen — wir gehen hier selbstverständlich 
von der herrschenden Consenstheorie aus — so können die 
Subtilitäten Bonelli's erst recht keine Stelle mehr finden. 
Gleichzeitig haben wir hier wieder einen treffenden Beleg für 
die Unhaltbarkeit der juristischen Fictionen. Dagegen ist 
gerade von der Copulatheorie aus, wie wir sie in dieser Zeit- 
schrift vertreten haben, die Argumentation des Bischofs von 
Orvieto zu prüfen. Hier ist nun zunächst zu betonen, dass 


6, Rithoven bei Pallav. 22, 4 N. 13, 
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derselbe nichtsdestoweniger das Sacrament schon im Consens 
existent werden lässt: »profecto coniugium ante concubitum 
esse sacramentum« 77). Mag er sich daher noch so sehr sträuben: 
es sind hier dieselben Schwierigkeiten zu überwinden, wie sie 
oben entwickelt wurden. Nur steht er einem neuen, eben so 
dunklen Problem gegenüber: woher die Kirche das Recht 
leitet, ein Sacrament zu vernichten. Die Schwierigkeit der 
ersten Art besteht aber, wie wir dies freimütig einräumen 
wollen, auch nach der richtig verstandenen Copulatheorie. 
Denn auch hiernach bildet der Consens die Forma sacramenti, 
und es ist gleichergestalt erst der Beweis zu führen, dass die- 
selbe durch Einführung einer nothwendigen Oeffentlichkeit 
unverändert bleibt. 


4. Die nichtdogmatische Natur des Matrimonial- 
decrets. 


Unsere Ansicht geht mit der Majorität der Tridentinischen 
Prälaten auf Bejahung der Competenzfrage, doch so, dass wir 
den Motiven derselben unsere Zustimmung versagen. Indem 
wir uns nun anschicken, unseren Standpunct der Minorität 
gegenüber zu begründen, haben wir vor Allem die Cardinal- 
frage zu prüfen: Enthält das Matrimonialdecret ein Dogma 
oder nicht? 

Die Minorität ging sowohl ausdrücklich als stillschweigend 
von dem dogmatischen Charakter der Vorlage aus. Der 
Lainez’sche Gedanke des »variare ius divinum« liegt ihren 
Ausführungen oft genug zu Grund, und wie wir sahen, gingen 
selbst mehrere Redner der Majorität von dieser Ansicht aus. 
Die Frage hatte ja auch ihre geschäftsordnungsmässigen Con- 
sequenzen, indem ein Dogma bei einer erheblichen Minorität 
nicht formulirt werden sollte, ein Gesetz aber schon durch 
einfache Majorität zustande kam. In der Augustdebatte wurde 
daher behauptet, »da es sich um ein Dogma handle, könne 
gar keine Entscheidung getroffen werden, weil ein zu be- 
deutender Widerspruch vorhanden sei«’®). Förmlich debattirt 
wurde aber die Dogmaticitätsfrage erst im September, als der 


7) Pallav. 22, 4 N. 20. So deckt sich diese Ansicht im wesent- 
lichen mit der S. 105 N. 47 charakterisirten. 
’8) Sarpi 8, 5. 
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Bischof von Sulmona in öffentlicher Congregation um Auskunft 
darüber bat, »ob die Materie von der Nichtigkeitserklärung 
der Ehen zur Lehre oder zur Reform gehöre« ”°). Noch in 
der Schlusssitzung erklärte sich der Patriarch von Jerusalem 
gegen die Vorlage mit der kategorischen Erklärung: »id 
definiri non posse« ®°); früher hatte er es schon ein »dogma 
novum« genannt ®%*), 

Nichtsdestoweniger geht dem Decret der Charakter der 
Dogmaticität ab. Ein Glaubensartikel muss nach katholischer 
Lehre in der Bibel oder in der Tradition begründet sein, und 
die Aufgabe der Lehrgewalt beschränkt sich auf die authen- 
tische Interpretation, der Fortschritt hält sich hier auf dem: 
Boden der begrifflichen Entwicklung. Das Dogma wird ledig- 
lich gestützt durch die göttliche Ueberlieferung, und es darf 
sich nie im ausdrücklichen Gegensatz zu der kirchlicherseits 
geleiteten Vergangenheit befinden; es enthält somit implieite 
den Satz, dass sein Inhalt auch früher schon vorhanden, wenn 
auch noch nicht allseitig gewusst war. Alles dieses trifft beim 
Matrimonialdecret nicht zu: der Eingang besagt selbst, dass 
die Clandestinität bis dahin die Gültigkeit der Ehe nicht berührt 
habe, aus Bedürfnissrücksichten sähe man sich aber zur Aende- 
rung veranlasst. Das ist die Sprache des Gesetzgebers, und zum 
Ueberfluss wird es denn auch als »Reformdecret« promulgirt 
und seine verpflichtende Kraft von der Publication in der ein- 
zelnen Pfarrei abhängig gemacht; es wird neuestens in parti- 
culari et speciali suspendirt und auch auf dem Weg der 
Dispensation ausser Kraft gesetzt. 

Selbstverständlich fand dieser Standpunct auch in den 
Verhandlungen seine Vertretung. Insbesondere versuchte auf 
die oben mitgetheilte Frage des Bischofs von Sulmona der 
Bischof von Segovia »in einem sehr langen Vortrag zu zeigen, 
dass man die Publicitätsfrage nicht zum Dogma stempeln 
könne« ®"), eine Anschauung, welcher der Bischof von Modena 
mit den Worten beipflichtete, »halte man diese Materie für 
en Dogma, so müsse man auf jede Reform verzichten« 2), 
Da die Ansichten aber immerhin noch getheilt waren, so 


®)a.a. 0. ®) Pallav. 23, 9 N. 3. 
‘%) Theiner II. 327. ®!) Sarpi 7, 5. 
2) Sarpi a: a. O. 
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hielten die italienischen Prälaten untereinander und mit den 
Legaten öfters Zusammenkünfte, auf denen der Beschluss 
zustande kam: »das Decret über diese Materie solle nicht 
nur nicht unter die Lehrcapitel gebracht werden, damit man 
dasselbe nicht für ein Dogma halte, sondern nicht einmal ein 
eigenes Capitel bilden, damit der Gedanke gar nicht entstehen 
könne, als wäre es jemals für ein solches gehalten worden« °°). 
In der That fand eine sorgfältige Ausscheidung statt und 
wurde die ganze Eherechtsmaterie in drei unabhängige und 
auch äusserlich geschiedene Theile gebracht, 1. die Lehr- 
capitel (»doctrina de sacramento matrimonii«), 2. die Canones 
(»de sacramento matrimonü«), 3. die Reformartikel 
(»decretum de reformatione matrimonii«e). Damit ist 
dann der letzte Zweifel beseitigt. 


5. Endergebniss. 


Ist so der dogmatische Charakter des Matrimonialdecrets 
als unwahr und dessen rein gesetzliche Natur als wirklich 
erwiesen, so kann es immer noch zweifelhaft bleiben, ob dieses 
Gesetz in die dogmatischen Verhältnisse nicht eigenmächtig 
eingreift und dieselben in Frage stellt. Diese Auffassung 
wurde in der That ebenfalls von der Minorität vertreten. 
Der Patriarch Heli nannte das geplante Gesetz ein »decre- 
tum, quod adversus dogma catholicum proponebatur«°*), 
und der Legat Hosius erklärte noch in seinem am Tage 
nach der Abstimmung eingesandten Votum: »Eam novi- 
tatem sibi non placere, adversantem doctrinae®). Das- 
selbe will der Cardinal Madruzze mit den Worten sagen: 
»Quod est de lege divina non potest irritari a lege hu- 
mana«°®). Hier liegt entschieden der Schwerpunct der ganzen 
Frage. Soll das Gesetz kein Dogma verletzen, so muss der 
Nachweis erbracht werden, der nach unserer Ansicht auf dem 
Concil nicht gelungen ist, dass durch die Erhebung der 
Oeffentlichkeit zur Gültigkeitsvoraussetzung die Sacraments- 
form nicht geändert wurde. Dies wollen wir im Folgenden 
versuchen, indem wir die rechtliche Natur des Reformdecrets 
präcisiren. 


88) Sarpi a. a. OÖ. 4) Pallav. 23, 5 N. 18. 
86) Pallav, 23, 9 N. 2. ®°) Theiner II. 339, 
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Es ist nun vor Allem zu betonen, dass bei der wirk- 
lichen Beobachtung der Tridentinischen Vorschrift eine Schwierig- 
keit nicht entsteht. Hier ist ganz wie im früheren Recht 
die Consenserklärung forma sacramenti, eine Aenderung der 
Form also nicht statuirbar. Die Oeffentlichkeit bezeichnet 
mehr die Atmosphäre, in welcher sich dieser Willensaustausch 
bewegt; sie ist nicht ein Bestandtheil dieses Consenses, son- 
dern nur eine Erscheinungsweise der Form, ähnlich wie die 
Kategorie von Zeit und Raum für die Verhältnisse des Lebens, 
oder wie das Licht für die Körperwelt. 

Erst beim Mangel der Oeffentlichkeit tritt deren recht- 
liche Relevanz zu Tag, und da entsteht die Frage: welcher 
Natur ist das Recht der Kirche, mit dem Fehlen einer Voraus- 
setzung, welche kein essentiale sacramenti ist, Sacraments- 
ungültigkeit zu verbinden? 

Der Staat bedarf zur Durchführung mancher Gesetze so- 
genannter Ausführungsbestimmungen. So wird z. B. durch 
das deutsche G.-V.-G. 8 2 die »Fähigkeit zum Richteramte« 
von der »Ablegung zweier Prüfungen«e abhängig gemacht. 
Der Modus der Prüfung wurde dann im Wege der V.-O. 
geregelt, und die gesetzliche Wirksamkeit derselben an die 
hier geschaffenen Voraussetzungen gebunden. Ein ähnliches 
Verhältniss, wie es hier zwischen Gesetz nnd Verordnung be- 
steht, giebt es auf kirchlichem Gebiete zwischen Dogma und 
Gesetz, zwischen Sacramenten und deren Verwaltung. Das 
Matrimonialdecret ist auch nur eine solche Aus- 
führungsbestimmung, oder um mehr Anlehnung an 
die canonistische Rechtsprache zu suchen, ein blosses 
Disciplinargesetz: das Dogma bezeichnet als forma sacra- 
menti die Consenserklärung, und das Decret ordnete nun den 
Modus derselben in rechtsverbindlicher Weise an. 

Einen solchen Spielraum hat die kirchliche Gesetzgebung 
aber bei allen Sacramenten, ohne dass man hier dogmatische 
Schwierigkeiten gefunden hätte. Das Concil von Florenz (pro 
Armen.) führt als essentialia sacramenti drei Puncte auf: 
»Haec omnia sacramenta tribus perficiuntur, videlicet rebus 
tamquam materia, verbis tamquam forma et persona ministri 
conferentis Sacramentum cum intentione faciendi quod faeit 
Eeelesia; quorum si aliquod desit, non perficitur sacramentum«. 
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In jedem dieser drei Puncte kann die kirchliche Gesetz- 
gebung nun trotz des Dogmaticitätscharakters noch thätig 
werden. 

Was zunächst die entferntere Materie betrifft, so haben 
wir diese z. B. bei der Taufe kraft dogmatischen Satzes im 
Wasser. Ob dazu aber auch das aus aufgelöstem Salz er- 
haltene Wasser, oder Fleischbrühe oder Thee u. s. w. gehört, 
kann sowohl aus chemischen als aus Schicklichkeitsgründen 
zweifelhaft sein, und das Recht der Kirche, hier abweichende 
Bestimmungen zu treffen, ist unbestreitbar. Hierher gehören 
auch die nicht im Consens liegenden Impedimenta der Ehe. 
Die entferntere Materie sind die Brautleute. Verwandtschaft, 
Ördensgelübde, höhere Weihe u. s. w. machen dieselben zur 
materia inhabilis, und zwar, wie dies nur der Unverstand 
leugnen kann, lediglich in Folge des positiven Kirchengesetzes. 
Die Entscheidung, ob hier ein Sacrament zu Stande kommt, 
steht also wiederum beim Gesetzgeber. Das Florentiner 
Concil bezeichnet ferner als Materie der h. Eucharistie »panis 
triticeus et vinum de vitee. Nun ist triticum sowohl eine 
Fruchtgattung, wozu auch Spelt gehört, als auch eine be- 
stimmte Fruchtart: Weizen. Eine kirchliche Entscheidung 
ist hier bis zur Stunde noch nicht gefällt worden, sie kann 
aber kommen, und gewiss durch eine andere auch wieder auf- 
gehoben werden. Eine ähnliche Controverse ist bezüglich des 
Weines bereits entschieden! Es war nämlich zweifelhaft, ob 
der sauer gewordene Wein auch noch eine brauchbare Materie 
sei, und die Rubrik (Miss. rub. p. 3 t. 4 n. 1) enthält nun- 
mehr die Anordnung: »Wenn der Wein gänzlich Essig ge- 
worden oder gänzlich umgestanden ist, ‘so kommt das Sacra- 
ment nicht zu Stande«, dasselbe wurde bezüglich des ver- 
dorbenen Brodes verfügt (Miss. rub. p. 3 t.3 n. 1 et 3). 
Zu erwähnen ist insbesondere noch das oleum der h. Oelung, 
welches ebenfalls kraft Kirchengesetzes nur als »oleum ab 
Episcopo benedietum« zur Materie geeignet ist, und so 
gleichsam am dogmatischen Charakter communieirt. Statt 
des vom Bischof geweihten Olivenöls kann man sich aber 
auch wieder kraft ausdrücklicher gesetzlicher Concession 
im Nothfall des Chrisams oder des Katechumenenöls gültig 
bedienen. Die letzte Oelung bietet übrigens auch ein lehr- 
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reiches Beispiel für den kirchengesetzlichen Einfluss auf die 
dogmatischen Verhältnisse der materia proxima. Diese be- 
steht in der Handlung der »unctio;«e der modus dieser Sal- 
bung ist aber mit Androhung der Ungültigkeit für den Fall 
_ der Zuwiderhandlung durch Disciplinarvorschriften festgestellt, 
so zwar, dass auch das Gesetz wieder genügenden Spielraum 
lässt. »Die nächste Materie«, sagt: Probst, »besteht in 
der Salbung der fünf Sinne, der Füsse und Nieren. Die 
beiden letzten Salbungen können unterbleiben und weiblichen 
Personen gegenüber ist die der Nieren verboten. Die der 
fünf Sinne ist hingegen quasi de necessitate sacramenti. Ob- 
wohl es daher genügt, wenn der Minister im Falle wahrer 
Notb, das Haupt, als Sitz aller Sinne ... . salbt, so darf er 
doch, ausser diesem Falle, unter einer Sünde keine der fünf 
Salbungen unterlassen«°”). 

Bezüglich der forma sacramenti ist dasselbe zu sagen. 
Die Form der Busse z. B. sind die Absolutionsworte. Diese 
ist aber kraft kirchlicher Vorschrift ungültig, wenn der Beicht- 
vater »nicht (einmal) Eine der gebeichteten Sünden verstanden« 
hat®®); man sage nicht: die Sündenvernehmung ist das noth- 
wendige Correlat des Sündenbekenntnisses, Denn im Fall, wo 
der Beichtvater nicht einmal die Sprache des Poenitenten kennt 
und ein sprachkundiger Confessarius nicht vorhanden ist, wird 
die Beichte gültig; die einzige Voraussetzung ist hier nur die, 
dass er überhaupt versteht, dass jener sich seiner Sünden an- 
klagt. Sind das alles vielleicht dogmatische Bestimmungen? 
Die hierfür in Betracht kommende Quelle: Bibel und Tradition 
möchte für diese subtilen Unterschiede doch wenig ergiebig 
sein. Das Dogma ist knapp, und seine letzten Ausläufe sind . 
nicht so sehr durch die definirende Lehrgewalt als durch die 
anordnende Gesetzgebungsgewalt beherrscht, wodurch dem 
conservativen Princip der Dogmaticität Genüge gethan und 
gleichzeitig eine zweckdienliche Rücksichtnahme auf die 
wechselnden Lebensbedürfnisse und Nothstände ermöglicht 
wird. Hier ist auch Gelegenheit geboten, mit anderen, sogar 
weltlichen Disciplinen Fühlung zu halten, wie z. B. bezüglich 
der die Eheschliessung behindernden Gewalt, Furcht, Ent- 


#7) Verwaltung des hohenpriesterlichen Amtes, 2. Aufl. 1885. S. 102. 
8) Probst. a. a. O0. 87. 
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führung und Irrthum. Hier kann gewiss niemand leugnen, 
dass wir es mit lediglich rechtlichen Bildungen zu thun 
haben. Ers recht aber ist die Detailnormirung juristischer 
Art, und das den ganzen Sacramentsbestand in Frage stellende 
Urteil des Richters über die Art des Irrthums, die Grösse 
der Furcht u. s. w. ist nur zu oft ein arbitrium liberum. 
In besonderer Weise tritt die schöpferische Willkür des kirch- 
lichen Gesetzgebers in den Bestimmungen über raptus hervor, 
der doch ursprünglich nur eine Erscheinungsweise von vis ac 
metus war. So-lange die Entführte in der Gewalt des Räubers 
bleibt, bekleidet der Gesetzgeber selbst ihren freien Willen mit 
dem Attribut der Unfreiheit, und an dieser Fiction prallt die 
Sacramentsform und damit der ganze Sacramentsbestand ab. 
Am meisten führte sich der Gesetzgeber durch das Medium 
des »minister« ein. Wer ist der taugliche Spender? Wenn 
‘wir von der Ehe absehen, die wegen der Eigenartigkeit ihres 
Zweckes nicht in Betracht kommt, so kann man sagen: im 
Prineip nur der Träger einer Weihgewalt, der Priester oder 
Bischof. Trid. sess, 7 de Sacr. in gen. c. 10: »Si quis 
dixerit, Christianos omnes in verbo et in omnibus Sacramentis 
administrandis habere potestatem, anathema site. Man sieht 
nun nicht ein, warum bei der Taufe der Priester eher ent- 
behrlich sein sollte als bei der Eheschliessung, wo er nicht 
einmal Spender, sondern nur ein testis autorisabilis ist. Trotz- 
dem sah sich die Kirche, wollte sie die Taufe allgemein zu- 
gänglich machen, dazu gezwungen, das Institut der Noth- 
taufe zuzulassen. Das ist eine rein gesetzliche Anordnung und 
nichtsdestoweniger geeignet, das ganze Sacrament in Frage zu 
. stellen. Und sind anderntheils die Voraussetzungen einer gül- 
tigen Priester- und Bischofsweihe zum grossen Theil nicht selbst 
wieder rein rechtlicher Natur? Was ferner die Busse betrifft, 
so beruht auch die Unzulänglichkeit des Ministers wegen Cen- 
suren, oder bei Reservationen oder Mangels der Jurisdiction 
doch ausschliesslich auf positivem Kirchengesetz; die Juris- 
dietion insbesondere, also ein specifisch rechtliches Verhält- 
niss, ist überhaupt für die Gültigkeit der Sacramentspendung 
von ganz ungeheurer Bedeutung. Und wenn ein presbyter 
vom Papst zur Firmung delegirt wird, so hat die Fähigkeit 
desselben doch auch nur eine gesetzliche Grundlage, 
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Durch die zur Giltigkeit vorgeschriebene »intentio« 
insbesondere hat es die kirchliche Gesetzgebung in der Hand, 
immer neue Zufuhr in den dogmatischen Bau zu befördern, 
welche sich dann mit den dogmatischen Bestandtheilen zu 
amalgamiren und mit diesen ein untrennbares Ganze zu bilden 
scheint. 

Von den dogmatischen Ungültigkeitsvoraussetzungen be- 
richtet in erster Linie die Glaubenslehre, von den gesetzlichen 
die Pastoraltheologie und Kanonistik. Die letzteren sind nicht 
sehr zahlreich, aber sie fehlen auch nicht. Die Kirche hat 
in ihnen ein bequemes Mittel, Unebenheiten durch einen 
autoritativen Ausspruch zu beseitigen, ohne sich selbst dauernd 
durch denselben zu binden, und ermöglicht insbesondere hier- 
durch eine zweckgemässe und fruchtbringende Verwaltung der 
Sacramente. Hier ist der Springpunct des Ganzen. Nach 
protestantischer Auffassung übernimmt die Kirche keine 
Garantie der Wahrheit; man verweist jeden an sein eigenes 
Gewissen, und er hat unmittelbaren und freien Zutritt zu der 
Bibel und den Sacramenten. Nach katholischer Dogmatik 
aber kann der Gläubige dies Alles nur empfangen durch die 
Vermittlung der Kirche, welche die alleinige Kennerin und 
Hüterin der Lehre ist und den ganzen Gnadenschatz, also auch 
die Sacramente zur eigenmächtigen Spendung überkommen 
hat — daher die Nothwendigkeit der intentio id faciendi, 
quod facit ecelesia.. Nur durch den »Canal« der Kirche 
werden die Sacramente den Gläubigen zu Theil. Wie sich 
die Kirche diesen Canal aber errichtet, ist ihre Sache, und 
gie wird und muss sich hierbei, wenn der Zweck der Sacra- 
mente überhaupt erreicht werden soll, durch die Verhältnisse 
des Lebens mitbestimmen lassen. So hat sie zu Trient die 
Eheschliessung gleichsam durch den Canal der Oeffentlichkeit 
geleitet und alle geheimen Zugänge versperrt. Das Ehe- 
saerament hat hierdurch um seinen dogmatischen Kern nicht 
etwa eine organische Erweiterung erfahren, ja nicht ein- 
mal einen äusseren Ring bekommen, sondern der Weg, auf 
dem es den Gläubigen zugeführt werden soll, hat bloss eine 
andere Richtung genommen. Da das Ehesacrament jetzt nur 
in der kirchlichen Oeffentlichkeit zugänglich ist, so scheint 
es, als wäre diese eine dogmatische Voraussetzung geworden, 
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aber es scheint auch bloss; denn in Wahrheit betrifft die 
Aenderung nur die von der Kirche als Verwalterin der Sacra- 
mente geordnete Zugänglichmachung des unverändert ge- 
bliebenen Sacramentes. So haben wir die Tridentinische 
Neuerung auf ein katholisches Grundprincip zurückge- 
führt, das der Protestant zwar anfıicht, das aber als 
Axiom der katholischen Dogmatik da steht, und damit halten 
wir den Beweis für die dogmatische Zulässigkeit des Triden- 
tiner Ehedecrets für erbracht. 

Zum Schluss wollen wir noch in eine rein rechtliche 
Würdigung des Reformdecrets eintreten. Zu Trient wurde 
bereits einwurfsvoll betont, dass man mit der Bestimmung des 
parochus proprius eine thurmhohe Scheidewand zwischen 
Katholiken und Protestanten errichten würde, und es war nur 
eine mässige Abhülfe, dass man die rechtliche Verbindlichkeit 
des Decrets in der einzelnen Pfarrei von der Publication in 
derselben abhängig machte. Diese unterblieb so regelmässig 
doch nur in den bereits zu eigenen Pfarrverbänden organisirten 
protestantischen Kreisen. Der unter der Herrschaft des Tridenti- 
nums lebende Protestant war demselben aber unterworfen und 
zwar nicht etwa, wie heute, bloss auf dem Papier, sondern auch 
in Wirklichkeit. Dazu kam, was man in Trient allerdings noch 
nicht ahnen konnte, dass sich das Institut der Mischehen 
immer mehr befestigte, von der Schwierigkeit der Feststellung 
ob das Tridentium publieirt sei, gar nicht zu reden. Das 
erste unerspriessliche Ergebniss der neuen Ehegesetzgebung war, 
dass die Kirche, um Erbitterung und Wirrwar nicht noch 
mehr zu steigern und um nicht mehr zu schaden, als sie zu 
nützen vermochte, viele ungültige Ehen dissimulirte und sich 
so in Widerspruch mit ihren eigenen Gesetzen brachte. Die 
Praxis entwickelte sodann den Satz, das Tridentinum verpflichte 
trotz geschehener Publication nur da, wo seine Befolgung 
möglich ist, also beispielsweise nicht »ubi hereticus tantummodo 
minister residebat, catholicus autem parochus aliusve sacerdos 
vel omnino non aderat vel illius adeundi libera potestas non 
erat« (Congreg. Conc. 1669). Es mussten dann Gesetze auf 
Gesetze folgen, welche unter dem zweideutigen Namen von 
Declarationen und Instructionen für ganze Länder und 
Diöcesen betrefis akatholischer und Mischehen die Suspension 
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des Tridentinums anordneten. So barg also das Decret gleich 
anfangs einen reichlichen Conflictsstoff in sich, allerdings war 
der Nothstand gewaltig und gegen die Erhebung der Oeffent- 
lichkeit zur nothwendigen Voraussetzung einer gültigen Ehe- 
schliessung lässt sich nichts einwenden. Aber, wie die Er- 
fahrung gelehrt hat, wäre es ungleich besser gewesen, wenn 
man bei dem Postulat der zwei ersten Redactionen geblieben 
wäre und sich mit der Anwesenheit dreier Zeugen ohne pfarr- 
liche Assistenz begnügt hätte. Hatte der Bischof Vanzio 
doch sogar dies noch für übertrieben erachtet »quandoquidem 
legitima probatio haberi poterat aut per duos aut per scriptum, 
quae secunda probatio adhuc longe firmior ac certior est quam 
probatio testium« °°). 

Ganz besonders verhängnissvoll musste sich die Tridentiner 
Bestimmung erweisen, als der Staat, darauf bestehend, dass 
die Ehe auch ein Rechtsinstitut und sogar das wichtigste 
des Staates sei, den Boden der Civilehegesetzgebung betrat. Hier 
zeigte sich so recht die Sprödigkeit des Tridentinums, welches 
einen Ausgleich der Interessen von vornherein unmöglich 
macht. Ja man kann sagen: die Civilehegesetzgebung war in 
erster Linie nur eine naturgemässe Reaction gegen die Starr- 
heit des Tridentinischen Gesetzes. Und doch ist zu betonen: 

1. Nach vortridentinischem Eherecht genügte zur Gültig- 
keit der Ehe sogar die formlose Consenserklärung. 

2. Die Einführung der Solennität geschah bloss in Hin- 
blick auf die schädlichen Folgen der Clandestinität und war 
in erster Linie auf die Sicherung des Beweises gerichtet. 

3. Durch die heutige Civilehegesetzgebung ist für die 
Publicität vollständig gesorgt. 

Wären die Väter in Trient bei der ersten oder zweiten 
Redaction geblieben, so könnte heute vollständige Harmonie 
herrschen. Der Staat hätte gar kein Interesse zur selbständigen 
Regelung der Ehe-Statusfrage gehabt, und selbst wenn er 
in einseitigem Vorgehen ein Gesetz wie das heutige erlassen 


®) Pallav. 22, 4 N. 19. Ein anderer Bischof ging bezüglich der 
Anzahl der Zeugen noch weiter: »neque valet quod dicitur de tribus 
testibus, quia est contra ius divinum, ubi dieitur, in ore duorum 
vel trium; non sunt introducendae novitates, ne transgrediamur terminos 
patram nostrorum« (Theiner II. 319). 
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hätte, würde dies für die Kirche keine wesentliche Aenderung 
enthalten haben und von derselben gewiss acceptirt worden 
sein. Die akatholischen Nupturienten könnten dann immerhin 
in der Eheschliessung ein rein bürgerliches Verhältniss ein- 
gehen, der Katholik würde durch das Hinzutreten der intentio 
diesesVerhältniss als ein sacramentales gestalten ; dabei bliebe es 
der Kirche unbenommen, ihre Mitglieder noch zum an- 
schliessenden Empfang der Benediction sogar unter Androhung 
von Kirchenstrafen anzuhalten. Die Kirche kann eine Auf- 
hebung des Tridentiner Ehedecrets jeden Augenblick verfügen, 
wie es ihr auch freistand, dasselbe einzuführen: beides eine 
nothwendige Folge des rein gesetzlichen Charakters des- 
selben®°). Was aber vor dreihundert Jahren spielend geschehen 
konnte, würde heute ein weltbewegendes Ereigniss sein, und 
wenn wir die Zeichen der Zeit recht verstehen, glauben 
wir für die Zukunft eine Aenderung mit gutem Grunde be- 
zweifeln zu sollen. 


90) Der Bischof v. Lanziano bei Theiner II. 317: „Decretum de 
clandestinis placet et dixit hoc ecclesiam posse facere; et respondit quod 
haec doctrina non est doctrina fidei, et ideo potest ab alio concilio 
revocari.“ 
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II. 


Die Pflicht der Unterhaltung der Kirchhöfe nach 
gemeinem katholischen und protestantischen 
Kirchenrecht und nach den wichtigeren 
Particulargesetzen *). 


Von 
Albert Borstorff. 


Zweiter Artikel. 
(Biehe Zeitschrift XXI. [N. F. VI] 2. 8. 8. 258 #.) 


III. Das gemeine protestantische Kirchenrecht. 


$6. Die Kirchenordnungen des Reformationszeitalters und der 
Folgezeit. 


Bei der Construction der Verbindlichkeit zur baulichen 
Instandhaltung der Begräbnissplätze nach gemeinem pro- 
testantischen Kirchenrecht erscheint ein Zurückgehen 
auf die älteren Kirchenordnungen unerlässliche Noth- 
wendigkeit behufs Ermöglichung vollen Verständnisses des 
jeweiligen Rechtszustandes. Ein Theil dieser Kirchenord- 
tungen begnügt sich damit, lediglich die Verbindlichkeit zur 
Unterhaltung der Gottesäcker einzuschärfen, ohne die Subjecte 
der Kirchhofsbaulast näher zu bezeichnen. So die Braun- 
schweigisch-Lüneburgische Kirchenordnung von 1564 


*) Die etwas abweichende Fassung der Ueberschrift des ersten 
Artikels, Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. XXI. [N. F. VI.] S. 258, schloss 
sich an den Wortlaut der von der juristischen Facultät der Friedrich- 
Wilhelms-Universität zu Berlin im Jahre 1882 aufgestellten Preisauf- 
gabe an: »Ueber die Unterhaltungspflicht der Kirchhöfe nach canonischem 
Recht und den wichtigern Particular- Gesetzgebungen.< Die genannte 
Facultät hatte der Arbeit des Verfassers den Preis zuerkannt. Der 
Ietztere hat seine Abhandlung vor der Veröffentlichung einer gründlichen 
Umarbeitung unterzogen, Die Redaction. 
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(vgl. Richter, Die evangelischen Kirchenordnungen des 
16. Jahrhunderts, Weimar 1846, Bd. II, S. 287), welche die 
gehörige Befriedigung der Begräbnissplätze und die eventuelle 
Anlage derselben ausserhalb der Städte anordnet. Ebenso will 
die Hoya’sche K.-O. von 1573 (Richter II, S. 356) alles 
Unpassende von den Gottesäckern ferngehalten wissen, da die 
Kirchhöfe, »die Ruhestette vndt Schloffheuser der hilligen 
Gottess« seien. 

Weit präciser ist dagegen in der Frage nach der Er- 
haltung der Friedhöfe seitens der grossen Mehrzahl der be- 
treffenden Kirchenordnungen Stellung genommen. Mit wenigen 
Ausnahmen wird hier die Verbindlichkeit zur Unterhaltung 
der Begräbnissplätze für Sache der Gemeinden erklärt. Und 
zwar divergiren die Vorschriften über die Heranziehung der 
kirchlichen und der bürgerlichen Gemeinde. Indess ist dieser 
Zwiespalt nur ein scheinbarer: in Wirklichkeit coincidiren da, 
wo diese Kirchenordnungen praktische Geltung erlangt hatten, 
also in rein oder doch ganz überwiegend protestantischen 
Gegenden, die kirchliche und politische Gemeinde so gut wie 
ganz. Es werden nun in dieser Beziehung die »Pfarrleute« 
theils direct haftbar gemacht, theils wird die Sorge für die 
Gottesäcker der Obrigkeit, den »Rethen in Stedten«, den 
Schulzen, den »Vorstendern« u. dgl. übertragen. Direct an 
die Pfarreingesessenen wenden sich beispielsweise die revi- 
dirte Hoya’sche Kirchenordnung (Richter II, S. 458), 
welche allerdings die Pfarrleute erst in zweiter Linie heran- 
zieht: »Bei Instandhaltungsarbeiten von Kirchen und Kirch- 
höfen sind die güter, so zu der fabrica oder gebew gehörig, 
zu solcher notturfft zu gebrauchen, Vnd da man dauon nicht 
souiel köndte gebrauchen, damit man die gebewde verfertigen 
möchte, sol man eine gemeine zulage von den Pfarrleuten 
dazu fordern und aufbringene. Aehnlich auch die Pom- 
mer’sche Revidirte K.-O. von 1688 *% und die Mär- 
kische Dorfordnung von 1702 im $ 4*1), 


40), Vgl. dazuM oser, Corpus juris evangelicorum ecelesiastici Züllichau 
1737 (I. S. 87): Es soll auch in allen Kirchspielen das gewöhnliche 
Kirchspielrecht in Gebrauch erhalten werden, und wo etliche Kirch- 
spiel-Kinder nebst andern ihren Nachbarn, an der Kirchen, Kirch- 
hofe, Pfarren, Küstereyen, an denen Orten, da es von Alters gebräuch- 
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Direct die Obrigkeit verpflichten folgende Kirchenord- 
nungen: a. Die Bremische von 1534 (Richter I, 8. 247), 
in welcher es heisst: »Van Kerckhöuen: Hir schal ock vlitigen 
getrachtet werden dorch de Vorstender, vnde Buwmester 
der Kercken, dat de Kerckhöve reine vnde eerlick geholden 
werden, Dewile sunder twiuel etlike hilligen dar liggen..... 
Vnde were wol geraden, sunderlick thor tidt der pestilentie, 
dat ein Erb. Radt verschaffede wor buten vor der Stadt 
einen gemenen Kerckhoff.« 

b. Die Pommer’sche Kirchenordnung von 1563 
(Richter a. a. O. Il, S. 237): »Idt scholen ouerst die Kerck- 
höfe vnde Gadesacker alse schlapstedten der Christen flitich 
befredet etc. werden. Die Vorstender in Steden sint 
schuldich, die Kerckhöfe, vnde Kercke verdich thoholden, vnde 
soydt am vorrade by der Kercken mangelt mit 
Rath der Ouericheit in der Stadt schott effte contribution 
im Caspel thobidden«e #9)... .. 


lich, nicht wollten bauen helfen, noch den gewilligten Kirchspiel- 
Schoss oder gewisse unzweifelhafte Schuld, dem Pastori und Gottes- 
hause nicht entrichten und bezahlen, die sollen durch eines jeden Orts 
Obrigkeit ohn’ einige Wiederrede, oder gesuchte Ausflucht, unter was 
Schein dasselbe auch geschehen könnte, unweigerlich gepfändet werden. 

Und wo sie darin säumig und solches der Superintendens an Uns 
die Landesfürsten würde gelangen lassen, wollen Wir den säumigen und 
nachlässigen Patronen oder Obrigkeiten, bey einer gewandten ansehn- 
lichen Strafe, sich andern Kirchspiels-Verwandten gleichförmig zu erzeigen, 
und die Ihrigen mit Pfändung und andern Mitteln dahin zwingen, dass 
sie sich den andern gleichförmig machen, ernstlich gebieten; Und wo 
sie darin ferner ungehorsam oder säumig erscheinen, wollen Wir die 
angedrohte Strafe unnachlässig fordern und der Kirchen zum Besten 
anwenden lassen. 

41) Wenn an Kirchen und Kirchhöfen etwas zu bauen und zu bessern 
sey, so solle jeder Einwohner und Unterthan jedes Orts, er sey, 
was Religion er wolle, mit allem Fleiss dazu helfen und das Seynige, 
was ihm nach Proportion zukomme, dazu gerne beytragen. 

42) Auf den Dörfern sollen die einzelnen Hofstellenbesitzer heran- 
gezogen werden: Vp Dorpern scholen die Vörstender des Gadeshuses mit 
den Patronen by dem caspel fordern, dat ein yeder dorp effte hoff 
nha hergebrachten Caspel rechte, syn rhum ahn Kerckhaue make, 
effte de vngehorsamen mit Caspel rechte na older gewanheit panden. 
Wenn ouerst hirbauen die vorstender vnde Ouericheit, muttwillens vor- 
sümelick syn, schal de pastor solkes dem Superintendentem vnd dersüluige 
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c. Die Brandenburgische Visitations-Ordnung 
von 1572 (Richter II, S. 367): Es sollen die Kirchhöfe 
allewege rein vnd zierlich gehalten werden, Wie wir denn 
den Rethen in Stedten, Auch Schultzen und Ge- 
meinen in Dörfern hiemit in ernste aufflegen, Das sie 
dieselbigen allenthalben mit Mauren, Plancken, oder andern 
guten Zeunen, Auch Schrancken vnd Thüren wol vnd mit 
fleisse allenthalben also vermachen ..... Wir beuehlen 
auch hiermit vnsern Landreitern, das sie in jhren bereiten 
darauff sehen, vndt do sie die Kirchhöfe vnbezeunt vnd baw- 
fellig befünden, die Nachbarn dieselben zu uerwahren 
warnen, vnd wo es nicht geschieht, die jedes Orts vmb ein 
halb Schock pfanden vnd straffen sollen.« 

Zweifellos erscheint also nach den Anordnungen der über- 
wiegenden Mehrzahl der bisher angeführten Kirchenordnungen 
die Pflicht der Unterhaltung der Begräbnissplätze als gemeine 
Last, wenn auch in gewissem Umfange kirchliche Fonds — 
allerdings nicht der Regel nach — hierzu herangezogen werden. 
Von einer Haftbarmachung des Patrons oder von kirchlichen 
Nutzniessern ist in den erwähnten Kirchenordnungen nirgends die 
Rede. Ueberhaupt kennt das gemeine protestantische Kirchenrecht 
eine Baupflicht des patronus simplex nicht, ein Verhältniss, 
welches selbst seitens hervorragender Vertreter des katholischen 
Kirchenrechts als rationell anerkannt ist*°). Dabei soll nicht uner- 
wähnt bleiben, dass in evangelischen Gebieten neben den Paro- 
chianen vielfach der Patron zur Kirchenbaulast überhaupt, 


ydt ferner der Öuericheit eines jeden ordes ahntogen, vnd im falle man 
daröuer sümich, schal ydt die Superintendens wedder au vns die Landes- 
försten tho haue gelangen. — Vgl. dazu die Wittenberger Consi- 
storialordnung von 1542 (Richter I S. 370) Kirchen baw vnd der 
Kirchhöffe befriedung: Nach dem auch erfaren, vnd der augenschein gibt, 
das an vielen orten, die Kirchen in Stedten vnd Dörffern baufellig werden, 
die Kirchoffe vnbefriedet, vnsauber stehen, vnd was die vorfahren 
gebawet, mit grossem reichen Darlegen, die nachkomen nicht 
_ erhalten, So sol drauff achtung gegeben werden, das die Kirchen ehrlich, 
reiniglich, in bawlichem wesen erhalten, die Kirchoffe nicht vnsauber, 
noch verechtlich, sondern für den thieren wol befriedet, erbawet, vnd 
erhalten werden. 

4) Vgl. dazu Permaneder a. a. 0. 8. 45: »Selbst die neuere 
Doctrin der Protestanten hat jene schiefe, dem canonischen Recht und 
der Natur der Sache widersprechende Ansicht verlassen«. 
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auch ohne dass er kirchliche Einkünfte bezieht, nach einem 
gewissen Verhältniss contributionspflichtig ist **), ein that- 
sächlicher Zustand, welcher allerdings zu der gemeinen pro- 
testantischen Doctrin in directem Widerspruch steht. Der 
patronus fructuarius dagegen, den das protestantische Kirchen- 
recht nur als Ausnahme kennt, rangirt, was die generelle 
Verbindlichkeit zur baulichen Instandhaltung der Kirchen be- 
trifft, in der Scala der Unterhaltungspflichtigen unmittelbar 
hinter dem aerarium ecclesiasticum *). Was die specielle 
Verpflichtung des Patrons zur Kirchhofsbaulast anlangt, 
so ist derselbe, mag er nun simplex oder fructuarius sein, 
nach der, sowohl in der Theorie, wie in der Praxis als 
herrschend zu bezeichnenden Lehre, nicht verbunden, zu dem 
onus reficiendi et reparandi coemeteria Beiträge zu leisten. 
Vielmehr ist die Errichtung und Instandhaltung der Gottes- 
öcker, denen nach protestantischer Lehre ein sacraler Cha- 
rakter in keiner Weise zugesprochen werden kann *°), zunächst 
— um es noch einmal zu wiederholen — und vorzüglich 
Sache der Gemeinde. 


& 7. Die Lehre von Carpzov und Böhmer. 

Von grosser Wichtigkeit für die neuere Theorie und 
Praxis, welche in erster Linie auf jene bedeutenden Kirchen- 
rechtslehrer zurückgegangen ist, sind die Ausführungen dieser 
Canonisten protestantischen Bekenntnisses. Namentlich die Ver- 
fasser der neueren Codificationen haben sich in vielen Puncten 
eng an sie angeschlossen und so lassen sich denn auch in 


#4) Vgl. dazu u. A. Hinschius in v. Holtzendorffs Encyel. 4. Aufl. 
8. 263 und J. H. Böhmer unten in Note 49. 

4) Vgl. dazu Kaim Patronatrecht II, S. 355: Der patronus fru- 
ctnarius dagegen, in der protestantischen Kirche gewiss ein seltener und 
nur bei Stiftern und Domcapiteln vorkommender Fall ist vor der Gemeinde 
und gleich nach dem Kirchenvermögen kirchenbaupflichtig. Nach der 
richtigen Auffassung ist er über die erweisliche Capitalhöhe seines Er- 
trags, aber nach Abzug des anständigen Lebensunterhalts, beizutragen 
nie gehalten. | 

#) Vgl. dazu u. A. Böhmer J. E.P. $ XII, lib. 111, tit. 28: 
»Quemadmodum tota doctrina de jure episcopali principum evangelicorum 
non cohaeret, ita, si vel maxime recipi posset, vix est, ut inter 
protestantes coemeteria, per se considerata, ad ius episcopale vel 
sacrum referri debeant.« 


9%* 
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vielen der neueren Particulargesetze die Spuren der kritischen 
Erörterungen jener Canonisten noch deutlich erweisen. 

Der fleissigste Materialiensammler auch in Hinsicht auf 
die uns beschäftigende Specialfrage ist Benedict Carpzov, 
dessen genaue Kenntniss des canonischen Rechts ihn öfters 
verleitet hat, canonischrechtliche Normen ohne weiteres als 
auch für protestantische Verhältnisse gültig hinzustellen, eine 
Eigenheit, die schon J. H. Böhmer als solche getadelt hat”). 

Seine Ansicht von der Verpflichtung zur Instandhaltung 
der Gottesäcker ist nun folgende *), Ausgehend von dem 
Umstande, dass der Friedhof ein locus religiosus sei und allen 
Consequenzen eines solchen unterliege, verlangt er auch, dass 
in Ansehung der Unterhaltung desselben principaliter die 


#7) J. H. Böhmer missbilligt namentlich die Carpzo v’sche 
Vermengung von canonischem Recht und sächsischem Particularrecht: 
Hactenus pleraque consistoria Carpzovii iurisprudentiam consistorialem 
in usus suog traxerunt, qui jius Saxonicum plerumque ad ius 
Canonicum attemperat et quae ei desunt ex iure Canonico petit 
ARTE . Negari nequit, Carpzovium incaute saepissime contra rationem 
ecclesiarum nostrarum tradita pontificum secutum immo adeo iis immer- 
sum fuisse, ut nemo magis juris canonici usum in fora protestantium 
transtulerit. 

48) Principaliter est quaestio circa fabricam cuiusque rei ac aedificii: 
et facile decidenda certo ex hoc praesupposito, quod coemeterium sit 
locus religiosus ac proinde non male accenseatur Ecclesiae tanquam ab 
usibus profanis propter sanctitatem relictus ex derivatione huius voculae... 
Facilis ideoque erit ratio coemeterii et ecclesiae quoad sumtus ad fabricam 
suppeditandos atque hinc repetendum, quod de subministratione expen- 
sarum ad aedificationem ecclesiae domuumgque parochialium diximus. 
Nimirum ante omnia consuetudo loci cuiusque erit attendenda nec ab 
ea hoc casu recedendum. Caeteroquin ex aerario ecclesiastico sumtus ad 
fabricam coemeterii sunt desumendi perinde ut de aedificiis domuum 
ecclesiasticarum et parochialium legitur provisum in ordinat. Ececles. artic. 
gener. 32 in pr. et Decreto Synodali de anno 1624 quod et iure canonico 
convenit (c. Unio. [3] C. 10 qu. 3 etc.). Si vero tantum non reperiatur 
in aerario et proventibus ecclesiasticis quantum ad fabricam coemeterii 
suffieiat, in subsidium Paroeciani expensas contribuere tenentur, non 
aliter ac si domus Parochialis esset construenda. Non immerito sane, 
quia in aedificatione coemeterii universorum Paroecianorum agitur causa; 
quo scilicet cadavera eorum puro ac tuto in loco repunantur et terrae 
mandentur: aequum igitur est, ut universi in hac fabrica parile sustineant 
onus et impensas subministrent (Jurisprud. Consistor. seu Eccl. 1, 2 
def. 387.) 
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Fabrikeinkünfte verwandt werden, in gleichem Umfang wie 
bei Renovationen der Kirchengebäude selber. Allerdings sollen 
Ortsgewohnheiten beachtet werden und ausserdem erscheint 
ihm auch die Begründung einer eigenen fabrica coemeterii, 
welche ausschliesslich als Annex der eigentlichen Fabrica für 
die Kirchhofsbaulast bestimmt ist, wünschenswerth und noth- 
wendig. Sind nun die Kirchenärarfonds erschöpft und ander- 
weitige Kirchenrevenüen für obgedachte Zwecke nicht flüssig 
zu machen, so muss auf Gemeindeumlagen zurückgegriffen 
werden, da für derartige Aufwendungen das Interesse der 
ganzen Gemeinde in Betracht kommt. 

Carpzov's offenbar irrige Auffassung der Kirchhofsbaulast 
als einer blossen E£rscheinungsform der Kirchenbaulast, ist 
nun, was die prineipale Bauverbindlichkeit des Kirchenärars 
und die rein subsidiäre der Pfarreingesessenen anlangt, zunächst 
in das sächsische Particularkirchenrecht und von da in eine 
Reihe anderer moderner Gesetze übergegangen. Selbst von 
der vermeintlich allein richtigen Behandlung der Friedhöfe 
als loci religiosi, wie sie sich bei Carpzov in Uebereinstimmung 
mit dem canonischen Recht findet, hat man sich auch derzeit 
noch nicht emancipirt: vielfach werden die Simultankirchhöfe 
in gewissem Sinne als Anomalie, als ein Eingriff in verbriefte 
Rechte der Kirche angesehen (vgl. dazu unten in Abschnitt V 
5 16 Note 61 und 65). 

Was ferner die Lehre Just. Henning Böhmer’s‘°) 
von der Kirchhofsbaulast anbetrifft, so scheidet dieser Autor 
zwischen coemeteria ecclesiae adhaerentia und remota, welche 
letzteren er als res universitatis bezeichnet. Im ersten Falle 
sollen bei genügenden Fonds das aerarium ecclesiasticum und 
in Ermangelung solcher die politische Gemeinde in gleichem 
Maasse, wie der Patron haftbar gemacht werden. Bei den 
coemeteria non contigua dagegen ist das aerarium civitatis 
allemal und ausschliesslich unterhaltungspflichtig. 
%) Jus Eecl. Prot, lib. III tit. 28 $ 19: Exstructin coemeterii 
facienda sumtibus vel universitatis, vel patroni, nisi aerarium ecele- 
siasticum huic rei sufficiat, et coemeterium templi accessorium sit. Si 
non est accessorium ne quidem ex aerario sumtus peti possunt, sed 
potius aerarium civitatis ad hoc sumtus facere, vel ipsa universitas totius 


eivitatis contribuere et ad ampliationem coemeterii conferre debet, ut 
alias in rebus universitatis iuris est, 
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Dass Böhmer zwischen Pertinenz- und Fernkirchhöfen 
scheidet und danach auch verschiedene Normen für die Instand- 
haltung der Begräbnissplätze statuirt , ist zweifellos rationell 
und widerstreitet auch nicht den Ausführungen, welche im 
vorigen Paragraphen mit Bezugnahme auf protestantische 
Kirchenordnungen gemacht sind. Ob aber der Patron neben 
den Pfarreingesessenen haftbar ist, erscheint mehr als zweifel- 
haft. Es ist nun in dieser Hinsicht zunächst darauf hinzu- 
weisen, dass da, wo in Folge von Säcularisationen protestan- 
tische Kirchenfonds eingezogen wurden, sich die Pflicht zur 
baulichen Instandhaltung der Kirchen und Kirchenzu- 
behörnisse, angesichts der Unmöglichkeit einer principalen 
Inanspruchnahme des Kirchenvermögens, zu einer gemeinen 
Last gestaltete. Und zwar trat in praxi die Bauverbindlich- 
keit der Parochianen in die erste Linie. Diese Pflicht lässt 
sich aber nicht aus einem vermeintlich protestantischen Princip, 
wonach die Gemeinde ihre kirchlichen Anstalten selbst zu 
erbauen und zu erhalten habe, herleiten. Herrmann, der 
diese Ansicht mit Nachdruck (in der Zeitschrift für deutsches 
Recht Bd. 18 S. 29 ff.) verfochten hat, ist denn auch mit dieser 
seiner Meinung, weil dieselbe quellenmässig nicht nachweis- 
bar, isolirt geblieben. 

Wie kommt nun aber der Patron in die Reihe der 
Baupflichtigen? Gehört er zu denjenigen, welche durch Säcu- 
larisationen oder auf Grund sonstiger Rechtstitel in den Genuss 
kirchlicher Renten gekommen sind, was doch aber erwähnter- 
maassen in der protestantischen Kirche zu den Ausnahmen zu 
zählen ist (vgl. oben bei Note 45), so kann er von der sub- 
sidiarischen Verpflichtung zur Instandhaltung kirchlicher Bau- 
lichkeiten, zu denen bis zur Erbringung des Gegenbeweises der 
Pertinenzfriedhof gehört, nicht befreit werden. Anders mit 
den patroni simplics. Dass Böhmer und seine Anhänger 
diese haftbar macht, rührt aus der verkehrten und missver- 
standenen Eigenthumstheorie her, wonach die patroni die 
domini der betreffenden kirchlichen Baulichkeiten sein sollen; 
diese Theorie ist indess in der, auch für moderne Verhältnisse 
behaupteten Allgemeinheit, bereits oben bei Note 36 als irrig 
nachgewiesen. Er ist umsomehr mit seiner Behauptung von der 
Baupflicht des Patrons qua domini ecclesiae et coemeterü 
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contigui eidem als beweisfällig anzusehen, als er an einer 
andern Stelle die res ecclesiasticae direct als res universitatis 
bezeichnet. Und zwar sei das Kirchengut seiner historischen 
Gestaltung nach als Eigenthum der gesammten Kirchen- 
gemeinde aufzufassen: erst nach und nach habe sich die Auf- 
fassung von dem Eigenthum der kirchlichen Gemeinde an den 
bona ecclesiastica verwischt und an Stelle der universitas 
ecclesiastica sei unbegründeter Weise die Kirche selbst oder 
gar der Clerus als Rechtssubject des dominium 
ecclesiae getreten °®). 

Es sei schliesslich noch verwiesen auf eine von Georg 
Ludwig Böhmer in seinen principia juris canoniei (ed. V. 
Gotting. 1785 8 603) aufgestellte Meinung, welche allein die 
Parochianen unter Ausschluss jeder anderweitigen Verpflichtung 
zur Instandhaltung der Gottesäcker herangezogen wissen will. 
Wir begegnen hier derjenigen Anschauung wieder, welche die 
römische Congregation, wie a. A. von $ 3 hervorgehoben, als 
die auch für das katholische Kirchenrecht herrschende Lehre 
bezeichnet hat. Allein so generell hat weder das gemeine 
katholische, noch das gemeine protestantische Kirchenrecht 
diese Frage lösen wollen. Denn warum soll auch nicht das 
aerarium ecclesiasticum oder das speciell für die Friedhöfe 
gebildete Sondervermögen, zumal wenn dieses die etwa erhobenen 
Grabstellengebühren bezieht, principaliter für die Kirchhofsbau- 
last in Anspruch genommen werden? Dabei wird durchaus 
nicht in Abrede gestellt, dass particularrechtlich diese Auf- 
fassung von der Stellung der Friedhöfe als res universitatis 
und der dadurch bedingten alleinigen Verpflichtung der Gemeinde 
zur Unterhaltung derselben vielfach Anklang gefunden hat: 


0) Vgl. dazu Jus Ecel. Prot. lib. IH. tit. 5 $ 29, sq. u. besonders 
Jus Paroch. Sect. V. cap. III. 8 5: Res ecclesiasticae sunt re vera res 
universitatis quod et indoli ecclesiae quam optime convenit. Verum 
lepravata significatione ecclesiae solisque templis vel clero adscripta bona 
quoque ecclesiastica magis dicta patrimonium templi vel clericorum 
seu ecclesiae parochialis quam universitatis illius intra certos parochiae 
fines conclusae, Sicut itaque a bonis universitatis distinguunt bona civi- 
tatis, ita quamvis olim bona ecclesiastica fuerint bona universitatis 
ecelesiasticae, postea tamen desierunt talia esse et patrimonium templi 
vel potius cleri facta sunt indeque varia privilegia templorum sibi vin- 
dicaverunt, 
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ein allgemeines Princip, wie Gründler (Verbindlichkeit zum 
Beitrag der Kosten zur Erhaltung der Cultusgebäude etc. 
München 1839 S. 92 f.) es aufstellt, dergestalt, dass nach 
der richtigen Meinung öffentliche Todtenäcker nach katho- 
lischem Recht als res sacrae und nach protestantischem Recht 
als res universitatis anzusehen, sonach Eigenthum der Kirche 
oder der Gemeinde seien, lässt sich m. E. nicht aufstellen°!). 
Vielmehr wird bei den Pertinenzkirchhöfen nach katho- 
lischem sowohl, wie nach protestantischem Kirchenrecht der 
präsumtiv kirchliche Charakter, das Eigenthums- und Verfü- 
gungsrecht, sowie die Unterhaltungspflicht der Kirche nicht 
wohl in Abrede gestellt werden dürfen. Bei den Fernkirch- 
höfen dagegen steht nichts im Wege, die seit J. H. Böhmer 
als herrschend anzusehende Lehre von der Qualificirung der- 
selben als res universitatis in Anwendung zu bringen, wenn 
auch gegen die thatsächliche Gestaltung, dass die Kirche oder 
selbst ein anderes Rechtssubject Eigenthums- und Verfügungs- 
rechte an dem Kirchhof hat und die Instandhaltung desselben 
besorgt, sich auch in diesem Fall principielle Einwendungen 
schlechterdings nicht erheben lassen. 


‘ 

51) Vgl. dazu auch Gitzler in seinem Handbuch des Kirchenrechts 
S. 413 Note 10. »In der evangelischen Kirche fällt die kirchliche 
Beziehung der Kirchhöfe weg, daher sie als Gemeindesachen erscheinen, 
weshalb zur Errichtung der Consens des Consistoriums nicht nothwen- 
dig ist, sondern der Regierung«e. Gitzlers Berufung auf J. H. Böhmer 
Jus Eccl. Prot. lib. III tit. 28, $ 11—15 beruht auf einer missverständ- 
lichen Auffassung der Lehre Böhmers. Denn dieser läugnet durchaus 
nicht, wie in Note 46 und 49 gezeigt ist, die kirchliche Beziehung der 
Pertinenzfriedhöfe, 
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IV. 
Die Constantinische Schenkung. 


Von 


Dr. L. Weiland, 


ordentlichem Professor der Geschichte in Göttingen. 


Erster Artikel. 

Immer und immer wieder reizt es den Scharfsinn der 
historischen Forschung, die Entstehungszeit und die Ursprungs- 
bedingungen jener grossen literarischen Fälschungen zu er- 
gründen, welche von der Schwelle des eigentlichen päpstlich- 
kaiserlichen Mittelalters an dem Aufstreben der einen der 
beiden Weltmächte, dem Papstthume, in vieler Beziehung den 
Boden geebnet haben und welche das ganze Mittelalter hin- 
durch als ächte Zeugnisse angesehen wurden. Im Vorder- 
grund des Interesses steht mit Recht die Sammlung Pseudo- 
isidors. Schon als umfangreiches Literaturproduct der karo- 
lingischen Periode muss ihr hervorragender Rang zugesprochen 
werden. ' Sie ist dann das grosse Arsenal, aus welchem die 
Vertheidiger der päpstlichen Alleinherrschaft in der Kirche 
die Waffen holten, um Zustände, welche ihnen als Ideal vor- 
schwebten, als rechtlich längst begründet in der Kirche hin- 
zustellen. ‘ Kommt den falschen Decretalen somit universal- 
historische Bedeutung zu, haben sie somit direct auf die Ge- 
staltung des Lebens der christlich-abendländischen Mensch- 
heit eingewirkt, so gilt dasselbe nicht in gleichem Maasse 
von einer anderen literarischen Fälschung, welche der Redac- 
teur der Decretalen schon vorfand und in sein Werk auf- 
nahm: der Schenkungsurkunde Constantins des 
Grossen für den Papst Silvester, dem sog. Constitutum 
Constantin. Man kann nicht sagen, dass dieses Machwerk 
Einfluss gehabt habe auf die Entwickelung der kirchlichen 
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oder politischen Verhältnisse des mittelalterlichen Abendlandes. 
Das Streben der römischen Bischöfe nach weltlichem Besitz, 
nach gesicherter territorialer Stellung in Italien ist älter als 
die muthmaassliche Entstehungszeit der Fälschung; dasselbe 
ergab sich mit Nothwendigkeit aus der politischen und kirch- 
lichen Situation, in welcher sich Rom und Italien seit den 
Zeiten Justinians befanden. Auch das spätere Streben des 
Papstthums nach Ueberordnung des sacerdotium über das 
regnum, nach Erweiterung weltlichen Besitzes und weltlicher 
Macht, nach weltlicher Oberherrschaft über alle Gewalten 
konnte der Berufung auf das Constitutum entrathen. Denn 
diese Ansprüche erhielten doch von ihren Hauptvertretern eine 
tiefere, ethischere Begründung als sie jene Urkunde zu geben 
vermochte. Trotzdem hat auch sie eine gewisse indirecte 
Einwirkung zu Gunsten der päpstlichen Machtfülle ausgeübt. 
Die Meinungen und Vorstellungen der grossen Masse, welche 
nach sinnlichen Zeugnissen, nach weltlich-rechtlicher Begrün- 
dung verlangt, wurden von ihr beeinflusst. Dass der Herr dem 
hl. Petrus und seinen Nachfolgern die Gewalt über alle weltlichen 
Herrschaften auf dem ganzen Erdreich verliehen haben sollte, das 
gingüber die Vorstellung des nüchternen Laienverstandes des deut- 
schen Bauern und Fürsten, ebenso wie des welschen Vasallen, 
der als höchsten Lehensherrn nur den König kannte. Wie viel 
eindrucksvoller musste die Behauptung sein: schon der alte 
Kaiser Constantin, der zuerst die Taufe annahm, der Vor- 
gänger des jetzt lebenden Kaisers, hat dem Papste Rom, 
Italien, alle Länder des Abendlandes geschenkt, darüber ist 
eine Urkunde vorhanden. Eifriger wohl als wir wissen, mag 
mit dieser Urkunde operirt, mögen damit die Gemüther der 
Laien bearbeitet worden sein. Die Behauptung mit ächten 
Zeugnissen der Geschichte zu widerlegen, waren nur Wenige 
im Stande, wenn wohl auch Mancher erkannte, dass die spä- 
teren Zustände dem in der Urkunde Festgesetzten nicht ent- 
sprachen. So jener Niedersachse, der zuerst das Wagniss 
unternahm, eine Weltchronik in heimischer Sprache zu 
schreiben, in dem wir doch wohl den Schöffen Eike von Rep- 
gow erkennen dürfen: »Me vint oc gescreven, dat he (Con- 
stantin) de stat to Rome deme pavese lete; dat ne wet ich, 
wo dat mochte sin, wande sin sone unde mer dan drittich 
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keisere hadden de stat an des rikes gewalt, mer dan dre- 
hundert jar, wande an koning Pipines tiden« !.. Solchen 
Leuten gegenüber, welche selbst einige literarische Bildung 
besassen, liess sich freilich mit dem Constitutum nicht viel an- 
fangen. Aber es behielt seinen Werth für die Masse der Laien. 

Ob die Gefolgschaft Gregors VII. an die Aechtheit des 
Constitutum geglaubt hat, ist eine müssige Frage. Deus- 
dedit und Anselm von Lucca haben es in ihre Samm- 
lungen aufgenommen. Schon früher citirt es der ehrliche 
Petrus Damiani?). Nicht das ist die Frage im Mittel- 
alter, ob das Constitutum eine ächte Urkunde Constantins sei, 
wohl aber, welche Deutung und Auslegung den einzelnen Be- 
stimmungen zu geben, inwieweit dieselben mit den thatsäch- 
lichen Zuständen in Einklang zu bringen seien. Vor allem 
der Artikel über die Landschenkung unterlag der verschieden- 
sten Deutung, wozu der Wortlaut einigermaassen berechtigte. 
Petrus Damiani, gewiss kein leichtfertiger Interpret, liest z.B. 
aus ihm nur heraus, der Kaiser habe dem Papste »regnum 
Italiae judicandum« verliehen. 

Eifrige und consequente Vertreter des gregorianischen 
Systems mussten aber an vielen Bestimmungen des Consti- 
tutum geradezu Anstoss nehmen. In jenes ganze festgefügte 
kirchenpolitische System passten sie nämlich absolut nicht 
hinein. Dieses ging ja aus von dem göttlichen Ursprunge 
des Primates des römischen Bischofs über die ganze Kirche, 
von der von Gott gewollten Ueberordnung des sacerdotium 
über das regnum, d. h. der Oberherrlichkeit des Papstes über 
alle Reiche und weltlichen Herrscher 3). Hierzu passte es 
schlecht, dass nach dem Constitutum Constantin der römischen 


1) Sächs. Weltchronik c. 78 in Mon. Germ. hist. Deutsche Chro- 
niken II, S. 118. 

”) In der Disceptatio synodalis, welche 1062 verfasst ist, worauf 
ich durch Martens in dieser Zeitschrift Bd. XX, 185 aufmerksam gemacht 
bin. Den Wortlaut der Stelle s. daselbst. 

°) Ein verhältnissmässig frühes Zeugniss für den Anspruch auf 
weltliche Oberhoheit fand ich jüngst in einem Briefe Nicolaus II. an 
die Mailänder aus den Jahren 1059- 61, Pflugk-Harttung, Acta pont. 
ined. IL, No. 127: Illam (Romanam ecclesiam) solus ipse fundavit et 
super petram fidei mox nascentis erexit, qui beato eterne vite clavigero 
terreni simul et celestis imperii jura commisit. 
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Kirche den »principatus« über die vier orientalischen Patriar- 
ehate und die andern Kirchen verliehen, erst er ihr die welt- 
liche Gewalt in Rom und dem Westen ertheilt haben sollte. 
Bezeichnend ist es, dass Gregor VII. selbst sich niemals 
direct auf das Constitutum berufen hat, obgleich 
er es kannte). Hat er wohl auch gelegentlich nicht ver- 
schmäht, weltliche Rechtstitel für Einzelheiten der päpst- 
lichen Ansprüche geltend zu machen °), so war doch seine An- 
schauung von dem Ursprunge der päpstlichen Gewalt eine viel 
zu erhabene, als dass er deren wichtigste Bestandtheile durch 
das Constitutum zu begründen hätte unternehmen können. Die 
Annahme der Richtigkeit der im Constitutum überlieferten 
historischen Thatsachen vertrug sich schlechterdings nicht mit 
der Grundlage des gregorianischen Systems. 

Trotzdem aber wollte man sich die Vortheile, sahe 
diese angeblichen Thatsachen boten, nicht entgehen lassen. 
Man operirte daher je nach Bedarf bald mit dieser, bald mit 
jener Begründung der päpstlichen Ansprüche. Diejenige, 
welche im einzelnen Falle den grössten Erfolg versprach, kam 
in Anwendung. Bald wurden jene Ansprüche begründet mit 
der göttlichen Verleihung, bald mit der Schenkung Constan- 
tins. Ganz dieselbe Politik hatte man im 8. Jahrhundert 
bei der Begründung des Kirchenstaates verfolgt. Als die 
langobardischen und fränkischen Herrscher Städte und Ge- 
biete, welche rechtlich dem Kaiser in Byzanz gehörten, dem 
Papste zur Verwaltung übergaben, da werden diese Acte von 
päpstlicher Seite wohl als Schenkung, donatio, bezeichnet, was 
sie -—— die Berechtigung des Schenkers vorausgesetzt — in 
der That auch waren. Aber man bedient sich hier auch 
häufig des Ausdruckes restitutio; man will damit erklären, 


#) Vgl. den Dictatus in Reg. II, 55a bei Jaffe, Bibl. rer. German. II 
174: Quod solus (Romanus pontifex) possit uti imperialibus insigniis. 

5) Ich erinnere z. B. daran, dass er Reg. VIII, 23 den Tribut von 
Frankreich, den er fordert, als Geschenk Karls des Grossen hinstellt und 
in demselben Schreiben diesem Kaiser auch die Schenkung Sächsens an 
den päpstlichen Stuhl zuschreibt. Für beides beruft er sich auf Urkunden. 
Ferner beruft er sich, als er das Königreich Ungarn als Eigenthum der 
römischen Kirche beansprucht, Reg. H, 13 auf eine Schenkung des 
Königs Stephan. 
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dass jene Städte und Gebiete eigentlich schon längst dem 
hl. Petrus gehört haben, ihm nur zeitweise entfremdet ge- 
wesen sind. 

Kommt dem Constitutum somit immerhin eine, wenn 
auch im Verhältniss zu Pseudoisidor bescheidene Stellung 
innerhalb der Kampfmittel der hierarchischen Richtung zu, so 
ist jeder Versuch berechtigt und willkommen, die Fragen nach 
der Zeit und dem Orte seiner Entstehung, sowie nach seiner 
ursprünglichen Tendenz zu lösen. Eine solche Fälschung ist 
ja der Niederschlag bestimmter Bestrebungen, Wünsche, 
Hoffnungen, vielleicht gescheiterter. Nicht zu jeder Zeit, 
nicht an jedem Orte sind die historischen Bedingungen zu 

‘ihrer Geburt vorhanden. 

Mit wenigen Ausnahmen erklärten bisher sowohl katho- 
Iische als protestantische Forscher, die Fälschung sei in Rom 
entstanden. Auch über die Zeit der Entstehung hatte man 
sich im Allgemeinen geeinigt. Die Handschriften reichen 
nicht über das 9. Jahrhundert zurück; möglich ist aber trotz- 
dem eine frühere. Entstehungszeit. Weiter aber als über den 
Anfang des 8. Jahrhunderts wird jetzt wohl niemand mehr 
die Entstehungszeit hinaufschieben wollen. Man bringt jetzt 
zemlich allgemein die Fälschung in Zusammenhang mit jener 
Territorialpolitik der Päpste, welche Hand in Hand ging mit 
der Zerrüttung der byzantinischen Herrschaft in Rom und in 
Italien, und welche, wenn nicht alles täuscht, Gregor II. 
eröffnete. Die Bestrebungen der Päpste, im Rahmen des alten 
Imperium einen autonomen Kirchenstaat zu begründen, fanden 
ihr Ende mit der Unterwerfung Leos III. unter die Herr- 
schaft des Frankenkönigs im Jahre 796, endgültig mit der 
Kaiserkrönung Karls des Grossen. In diesen historischen Rah- 
men scheint die Entstehung des Constitutum trefflich zu passen; 
über den genaueren Zeitpunkt und die begleitenden Umstände 
gehen die Ansichten der Forscher noch auseinander. Eine 
etwas abweichende Ansicht hat neuerdings nur Martens ver- 
treten ®), aber m. E. nicht ausreichend begründet. Er nimmt 

« Entstehung nach dem Jahre 800, in den letzten Jahren Karls 
des Grossen oder in den Anfängen Ludwigs des Fromınen an. 


°) Die römische Frage unter Pipin und Karl dem Grossen 8. 327 ff. 
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I. 

Ganz unabhängig von diesen Ansichten stellen sich nun 
die neuesten gelehrten Untersuchungen von Grauert: »Die 
Konstantinische Schenkung« im Historischen Jahrbuche der 
Görres-Gesellschaft, Band III (1882), S. 3—30; Band IV 
(1883), S. 45—95, 525—617, 674—680°). Grauert ge- 
langt zu dem Resultate: Die Constantinische Schenkungs- 
urkunde ist nicht in Rom, sondern im fränkischen 
Reiche, und zwar im Kloster St. Denis, kurz vor oder gleich- 
zeitig mit den Pseudoisidurischen Decretalen, also bald nach 
840 fabrieirt worden. Grauert hat sich den Weg zu der 
Lösung der Fragen nach Eintstehungszeit und -ort gebahnt 
durch eindringende gelehrte Untersuchungen über die hand- 
schriftliche Ueberlieferung der Urkunde, über die historischen 
Quellen und diplomatischen Hülfsmittel, welche dem Fälscher 
zu Gebote standen; in der systematischen Weise der neueren 
diplomatischen Schule, welche auch das Geringste für werth 
der Beachtung hält, sind die Formalien der Urkunde be- 
handelt. Als älteste von Pseudoisidor unabhängige Hand- 
schrift wird cod. Parisinus Nr. 2777 aus dem 9. Jahrhundert 
erwiesen und zum ersten Male (III, S. 15—29) zum Abdruck 
gebracht. Die Untersuchung über die Quellen und Formalien 
sind mit grosser Gelehrsamkeit und Sorgfalt geführt; höchstens 
glückliche Zufälle werden hier eine Nachlese gestatten ®). 

Die Resultate dieser Untersuchungen für die Bestimmung 
des terminus a quo der Abfassungszeit stehen leider in keinem 
Verhältnisse zu der aufgewandten Mühe. Manches muss hier 
naturgemäss unsicher bleiben. Die Invocation der Trinität 


?) Ich citire im Folgenden: Grauert III oder IV mit der Seiten- 
zahl des Bandes. 

8) Zu der falschen Datirung (Grauert IV, S. 56) »Constantino IV. 
et Gallicano coss.« bemerke ich, dass Aldhelm (} 709) in seinem poe- 
tischen Werke De laude virginum (ed. Giles 8. 192, 193), welches sich 
auch durch eigenthümliche Sagen über Constantin und Silvester aus- 
zeichnet, einen Gallicanus aufführt, der satrapa, consul, praetor genannt 
wird und mit einer Tochter Constantins verlobt ist. In dem gleich- 
betitelten Prosawerke (ibid. S. 63) ist »nullus in Romana monarchia 
prestantior« als Gallicanus. Vermuthlich entnahm also der Fälscher diesen 
Namen den römischen Legenden, welche dem Westsachsen Aldhelm als 
Quelle dienten. 
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(IV, 59 ff.) deutet auf Vorlage des 8. oder auch des 9. Jahr- 
hunderts. Aber während in den Urkunden der byzantinischen 
Kaiser in diesen Jahrhunderten, sowie in denen Karls des 
Grossen als Kaiser nur die drei Personen der Gottheit, in 
denen der drei Nachfolger Karls nur die zweite Person, in 
‘ denen Karls des Kahlen nur die heilige und untheilbare Drei- 
faltigkeit angerufen wird, findet sich in dem Constitutum die 
Vereinigung der Anrufung der Trinität und der drei Personen, 
welche Grauert (IV, 61) in officiellen Actenstücken vor dem 
11. Jahrhundert überhaupt nicht nachweisen kann. Ich möchte 
vor allem Verwahrung einlegen gegen den Schluss, den 
Grauert erst später (IV, 596) zieht, dass ein Fälscher nicht 
eher auf jene Combination verfallen sein könnte, als nachdem 
der eine Theil derselben (in nomine sanctae et individuae trini- 
tatis) in den Urkunden Karls des Kahlen aufgetreten war. 
Unser Quellenmaterial ist viel zu lückenhaft, um einen solchen 
Schluss zu gestatten, auch ist freie Erfindung des Fälschers ja 
keinenfalls ausgeschlossen. Auch das Zwingende der aus der 
Corroborationsformel (IV, 593) entnommenen Argumente für 
den terminus a quo und für fränkischen Ursprung vermag ich 
nicht anzuerkennen. Danach soll der Fälscher den Piuralis 
»propriis manibus roborantes« erst angewandt haben können 
nach dem Jahre 825, nachdem ihm eine von Ludwig I. und 
Lothar I. gemeinsam ausgestellte Urkunde zu Gesicht gekom- 
men, das Participium »roborantes« gar erst nach 840, da 
dasselbe vor diesem Jahre in fränkischen Königsurkunden nie 
erscheint. Die Diplomatik und ihre Ergebnisse in Ehren — 
ich kann mich nicht überzeugen, dass sie zu solchen Schlüssen 
zwingt. Das Constitutum ist, wenn auch sein Urheber überall- 
her die Brocken seiner Gelehrsamkeit zusammengeborgt hat, 
doch eine recht freie Erfindung. Konnte der Mann nicht 
doch auch hie und da in Formalien seiner Willkür, der augen- 
blicklichen Eingebung die Zügel schiessen lassen, aus purer 
Fälschercaprice, wie das ja anderwärts auch beobachtet wor- 
den ist, von seiner Vorlage abweichen, einen Pluralis (und 
zwar ist es hier der majestaticus, während die angebliche Vor- 
lage den wirklichen aufweist) statt eines Singular, ein Parti- 
ecipium statt des verbum finitum setzen? Den Schluss aber, 
dass diese specifisch fränkischen Elemente des Protocolls auf 
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fränkischen Ursprung deuten, halte ich für ganz unberechtigt. 
Urkunden von Ludwig I. und Lothar I. konnte man auch in 
Rom haben, denn beide Kaiser waren ebenso Herrscher in 
Italien wie in Gallien. 

Ebenso wenig beweisend für fränkischen Ursprung scheint 
mir, um das Formale gleich zusammen zu erledigen, das Vor- 
kommen des Wortes »largitas« in der Bedeutung von Grund- 
besitz, Grundstück (IV, 594). Es mag sein, dass diese Be- 
deutung sich besonders in Gallien mittels des Sprachgebrauchs 
der fränkischen Kanzlei festgesetzt hat, ihre Wurzel hat sie 
aber doch, worauf Grauert IV, 595 selbst hinweist, in der 
nichtbarbarischen, der officiellen Latinität der späteren Kaiser- 
zeit: »im codex Theodosianus erscheint der Ausdruck largi- 
tates im Sinne von Verleihung von Gütern durch kaiserliche 
Munificenz«e. Die kaiserliche Kanzlei bediente sich hier aber 
doch eines Ausdruckes, dessen specifische Bedeutung in der 
ganzen Latinität bekannt war, der im ganzen Reiche verstanden 
wurde. Der Sprachgebrauch (und wohl auch dessen weitere 
Consequenz: largitas = Grundstück) war also früher da, als 
der Codex. Ich halte es demnach für einen argen Trugschluss, 
wenn Grauert glauben machen will, dass dieser Sprachgebrauch 
in Italien die Zeit der rechtlichen Geltung des Codex nicht 
überdauert haben könne. Er meint, mit der Ersetzung des 
Codex Theodosianus durch den Justinianeus müsse der Sprach- 
gebrauch in Italien verschwunden sein, er habe sich aber in 
Gallien gehalten, da hier der Codex Theodosianus durch Ver- 
mittelung des Breviarium Alaricianum die Hauptquelle des 
römischen Rechtes geblieben sei. Das sind keine Argumente, 
sondern gelehrte Scheinargumente. Dass largitas in der an- 
gegebenen Bedeutung im Sprachgebrauche des römisch-itali- 
schen Rechtsverkehrs der Jahrhunderte 6—9 nicht nachzu- 
weisen ist, kann sehr wohl ein in der äusserst geringen Zahl 
der erhaltenen Urkunden begründeter Zufall sein °). 


®) Nichts hindert übrigens die Bedeutung »der Landverleihung 
durch kaiserliche Munificenze anzunehmen z. B. in dem Brief Hadrians I. 
(Cod. Carol. ep. 61): »Et sicut temporibus Silvestri a Constantino per 
ejus largitatem Romana ecclesia elevata et exaltata est.«e Grauert 
behauptet freilich im Nachwort IV, 680, dass largitas hier allgemein 
»Freigebigkeit« bedeute; das ist aber eben nichts mehr als Behauptung. 
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Diese aus den Formalien entnommenen Argumente spielen 
dann allerdings bei der Beweisführung Grauert’s eine ver- 
hältnissmässig untergeordnete Rolle. Sie werden aber in ge- 
schickter Weise als Hülfssteinchen verwerthet, um Lücken im 
Mosaikboden der Beweisführung scheinbar auszufüllen. 

Grauert stellt IV, 526 an die Spitze seiner Erörte- 
rungen den bemerkenswerthen Satz: »Es ist unbedenklich zu- 
zugeben, dass die Präsumtion für den römischen Ursprung 
der Fälschung spricht, dass, wer das Gegentheil behauptet, 
dasselbe seinerseits beweisen muss.« Er unternimmt es, diesen 
Beweis zu führen. Ich halte diesen Beweis, trotz aller Ge- 
lehrsamkeit, trotz alles von Grauert aufgewandten Scharf- 
sinnes für nicht erbracht. Die Argumentation zerfällt natur- 
gemäss in zwei Theile. In dem ersten Theile wird ausge- 
führt, dass es höchst unwahrscheinlich, ja fast unmöglich sei, 
dass das Constitutum in Rom entstanden sei. Hierdurch wird 
dem zweiten Theile der Weg geebnet. Dieser führt aus, dass 
im Frankenreiche, speciell in St. Denis, alle äusseren Bedin- 
gungen und Hülfsmittel vorhanden waren, um die Fälschung 
herzustellen. 

Der erste Theil beruht wesentlich auf Argumenten e 
silentio, welche immer die schwächsten Krücken histori- 
scher Forschung bleiben werden. Grauert argumentirt fol- 
gendermaassen: erstens in Rom giebt es keine alte selbstän- 
dige Handschrift der Urkunde, zweitens in römischen 
Quellen zeigt sich bis Anfang des 11. Jahrhunderts keine 
Spur von der Existenz des Constitutum; in Rom berief man 
sich auf dieselbe nicht vor Leo IX.; dieser Papst war Loth- 
ringer von Geburt. Das erste Argument wiegt sehr leicht, 
denn Jedermann weiss, wie ausserordentlich wenig von den 
Beständen des päpstlichen Archivs aus der früheren Zeit auf 
uns gekommen ist. Die thatsächliche Richtigkeit der zweiten 
Behauptung unternimmt Grauert sicher zu stellen, indem 
er die Annahme früherer römischer Berufungen auf das Con- 
stitutum zu widerlegen sucht. Vor allem muss er sich aus- 
einandersetzen mit dem Briefe Hadrians I. an Karl den Grossen 
von 778 (Codex Carolinus nr. 61), wo es heisst, Constantin habe 
dem Papste Silvester »potestatem in his Hesperiae partibus« 
verliehen. Ich muss Grauert hier vollständig beistimmen, 
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das Citat zwingt durchaus nicht, die Existenz des Constitutum 
vor 778 anzunehmen. Ich komme später noch darauf zurück. 
- Ziemlich leicht findet sich Grauert ab mit der bekannten 
Urkunde Ottos III. von 1001 (Leges Il, 2, 162), in welcher 
der Kaiser angiebt, einige Päpste hätten grosse Theile des 
Imperium sich anzueignen versucht, für diese widerrechtlichen 
Bestrebungen habe ein Diacon Johannes »praeceptum aureis 
literis sub titulo magni Constantini« geschrieben. An die 
Echtheit dieser Urkunde Ottos III. will Grauert nicht so 
recht glauben, obwohl er schon die Erörterung kennt, welche 
ihr Sickel gewidmet hat, der für ihre Echtheit eintritt. 
Grauert widmet ihr eine grosse gelehrte Anmerkung (IV, 
533), in der alle Autoritäten für und wider aufgeführt wer- 
den. Ich mag auf die Controverse nicht weiter eingehen, 
sehe aber meinerseits keinen Grund zur Verdächtigung der 
Urkunde, welche dem Papst Silvester II. acht Grafschaften 
schenkt und dabei seine Vorgänger scharf tadelt. Weder den 
papalistischen noch den imperialistischen Standpunkt hätte der 
Fälscher also eingenommen. Grauert setzt nun aber als 
vorsichtiger Forscher doch den Fall, die Urkunde sei echt, 
schneidet aber alle weiteren Folgerungen mit den Worten ab: 
»Für die Ermittelung des Ursprunges des Constantinischen 
Documentes hätten die Angaben über Johannes diaconus digi- 
torum mutilus auch so, die Echtheit der Ottonischen Urkunde 
vorausgesetzt, selbstverständlich gar keinen Werth.«e Die 
Frage, die derart gestellt wird, ist freilich zu verneinen. 
Aber ich glaube, es ist, wenn kein strieter Beweis für frän- 
kischen und gegen römischen Ursprung geführt werden kann, 
für die Probabilität des letzteren durchaus nicht einerlei, ob 
erst der »Lothringer« Leo IX. sich auf die Urkunde berufen 
hat oder ob schon am Ende des 10. Jahrhunderts ein römi- 
scher Diacon (an diesem Nationale wird doch wohl auch 
Grauert nicht zweifeln wollen!) im Interesse der Territorial- 
politik der Päpste ein Prachtexemplar der Urkunde hergestellt hat. 

Ein weiteres Zeugniss dafür, dass man in Rom die Ur- 
kunde am Ausgange des 10. Jahrhunderts kannte, hat Grauert 
soweit ich sehe, nicht aufgeführt: das der Chronik des Mönches 
Benedict von St. Andreas !9), 


1) Auch schon Kaufmann in seiner sehr beachtenswerthen 


Die Constantinische Schenkung. 147 


Leo IX. ist allerdings der erste Papst, der sich auf die 
Urkunde beruft, längere Stücke derselben wörtlich anführt, 
und zwar in seinem Streite mit dem Patriarchen von Con- 
stantinopel. Diese Beobachtung giebt Grauert Veranlassung, 
weitere Argumente e silentio vorzuführen: in ähnlichem Con- 
flitte wie Leo IX. haben sich frühere Päpste den Griechen 
gegenüber wiederholt befunden, insbesondere Nicolaus 1. und, 
wenn auch in etwas schwächerem Grade, Hadrian I.; keiner 
von Beiden bat gegen die Anmaassungen der Griechen das 
Constitutum in’s Feld geführt, ergo hat man dasselbe damals 
in Rom nicht gekannt. Ich muss das für einen argen Trug- 
schluss erklären. Von Hadrian I. sehe ich ab. Nicolaus I., 
meint Grauert (IV, 535), hätte sich gedrungen fühlen müssen, 
in seinem Streite mit Photius die Urkunde zu Gunsten der 
römischen Kirche anzuführen. Es handelt sich bekanntlich 
bei diesem Streite wesentlich um den Primat des römischen 
Stuhles über die Gesammtkirche, also auch über den Stuhl 
von Constantinopel. Grauert führt die Worte des Papstes 
Nicolaus an Hinkmar von Reims an: »Die Griechen behaup- 
teten, als die Kaiser ihre Residenz von Rom nach Constanti- 
nopel verlegt hätten, da sei auch der Primat der römischen 
Kirche auf die constautinopolitanische übergegangen«, und 
fährt fort: »Musste das Constitutum nicht wie ad hoc ge- 
macht erscheinen, um auf diese Angriffe die gebührende Ant- 
wort zu ertheilen?« Das scheint ausserordentlich plausibel. 
Nicolaus hätte den Griechen antworten können: »Im Gegen- 
theil, nach Zeugniss seiner Urkunde, die wir hier in Rom 
haben, hat Constantin, als er nach Byzanz zog, der römischen 
Kirche unter Anderem gerade den Primat über die vier orien- 
talischen Patriarchate ertheilt.« So hätte er antworten kön- 
nen, wenn — ja wenn er der Ansicht gewesen wäre, dass die 


Besprechung der Grauert’schen Arbeit in der Allgemeineu Zeitung 1884 
No. 14 und 15 macht darauf aufmerksam. Vgl. Chron. Benedicti SS. III, 
699 cap. 9: Narses — et conventum factum cum Rothario rege de Pen- 
tapolim et de Tuscie finibus quomodo Constantinus sancte Romane ecclesie 
constituit, sic eam immobilem permanere. Ferner 8. 712 cap. 24: Pon- 
tifex Gregorius sancte sedis apostolice quiequid a Constantinus imperator 
concessum fuerat ecclesie Lodoicus imperator concessit. 


10* 
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historische Angabe der Urkunde richtig sei, der Primat 
der Päpste beruhe auf der Verleihung Constantins !'). War 
Nicolaus nicht dieser Ansicht, so konnte, ja musste er sich 
der Berufung auf das Constitutum, auch wenn er es kannte, 
enthalten. Dass aber Nicolaus I. nicht dieser Ansicht war, 
führt uns Grauert (IV, 535) selbst vor. Der Papst schreibt 
nämlich 865 an den Kaiser Michael !?), der Primat des römi- 
schen Stuhles über die Gesammtkirche sei demselben nicht 
von irgend einer Synode verliehen, sondern sei göttlichen 
Ursprunges. Also nicht von einer Synode (etwa der von 


11) Grauert bestreitet freilich an einer früheren Stelle (IV, 68), 
dass die Urkunde diese historische Angabe mache, wohlbedacht redet er 
daher nur von einer Anerkennung des Universalepiscopates der römi- 
schen Kirche durch Constantin und sagt weiter: »als Grund dieser An- 
erkennung (!) führt Constantin die göttliche Einsetzung des Primates 
in der Person des hl. Petrus an, unter Berufung auf die bekannten 
Bibelstellen bei Matthäus XVI, 18, 19. Dabei gebraucht er aber ander- 
seits Ausdrücke, die zu der irrigen (!) Auffassung führen könnten, als 
habe er selbst den Vorrang der römischen Kirche reichsgesetzlich erst 
begründen wollens. Ich halte mich an den Wortlaut der Urkunde und 
kann nicht finden, dass jene Auffassung eine irrige ist. Mit jeren Bibel- 
stellen (»Du bist Petrus« u. s. w.) motivirt Constantin allgemein alle 
Gnaden und Vorrechte, welche er in der Urkunde dem Papste und seinen 
Nachfolgern ertheilt. Ebenso wie der bl. Petrus auf Erden zum Stell- 
vertreter Christi bestellt worden sei, so sollen auch die Päpste, welche 
die Stellvertreter des Apostelfürsten seien, von ihm (Constantin) eine 
Gewalt erhalten, welche höher sei als seine irdische kaiserliche Gewalt, 
nämlich kaiserliche Macht, Würde und Rang, ferner den Principat über 
die vier anderen Patriarchate u.s. w. Der Primat der Päpste ist also 
unter den Gnadenertheilungen nur ein Stück wie die anderen, wie die 
kaiserliche Gewalt, wie die Landschenkung u. a. Speciell die Ertheilung 
des Primates wird dann von Constantin nur damit begründet, dass es 
recht sei, dass der principatus da sei, wo Christus gewollt habe, dass 
Petrus seinen Bischofsitz habe und wo Petrus und Paulus den Tod erlitten 
hätten. Mag der Fälscher immerhin die göttliche Einsetzung des Prin- 
cipates der römischen Kirche gekannt oder sich zu derselben bekannt 
haben, der klare Wortlaut seines Machwerkes besagt, dass Constantin 
diesen Primat begründet habe, dieser Wortlaut war demnach nach der 
Auffassung Nicolaus I. durchaus ungeeignet, den Primat Roms gegenüber 
den Griechen zu beweisen. Nachdem Grauert auf die angegebene Weise 
die richtige Auffassung von dem Ursprunge des Primates in die Urkunde 
hinein interpretirt hat, entgeht er natürlich in der Folge allen unan- 
genehmen Consequenzen der sog. irrigen. 

1) Mansi XV, 204. 
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Sardica oder von der ersten nicänischen, in deren Acten von 
römischer Seite die Canones von Sardica eingeschwärzt waren), 
geschweige denn von einem Kaiser hat der römische Stuhl, 
nach Nicolaus I. den Primat, sondern von Gott. Wäre es 
da nicht widersinnig, eine Verläugnung der eigenen Ueber- 
zeugung gewesen, wenn Nicolaus I. sich auf das Constitutum 
berufen hätte? Dazu kommt noch ein Anderes. Wie hätte 
es Nicolaus I. wagen können, den Griechen, einem Manne wie 
Photius gegenüber, der die ganze weltliche und geistliche Ge- 
lehrsamkeit seiner Zeit in sich vereinigte, sich auf ein solch 
klägliches Machwerk zu berufen? Er hätte riskiren müssen, 
sich geradezu lächerlich zu machen. Er war aber doch in 
dem Grade mit der griechischen Gelehrsamkeit der Zeit ver- 
traut '?), dass er wissen konnte, was man den Griechen bieten 
durfte. Also es lassen sich doch noch andere Gründe für das 
Schweigen Nicolaus’ I. autfinden, als seine Unkenntniss der 
Urkunde. Dieses argumentum e silentio zerrinnt also bei 
näherer Betrachtung in Nichts. In weit günstigerer Lage 
befand sich zweifellos fast drei Jahrhunderte später Leo IX. 
gegenüber den Griechen seiner Zeit. Er konnte wagen, was 
Nicolaus I. nicht wagen durfte. 

Auf Nicolaus I. kommt Grauert noch einmal später (TV, 
899 ff.) zurück, um daran zu erinnern, dass dieser Papst das 
Constitutum nicht etwa aus Pseudoisidor kennen konnte, da 
ihm bekanntermaassen von dieser Sammlung nur eine Hand- 
schrift der Classe A 2 zu Gebote stand, welche Classe nur 
die Papstbriefe von Clemens bis Damasus, nicht aber auch die 
Concilsacten enthält, von diesem zweiten Theile nur den Auf- 
satz über die Nicänische Synode und die beiden ersten Ab- 
schnitte des Constitutum, die sog. Confessio und die Erzäh- 
lung von der Heilung und Taufe Constantins. Den dritten 
wichtigen Abschnitt desselben, die Donatio, konnte also Nico- 
laus I. aus Pseudoisidor nicht kennen lernen !*), 


13) Das beweisen die unter seinen Auspieien entstandenen Ueber- 
setzungen des Anastasius bibliothecarius aus dem Griechischen , vgl. 
Hergenröther, Photius II, 233. Es ist übrigens merkwürdig, dass 
Grauert an einer späteren Stelle IV, 601 ganz ähnliche Betrachtungen 
anstellt. 

1%) Bekanntlich knüpft sich hieran die Controverse über die Prio- 
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Ausser den Argumenten e silentio stützt sich bei seiner 
Beweisführung Grauert (IV, 542 ff.) auf die Unvereinbar- 
keit gewisser Bestandtheile des Urkundeninhaltes 
mit den römischen Verhältnissen des 8. und 9. Jahrhunderts. 
Der erste Punkt, der hier erörtert wird, spitzt sich wieder zu 
einem argumentum e silentio zu. In der ganzen Zeit, welche 
als Entstehungszeit des Constitutum in Betracht kommen 
kann, spielte der Streit über die Bilderverehrung zwischen 
der römischen und der griechischen, zum Theil auch der 
fränkischen Kirche. In dem Constitutum findet sich die Er- 
zählung von den Bildern der Apostel Petrus und Paulus, der 
alten Silvesterlegende entlehnt; die Bilder werden nur gezeigt, 
nicht adorirt. Hätte nun, meint Grauert IV, 544, der Fäl- 
scher zu Zeiten des Bilderstreites in Rom gelebt, so wäre er 
von der allgemeinen Strömung nicht unberührt geblieben. 
»Die herrliche Gelegenheit, welche die Silvesterlegende mit 
ihrer Erzählung von den Bildern bot, hätte ihm nicht ent- 
gehen können, er hätte sie benutzen müssen, um in seine 
Urkunde wenn auch nur zwei Worte aufzunehmen, durch 
welche der erste christliche Kaiser die Bilderverehrung für 
alle Zeiten sanctionirt hätte. Da nun in der Urkunde von 
alledem Nichts sich findet, so dürfen wir billig daran zwei- 
feln, dass sie im Laufe des 8. Jahrhunderts in Rom verfer- 
tigt worden sei.e Solche Erwägungen sind wohl geeignet 
Stimmung zu machen, sie beweisen aber nichts. Der Fälscher 
hatte doch gewiss nicht die Verpflichtung, allen Zeitströ- 
mungen, allen Wünschen, welche man in Rom hegte, in seinem 
Machwerke gerecht zu werden, er konnte es sogar vielleicht 


rität der Classe Al, welche den vollständigen Pseudoisidor enthält, oder 
der Classe A2, welche noch unausgetragen zwischen Hinschius und 
Maassen auf der einen und Wasserschleben auf der andern Seite 
schwebt. Grauert verbreitet sich über dieselbe mit voller Sachkennt- 
niss IV, 601 ff. Er versucht dann, von seiner Hypothese über die Ent- 
stehung des Constitutum im fränkischen Reiche bald nach 840 aus- 
gehend, unter der Annahme, dass der Fälscher derselben zu dem Verfasser ° 
der Decretalen in Beziehungen gestanden habe, eine eigene vermittelnde 
Auffassung über das Verhältniss von Al zu A2 geltend zu machen, 
Er hält beide für zwei vom Verfasser selbst herrührende, bald nach- 
einander, die kürzere zuerst, publicirte Recensionen. Ich kann diesen 
Ausweg für keinen glücklichen halten. 
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mit Absicht vermieden haben, die Bilderverehrung in das- 
selbe hereinzuziehen. Angenommen z. B. durch das Consti- 
tutum sollte auf Karl den Grossen in bestimmter Tendenz, 
etwa um ihn den päpstlichen Territorialansprüchen gegenüber 
gefügiger zu machen, eingewirkt werden, so war es jedenfalls 
klüger, andere Differenzpunkte darin zu übergehen!®). Oder 
aber die Urkunde kann in eine Zeit des 9. Jahrhunderts fallen, 
wo der Streit um die Bilderverehrung zwischen der römischen 
Kirche und der fränkischen Reichsgewalt seine Schärfe ver- 
loren hatte. 

Entscheidend gegen römischen Ursprung soll dann nach 
Grauert IV, 545 ff. der Theil der Schenkungsurkunde sein, 
der die grossartigen Gnadenverleihungen aufzählt, die Con- 
stantin dem päpstlichen Stuhle gemacht haben soll. Je mehr 
ich hier mit den gelehrten Ausführungen Grauert’s im ein- 
zelnen übereinstimme, um so schärfer muss ich die daraus 
gezogenen Schlüsse wegweisen. Auch ich halte vor allem 
die schon vorher von Grauert IV, 50 begründete Interpreta- 
tion für richtig, dass das in der Urkunde dem Papste ge- 
schenkte Landgebiet nicht nur Italien sondern den ganzen 
Westen, das ganze west-römische Reich umfasst!®). Ich be- 
finde mich auch, wie ich das früher schon dargelegt habe !7), 
mit Grauert in Uebereinstimmung über die Ziele der päpst- 
lichen Territorialpolitik im 8. Jahrhundert und was damit 
zusammenhängt; die historischen Ausführungen dieses Ab- 
schnittes gehören zu dem Besten was über diese Dinge vor- 
gebracht worden ist. Das Gewicht der Gründe, welche Grauert 
gegen Entstehung der Fälschung in Rom im achten Jahr- 
hundert anführt, erkenne ich vollkommen an. 

Grauert defirirt nun IV, 545 den Geist und die Tendenz 
der Urkunde folgendermaassen: »Der Papst wird zum Kaiser 


15) Der principielle Standpunkt findet sich trotzdem in der Urkunde 
gewahrt, indem ja dem Papste generell die Entscheidung über den Cultus 
überlassen wird. 

'*) »Rome urbis et omnes Italiae seu occidentalium regionu,, 
provincias, loca et civitates«. Das Wort »seu« hat hier, wie so oft in 
der mittelalterlichen Latinität die Bedeutung »et«. 

7) In meiner Anzeige von Martens, Röm. Frage in Bd. XVII, 
369 ff. dieser Zeitschrift. 
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gemacht, ja wenn es möglich ist, über den Kaiser hinaus 
noch erhöht. Leise und doch bestimmt deutet die Urkunde 
an, dass der Papst im abendländischen Kaiserthume zur that- 
sächlichen Handhabung der kaiserlichen Regierung einen Ver- 
treter sich ernennen wird. Die Urkunde will eine kaiserliche 
Öberherrschaft des päpstlichen Stuhles über das gesammte 
Abendland begründen.«e Diese Definition, als richtig ange- 
nommen, schliesst, wie auch ich glaube, unbedingt die An- 
nahme der Fälschung zu Rom im achten Jahrhundert aus. 
Um so zwingender drängt sich aber die Folgerung auf, die 
Fälschung ist nicht im 8. Jahrhundert, aber zu anderer Zeit 
in Rom entstanden. Dieser so einfachen Folgerung weicht 
aber Grauert aus, indem er IV, 546 behauptet, »dass die Ur- 
kunde nicht einmal für die Zeit des thatkräftigen Nicolaus I. 
- römischen Vorstellungen entspreche.« 

Für Nicolaus I. selbst gebe ich das unbedingt zu; ich 
war stets der Ansicht, dass diesem grossen Papste Unrecht 
geschieht, wenn man ihm das Streben unterschiebt, den Staat 
von der Kirche abhängig zu machen!®) Aber gilt dasselbe 
auch von allen seinen Vorgängern oder Nachfolgern im neunten 
Jahrhundert, von all den ehrgeizigen und von der Würde des 
römischen Clerikates durchdrungenen Männern, an welchen die 
römische Kirche damals ebenso wenig Mangel hatte, wie 
später? Kommen hier lediglich die römischen Cleriker und 
Päpste des 9. Jahrhunderts vor Nicolaus I. in Betracht, so 
wird Jeder, der die Dürftigkeit unserer Quellen kennt, zu- 
geben, dass wir über ihre Aspirationen, über die Vorstellungen, 
welche damals in Rom obwalteten, viel zu wenig wissen, um 
in Abrede stellen zu dürfen, dass sich hier Wünsche nach 
einer universalen Gewalt, nach einer Erhöhung des Papst- 
thums über das Kaiserthum im Sinne des Constitutum nicht 
geregt haben könnten, 

»>Mit unwiderstehlicher Gewalt, meint dagegen Grauert 
IV, 552, drängt die Schlussfolgerung sich auf: in Rom ist 
die Urkunde nicht entstandene, und er gewinnt damit den 
Uebergang zu dem zweiten Theile seiner Beweisführung, dass 


1%) So halte ich insonderheit die dahin zielenden Ausführungen 
Ranke’s im 6. Bande der Weltgeschichte für nicht begründet in den 
Quellen. 
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die Urkunde im Frankenreiche entstanden sein müsse. Nun 
frage ich vor allem: wer hätte jemals im Frankenreiche, auf 
den Gedanken gerathen können, um mit Grauert zu reden, 
den Papst zum Kaiser zu machen, eine kaiserliche Oberherr- 
schaft des päpstlichen Stuhles über das gesammte Abendland 
begründen zu wollen? 

Grauert freilich sucht IV, 560 ff. (sub No. 5) aus frän- 
kischen Quellen zu begründen, dass »sich im fränkischen Reiche, 
im Kreise fränkischer Herrscher seit den Zeiten Ludwigs des 
Frommen Vorstellungen von dem gegenseitigen Verhältniss 
zwischen Papstthum und Kaiserthum entwickelt hätten, aus 
welchen die Ausführungen über die grossartigen Gnadenver- 
leıhungen der Constantinischen Schenkungsurkunde, vor allem 
die weitgehende Länderschenkung leicht sich erklären.« Das 
letzte der hierfür angeführten Zeugnisse, der bekannte Brief 
Kaiser Ludwigs II. an den Kaiser Basilius I. vom Jahre 871°), 
in welchem der fränkische Herrscher ausführt, nur derjenige 
sei Kaiser, den der Papst gesalbt habe, ist ganz und gar 
hier auszuscheiden, denn er ist ein Menschenalter nach der 
von Grauert angenommenen Abfassungszeit des Constitutum 
geschrieben, beweist also nichts für die Vorstellungen im frän- 
kischen Reiche um das Jahr 840. Ich werde in anderem Zu- 
sammenhange noch auf dieses merkwürdige Schreiben zurück- 
kommen. 

In diesen anderen Zusammenhang gehört auch die Er- 
zählung des Ermoldus von der Krönung Ludwigs des From- 
men durch Stephan IV. im Jahre 816. Lässt der Dichter 
hier den Papst, als er dem Kaiser die Krone auf’s Haupt 
setzt, die Worte sprechen?®): »Diese Gabe gibt dir der hl. 
Petrus, weil du ihm seine Gerechtsame wiedergegeben haste, 
s0 bezieht sich das, wie Grauert selbst einräumen muss, durch- 
aus nur auf den sinnlichen Gegenstand, die goldene Krone, 
welche der Kaiser vom Papste erhält. Sie und nichts anderes 
wird als ein Geschenk des hl. Petrus bezeichnet. Freilich aus 


12) SS. III, 521. Die Zweifel an seiner Echtheit lassen sich, wie 
auch ich glaube, in keiner Weise aufrecht erhalten. 

2°) SS. II, S. 486 ı Poetae lat. aevi Carolini ed. Dümmler II, S. 37) 
ib. II, v. 449: Hoc tibi Petrus ovans cessit mitissime donum, Tu quia 
jüstiiiam cedis habere sibi. 
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diesem Geschenke, aus der Thatsache der Krönung des Kaisers 
durch den Papst konnten allerlei Consequenzen gezogen wer- 
den, auf Grundlage dieser Thatsache konnten sich neue Vor- 
stellungen von dem Verhältnisse des Kaiserthums zum Papst- 
thume bilden. Aber wer war berufen, diese Vorstellungen 
zuerst zu hegen, diese Consequenzen zu ziehen? Doch der- 
jenige, zu dessen Gunsten sie allein gehegt und gezogen wer- 
den konnten, der Papst und sein Anhang. Der Papst ist 
es ja auch, welcher den Ausspruch gethan hat, nicht etwa 
ein Franke, nicht etwa der Kaiser. Für fränkische Anschau- 
ung beweist dieser Ausspruch also doch rein gar nichts??). 
Ein weiteres gleichfalls poötisches Zeugniss ist das des 
Florus von Lyon ??), nach dem Tode Ludwigs des Frommen. 
Der Dichter, der die nunmehr vergangene Herrlichkeit des unge- 
theilten Frankenreiches feiert, sagt, dass dem Volke der Franken 
auch die Herrschaft über Rom zugefallen sei, der Fürst der 
Franken (Karl der Grosse) habe in Rom die Krone erhalten 
»munere apostolico«, des Reiches Burg seiRom, sein Urheber derhl. 
Petrus?®). »Munere apostolico, wie durch ein Geschenk des Papstes 
wird das Kaiserthum begründet«, meint Grauert IV, 5622*). Apo- 


21) Man könnte vielleicht meinen, Ermold habe die fränkischen 
Vorstellungen dem Papste in den Muni gelegt, dieser habe so gar nicht 
geredet; das scheint fast Grauert’s Meinung zu sein, wenn er IV, 560 
‚nach Simson (Ludwig d. Fr. I, 69 Anm. 11) darauf hinweist, dass die 
Authenticität der von Ermold eingeflochtenen Reden billig zu bezweifeln 
sei. Wäre aus anderen unzweifelhaften Zeugnissen erwiesen, dass die 
fraglichen Vorstellungen im Frankenreiche damals Platz hatten, so liesse 
sich über eine solche Erklärung wohl disputiren. Solange das nicht 
erwiesen ist, muss ich ihr jede Berechtigung absprechen, sie als im 
höchsten Grade künstlich, ja tendenziös bezeichnen, Ich sehe im übrigen 
keinen Grund an der Authenticität dieses Ausspruches (eine Rede liegt 
nicht vor) zu zweifeln. 

22) Mabillon, Vetera analecta S. 413; jetzt auch bei DümmlerJ, 
S. 561 v. 63 fl. 

2°) Huius ibi princeps regni diademata sumpsit Munere apostolico, 
Christi munimine fretus — Cujus Roma arx est, et coeli claviger auctor 
Tutor et eternus celorum in secula rector. 

24) „Unwillkürlich denkt man dabei an die ex munere regis erfolg- 
ten Beneficienverleihungeu der fränkischen Zeit« fährt er fort. Ich kann 
nur sagen, dass solch unwillkürliches Denken mir wenigstens hierbei 
nicht kommt, dass mir vielmehr diese Beziehung sehr bei den Haaren 
herbeigezogen zu sein scheint, 
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stolicus ist doch das Eigenschaftswort von apostolus, die Ueber- 
setzung muss also sein, »durch Geschenk des Apostels«, wo- 
zu der folgende Gedanke, der hl. Petrus sei der Urheber, 
Schützer und himmlische Regent des Reiches durchaus passt. 
Die Uebersetzung Grauert’s wäre nur richtig, wenn »munere 
apostolici« dastünde. Das ist aber doch ein gewaltiger Unter- 
schied: ob das Reich begründet ist, die Krone ertheilt ist 
durch den Papst oder durch eine himmlische Gewalt, den 
hl. Petrus. Freilich die Identificirung des Apostelfürsten mit 
seinem jeweiligen Nachfolger in Rom war schon lange sehr 
gang und gäbe, der hl. Petrus, die römischeKirche, ihr jeweiliger 
Vorsteher werden vielfach fast wie Synonyma gebraucht, — 
aber von wem? von den Päpsten selbst und ihrem römischen 
Anhange?®), Mit vollstem Bewusstsein, mit System wird 
diese Confusion der Begriffe von den Päpsten gefördert, vor 
allem der Uebergang der Regierungsgewalt in Rom und im 
Ducat von den Byzantinischen Beamten in die Hand des 
Papstes wird damit begründet, ferner die Schenkungen Pipins. 
Dass diese römischen Vorstellungen eine gewisse Macht auch 
in Frankenreiche erlangt haben, will ich nicht leugnen. Aber 
in unserem Falle müsste doch erst erwiesen sein, dass auch 
bei Florus oder seinen Gesinnungsgenossen diese Identificirung 
so in Fleisch und Blut übergegangen sei, dass, wenn sie den 
hl. Petrus nannten, sie unbedingt den Papst meinten. Erst 
dann könnte man von solchen fränkischen Vorstellungen 
sprechen, wie sie Grauert für seinen Beweis braucht, Vor- 
stellungen, welche, wiederhole ich, der von Grauert früher 
definirten allgemeinen Tendenz des Constitutum entsprächen, 
dass der Papst Kaiser sei, dass er eine kaiserliche Oberherr- 
schaft über das gesammte Abendland habe. So lange diese 
Beweise aber nicht erbracht sind, wird man uns gestatten, 
das Näherliegende anzunehmen und solche Vorstellungen und 
Tendenzen im 9. Jahrhundert eher in Rom als im Franken- 
reiche zu suchen. 

Ich habe diesen einen Punct (No. 5), durch welchen 
u. a. Grauert seine Ansicht von der Entstehung des Consti- 
re a en 


®) Vor allem die Papstbriefe des Codex Carolinus bieten hierfür 
fast auf jeder Seite Belege. 
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tutum im Frankenreiche stützen zu können meint, vorange- 
stellt, theils weil er sich gegensätzlich passend an die letzten 
Ausführungen des ersten Theiles anschliesst, theils weil er mir 
besonders geeignet erscheint, die eigenthümliche Art und Weise 
der Argumentation des zweiten Theiles darzuthun. Sie läuft 
eben weniger auf Klärung des Urtheils denn auf Captivirung 
desselben durch höchst gelehrte, zum Theil überraschende, 
mit dem Kerne der Frage aber vielfach in sehr lockerem 
Zusammenhange stehende Ausführungen hinaus. — Sehen wir 
die anderen Punkte näher an. 

1. Die älteste selbständige Handschrift stammt aus 
St. Denis (IV, 554). Das kann Zufall sein. 

2. Von fränkischen Schriftstellern, Ado von Vienne in 
seiner Chronik, Hinkmar von Reims in seiner Schrift de or- 
dine palatii?°), Aeneas von Paris im liber adversus Graecos, 
wird die Urkunde zuerst unzweideutig eitirt (IV, 554 und 
IV, 52). Ado und Aeneas schreiben im Jahre 869, Hinkmar 
hat seine Schrift erst 882 publicirt. Damals waren die 
Pseudoisidorianischen Decretalen, welche ja das Constitutum 
aufgenommen haben, im westfränkischen Reiche jedenfalls 
schon sehr verbreitet. Die frühen Citate dieser westfränki- 
schen Autoren erklären sich also zur Genüge hieraus. Auf- 
fallen könnte bei Annahme dieser Erklärung etwa nur, dass 
Hinkmar, welcher bekanntlich früher bei dem ersten Auf- 
tauchen der falschen Decretalen dieselben auf das schärfste 
verurtheilt hatte, sich nun auf ein in der Sammlung enthal- 
tenes Actenstück berief. Allein es ist als erwiesen zu be- 
trachten, dass der Erzbischof, obgleich er die Unächtheit der 
Decretalen erkannte, doch keinen Anstand nahm, sich ihrer 
zu bedienen, wo es sein Vortheil war?”). Möglich wäre es 
ja auch, dass der Erzbischof die Kunde von der Urkunde aus 
St. Denis hatte, wo ja eine alte Abschrift existirte. Auf Be- 


2°) Dass die betr. Stelle im 13. Capitel von Hinkmar selbst her- 
rühre und nicht etwa schon in der von ihm benutzten Schrift Adel- 
hards (} 826) gestanden, nimmt mit Grauert auch der neueste Heraus- 
geber Prou an in der Bibl. de l’ecole des hautes &tudes fasc. 58 (1885) 
S. XIX. 

?7) Vgl. J. Weizsäcker in dem Aufsatze über Pseudoisidor in 
Sybels Histor. Zeitschr. III, 85 ff. 
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ziehungen zwischen ihm und dem Kloster weist Grauert IV, 
556 hin. Auch Aeneas von Paris könnte ja aus der gleichen 
Quelle geschöpft haben, vielleicht selbst Ado von Vienne. 
Wie man sich aber die Sache auch denkt, die Thatsache der 
früihen Benutzung der Urkunde durch westfränkische Autoren 
kann nicht als neues Glied in der Kette der Indicien für 
westfränkischen Ursprung geltend gemacht werden. 

3. Im Kloster St. Denis hat man während der ersten 
Hälfte des Mittelalters die Constantinische Schenkung für 
Sonderzwecke auszubeuten gesucht (IV, 557), d. h. in einer 
Anzahl Urkunden, welche zu St. Denis im Interesse des 
Klosters gefälscht wurden, wird zur Bekräftigung des Inhaltes 
auf das Constitutum ausdrücklich Bezug genommen. Die Sache 
ist ja zweifellos merkwürdig; aber beweist sie irgend etwas? 
In Rom hat man sich während des ganzen Mittelalters auf 
die Urkunde berufen. Die Möglichkeit, dieselbe in St. Denis zu 
Fälschungen zu verwerthen, war gegeben durch die Existenz 
jener alten Abschrift. Weshalb man es that und zwar recht 
geschmacklos und bei den Haaren herbeigezogen, ist eine 
psychologische Frage, die ich mir nicht zu beantworten an- 
maasse. Auch Grauert thut das nicht, er überlässt dem Leser, 
der durch seine gelehrten Ausführungen überrascht ist, selbst 
die Schlüsse su ziehen. Diese könnten bei einem zweckdien- : 
lich präparirten Leser etwa so lauten: in St. Denis war man 
Jahrhunderte lang in das eigene Kind so verliebt, dass man 
es immer und immer wieder hervorzog und hätschelte, diese 
Liebe beweist also andererseits die Vaterschaft; oder etwa: 
die (Hlaubwürdigkeit der grossen Fälschung suchte man in 
St. Denis von Zeit zu Zeit dadurch zu erhärten, dass man 
dieselbe so nebenbei in anderen Urkunden citiren liess. Ein 
methodisch und wissenschaftlich geschulter Leser wird freilich 
solche Schlüsse als berechtigt nicht gelten lassen ?°). 


3%) Nebenbei will ich hier aufmerksam machen auf die eigenthüm- 
liche Verwendung, welche der westfränkische König Lothar 967 von dem 
Constitutum in der Arenga einer Urkunde macht, in welcher Sickel 
(Mittheilungen des Instituts für österreich. Geschichtsforschung I, 322) 
mit Recht eine »beabsichtigte Manifestation gegen das Kaiserthum Ottos 1. 
und ein Zeugniss für die am Hofe der letzten Karolinger herrschende 
Richtung« findet. 


m 
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4. Der Auffassung der fränkischen Kirche von der Bilder- 
verehrung entspricht das Schweigen der Urkunde von dieser. 
Auf dieses argumentum e silentio ist schon oben geantwortet. 
Ebenso auf Punkt 5. 

6. »Im fränkischen Reiche hatte man ein doppeltes Inter- 
esse, einmal den kirchlichen Primat des römischen Stuhles, 
sodann auch die Legitimität des neu errichteten Kaiserthums 
(gegenüber den Angriffen der Griechen) wirksam zu verthei- 
digen« lautet der 6. Punkt bei Grauert IV, 564. Die Ver- 
theidigung des kirchlichen Primates von Rom bildet ja zweifel- 
los eine der Tendenzen der Fälschung; die fränkische Kirche 
hat diesen Primat auch regelmässig anerkannt?°?); »die lite- 
rarische Vertretung der römischen Kirche in dem Streite gegen 
das Schisma des Photius wird von der fränkischen Kirche 
übernommen«, wie IV, 567 feinsinnig bemerkt ist; die frän- 
kische Kirche hatte auch ein gewisses Interesse daran, dass 
der Primat bei Rom blieb und nicht auf Byzanz überging, 
da anderen Falls »die fränkischen Bisthümer in ihrer hierar- 
chischen Stellung wie um eine Stufe heruntergedrückt erscheinen 
musstene. Das ist alles richtig. Aber was bewiesen werden 
müsste, um den fränkischen Ursprung des Constitutum plau- 
sibel zu machen, wird nicht bewiesen: nämlich dass man inner- 
halb der fränkischen Kirche ein grösseres Interesse an der 
Aufrechterhaltung des römischen Primates haben musste als 
in Rom selbst. Heisst es daher zum Schluss dieses Absatzes: 
»Es begreift sich somit unschwer, wenn ein literarisch gebil- 
deter Autor des fränkischen Reiches sich daran macht, auf 
den Namen Constantins eine Urkunde zu schmieden, in welcher 
der kirchliche Vorrang Roms nicht nur im Abendlande, son- 
dernauchden vier Patriachaten des Ostens gegenüber energisch ver- 
theidigt wird« — so kann ich darauf nur erwidern: Es be- 
greift sich noch viel unschwerer, dass diese Fälschung in Rom 
vorgenommen worden ist. 

Weiter, und das erfahren wir bei diesem Punkt 6 zum 
ersten Male, soll dann das Constitutum die Tendenz verfolgen, 
die Legitimität des fränkischen Kaiserthums gegenüber den 
Griechen zu vertheidigen. Hieran hatte man natürlich in 


2) Für diese Behauptung bedurfte es gar nicht der von Grauert 
angeführten, immerhin interessanten Zeugnisse, 
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Gallien ein grösseres Interesse als in Rom. Schade nur, dass 
eine unbefangene Betrachtung eine solche Tendenz in der Ur- 
kunde nicht entdecken kann. Grauert muss dieselbe erst auf 
weiten Umwegen hineininterpretiren. Er führt uns auch hier 
IV, 567 ff, wie schon oft, mit grossem Aufwande von Ge- 
lehrsamkeit und Scharfsinn Dinge vor, welche nicht herge- 
hören, den Kern der Frage nur zu verdunkeln geeignet sind: dass 
die Griechen das Kaiserthum Karls des Grossen als Usurpation 
ansahen, weiter die Versuche Karls und seiner Nachfolger, zu 
einer Auseinandersetzung mit dem östlichen Imperium zu ge- 
_ langen. Er weist energisch darauf hin, dass man im fränkischen 
Reiche ein dringendes Interesse daran hatte, das neue Kaiserthum 
karolingischer Dynastie gegen alle Anfechtungen der Griechen 
als legitim zu erweisen. »Da nun«, heisst es IV, 570 weiter, 
»seit den Tagen Ludwigs des Frommen, wie wir sahen, mehr 
und mehr die Vorstellung zur Geltung kam, dass die Salbung 
und Krönung des römischen Papstes es sei, welche den frän- 
kischen Herrscher zum Kaiser mache, ja dass der Papst die 
Kaiserwürde gleichsam verleihe, so musste es nahe liegen, das 
Recht und die Legitimität der karolingischen Kaiser zu be- 
gründen, indem man ein Recht des Papstes nachwies, die 
Kaiserkrönung und Salbung bezw. die Verleihung vorzunehmen«. 
Zu diesem Zwecke schmiedete man das Constitutum. Ergo, 
füge ich in Grauert’s Sinne hinzu, hat dieses die Tendenz, 
die Legitimität des karolingischen Kaiserthums zu erweisen. 
Nun, wenn das keine petitio principii ist, so weiss ich keine. 
Abgesehen aber auch von der Unrichtigkeit der von Grauert 
in die Urkunde hineingetragenen Tendenz, ist es doch ganz 
unglaublich, dass man im fränkischen Reiche, um den Griechen 
den Beweis der Legitimität des Kaiserthums zu erbringen, 
soweit gegangen sein sollte, dem Papste die Herrschaft über 
das ganze Abendland und die Verleihung des Kaiserthums 
einzuräumen, in einer Zeit, wo schon der zweite Kaiser re- 
gierte und dessen ältester Sohn schon zum Mitkaiser er- 
Nannt war. 

7. Grauert versucht und giebt hier IV, 573—593 den 
Nachweis, dass im Frankenreiche und speciell in St. Denis 
alle Bedingungen und alle Hülfsmittel vorhanden waren, welche 
Fir für die Entstehung des Constitutum voraussetzen müssen, 
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Die Ausführungen sind nach den verschiedensten Richtungen 
hin, in literarhistorischer, diplomatischer, quellenkritischer Be- 
ziehung ganz ausnehmend interessant und lehrreich. Aber 
auch hier ist nicht bewiesen, was bewiesen werden müsste, 
nämlich dass jene Bedingungen und Hülfsmittel eben allein 
im Frankenreiche, nicht auch in Rom vorhanden gewesen sein 
konnten. 

Nach alledem wird man anerkennen müssen, dass Grauert 
eigentlich Momente, welche positiv den fränkischen Ursprung 
beweisen oder denselben auch nur plausibeler machen als 
den römischen, nicht beigebracht hat. Er hat den Beweis, 
welcher nach seinem eigenen Auspruche demjenigen obliegt, 
der den römischen Ursprung in Abrede stellt, nicht er- 
bracht. 
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Rechtsquellen, 


I. 


Das Tessiner Kirchengesetz vom 28. Januar 1888. 


Mitgetheilt 
Von 
Dr. Karl Burckhardt, 


Altregierungsrath zu Basel. 


Bis zum Jahre 1859 standen die Pfarrgemeinden des Kantons 
Tessin rechtlich und thatsächlich unter ausländischer kirchlicher Juris- 
dietion. Der grössere Theil derselben, sowie die bündnerischen Gemeinden 
Poschiavo und Brusio gehörten zum Bisthum Como, ein kleinerer zum 
Erzbisthum Mailand. Die Bestrebungen zur Lostrennung von dem 
fremden Diöcesanverband, und zur Vereinigung des Tessin mit eineni 
schweizerischen Bisthum oder zur Bildung eines eigenen, blieben lange 
ohne Erfolg. In rechtlicher Beziehung änderte sich diese Sachlage erst 
darch den Beschluss der Bundesversammlung vom 22. Juni 1859, durch 
welchen jede auswärtige Episcopaljurisdiction auf Schweizerboden auf- 
gehoben, und der Bundesrath mit den Verhandlungen beauftragt wurde, 
welche bezüglich einstweiliger Vicariate, sowie des künftigen Bisthums- 
verbands der betreffenden schweizerischen Gebietstheile und der Bereini- 
gung der Temporalien erforderlich wären. Während aber über die 
Ausscheidung der Bisthumsgüter durch den Vertrag vom 30. November 
186% und das nachträgliche Uebereinkommen vom 20. November 1867 
eine Einigung zwischen der Schweiz und dem Königreich Italien zu 
Stande kam, ging es mit der Regelung der kirchlichen Angelegenheiten 
länger. Nur in Bezug auf die zwei bündnerischen Gemeinden Poschiavo 
und Brusio gelang es den 23. October 1869 (ratificirt den 29, August 
1870), eine Uebereinkunft des schweizerischen Bundesraths mit dem 
Päpstlichen Stuhl abzuschliessen, wonach dieselben vom Bisthum Como 
abgetrennt und dem Bisthum Chur einverleibt wurden, Im Kanton 
Tessin blieb es dagegen thatsächlich beim Alten. Der dortige Klerus 
betrachtete sich nach wie vor als von den lombardischen Bischöfen ab- 
hängig, und die Curie erkannte das Bundesgesetz vom 22. Juni 1859 
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nicht als zu Recht bestehend an. Bei den in den Jahren 1860 bis 1862 
geführten Verhandlungen (vgl. Gareis und Zorn, Staat und Kirche 
in der Schweiz, Bd. II, S. 20 ff.) verlangte der päpstliche Nuntius vor 
Allem, dass die Ernennung des apostolischen Vicars für Tessin durch 
den Papst allein zu geschehen habe, ohne Mitwirkung der Staatsbehörde, 
wie sie die schweizerischen Delegirten forderten, und sodann, dass der 
apostolische Vicar in seiner Jurisdietion volle Freiheit habe, dass er also 
keinem Placet unterworfen sei, die Oberaufsicht über den Religions- 
unterricht, die Disciplinargewalt über die Geistlichen, die Gerjchtsbar- 
keit in kirchlichen Sachen, und die Verwaltung des Kirchenguts unbe- 
schränkt ausüben könne. Diese Forderungen standen mit der damaligen 
Gesetzgebung des Kantons Tessin, und besonders mit dem Kirchengesetz 
vom 24. Mai 1855, in einem solchen Widerspruch, dass eine Verständi- 
gung unmöglich war. 

Dieses Kirchengesetz von 1855 (legge ecclesiastico-civile) war ein 
Kampfgesetz gegen die römische Kirche im vollen Sinne des Wortes. 
Vor Allem gab es dem Staatsratlı ein weit gehendes Recht des Placet; 
diesem unterlagen nicht nur alle päpstlichen und bischöflichen Erlasse, 
sondern auch alle gegen Geistliche oder Laien ausgesprochenen kirch- 
lichen Censuren, alle Pfarrwahlen, und die Errichtung und Aenderung 
von Pfarreien. Der Staatsrath war befugt, aus wichtigen Gründen 
Pfarrer abzusetzen, sowie Pfarreien und geistliche Stiftungen aufzuheben, 
und deren Vermögen zu Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecken zu ver- 
wenden. Zuwiderhandlungen gegen diese Placetbestimmungen konnten 
an den Urhebern und Gehülfen unit Busse bis zu 5000 Franken bestraft 
werden, und zwar darch den Staatsrath selbst! So verurteilte diese 
Behörde im Jahr 1874 die Drucker der Zeitung Credente catolico, welche 
von der gegen einen Geistlichen ohne Einholung des Placet ausge- 
sprochenen Censur Mittheilung machte, zu Tausend Franken Geldbusse; 
freilich wurde in Folge Recurses an die Bundesbehörden dieses Urteil 
sowohl vom Bundesrath als von der Bundesversammlung wegen Ver- 
letzung der Pressfreiheit aufgehoben. Schon vor dem Kirchengesetz hatte 
der Staatsrath von sich aus eine Verordnung über das Placet erlassen 
(4. Mai 1855), nach welcher er Zuwiderhandlungen mit Busse von vier- 
hundert bis zehntausend Franken, sowie Amtsentsetzung gegenüber 
Pfarrern, aussprechen konnte. Ebenso hatte er durch Decret vom 29, März 
1855 festgesetzt, dass Missbrauch des geistlichen Amts auf administra- 
tivem Wege mit Busse von 100 bis 400 Franken zu bestrafen sei; und 
als solcher Missbrauch wurde erklärt jeder bei Ausübung des geistlichen 
Amtes ausgesprochene Tadel oder Anspielung (sic) zur Discreditirung 
der staatlichen Behörden. Noch das Tessiner Strafgesetz vom 25. Januar 
1873 enthält in den Artikeln 135—141 ein ganzes Kapitel über den 
Amtsmissbrauch der Geistlichen, setzt aber die exorbitanten Bussen ganz 
bedeutend herunter und überträgt ihre Anwendung den Gerichten. 

Die Lage der Dinge änderte sich im Kanton Tessin mit dem 
Jahr 1875, als die conservative Partei die Oberhand gewann. Das Ver- 
fassungsgesetz vom 20. November 1875 führte die geheime Abstimmung 
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bei kantonalen und Gemeinde-Wahlen und Abstimmungen ein, gewähr- 
leistete die Freiheit des Unterrichts, und übertrug die Entscheidung von 
Verwaltungsrechtsstreitigkeiten den Gerichten. Obwohl seither die 
früheren Hindernisse vun Seite der tessinischen Gesetzgebung nicht ınehr 
bestanden, dauerte es doch noch fast ein Jahrzehnt, bis die kirchlichen 
Verhältnisse des Kantons geregelt wurden; und auch diese Regelung ist 
eine provisorische, indem eine Einigung darüber. ob der Kanton ein 
besonderes Bisthum bilden, oder aber mit einem schon bestehenden 
schweizerischen solle vereinigt werden, nicht konnte erzielt werden. Da- 
mit man auch nur so weit kam, bedurfte es noch der ganz besonderen 
Umstände, die in der anormalen Lage des Bisthums Basel bestanden. 

Von den sieben Kantonen, welche dem im Jahr 1828 reconstruirten 
Bisthum Basel angehörten, hatten Bern, Solothurn, Aargau, Thurgau 
und Baselland in der Diöcesanconferenz zu Solothurn den 29. Januar 
1873 in Folge der durch das vaticanische Concil und den Altkatholi- 
cismus entstandenen Streitigkeiten beschlossen, es sei die dem Bischof 
Eugenius Lachat unterm 29. November 1863 zur Besitzergreifung des 
bischöflichen Stuhls ertheilte Bewilligung zurückgezogen, und damit die 
Amiserledigung ausgesprochen; und es sei ihm die Ausübung weiterer 
bischöflicher Funcetionen in den Kantonen untersagt. Dieser Beschluss 
wurde später dahin ausgelegt, dass damit nur der Bruch des bisherigen 
Verhältnisses der fünf Kantone zum Bischof verstanden sei, dass es 
aber diesem freistehe, auch ferner seine bischöflichen Functionen in den 
ihm treu gebliebenen Kantonen Luzern und Zug auszuüben. Die Re- 
curse, welche sowohl der Bischof als auch eine Anzabl katholischer Be- 
hörden und Privaten gegen das Vorgehen der Mehrheit der Diöcesan- 
kantone an den Bundesrath und nachher an die Bundesversammlung 
ergriffen, wurden abgewiesen. Damit war die formelle Berechtigung 
desselben bundesrechtlich anerkannt, doch gab der Bericht der Com- 
mission des Nationalraths dem Bedenken Ausdruck, »ob es klug ge- 
»wesen sei, durch die Absetzung des Bischofs eine Lage zu schaffen, 
»aus der wieder in normale Geleise einzulenken unzweifelhaft seine 
Schwierigkeiten haben wird.«e Das Domcapitel, welches sich weigerte, 
der Einladung der fünf Kantone nachzukommen und einen Bisthums- 
verweser zu ernennen, wurde von denselben aufgehoben. Bischof Lachat 
verlegte seinen Sitz nach Luzern und blieb im Verkehr mit der römisch- 
katholischen Geistlichkeit seines Bisthums, wie auch alljährlich Schaaren 
von Kindern aus demselben nach dem Kanton Luzern geführt wurden, 
um dort die Firmelung zu empfangen. 

Je mehr die Wogen des Culturkampfes sich legten, um so mehr 
fühlte man, dass der Zustand im Tessin und in der Diöcese Basel un- 
haltbar sei, und um so geneigter wurde man zu einer Verständigung, 
und zwar nicht nur von Seite der kantonalen Behörden, sondern auch 
von Seite des päpstlichen Stuhls und des Bundesraths, So gelang es 
am 1. September 1884 zwei Verträge zwischen den schweizerischen Dele- 
girten und dem päpstlichen abzuschliessen, von welchen der erste sich 
auf die kirchlichen Verhältnisse des Tessin, der zweite auf die des Bis- 
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thums Basel bezieht. Für das Tessin konnte man sich nur auf ein 
Provisorium, die Aufstellung eines apostolischen Administrators, einigen, 
und zwar wurde für diese Stelle von vornherein Bischof Lachat bestimmt, 
damit durch seine Entfernung eine den Diöcesanständen genehme Per- 
sönlichkeit auf den bischöflichen Stuhl von Basel könne erhoben werden. 
Zugleich wurde die Lostrennung der tessinischen Pfarreien von den lom- 
bardischen Bisthümeru, welche die Curie bisher nicht anerkannt hatte, 
ausgesprochen. Die Ernennung des apostolischen Admiistrators soll 
durch den päpstlichen Stuhl geschehen; ebenso nach dem zweiten Ver- 
trag diejenige des Bischofs von Basel, während nach dem Ueberein- 
kommen vom 26. März 1828 diese Wahl dem Domcapitel zustand. 

Es ist nicht zu läugnen, dass hiermit das schon im Jahr 1860 vom 
Nuntius gestellte Hauptbegehren, die Wahl des Administrators durch 
den Papst, wenigstens formell, zugestanden war, wenn auch thatsächlich 
eine Verständigung mit den Staatsbehörden über die Person des zu 
Wählenden vorausgegangen war, und in einem besonderen Protokoll auf 
diese Verständigung Bezug genommen wurde. Aber auch die zweite 
päpstliche Forderung von 1860, die Freiheit des Administrators in seiner 
geistlichen Jurisdiction wurde durch das zwischen dem päpstlichen Stuhl 
und der Regierung von Tessin den 23. September 1884 zu Bellinzona 
abgeschlossene und durch den Tessiner Grossen Rath den 27. November 
1884 bestätigte Uebereinkoınmen bewilligt. Durch dasselbe wurde das 
Placet der Regierung aufgehoben in Bezug auf alle Hirtenbriefe und 
Erlasse des Administrators, auf die Ernennung seines Vicars und des 
Personals seiner Canzlei, auf die Einrichtung, den Unterricht und die 
Verwaltung des Seminars und die Wahl der Vorsteher und Lehrer des- 
selben. Ausserdem wurden die ökonomischen Leistungen des Kantons, be- 
treffend die Wohnung und die Dotation des Administrators, festgesetzt, 

Die nähere Ausführung dieser Grundsätze ist enthalten in dem 
Gesetz über die Freiheit der katholischen Kirche und über die Verwal- 
tung der Kirchengüter, welches der Grosse Rath den 23. Januar 1886 
erliess, und mit welchem er das Kirchengesetz von 1855, sowie den Ab- 
schnitt des Strafgesetzes von 1873 über den Missbrauch des geistlichen 
Amts aufhob. Das Gesetz zerfällt in drei Capitel. Das erste Capitel 
wiederholt die dem Administrator durch das Uebereinkommen vom 
23. September 1884 zuerkannten Befugnisse, und fügt denselben bei 
die Freiheit, öffentliche Gebete und Andachtsübungen vorzuschreiben, 
Processionen anzuordnen, die Begräbnisse der "Katholiken und alle 
anderen kirchlichen Functionen zu regeln. Ebenso wird ihm die Wahl 
der Lehrbücher für den katholischen Religionsunterricht und die 
Wahl der Religionslehrer zugestanden. Wegen Missbrauchs des geist- 
lichen Amts kann kein Mitglied des Klerus von den weltlichen 
Behörden bestraft werden. Die zwei folgenden Capitel behandeln die 
Pfarreien und die Verwaltung der Pfarreigüter, die Befugnisse des 
Pfarrgemeinderaths und der Pfarrgemeindeversammlung, sowie das 
Verfahren bei Vacanz einer Pfarrei. Die Wahl des Pfarrers steht, 
abgesehen von den Patronats- und Capitularpfrüänden, der Pfarr 
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gemeindeversammlung zu; sie wählt auch den Pfarrgemeiuderath, und 
hat die Entscheidung über Veräusserung von Liegenschaften, welche der 
Pfarrkirche gehören, über Processführung, Eingehung von Schulden, und 
das Recht der Prüfung der Jahresrechnungen der Pfarrei. 

Es ist begreiflich, dass dieses Gesetz, welches an Stelle einer 
strengen Bevormundung der Kirche ihre völlige Freiheit einführte, viel- 
fachen Widerspruch fand, und zwar nicht nur von Seite der radicalen 
Partei, sondern auch von einem Theil der Conservativen. Die Agitation 
für Ergreifung des Referendums wurde eifrig betrieben, und brachte bald 
die nöthige Stimmenzahl zusammen. Das Schicksal des Gesetzes bei 
der Volksabstimmung schien Vielen zweifelhaft. Sie fand am 21. März 
1886 statt, und ergab das Resultat, dass 11812 gegen 10481 Stimmen 
sich für die Annahme erklärten. Am 26. März erklärte der Staatsratlı 
das Gesetz in Kraft. Die kleine Mehrheit der Annehmenden lässt vor- 
aussehen, dass auch jetzt der kirchliche Frieden im Tessin nicht auf die 
Dauer begründet ist. 


1. 

Uebereinkommen zwischen dem schweizerischen Bundes- 
rathe und dem heiligen Stuhl, betreffend kirchliche Ver- 
hältnisse. 

(Vom 1. September 1884.) 


Der schweizerische Bundesrath, in seinen eigenen Namen und im 
Namen des Cantons Tessin, und 

Der heilige Stuhl, haben infolge ihres Beschlus:es. ein Ueberein- 
kommen zur Regelung der Kirchenverhältnisse der Pfarreien des Cantons 
Tessin abzuschliessen, zu ihren diesfälligen Bevollmächtigten ernannt: 

Der Bundesrath: Herrn A. O. Aepli von St. Gallen, seinen ausser- 
ordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister in Wien, und 
Herrn R. Peterelli von Savognino, Cantons Graubünden, Mitglied 
des schweizerischen Ständerathes; 

Der heilige Stuhl: Monseigneur D.Ferrata, Hausprälat des hei- 
ligen Vaters, Untersecretär der Congregation für ausserordentliche Kirchen- 
angelegenheiten, 

welche, nach gegenseitiger Mittheilung ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Vollmachten, folgende Artikel, mit Vorbehalt der 
Ratification seitens ihrer hohen Auftraggeber, vereinbart haben: 

Art. 1. 

Die Pfarreien des Cantons Tessin werden kanonisch von den Bis- 
thümern Mailand und Como losgetrennt und unter die geistliche Ad- 
ministration eines Prälaten gestellt, welcher den Titel eines apostolischen 
Administrators des Cantons Tessin annimmt. 

Art. 2. 

Die Ernennung des apostolischen Administrators geschieht durch 

den heiligen Stuhl. 
Art. 3. 
Sollte der Titular vor der endgültigen Organisation der Kirchenver- 
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hältnisse der Pfarreien des Cantons Tessin mit Tod abgehen, so werdeu 
der Bundesraih, der Canton Tessin und der heilige Stuhl sich über 
die Verlängerung des durch gegenwärtige Uebereinkunft aufgestellten 


Provisoriums vereinigen. 
Art. 4. 


Der Canton Tessin verpflichtet sich, die für die Vollziehung dieses 
Uebereinkommens, namentlich in Bezug auf den Gehalt des apostolischen 
Administrators, seinen Wohnsitz u. s. w., erforderlichen Maassnahmen 


zu treffen. 
Art. 5. 


Die Ratification dieses Uebereinkommens ist binnen drei Monaten in 
Bern auszuwechseln. 


So geschehen in Bern, den 1. September 1884. 
(L.-S.) . (gez) A. O. Aepli. 
(gez.) R. Peterelli. 
(L.-S.) (gez.) D. Ferrata. 


Protokoll. 
Die Delegirten des schweizerischen Bundesrathes für den Abschluss 
einer Uebereinkunft wit dem heiligen Stuhl, betreffend die provisorische 
Organisation der Kirchenverhältnisse der Pfarreien des Cantons Tessin, 
haben für nothwendig erachtet, durch gegenwärtiges Protokoll zu con- 
statiren, dass der Bundesrath sich auf die Mittheilung beruft, welche 
Seine Eminenz der Cardinal Jacobini am 20. October 1883 an Herrn 
Regazzi, Präsidenten des Staatsrathes des Cantons Tessin, in Bezug 
auf die Wahl der zum Amte eines apostolischen Administrators von Tessin 
zu berufenden Person, gerichtet hat. 
Bern, den 1. September 1884. 


(Unterschriften wie oben.) 


— 


11. 

Uebereinkommen zwischen dem schweizerischen 
Bundesrathe und dem heiligen Stuhl, betreffend 
kirchliche Verhältnisse, 

(Vom 1. September 1834.) 

Nachdem die anormale Lage, in welcher das Bisthum Basel sich be- 
findet, die Aufmerksamkeit des heiligen Stuhles und der Diöcesancantone 
auf sich gezogen, haben 

der schweizerische Bundesrath, im Namen der Cantone Luzern, Zug. 
Solothurn, Basel-Landschaft, Aargau und Thurgau, und 

der heilige Stuhl es nothwendig gefunden, für eine geregelte Ver- 
waltung dieses Bisthums Vorsorge zu treffen. 

Zu diesem Zwecke... (wie unter No. I). . vereinbart haben: 

Art. 1. 

Es wird, sobald Msgr. Eugen Lachat vom heiligen Stuhl eine 
andere Bestimmung erhalten hat, zur Wahl eines Nachfolgers desselben 
auf dem bischöflichen Stuhe von Basel geschritten werden, 
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Art. 2. 

In Abweichung von den Bestinnmungen der Uebereinkunft vom 
26. März 1828, welche die Beziehungen zwischen den Vertragsparteien 
regeln, wird die Ernennung des Nachfolgers von Msgr. Lachat dem 
heil. Stuhle anheimgegeben , welcher zu dieser Würde einen Geistlichen 
des Bisthums Basel wählen wird, der dem Bundesrathe genehm ist und 
die von den kanonischen Vorschriften der Kirche geforderten Eigenschaften 
besitzt. 

Es wird ausdrücklich erklärt, dass diese Abweichung keinen mit 
den Bestimmungen der vorerwähnten Uebereinkunft im Widerspruch stehen- 
den Präcedenzfall schaffen sell. 

Art. 3. 

Nach Einsetzung des neuen Bischofs wird zur Constituirung des Donı- 
capitels von Solothurn und zur Regelung der allfällig entsprechenden Finanz- 
fragen geschritten werden. 

Art. 4. 

Die Ratificationen gegenwärtiger Uebereinkunft sind binnen drei 
Monaten in Bern auszuwechseln. 

So geschehen in Bern, den 1. September 1884. 

(Unterschriften.) 
Protokoll. 

Die vom schweizerischen Bundesrathe und voın heiligen Stuhl zum 
Abschluss der das Datum gegenwärtigen Protokolls tragenden Ueberein- 
kunft zum Zwecke der Herbeiführung einer geregelten Verwaltung des 
Bisthums Basel berufenen Delegirten haben es für nothwendig erachtet, 
folgendes zu constatiren: 

1) In Bezug auf die Stellung des Cantons Bern ist zu constatiren, 
dass dieser Canton zwar an den Berathungen über vorerwähnte Ueber- 
einkunft nicht Theil nimmt. dass er aber von der Vereinigung der das 
Bisthum Basel bildenden schweizerischen Cantone sich nicht getrennt hat. 

2) Die Delegirten des Bundesrathes constatiren, dass als Bischof 
von Basel die Person des Monseigneur Fiala, Propst des Domcapitels 
von Solothurn, dem Bundesrathe genehm sein wird. 


Bern, den 1. September 1884. 
(Unterschriften wie oben.) 


II. 
Vebereinkommen zwischen dem Canton Tessin und 
dem heiligen Stuhl über die Errichtung einer 
apostolischen Administration in der Republik und 
Canton Tessin. 


Abgeschlossen den 23. September 1884. 
Ratifieirt den Zu eeer 1884, 


2. December 
Der Staatsrath der Republik und des Cantons Tessin. 
Nach Einsicht und Prüfung des zwischen dem Canton Tessin und 
dem heiligen Stuhl abgeschlossenen Uebereinkommens zum Zweck für die 
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Errichtung einer apostolischen Administration in genanntem Canton zu 
sorgen, abgeschlossen zu Bellinzona, den 23. September 1384; 

In Betracht des Beschlusses des Grossen Rathes vom 27. Noveniber 
1884, wodurch der Staatsrath ermächtigt wird, das unten erwähnte 
Uebereinkommen zu ratificiren, welches lautet: 

[Ludovicus, tituli S. Mariae de Victoria S. R. E. Presbyter Car- 
dinalis Jacobini. SSmi. Dni. Nostri Leonis PP. XIII. a secretis 
Status. 

Cum inter Apostolicam Sedem et Gubernium pagi Ticinensis die 
vigesima tertia septembris labentis anni Conventio inita fuerit, qua com- 
muni consilio ea constituta et ordinata sunt quae respiciunt spirituale 
regimen Pagi Tieinensis, cujus Conventionis tenor est hujusmodi, nempe:] 

In Folge des zu Bern den ersten September laufenden Jahres zwischen 
den Delegirten des heiligen Stuhles und den Delegirten des hohen schwei- 
zerischen Bundesraths abgeschlossenen Uebereinkommens, durch welches 
der Canton Tessin die Verpflichtung übernabm, die für die Errichtung 
einer apostolischen Administration auf seinem Gebiet nöthigen Anord- 
nungen zu treffen, haben der heilige Stuhl und der Staatsrath von Tessin 
für nöthig erachtet, ein ferneres besonderes Uebereinkommen abzu- 
schliessen, welches darauf gerichtet und bestimmt ist, solebe Anordnungen 
im gemeinsamen Einverständniss zu treffen. 

Zu diesem Zwecke haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der heilige Stuhl: 

Monsignor Domenico Ferrata, Hausprälat Seiner Heiligkeit, 
Untersecretär der h. Congregation der ausserordentlichen kirchlichen An- 
gelegenheiten, und 

der Staatsrath des Cantons Tessin: 

den Herrn Advocaten Pietro Regazzi, Staatsrath, und den Herrn 
Advocaten Magatti, Grossrath, 

welche nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befun- 
denen Vollmachten folgende Artikel, unter Vorbehalt der Ratification 
ihrer respectiven Auftraggeber, festgesetzt haben: 

Art. 1. 

Der apostolische Administrator wird frei sein, seine geistliche 

Jurisdietion im ganzen Gebiet des Cantons Tessin auszuüben. 
Art. 2. 

Derselbe wird volle Freiheit haben in der Wahl seines Vicars und 
des Personals seiner Canzlei, wie auch in der Publication seiner Hirten- 
briefe und der andern auf sein geistliches Amt bezüglichen Erlasse. 

Art. 3. 

Der apostolische Administrator wird vorläufig in Balerna residiren. 
Es bleibt jedoch verstanden, dass sein definitiver Sitz in der Folge in 
einer der Städte des Cantons wird festgesetzt werden, deren Wahl im 
gemeinsamen Einverständniss erfolgen wird. 

Die Regierung des Cantons Tessin wird dem genannten apostolischen 
Administrator eine passende Wohnung aus dem hiefür reservirten Ver- 
mögen verschaffen. 
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Art. 4. 

Aus demselben Vermögen verpflichtet sich die Regierung des 
Cantons Tessin, der dem Canton Tessin eigenen und direct vom heiligen 
Stahl abhängigen apostolischen Administration ein Patrimonium zu con- 
stituiren, dessen jährlicher Ertrag nicht weniger als siebenzehntausend 
Franken sein wird. 

Diese Summe wird mit zwölftausend Franken das Einkommen der 
apostolischen Administration bilden. und mit fünftausend Franken ver- 
wendet werden für die zur Errichtung von Lehrstühlen der Philosophie 
und Theologie nöthigen Ausgaben, welche Lehrstühle bestimmt sind zum 
Unterricht der Cleriker beider Riten, des römischen und ambrosianischen, 
in Bezug auf welche Riten keine Neuerung wird eingeführt werden. 

Art. 5. 

Die Regierung des Cantons Tessin wird fortfahren, dem Seminar 
zu Pollegio jährlich die Summe von sechstausend Franken auszurichten. 
Art. 6. 

Der apostolische Administrator wird volle Freiheit haben in allen, 
was die Einrichtung, den Unterricht und die Verwaltung des Seminars 
oder der Seminare des Cantons betrifft. Es wird daher in seiner Macht 
stehen, die Directoren, Superioren und Lehrer dieser Anstalten zu er- 
nennen und zu entlassen. 

Art, 7. 

Die Regierung des Cantons Tessin beabsichtigt nicht, dass durch 
dieses Uebereinkommen irgendwie beeinträchtigt werden die aus kirch- 
lichen Stiftungen oder aus Legaten und Schenkungen zu frommen Zwecken 
herrührenden Rechte oder Vortheile, welche nach Recht, Billigkeit oder 
Gewohnheit im Staate Tessin, den juristischen Personen und den Bürgern 
des Cantons Tessin als bisherigem Theil der Diöcesen von Mailand und 
von Como zustehen können. 

Art. 8. 

Die Ratificationen dieses Uebereinkommens werden in Bellinzona 
in Lauf von drei Monaten ausgewechselt werden. 

Bellinzona, den 23. September 1884. 

(L.-S.) (gez) Domenico Ferrata. 
: e Adv. Pietro Regazzi. 
n > Adv. Massimiliano Magatti 

Erklärt dass dieses Uebereinkommen ratificirt ist, und in allen 
seinen Theilen Gesetzeskraft hat, und verspricht im Namen der Republik 
und des Cantons Tessin, dasselbe gewissenhaft und jederzeit zu beobachten. 

Zum Zeugniss dessen wird die gegenwärtige Ratification unter- 
zeichnet und mit dem Staatssiegel versehen zu Bellinzona den zweiten 
December 1884. 

Für den Staatsrath: 
Der Vicepräsident: 
(L.-S.) Dr. G. Casella. 
Der Staatssecretär: 
Ingenieur G. Gianella, 


170 | Miscellen. 


[Nos Sanctitatis Suae nomine Conventionem hanc a Nobis diligenter 
inspectain atque perpensam ratum habenius et confirmamus, 

In quorum fidem solemne hoc ratihabitionis documentum Nostra 
subscriptione munivimus eique sigillum Nostrum apponi jussimus. 


Datum Romae e Seeretaria Status die 24 Novembris anno 1884. 
‘ (firm.) L. Card. Jacobini.] 
(L.-S.) 


IV. 
Gesetz über die Freiheit der katholischen Kirche und über 
die Verwaltung der Kirchengüter. 


(Angenommen vom Grossen Rath den 28. Januar 1886). 


Der Grosse Rath der Republik und des Cantons Tessin 

In Betracht des Uebereinkommens vom 1. September 1884, abge- 
schlossen in Bern zwischen dem heiligen Stuhl und dem Bundesrath, 
betreffend die Einrichtung einer apostolischen Administration im Canton 
Tessin; 

In Betracht auch des Uebereinkommens vom 23. September 1884, 
abgeschlossen in Bellinzona zwischen dem heiligen Stuhl und dem Staat 
und Canton Tessin, zum Zweck die für die genannte Einrichtung nöthi- 
gen Maassregeln zu treffen; 

In Betracht dass die Tessinischen Pfarreien kanonisch von den 
Bisthümern Como und Mailand losgetrennt sind ; 

Da nunmehr die cantonale Gesetzgebung mit diesen Verträgen in 
Uebereinstimmung muss gebracht werden; 

Auf den Vorschlag des Staatsraths, 
Beschliesst: 
Capitelll 

Art. 1. Die Tessinischen Pfarreien werden unter die Administration 
eines besondern Ordinarius gestellt, 

Art. 2. Der Ordinarius (jetzt apostolische Administrator) übt 
seine geistliche Jurisdiction im ganzen Gebiet des Cantons aus. 

Art. 3. Derselbe hat volle Freiheit in der Wahl seines Vicars und 
des Personals seiner Canzlei, in der Publication seiner Hirtenbriefe und 
der andern auf sein geistliches Amt bezüglichen Erlasse. 

Er hat ebenso volle Freiheit ,. öffentliche Gebete und andere An- 
dachtsübungen vorzuschreiben, heilige Processionen anzuordnen, die Be- 
gräbnisse der Katholiken und alle andern kirchlichen Functionen zu 
regeln. 

Er ist auch völlig frei in allem, was die Gründung, die Einrich- 
tung, den Unterricht und die Verwaltung des Seminars oder der Seminare 
des Cantons betrifft, und daher auch in der Ernennung und Entlassung 
der Directoren, Superioren und Lehrer dieser Anstalten. 

Ihm steht zu, die Wahl der Lehrbücher für den Unterricht der 
katholischen Religion, und diejenige der Katechisten , welche darin 
unterrichten sollen. 
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Ihm allein ist übertragen die Aufsicht über den Klerus in Allem, 
was die kirchlichen Dinge betrifft. 

Ueberhaupt wird der Ordinarius frei mit seinem Klerus und Volk 
verkehren können, und diese werden mit ihm können frei verkehren. 

Art. 4. Kein Mitglied des Klerus wird bei den weltlichen Behör- 
den können in Anklagestand versetzt oder verfolgt werden für irgend 
eine Sache, welche sich auf die Versehung ader Verweigerung von 
Handlungen ihres heiligen Amtes. oder auf die gesetzmässige Freiheit 
der Ausübung desselben bezieht; und es werden ihm keinerlei Strafen 
und Bussen können auferlegt werden. ausser für gemeine Verbrechen, 
Vergehen und Uebertretungen, und immer unter den für die andern 
Bürger festgesetzten Garantien und Formen. 

Wenn ein Priester schuldig erkannt wird. werden ihm keine andern 
Strafen können auferlegt werden, als die, welche ihn als Bürger 
treffen. 

So oft ein Mitglied des Klerus wird verhaftet oder in Anklage- 
stand versetzt werden, wird der Ordinarius durch die zuständige Behörde 
davon benachrichtigt werden, damit er die von den Umständen gefor- 
derten Maassregeln kirchlicher Natur treffen kann. 

Capitel I. 

Art. 5. Die Pfarreien und Vicepfarreien. welche gegenwärtig be 
stehen, und die, welche künftig in Gemässheit des gegenwärtigen Ge- 
setzes sollen gegründet werden, werden als juristische Personen erklärt. 

Art. 6. Den Pfarreien gehören, unter Vorbehalt erworbener Rechte: 

a) die Pfründgüter und die Pfarrei- und Vicepfarrei-Kirchen; 
b) die für den Unterhalt und den Dienst der Pfarrei- oder 
Vicepfarrei-Kirchen bestimmten Fabrikgüter, 

Art. 7. Die Ernennung zu den Pfarrei- ınd Vicepfarrei-Pfründen 
geschieht in denjenigen Pfarreien, welche nicht den Capiteln überlassen 
sind, durch die Pfarrgemeinde-Versammlung mit Mehrheit der Stimmen 
aller römisch -apostolisch -katholischen Bürger, welche die Pfarrei- oder 
Vicepfarrei bilden, Stimmrecht haben und in der Versammlung an- 
wesend sind. 

$ 1. DieCapitularpfründen werden gemäss den kirchlichen Gesetzen 
und Beschlüssen vergeben. 

8 2. Die Rechte der Patrone auf die Pfründen aus privatem 
Patronatsrecht werden aufrecht erhalten. 

$ 3. Kein Gewählter kann den Besitz oder die Leitung einer 
Pfarrei oder Vicepfarrei übernehmen , ohne zuvor die Vorschriften der 
kirchlichen Gesetze erfüllt zu haben. 

Art. 8. Der Ordinarius hat das ausschliessliche Recht, interimistisch 
für die vacanten Pfründen zu sorgen, zum Zweck der Seelsorge bis zur 
definitiven Ernennung des Titulars. 

Die von ihm ernannten geistlichen Verwalter werden sofort die 
Ausübung ihrer Functionen antreten, und, wenn sie am Orte wohnen, 
ein Recht auf den Antheil an dem ganzen Pfründertrag haben, im Ver- 
hältniss zur Zeit, während der sie ihr Amt werden ausgeübt haben, 
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Der zur interimistischen Bersorgung einer vacanten Pfarrei oder 
Vicepfarrei ernannte geistliche Verwalter oder Delegat, welcher in ihr 
nicht wohnen könnte oder schon eine andere Pfründe in ihr hätte, wird 
berechtigt sein, von dem Pfarrei- oder Vicepfarrei-Pfründertrag eine 
billige Vergütung zu beziehen, welche vom Ordinarius wird festgesetzt 
werden, nach Anhörung des Pfarrgemeinderaths. 

Art. 9. Die juristische Persönlichkeit aller zur katholischen Kirche 
gehörenden Anstalten und Stiftungen wird anerkannt, in den Gränzen 
und unter der Garantie der bestehenden Gesetze. 

Art. 10. Alle Kirchen, Capellen, heiligen Orte und Güter sind 
der Aufsicht des Ordinarius unterstellt. Wenn es sich um zum öffent- 
lichen Gebrauch bestimmte Güter handelt, so kann keine Aufhebung 
oder Veräusserung oder Vertauschung derselben, oder Verwendung zu 
andernı Gebrauch, wäre es auch nur der Früchte allein, stattfinden, 
ohne Zustimmung der kirchlichen Behörde. 

Art. 11. Die Errichtung von Pfründen wird gestattet sein gemäss 
den kirchlichen Gesetzen. 

Dem Ordinarius wird ausserdem freistehen, Pfründen zu modificiren, 
zu theilen, oder zwei oder mehr zu vereinigen; mit dem Vorbehalt dass, 
wenn es sich um Pfarrpfründen handelt, die Zustimmung der betreffenden 
Pfarrgemeindeversammlungen nöthig ist; wenn es sich um Pfründen 
privaten Patronatsrechtes handelt, diejenige der Patrone. 

$. Wenn mit einer Pfründe eine die Schule betreffende Verpflich- 
tung sollte verbunden sein, werden jedenfalls auch die Interessen 
des öffentlichen Unterrichts müssen gewahrt werden. 

Art. 12, Die Verwaltung der Güter und Einkünfte der Pfarreien 
und Vicepfarreien, sowie der für die Fabrik, den Unterhalt und die ge- 
wöhnlichen Ausgaben der Pfarrei- und Vicepfarrei-Kirchen bestimmten, 
steht dem Pfarrgemeinderath zu, vorbehalten die Bestimmungen der 
Artikel 10 und 22. 

$ 1. Vorbehalten werden die besondern, durch die Stifter oder 
durch Verträge festgesetzten Bestimmungen, und die Rechte des In- 
vestirten als Usufructuars. 

$ 2. Das Vollziehungsregiement dieses Gesetzes wird die nöthigen 
Bestimmungen und Cautelen festsetzen, um den Pfarreien und Vice 
pfarreien die Verwaltung und Erhaltung aller Pfarreigüter zu sichern, 
mit Inbegriff der für die Congrua bestimmten. 

Art. 18. Der Pfarrgemeinderath wird durch die Pfarrgemeinde 
versammlung ernannt und besteht aus nicht weniger als drei und nicht 
mehr als sieben Mitgliedern, wie das Reglement festsetzen wird; nebst 
zwei bis fünf Suppleanten. 

Wenn die Pfarrei aus mehr als einer Gemeinde besteht, wird 
darauf gesehen werden, dass alle Gemeinden vertreten seien. Wenn die 
Pfarrei aus bedeutenden Theilen einer Gemeinde besteht, wird, so weit 
möglich, darauf gesehen werden, dass alle Theile vertreten seien. 

Art. 14. Die Mitglieder des Pfarrgemeinderaths haben eine Amts- 
dauer von drei Jahren und sind immer wieder wählbar, 
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Das Amt eines Mitglieds des Pfarrgemeinderaths ist für eine 
Anıtsdauer obligatorisch und unentgeltlich. 

Art. 15. In den Pfarreien und Vicepfarreien, in welchen die 
Congrua oder die Cultusausgaben ganz oder zum Theil durch die Ge- 
meinde geliefert werden, hat die Municipalität das Recht, ein Mitglied 
des Pfarrgemeinderaths zu ernennen, wenn er aus drei, und zwei Mit- 
rlieder, wenn er aus einer grösseren Zahl besteht. 

$ 1. Der Pfarrer oder Vicepfarrer ist von Amtswegen Mitglied des 
Pfarrgemeinderaths. 

$ 2. Wenn in der Pfarrei mehrere Pfarrer sind, steht dieses Recht 
dem zu, welcher in der Leitung der Pfarrei der älteste ist. 


Art. 16. Die Beschlüsse des Pfarrgemeinderaths werden mit 
Stimmenmehrheit gefasst. Bei Gleichheit der Stimmen entscheidet die 
des Präsidenten. 

$. Zur Gültigkeit eines Beschlusses des Pfarrgemeinderaths bedarf 
es der Anwesenheit der absoluten Mehrheit der Mitglieder des Raths. 


Art. 17. Der Pfarrgemeinderath wählt aus seiner Mitte den 
Präsidenten, und aus seiner Mitte oder ausserhalb derselben einen 
Secretär. Er ernennt auch einen oder mehrere Verwalter der Fabrica 
und den Sacristan, aus einer vom Pfarrer, Vicepfarrer oder geistlichen 
Verwalter präsentirten Liste von zwei oder mehreren Personen, und be- 
stimmt deren Besoldung. 

$. Der Verwalter der Fabrica oder sein Vertreter wird eine dem 
Werth der ihm anvertrauten Gegenstände entsprechende Caution leisten. 

Art. 18. Zur Competenz der Pfarrgemeindeversanmlung gehören: 

a) die Wahl des Pfarrers oder Vicepfarrers ; 

b) die Wahl des Pfarrgemeinderaths, unter Beobachtung der Be- 
stimmung des Artikel 13; 

c) der Verkauf oder Tausch von liegenden Gütern, welche den 
Pfarrkirchen oder Vicepfarrkirchen gehören; 

d) die Beschlüsse, betreffend Processführung und Eingehung von 
Schulden oder anderen Verpflichtungen, mit oder ohne Hypothek, zu 
Lasten der Pfarrei- oder Vicepfarreigüter; 

e) die jährliche Prüfung und Genehmigung der Rechnungen der 
Pfarrei. 


$1. Für die unter lit. c und d dieses Artikels erwähnten Be- 
schlüsse bedarf es der Zustimmung von zwei Dritteln der in der Ver- 
sammlung Anwesenden. 

$2. Jeder Entscheid bezüglich der Bestimmungen der lit. c und d 
dieses Artikels ist nichtig, ohne die Zustimmung des Ordinarius oder 
seines Delegirten. 


Art, 19. Die Rechnungen der Pfarrei werden auch jährlich dem 
Ordinarius zur Genehmigung übersandt. | 

Art. 20. Die Pfarr- oder Vicepfarrgemeinde-Versammlung besteht 
aus allen römisch-apostolisch-katholischen Activbürgern, welche im 
Gebiet der Pfarrei oder Vicepfarrei domicilirt sind. 
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Sie versammelt sich in der Gemeinde, wo sich die Pfarrkirche 
oder Vicepfarrkirche befindet. 

$. Die Vorschriften für ihre Einberufung und Abhaltung sind die 
vom Gemeindeorganisationsgesetz festgesetzten. 

Art. 21. Der Pfarrgemeinderath ist gehalten, die Pfarrgemeinde- 
versammlung innerhalb zwei Monaten seit Erledigung der Pfarrei oder 
Vicepfarrei einzuberufen, zur Vornahme der Wahl des Titulars. 

Art. 22. Die vorgehenden Bestimmungen sind nicht anwendbar 
auf die Güter der den Capiteln überlassenen Pfarreien, welche sie gemäss 
ihrer Stiftung verwalten und darüber verfügen. 

Art. 23. Die Bruderschaften und die andern kanonisch errichteten 
frommen Gesellschaften verwalten ihre Güter frei unter der Aufsicht des 
Ordinarius oder seines Delegaten, welchem sie jährlich über ihre Ver- 
waltung und die Erfüllung der darauf lastenden Verpflichtungen Rech- 
nung ablegen werden. 

Art. 24. In keinem Falle werden die Ueberschüsse oder Rück- 
stände von für den Cultus bestimmten Einkünften zu einem andern. 
öffentlichen oder privaten Gebrauch können verwendet werden, ohne die 
Zustimmung des Ordinarius. 

Art. 25. Der Pfarrer bestimmt, in Uebereinstimmung mit dem 
Pfarrgemeinderath, die Zeiten der gottesdienstlichen Verrichtungen bei 
Festen. Alle Anordnungen in Bezug auf die andern gottesdienstlichen 
Verrichtungen stehen dem Pfarrer zu, welcher jedoch gehalten ist, auf 
die Gewohnheiten und die Bequemlichkeit der Bevölkerung Rücksicht 
zu nehmen, 

Art. 26. Der Gebrauch der Glocken wird, soweit er die gottes- 
dienstlichen Verrichtungen betrifft, durch die kirchliche Behörde geordnet; 
durch den Pfarrgemeinderath, soweit er die anderen Bedürfnisse der 
Pfarrei betrifft; durch die Gemeinde, soweit er die Berufung der Ge 
meindeversammlungen, das Zeichen für die Schule, die Gemeindearbeiten, 
die Ankunft des Arztes, Brandfälle oder andere öffentliche Unfälle betriftt. 

8. Es bleiben unpräjudieirt die eventuellen Eigenthumsrechte der 
Gemeinden, der Bürgerschaften, der Corporationen oder der Privaten. 
vorbehalten die Verpflichtung, die Glocken ihrer Bestimmung zu erhalten. 

Art. 27. In denjenigen Pfarreien oder Vicepfarreien, wo die Pfarr-. 
besoldung oder die Cultusausgaben ganz oder zum Theil durch die Ge 
meinde bestritten werden, bleiben die in dieser Beziehung gegenwärtig 
bestehenden Verträge oder Uebungen in Kraft, vorbehalten die Bestim- 
mungen des Artikels 49 der Bundesverfassung. 

Art. 28. Die Streitigkeiten in Bezug auf die Ausübung des 
Stimmrechts in den Pfarrgemeindeversammlungen, auf ihre Zusammen- 
berufung und Abhaltung, auf die Ernennung des Pfarrgemeinderasths. 
und auf ihre Beschlüsse werden durch den Bezirkscomniissär entschieden, 
vorbehalten Berufung an den Staatsrath, nach den für Verwaltungs 
sachen aufgestellten Regeln. 

Diejenigen in Bezug auf die Ausübung des Cultus gehören in die 
Competenz des Ordinarius, 
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Art. 29. Die weltlichen Behörden werden, auf Ansuchen, den 
kirchlichen Behörden ihre Hülfe gewähren, damit die Ordnung während 
der kirchlichen Verrichtungen nicht gestört, und die Pfarrer der Kirche 
und die geistlichen Diener in der Ausübung ihrer Pflichten nicht ge- 
hindert werden, und damit die in. Gemässheit des gegenwärtigen 
Gesetzes getroffenen Anordnungen der kirchlichen Behörde ausgeführtwerden. 

Art. 30. Durch das gegenwärtige Gesetz wird das Recht zum 
Loskauf von Zinsen, jährlichen Renten, frommen Vermächtnissen und 
allen andern Leistungen, in Natura oder in Geld, nicht abgeschafft, 
welche Grundstücke belasten zu Gunsten von Pfründen, Kirchen, Ora- 
torien, Capellen, Corporationen u. s. w., für Messen, Gebete, Almosen 
und andere fromme Zwecke, nach den Regeln und Vorschriften der 
Gesetze vom 20. Mai 1806 und 6. Mai 1812 über den Loskauf der 
Zehnten. 

Capitel II. 

Art. 31. Wenn ein Beneficiat die Genehmigung seiner Wahl von 
Seite des Ordinarius erlangt hat, wird er berechtigt sein in den Besitz 
der Pfründe eingesetzt zu werden. 

Art. 32. Die Einsetzung in den Besitz wird geschehen durch den 
Delegaten des Ordinarius in Verbindung mit einer Delegation des Pfarr- 
gemeinderaths, wenn es sich um Pfarrei- oder Vicepfarrei-Pfründen 
handelt, und der Patrone, wenn es sich um eine Pfründe aus privatem 
Patronatsrecht handelt, mittelst öffentlicher Urkunde, welche durch einen 
vom Delegaten des Ordinarius erwählten Notar verfasst wird, und ein 
genaues Inventar der Güter, Einkünfte und Lasten der Pfründe, und 
ebenso der bezüglichen Titel, welche dem Beneficiaten zugestellt werden, 
enthält. 

Von dieser Urkunde wird der Notar jeder der drei betheiligten 
Parteien eine Copie geben. 

Art. 33. Die Einsetzung in den Besitz wird durch den Delegaten 
des Ordinarius allein geschehen, wenn die Delegation des Pfarrgemeinde- 
raths oder die Patrone sich weigern sollten, daran Theil zu nehmen. 

Art. 34. Das Inventar oder der Status der Uebergabe der Canoni- 
catspfründen wird nur für die Präbende stattfinden, und es wird, ausser 
dem Delegaten des Ordinarius, der Vorsteher des Capitels daran theil- 
nehmen und unterzeichnen. 

$1. Wenn ein Canonikat auf Patronatsrecht beruht, werden auch 
die Patrone dazu eingeladen werden. 

$ 2. In den Collegiatsstiften, wo die Präbenden eine gemeinsame 
Masse bilden, ist das Inventar oder der Status der Uebergabe nicht 
hothwendig. 

Art. 35. Wenn eine Pfründe durch Verzicht oder Entlassung des 
Investirten vacant wird, wird es dem Delegaten des Ordinarius ob- 
liegen, die Berechtigten zu benachrichtigen, dass sie dem verzichtenden 
oder abgesetzten Titular die Pfründgüter abnehmen, und von ihm das 
wrückfordern sollen, was er nach Vergleichung der Urkunden drır Ueber- 
gabe und der Zurückgabe schulden sollte. 
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$ 1. Wenn aus dieser Vergleichung sich ein Ausfall oder Verlust 
ergiebt, und Grundstücke veräussert worden sind ohne die nothwendigen 
Genehmigungen und Bedingungen, so ist die Veräusserung in diesem 
Fall nichtig, und die Güter werden für die Pfründe vindicirt werden: 
wenn aber die Vindication aus irgend einem Grund keinen Erfolg haben 
sollte, oder wenn sich bei den Grundstücken nur eine Verschlechterung 
ergiebt, oder sich eine Verschleuderung von Mobilien herausstellt, oder 
Verbrauch oder schuldvoller Verlust von Capitalien, oder von anderen 
zinstragenden Titeln oder Rechten, so bleiben alle die, welche in solchen 
Fällen die Erben des verstorbenen Beneficiaten sind, oder der Beneficiat 
selbst in den vorgenannten Fällen der Absetzung oder des Verzichts, 
strenge verpflichtet, den der Pfründe erwachsenen Schaden wieder gut 
zu machen oder zu ersetzen. 

$ 2. Wenn sich im Gegentheil ergiebt, dass der Stand der Pfründe 
verbessert ist, so können weder die Pfründe noch der nachfolgende Bene- 
ficiat mit irgend einer Rückerstattung belastet werden, da grundsätzlich 
jedem Beneficiaten nicht weniger die Verpflichtung zur Melioration ob- 
liegt, als die, niemals zu deterioriren. — Wenn aber, im Fall von ausser- 
ordentlichen, und namentlich fruchtbringenden Meliorationen, der Bene- 
ficiat vor deren Vornahme sich mit dem Ordinarius oder mit dem Pfarr- 
gemeinderath, oder, wo es sich um eine Patronatspfründe handelt, auch 
mit den Patronen über eine nachherige Vergütung verständigt hat, wird 
es bei der Verabredung bleiben: aber ohne vorherige Verständigung 
sollen sie als zu Gunsten der Pfründe gemachte freiwillige Geschenke 
angesehen werden. 

$3. Im Falle des Todes des Titulars wird die Zurückgabe durch 
seine Erben zu geschehen haben. 

Art. 86. Die Verwaltung der vacanten seelsorgerischen Pfründen 
wird durch den Pfarrgemeinderath geführt werden, welcher dem Dele 
gaten des Ordinarius und der Pfarrgemeindeversammlung Rechnung ablegt. 

$ 1. Die vacanten Canonicatspräbenden werden durch den Vor- 
stand des Capitelcollegiums verwaltet werden, welcher dem Ordinarius 
und dem Capitel Rechnung ablegen wird. 

$ 2. Wenn die vacante Pfründe auf privatem Patronatrecht be- 
ruht, wird die Verwaltung durch die Patrone geführt, welche dem Ordi- 
narius Rechnung ablegen werden. 

Art. 37. Durch das gegenwärtige Gesetz werden aufgehoben, zu- 
gleich mit allen damit in Widerspruch stehenden Gesetzen, Verordnungen 
und Verfügungen: 

a) die folgenden Bestimmungen des Strafgesetzes: (u. s. w.) 

b) das bürgerlich-kirchliche Gesetz vom 24. Mai 1855; 

c) die folgenden Bestimmungen des Gemeindeorganisations- Ge 
setzes: (u. s. w.) 


Ausführungs- und Uebergangsbestimmungen. 


Art. 38. Der Staatsrath wird beauftragt, innerhalb drei Monaten 
ein Reglement über Anwendung dieses Gesetzes zu erlassen, 
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Art. 39. Der Staatsrath wird beauftragt, auf Grund der Bestim- 
mungen des Gesetzes über das Referendum, das gegenwärtige Gesetz 
zu publiciren und die Zeit seiner Inkrafttretung zu bestimmen. 
Bellinzona, 28. Januar 1886. 

Für den Grossen Rath. Der Präsident: 
Advocat V. Scazziga. 
Die Secretäre: 
G. Solari. Advocat G. Lurati. 


Der Staatsrath 
der Republik und des Kantons Tessin. 

In Betracht des Artikels 10 des Gesetzes vom 16. Mai 1833 
über die Anwendung des Referendums; 

In Betracht und nach Prüfung der Protokolle der Gemeinde- 
versammlungen, welche am 21. d. M. abgehalten worden sind, um sich 
über die Annahme oder Verwerfung des Gesetzes vom 28. Januar 1886 
über die Freiheit der katholischen Kirche und über die Verwaltung der 
Kirchengüter auszusprechen ; 

In Betracht. dass an den Versammlungen 22,517 Bürger theil- 
nahmen, dass sich in den Urnen 259 ungültige oder weisse Zettel fanden, 
und 34 Zettel mehr als Stimmende; 

In Betracht, dass sich für die Annahme 11,812 Bürger und für 
die Verwerfung 10,481 aussprachen, wonach das erwähnte Gesetz sich 
als von der absoluten Mehrheit der bei der Abstimmung anwesenden 
Bürger angenommen ergiebt: 

Verordnet: 

Dass das genannte Gesetz vom 28. Januar 1886 über die Freiheit 
der katholischen Kirche und über die Verwaltung der Kirchengüter in 
der amtlichen Gesetzessammlung gedruckt, veröffentlicht und ausgeführt 
werde. 


Bellinzona, 26. März 1886. 


Für den Staatsrath. Der Präsident: 
Dr. G. Casella. 
Der Staatssecretär: 
Advocat P. Regazzi. 


Zeitschrift für Kirchenrecht. XXIT. (N. F. VII) 1. 12 
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Zur eherechtlichen Praxis. 


I. 


Begründet die Verurteilung zu einer entehrenden Strafe auf Grund 
unseres heutigen Strafgesetzbuchs einen Ehescheidungsgrund im 
rheinischen Rechtsgebiet ? 


Von 


Dr. Scherer, 


Rechtsanwalt in Mainz. 


— yo. 


Durch Urteil eines rheinpreussischen Schwurgerichts war X. wegen 
Meineids zu fünf Jahren Zuchthaus und zehn Jahren Ehrverlust verurtheilt 
worden. Begründet ein solches Urteil nach heutigem rheinischen Recht 
für den Ehegatten des Verurteilten ein Recht auf Ehescheidung ?- 

Die herrschende Meinung verneint die Frage, weil der Artikel 
232 C. c. durch unser Reichsstrafgesetzbuch aufgehoben sei, welches keine 
infamirenden Strafen im Sinne des Art. 232 C. c. mehr kenne. Dieser 
Ansicht ist das Reichsgericht beigetreten und hat in dem er- 
wähnten Fall und in einem weiteren Fall die Ehescheidungsklage in 
Uebereinstimmung mit den beiden Vorinstanzen abgewiesen R.-G. II 
Sen. 6. October 1885 S. A. c. A., abgedruckt im Rh, A. Bd. 76 Theil 2 
S. 102—110 und am 16. April 1886 (Jur. Ztschr. für Els.-Lothr. 1886, 
S. 294—302); ebenso Laudgericht Colmar am 10; Januar 1874 (Puchelt, 
Zeitschrift Bd. 4 S. 684), ferner das frühere Appellationsgericht Zwei- 
brücken am 2. Februar 1875 in Hauser, Zeitschrift Bd, 5 S. 175; 
v. Weinrich in der Zeitschrift f. Kirchenrecht 1885 Bd. 20 
S. 321, — diese Abhandlung fand die Billigung des Reichsgerichts. — 
fn demselben Sinne eine Abhandlung im Rheinischen Archiv.Bd. 
65 S. 118 und 69 (1885) Theil 4 S. 1--18 (Schmitz); ebenso Loew; 
‘ Der Code civil in der Pfalz 1885 zu Art.232 C. c.;Cretschmar und 
Müller zu Art. 232 C. c. Diese Ansicht herrschte seit 1871 in der 
bayerischen Praxis. 

Im entgegengesetzten Sinne: Puchelt, Zeitschrift für französ. 
Civilr. Bd. 4 S. 435; Scherer, Das rheinische Recht und die Reichs 
gesetzgebung S. 20-21, Althoff zu Art. 232 C. c,; Urteil des O.- 
L.-G. Colmar vom 6. Juli 1885 in der Juristischen Zeitschrift für 
Elsass-Lothringen 1885 $S. 433—439. (Nicht mehr das St.-G.-B. 
sondern die Natur der Handlung entscheide, ob die erkannte Strafe eine 
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entehrende ist). Das Urteil wurde jedoch durch das Reichgericht am 
16. April 1886 inzwischen aufgehoben und die Klage abgewiesen, Jur. 
Ztschr. f. Els.-Lothr. 1886, 294— 302. 

In Belgien existirt seit Einführung des neuen Strafgesetzbuches 
von 1867 die nämliche Streitfrage; im Sinne des Reichsgerichts haben 
sich ausgesprochen: Laurent, Principes Bd. III 197, Arntz, Code 
eivil Bd. I 403. Bezüglich der Praxis vgl. Pasicrisie 1876 S. 6 und 
106, 1878 S. 28 und 260, 1881 S. 54 und hier am Schlusse, 

Verdient die Ansicht des Reichsgerichts Billigung? Gewiss ist der 
Ansicht des höchsten Gerichtshofs insofern beizutreten, als erklärt wird: 
Die Gerichte seien nicht berufen, Lücken im Gesetze auszufüllen. 
Baden und Hessen seien dem bedauerlichen Zustand entgangen, indem 
sie in ihrem Einführungsgesetz zum St.-G.-B. die Frage gesetzlich ge- 
regelt hätten. Allein es fragt sich: Existirt eine solche Lücke in der 
Gesetzgebung? Diese Frage ist zu verneinen. Der Art. 232 C. c. be- 
stimmt, dass die rechtskräftige Verurteilung zu einer infamirenden 
Strafe einen Eheschetdungsgrund bildet. Der Gesetzgeber des C. c., 
welcher 1806 und 1807 zu Stande kam, musste annehmen, dass der 
Begriff »infamirende Strafe« einem Wechsel unterworfen sei, zumal 1810 
bereits ein anderes Straf-Gesetz-Buch erschien; zur Zeit, als der Art. 
232 C. c. zu Stande kam, existirten die infamirenden Strafen des C. p. 
von 1810 noch nicht. Der Begriff »infamirende« Strafe wechselt mit 
der Zeit und insbesondere können einzelne Wirkungen, wie die Brand- 
markung, später wegfallen oder aufgehoben werden. 

Dass auch unser Straf-Gesetz-Buch infamirende Strafen kennt, 
wird Niemand läugnen wollen: es sind die Zuchthausstrafe und alle Ge- 
fängnisstrafen, neben welchen die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt 
wurden. Wenn unser St.-G.-B. statt »infamirende« Strafen den deut- 
schen Ausdruck Ehrenstrafen wählte, so ist dies erklärlich. 

Dass aber der (ungefähr 1807) entstandene Art. 232 Code civil 

ausschliesslich und gerade die infamirenden Strafen des 1810 entstan- 
denen Code penal im Auge hatte, ist schwer begreiflich. 
‚ Noch weniger zutreffend sind die Motive zu Art. 232 Code civil. 
Wenn Loire Bd. 5 S. 300 folgende Worte des Redners des Tribunats 
mittheilt »que celui des &poux rompt le contrat. qui par sa propre faute 
degrade son existence civile, et tel est le sort de celui tomb& dans une 
peine infamante«, — so frage ich: degradirt z. B. ein Beamter, welcher 
zu einer entehrenden Strafe verurteilt wird, nicht seine bürgerliche 
Existenz? Wird er noch in seinen Kreisen gelitten oder ist er nicht 
aus denselben mit der Verurteilung ausgeschlossen? — Schliessen nicht 
Arbeitgeber Leute, welche zu einer entehrenden Strafe verurtheilt sind, 
von ihrer Arbeit aus? 

Sind nicht in unserem St.-G.-B. in erster Linie alle Verbrechen. 
welche mit Zuchthaus bedroht sind, auch im Code penal als »infami- 
rende« Verbrechen behandelt? Unser St.-G.-B. ist immer milder ge- 
worden, es verhängt weniger leicht eine infamirende Strafe, als der 
Code penal, Unter allen Umständen müssen aber doch wohl diejenigen 

12* 
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Verbrechen, welche der Code penal mit »infamirenden« Strafen belegte, 
auch heute noch als solche gelten, insofern nur unser St.-G.-B. sie eben- 
falls bestraft und eine entehrende Strafe im Sinne unseres St.-G.-B. 
verhängt wird. Wenn auch heute die entehrende Strafe nicht mehr 
in der scharfen Weise des Code penal durch Brandmarkung u. s. w. 
vollzogen wird, bleibt das Verbrechen doch immer noch das gleiche 
Verbrechen. | 

Aber auch soweit unser St.-G.-B. die entehrenden (infamirenden) 
Strafen auf andere Verbrechen und Vergehen, als der C. penal von 1310 es 
gethan, ausgedehnt hat, kann man nicht ohne Grund behaupten, dass 
die entehrenden Strafen zur Ehescheidung berechtigen. Ich gebe zu: 
Ueber diese ausdehnende Wirkung unseres St.-G.-B. könnte gestritten 
werden. Dagegen war z. B. Meineid nach dem Code penal von 1810 
ein mit einer »infamirenden« Strafe behaftetes Verbrechen — und ist 
es auch heute noch nach unserem St.-G.-B. Warum nun jetzt die Ver- 
urtheilung wegen Meineids kein Grund zur Ehescheidung mehr sein 
soll, ist wohl schwer zu begründen. Vielleicht deshalb, weil heute der 
Meineidige nicht mehr thatsächlich gebrandmarkt wird? Ist die 
Verurteilung wegen Meineids keine Brandınarkung ? 

Die hier aufgestellte Ansicht, welche mit derjenigen des Reichs- 
gerichts nicht übereinstimmt, geht sonach dahin: Die Verurteilung wegen 
einer strafbaren Handlung, z. B. wegen Meineids, welche sowohl 
nach dem C. penal von 1810 mit einer »infamirenden« Strafe 
im Sinne des C. p. bedroht war, als auch nach dem heutigen 
St.-G.-B. mit einer entehrenden Strafe bedroht ist, begrün- 
det einen Ehescheidungsgrund im Sinne des Art. 232 C.c., wenn ent- 
weder auf Zuchthaus auch ohne Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte erkannt ist oder neben der Gefängnissstrafe die bürgerlichen 
Ehrenrechte aberkannt wurden. 

In allen anderen Fällen, wenn nämlich unsere Strafgesetzgebung 
eine strafbare Handlung mit einer Ehrenstrafe bedroht, welche der C. 
penal nicht mit einer infamirenden Strafe bedroht hatte, oder wenn auf 
keine entehrende Strafe erkannt wurde, begründet die strafrechtliche 
Verurteilung keinen Ehescheidungsgrund im Sinne des Art. 232 C. c. 
nach dem Grundsatz: Poenalia sunt strictissimae interpretationis. 

Es muss daher heute in jedem einzelnen Fall untersucht werden: 

1) War die strafbare Handlung, wegen welcher Verurteilung er- 
folgte, nach dem C. p. von 1810 oder eigentlich nach der Strafgesetz- 
gebung von 1807 mit einer peine infamante bedroht? 

2) Wurde auf eine entehrende Strafe im Sinne unseres St.-G.-B. 
erkannt, d. h. auf Zuchthaus mit oder ohne Aberkennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte oder auf Gefängniss mit Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte? 

Beide Voraussetzungen treffen z. B. bei dem Eingangs erwähnten 
Falle zu. Meineid ist nach Art. 363 C. p. mit Zuchthaus, einer peine 
infamante im Sinne des Art. 7 C.p. bedroht — nach unserem St.-G.-B. 
ist Meineid ebenfalls mit Zuchthaus bedroht. Warum soll nun heute 
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eine Verurtheilung wegen Meineids keinen Ehescheidungsgrund im Sinne 
des Art. 232 C. c. mehr begründen? 

In Baden und Rheinhessen ist die Frage gesetzlich geregelt und 
existirt daher für diese Gebiete die Streitfrage nicht. Die betreffenden 
unten folgenden Bestimmungen schliessen sich jedoch mehr an die im 
protestantischen Kirchenrecht herrschende Auffassung an, nach welcher 
die Verurteilung zu einer längeren Freiheitsstrafe, sollte dieselbe auch 
nicht entehrend sein, wie z. B. Festungshaft, das Recht auf Eheschei- 
dung begründet. 

Der Art. 14 I des Badischen Einführungsgesetzes zum R.-St.-G.-B. 
vom 23. December 1871 (abgedruckt in Bingner und Eisenlohr, Einfüh- 
nngsgesetz zum R.-St.-G.-B. S. 29), welcher die Ehescheidung gemäss 
Art. 232 C. cc. betrifft, lautet: 

»Das Gesetz vom 6. März 1845 (Reg.-Blatt No. 15) über die 
privatrechtlichen Folgen der Verbrechen bleibt mit der Ab- 
änderung in Geltung, dass in $ 13 die Worte »sowie der Gehilfe 
beim Selbstmord« gestrichen werden, und dass $ 19 folgende Fassung 
erhält: 

»»Die Verurteilung eines Ehegatten zur Todesstrafe oder zu 
einer mit Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte verbundenen Zucht- 
hausstrafe oder zu einer fünf Jahre übersteigenden Freiheitsstrafe 
begründet für den andern Ehegatten die Klage auf Scheidung (Land- 
rechtssatz 232).«« 

Der 89 des Hessischen Gesetzes, betreffend den Uebergang zu dem 
für den Norddeutschen Bund erlassenen Strafgesetzbuche, abgedruckt im 
Regierungsblatt 1871 S. 3—8, lautet: 

»Für die Provinz Rheinhessen werden aus dem Einführungsgesetz 
zum St.-G.-B. vom 17. September 1841 die Art. 6—11 und 22 mit 
nachstehenden Aenderungen aufrecht erhalten: 

l) an die Stelle der im Art. 10 Abs. 2 enthaltenen Strafbestim- 
Mung tritt der $ 172 des Bundesstrafgesetzbuches; 

2) das in Art. 11 erwähnte Recht zur Klage auf Ehescheidung 
oder Trennung von Tisch und Bett kann ausgeübt werden: 

im Falle einer rechtskräftigen Verurteilung eines der Ehegatten 
zur Todesstrafe, Zuchthausstrafe, zu einer Festungsstrafe von mehr 
als 5 Jahren oder zu einer Gefängnissstrafe von mehr als 4 Jahren.« 

Es geht hieraus hervor, dass das Badische und Hessische Einfüh- 
ugsgesetz zum St.-G.-B. in principieller Hinsicht nicht ganz überein- 
simmen. Hessen betrachtet die Zuchthausstrafe stets als eine entehrende 
Strafe, während Baden neben der Zuchthausstrafe die Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte verlangt. 

Nach meiner Ansicht ist auch in Elsass-Lothringen die Frage landes- 
sesetzlich in bejahendem Sinne entschieden und zwar durch Art. 3 des 
es-Jothr. St.-G.-B., nach welcheın in den Landesgesetzen, welche auf 
Bestimmungen des Strafgesetzbuches verweisen, die entsprechenden Vor- 
schriften unseres St.-G.-B. an deren Stelle treten. 

Nach der oben vertretenen Ansicht ist die Zuchthausstrafe stets 
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als entehrende Strafe zu betrachten. Denn unser St.-G.-B. verbindet 
mit derselben von Rechtswegen den Verlust gewisser Ehrenrechte und ver- 
bindet mit derselben insbesondere die dauernde Unfähigkeit zum Dienst im 
Heere. Neben derselben können allerdings die bürgerlichen Ehrenrechte noch 
im weiteren Umfange aberkannt werden, so dass wir heute, um einen 
Vergleich aus dem römischen Recht, welches eine capitis deminutio 
maxima, media und minima kannte, herbeizuziehen, eine capitis demi- 
nutio plena und minus plena haben. 

Der Art. V des Einführungsgesetzes zum St.-G.-B. f. Elsass-Loth- 
ringen hat einen Vergleich zwischen den Strafen des C. p. und unseres 
St.-G.-B., wie folgt, gezogen: 

»Vom 1. October 1871 ab darf nur auf die im St.-G.-B. für das 
Deutsche Reich enthaltenen Strafarten erkannt werden.« 

»Wenn in den Landesgesetzen Todesstrafe, travaux forces, deporta- 
tion oder r&clusion angedroht sind, ist auf Zuchthaus, — wenn deöten- 
tion angedroht ist, auf Festungshaft, — wenn dögradation civigue 
angedroht ist, auf Gefängniss mit oder ohne Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte — wenn emprisonnement oder prison 
angedroht ist, auf Gefängniss, falls aber die angedrohte Strafe die 
Dauer von 6 Wochen nicht übersteigt, auf Haft zu erkennen.« 

Diese gesetzliche Vorschrift hat sonach die infamirende Strafe der 
degradation civique des Art. 8 C. p. mit der Aberkennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte im Anschluss an eine erkannte Gefängnissstrafe 
gleichgestellt; Gefängniss mit Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte entspricht der degradation civique; der Strafe des Zuchthauses 
des C. p., welche nach Art. 7 C. p. eine infamirende Strafe ist, ent- 
spricht nach jener gesetzlichen Vorschrift, das Zuchthaus unseres St.- 
G.-B, mögen neben derselben die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt sein 
oder nicht. 

In der rheinhessischen Praxis war noch eine weitere Ansicht her- 
vorgetreten: In der einfachen Verurteilung der Ehefrau eines Beamten 
zu einer kleinen Gefängnissstrafe wegen Spitzendiebstahls wurde ein Ehe 
scheidungsgrund zu Gunsten des Ehemannes gefunden, weil die Ehe- 
frau durch Verübung des Diebstahls eine schwere Beleidigung gegen 
ihren Ehemann begangen und dessen Pensionirung herbeigeführt habe: 
demgemäss wurde durch Urtheil vom 30. Novemb r 1883 S. H. c. HB. 
R. 34 —83 die Ehe geschieden. 

Diese Sache kam in Folge ergriffener Berufung an das Oberlandes- 
gericht Darmstadt; dasselbe umging die Rechtsfrage, erliess über die 
behauptete Einrede der Versöhnung Beweisbeschluss und hob sodann 
das Urteil auf, weil der Beweis geführt wurde. —, Die gleiche An- 
sicht, welche das Landgericht Mainz befolgt hat, herrscht in Belgien. 
Die belgischen Gerichte weisen nicht, wie unser Reichsgericht, die 
fraglichen Klagen ab, sondern sprechen dieselben zu und zwar auf Grund 
des Art. 231 C. e. Die vielberufene Entscheidung des Appellhofs Brüssel 
vom 12. August 1879 (Pasierisie 1880 II, 292) sagt nur: Die Veru 
teilung zu einer entehrenden Strafe im Sinne des heutigen Strafgesetz- 
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buches ist für sich allein kein gesetzlicher Ehescheidungsgrund mehr. 
— Allein nach meinen bei belgischen Rechtsanwälten eingezogenen Er- 
kundignngen sprecheu die belgischen Gerichte, sobald ein Ehegatte zu 
Zwangsarbeit verurtheilt ist, die Ehescheidung auf Grund des Art. 231. c. 
aus. In der Praxis!) ist sonach die Frage aus einer Rechtsfrage zu einer 
Beweisfrage geworden. Auch aus diesem neuen Gesichtspunkte, welchen 
das Reichsgericht noch nicht geprüft hat, dürfte die höchstinstanzliche 
Entscheidung nicht das Richtige treffen. 

Die Streitfrage, ob der Art. 232 €. c. aufgehoben sei, musste in 
Deutschland eigentlich längst vor Einführung des R.-St.-G.-B. entstehen, 
Denn in Birkenfeld wurde bei dessen Wiedervereinigung mit Deutsch- 
and der C. p. aufgehoben; ebenso ist Preussen 1851 und Bayern 1861 
verfahren. — Baden und Hessen haben bei Einführung ihrer St.-G.- 
Bicher die Frage gesetzlich entschieden. 

Es scheint aber, dass vor der Einführung des R.-St.-G.-B. die Streit- 
frage in Deutschland nicht existirt hat. Jedenfalls wurde in Birkenfeld 
ınd wohl auch in Rheinpreussen in der Zeit, welche zwischen der Auf- 
hebung des C. p. durch das Landesstrafgesetzbuch und der Einführung 
ds R.-St.-G.-B. liegt, der Art. 232 C. c. unbeanstandet angewandt, 
äine Thatsache, die auch zum Nachdenken Veranlassung geben dürfte. 


') Vgl. bezüglich der belgischen Pıaxis die Urteile der Tribunale 
entsprechend unsern Landgerichten) zu Brüssel, Nivelles und Gand vom 
2. December 1877, 22. November 1876 und 7. April 1880 in der 
Pasierisie Bd. 3. 1878 und 1881. In den Noten zu diesen Urteilen sind 
die Schriftsteller. welche sich in dem einen oder andern Sinn ausge- 
sprochen haben, angeführt. Vgl. ferner das Recueil von Jamar bei dem 
Wort sdivorces No. 99, 100, 101, 102, 108. 
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Berichtigungen 
zu der Abhandlung: ‚Die Besetzung des päpstlichen Stuhls unter den 
Kaisern Heinrioh III. und Heinrich IV,“ von Wilh, Martens, 


Erster Artikel. 
Zeitschr. XX. (N. F. V.) S. 139—255. 


1 2. 1 v. u. lies: „Beno“ statt: „Benno“. 

.188 2.2 v. o. lies: „sacra“ statt: „sacro“. 

192 Z. 6 v. o. ist ein: „obitum“ zu streichen. 

. 202 Z. 8. v. u. ist hinter „Damiani“ das Komma zu tilgen. 
209 Z. 7 v. o. lies: „propriam“ statt: „proprium“. 

223 2. 13. v. o. lies: „pontificis* statt: „pontifices“. 

243 2. 10 v. u. lies: „Clemente“ statt: „Clementi“. 

246 2. 3 v. o, lies: „bezeichnen* statt: „erachten*. 

249 2. 11 v. o. lies: „Indess* statt: „Dagegen“. 


nnnnmunuwi: 


Zweiter Artikel. 
Zeitschr. XXI. (N. F. VI.) S. 1—98. 


S.3. 2.11 v. o. lies: „illi* statt: „ille*. 

S.4 2.11 v. o. ist das: „Aber“ zu tilgen uud der neue Satz mit „Nicht“ 
zu beginnen. 

S.7 2.13 v. u. ist hinter: Gregor einzuschalten: „VII®. 

S. 17 2. 17. v. o. ist hinter: „konnte“ ein Komma zu setzen. 

S. 44 2. 19 v. o. lies: „praevenit“ statt: „pravenit“. 

S. 44 2. 20 v. o, ist vor: „diebus“ einzuschalten: „a“. 
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Zeitschr. XXII. (N. F. VIL) 8. 1—96. 
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. 86 Z. 19 v. u. lies: „einigen“ statt: „einem“. 
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V. 
Die Constantinische Schenkung. 


Von 
Dr. L. Weiland, 


ordentlichem Professor der Geschichte in Göttingen. 


Zweiter Artikel. 


Es wird am römischen Ursprunge der Constantinischen 
Schenkungsurkunde festzuhalten sein. Wo anders auch als in 
Rom sollte Jemand auf den Einfall gekommen sein, das alte 
Vorrecht der römischen UCleriker, sich weisser Pferdedecken 
und senatorischer Fussbekleidung zu bedienen !), in die angeb- 
liche Urkunde Constantins als Verordnung dieses Kaisers hinein. 
zubringen ? 

Als Zeit der Entstehung des Constitutum hat man, wie 
ich oben schon bemerkte, vielfach das 8. Jahrhundert angenom- 
men; die verschiedenen, noch auseinandergehenden Ansichten 
der Gelehrten hat zuletzt Grauert IV, 528 registrirt 2). Von 
Mehreren wurde dann in dem schon öfter erwähnten Briefe 
Hadrians I. an Karl den Grossen vom Jahre 778 die erste 
Berufung auf die Fälschung gefunden ®), diese somit als in 
jenem Jahre jedenfalls vorhanden erklärt. Eine vorsichtige 
Forschung aber wird dieses Zeugniss nicht als vollgültig an- 


!) Vgl. Grauert IV, 77. | 

2) Auch Kaufmann am Schlusse seiner angeführten Besprechung 
schliesst sich der Ansicht Döllinger’'s an, der die Fälschung zwischen 
754 und 774 entstanden sein lässt. 

®) Cod. Carol. ep. 61: Et sicut temporibus Silvestri a Constantino 
per ejus largitatem Romana ecclesia elevata et exaltata est, et potestatem 
in his Hesperiae partibus largiri dignatus, ita et in vestris temporibus 
ecelesia — exaltata permaneat. 
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erkennen können; dazu sind die Ausdrücke des Briefes zu un- 
bestimmt. Wäre durch andere Momente der Beweis erbracht, 
dass die Fälschung vor 778 entstanden sei, so wäre der Brief 
wohl geeignet, diesen Beweis zu verstärken. So aber wird 
man auch jede andere harmlosere Deutung seiner Ausdrücke 
gelten lassen müssen, wenn sie nur Hand und Fuss hat. 
Grauert hat IV, 15 ff. eine solche gegeben *. Er weist 
darauf hin, dass nach dem Liber pontificalis schon Constantin 
dem Papst Silvester für verschiedene Kirchendotationen eine 
Anzahl Güter in Italien, darunter ganze Inseln, wie z. B. Sar- 
dinien, geschenkt haben soll; »potestatem in his Hesperiae par- 
tibus« bedeute nicht »die Herrschaft über Italien«, sondern 
»Macht und Ansehen in Italien«°). Diese Deutung wird dann 
weiter sehr nahe gelegt durch die ansprechende Vermuthung 
von Grauert, Hadrian habe mit jenen Worten angespielt 
auf die Herrschaft der Päpste in Rom und seinem Ducate. 
Diese Herrschaft galt Pipin und Karl dem Grossen zweifellos 
als alter Besitz des hl. Petrus; thatsächlich waren hier die 
Päpste schon seit Gregor II. die Regenten. Einen Rechts- 
titel für diesen Besitz aber konnte man nicht anführen, die 
Art der Entstehung dieser Herrschaft war eine revolutio- 
näre ©). Da lag es nahe, einen solchen Rechtstitel zu erfinden, 


*#) Vgl. auch IV, 676—679, die Polemik gegen Langen, welcher 
an der Meinung festhält, dass die Ep. 61 sich auf das Constitutum 
berufe. | 

5) Die Zulässigkeit dieser Interpretation wird unbedingt zuzugeben 
sein, obgleich man Grauert kaum beistimmen wird, wenn er meint, 
der andere Begriff, Herrschaft über Italien, erfordere unbedingt in mit 
dem Accusativ. Auch die von Grauert betonte Incongruenz der citirten 
Stelle mit dem folgenden kann ich nicht gelten lassen: sehr wohl könnte 
Constantin dem Silvester die Herrschaft über ganz Italien übertragen 
und andere Leute, Kaiser (»spätere« steht gar nicht in dem Briefe), 
Patricier etc. der römischen Kirche vorher und auch nachher in ver- 
schiedenen Theilen Italiens Grundstücke geschenkt haben. Die politische 
Herrschaft über Italien schliesst doch nicht das Eigenthum an allem 
Grund und Boden in sich. 

6) Nicht ganz glücklich drückt das Grauert IV, 542 so aus: 
»Wie dieser Besitz dem römischen Stuhle zugefallen, konnte man im 
8. Jahrhundert schwerlich durch Urkunden nachweisen. Es war daher 
Raum für Bildung einer mündlichen Tradition zur Erklärung der An- 
fänge des Kirchenstaates. Da lag es denn nahe, auf den grossen Con- 
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indem man dem ersten christlichen Kaiser die Uebertragung 
der Herrschaft über Rom und den Ducat, der potestas in his 
Hesperiae partibus, zuschrieb. 

Von der Verwerthung der Ep. 61 für die Bestimmung 
der Entstehungszeit des Constitutum sehe ich demnach mit 
Grauert ab. Dass man dieses überhaupt in Beziehung brachte 
zu der päpstlichen Territorialpolitik des 8. Jahrhunderts, hat, 
glaube ich, seinen Grund vor allem darin, dass man von all 
den verschiedenen Bestimmungen der Urkunde hauptsächlich 
die Landschenkung ins Auge fasste. Sie ist es ja zweifellos, 
die im Mittelalter von allen anderen Bestimmungen am meisten 
angeführt wurde und welcher sich, wenn man sie in Verbin- 
dung setzt mit den Schenkungen Pipins und Karls des Grossen, 
mit dem gefälschten Berichte der Vita Hadrians I. über letz- 
tere, mit der Territorialpolitik der Päpste, ihrem Anspruche 
auf Oberherrschaft über alle Reiche, auch heute noch das 
Interesse vorzugsweise zuwendet. Ueber dem Interesse an 
dieser einzelnen Bestimmung hat man doch wohl den Inhalt 
anderer Bestimmungen der Urkunde allzusehr in den Hinter- 
grund treten lassen. 

Erst Martens hat auch andere Bestimmungen wieder 
in den Kreis der Betrachtung gezogen und aus ihnen die 
Abfassungszeit zu bestimmen gesucht ?). Dann hat Langen 
in einem Aufsatze im deutschen Merkur 1881 Nr. 34 und in 
erweiterter Ausführung in der Historischen Zeitschrift 1883, 
Bd. L, S. 413 ff. vor allem diejenigen Sätze des Constitutum 
ins Auge gefasst, welche dem Papst Silvester kaiserliche Vor- 
rechte und Würde beilegen, daraus gefolgert, dass die Ur- 
kunde das imperium occidentale dem Papst Silvester und 
seinen Nachfolgern übertragen wolle Indem er aber daran 


stantin zurückzuführen, was man anderweitig nicht leicht sich zurecht 
legen konnte, die Uebertragung eines mässigen Staatsgebietes in der 
Umgebung von Rom auf den päpstlichen Stuhl«e. Seit dem Uebergang 
der Staatsgewalt in Rom und im Ducat auf den Papst war aber doch 
bis zum Jahre 778 noch keine so lange Zeit verflossen, dass Hadrian I, 
im Zweifel sein konnte, wie sich dieser Uebergang vollzogen. Er brachte 
also m. E. nicht eine schon lange lebende mündliche Tradition bona fide 
zum Ausdruck, sondern hat einfach einen Rechtstitel erfunden. Daher 
vielleicht auch der unbestimmte Ausdruck. 
)S. oben 8. 141. 


13* 
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festhält, dass die Ep. 61 auf das Constitutum anspiele, dieses 
also vor 778 entstanden sein lässt, indem er weiter (wie ich 
mit Grauert annehme, irrig) das durch die Urkunde über- 
tragene Gebiet auf Italien beschränkt, kommt er dazu, dem 
Papste Hadrian I. die Absicht unterzuschieben, eine kaiser- 
liche Oberhoheit der Päpste über Italien und speciell über 
. das seit 774 den Franken unterworfene Langobardenreich zu 
begründen; im Geiste der Urkunde habe dann auch Leo III. 
Karl dem Grossen gegen dessen Willen die Kaiserkrone aufs 
Haupt gesetzt. Grauert hat im Nachworte zu seinen Auf- 
sätzen IV, 674 ff. auf die Widersprüche aufmerksam gemacht, 
in welche sich Langen durch seine Constructionen selbst 
verwickelt hat. 

Es ist richtig, Hadrian I. hat versucht, wenigstens Theile 
des Langobardenreiches bei dessen Zusammenbruch seiner 
Herrschaft zu unterwerfen, der respublica Romana anzu- 
gliedern, welche damals schon ausser Rom und dem Ducat 
seit der Schenkung Pipins auch den Exarchat und die Penta- 
polis umfasste, so vor allem das Herzogthum Spoleto, Theile 
der Herzogthümer Tuscien und Benevent ®). Es ist weiterhin 
richtig, dass Hadrian nach dem Scheitern dieses Versuches 
die respublica Romanorum durch Annexionen im Süden, in 
den Gebieten, welche noch der byzantinischen Herrschaft 
unterstanden, zu erweitern suchte °). Es ist endlich mehr als 
wahrscheinlich, dass die Päpste Stephan II. und III. auch auf 
Venetien und Istrien ihr Augenmerk gerichtet haben !°). Es 
lässt sich aber, wie Grauert IV, 547 mit Recht bemerkt, 
kein einziges Zeugniss beibringen, aus welchem päpstliche 
Aspirationen auf die oberitalienischen Stammgebiete der Lan- 
gobarden sich folgern liessen. Indirect bestätigt wird diese 
Ansicht durch die bekannte Interpolation in der Vita Hadriani ''), 
nach welcher Pipin und Karl der Grosse dem hl. Petrus ganz 


°) Vgl. vor allem jetzt Martens, Die römische Frage 8. 142 fl. 

®) Vgl. meine Bemerkungen in dieser Zeitschrift Bd. XVII, 386. 

.10) Vgl. ebenda. 

1) Vgl. darüber Scheffer-Boichorst in Mittheil. d. österr. 
Instituts V, 193 ff., welcher gegen Martens die Interpolation nur auf 
die Stelle, welche die Orts- und Landschaftsnamen enthält, beschränkt. 
Dagegen wieder Martens, Theol. Quartalschrift 1886, S. 613 fl. 
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Italien gerade mit Ausnahme des oberitalischen.,, langobardi- 
schen Hauptgebietes geschenkt haben sollen. Diese Inter- 
polation, welche schon in den ersten Jahrzehnten des 9. Jahr- 
hunderts vorhanden gewesen sein muss, spiegelt mit ihrer 
grossen Landschenkung, wie ich glaube, gerade die territo- 
rialen Bestrebungen Hadrians I. und seiner Umgebung, sozu- 
sagen deren letzte Ziele wieder. Die jetzige Lombardei und 
Ligurien also wollte man den Franken überlassen. Keine 
Spur von Zeugniss aber lässt sich entdecken davon, dass nun 
Hadrian I. eine Obergewalt über die fränkische Herrschaft in 
Italien beansprucht oder erstrebt habe. Nichts verkehrter, 
als diesem Papste das Streben unterzuschieben, eine kaiser- 
liche Oberhoheit des Papstthumes über ganz Italien herstellen 
zu wollen. 

Schon das Verhältniss, in welchem die Päpste bis zu den 
letzten Zeiten Hadrians I. zum byzantinischen Kaiserthume 
standen, schliesst solche imperialistischen Gedanken aus. Ich 
kann nur wiederholen, was ich schon früher ausgeführt habe !?): 
Die Päpste von Gregor II. bis Hadrian I. suchten die un- 
mittelbare Regierung des Kaisers und seiner Beamten in Rom 
und im Ducat, weiter auch im Exarchat auszuschliessen, diese 
Gebiete in eigene Verwaltung zu nehmen, also ein autonomes, 
souveränes Staatswesen zu begründen, ohne aus dem Imperium 
heraustreten zw wollen. Der Kaiser wurde. von ihnen als 
Oberherr, als Suzerain, anerkannt. Das thut Hadrian I. noch 
785 in seinem Synodalschreiben an Constantin und Irene, wo er 
die beiden »nostros principes et magnos imperatores« nennt, 
wo er sie brieflich adorirt °),. Dagegen kann der Umstand 
nicht aufkommen, dass Hadrian I. im Laufe seiner Regierung 
(zuerst am 1. December 781),'*) in seinen Urkunden die Dati- 


12) Bd. XVII, 374. 375. Hierbei erfreue ich mich der vollständigen 
Uebereinstimmung mit Grauert IV, 547. 

15) Jaffs 2448 (1882). Mansi XII, 1072: tamquam praesentialiter 
. humo prostratus et vestris deo dilectis vestigiis provolutus quaero. 

14) Jaffe 2435 (1863). Hierauf legt Scheffer-Boichorst a. 
a. 0. 8. 201 wieder besonderes Gewicht, um die gegentheilige Ansicht 
zu begründen. Wie er sich mit Jaff& 2448 und 2449 dabei abfindet, 
gibt er nicht an. Es soll nicht geleugnet werden, dass die Aenderung 
der Datirung einen weiteren Schritt in der Emancipation von Byzanz 
bedeutet. Es ist vielleicht auch nicht Zufall, dass die ältesten erhaltenen 
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rung nach den Regierungsjahren der Kaiser durch seine eigenen 
Pontificatsjahre ersetzte, während er anfänglich noch an der 
alten Datirung festgehalten hatte !°). 

Erst Leo III. hat das staatsrechtliche Verhältniss, in 
welchem der Kirchenstaat zu Byzanz stand, gelöst, indem er 
diesen nicht etwa für unabhängig erklärte, sondern unter die 
Oberhoheit des Frankenkönigs stellte. Und zwar geschah das 
gleich nach Antritt des Pontificates: Leo III. versprach dem 
König selbst Treue !%), er sandte ihm (als Zeichen der Unter- 
werfung) die Schlüssel der Confessio sancti Petri und das Ban- 
ner der Stadt Rom und forderte ihn auf, einen seiner Grossen 
nach Rom zu senden, um dem Volke den Eid der Treue und 
Unterwerfung abzunehmen !?). Im Zusammenhange damit steht, 
dass Leo Ill. in seinen Urkunden schon vor 800 die Jahre 
nicht nur nach seinem Pontificate, sondern auch nach der 
Regierung Karls in Italien zählt !®), 


Papstmünzen von Hadrian I. herrühren. Vgl. Gregorovius in den 
Münchener Sitzungsberichten 1885, Heft 1, S. 27, und Promis, Monete 
dei Rom. pontefici S. 32. 

15) Vgl. Jaffs 2395 (1837) vom 20. Febr. 772. 

16) Antwort Karls unter den Ep. Carol. nr. 10 bei Jaffe, Bibl. 
rer. Germ. IV, S. 354: »gavisi sumus seu in electionis unanimitate seu 
in humilitatis vestrae obedientia et in promissionis ad nos fidelitate« 
(letzteres statt »in promissione ad nos fidelitatis«). “ Grauert hat IV, 
550 Anm. 4 gegen die landläufige Interpretation dieser Worte Protest 
erhoben und bestritten, dass Leo III. dem König auch Gehorsam ge- 
lobt habe (wiederholt Jahrbuch V, 119). Man wird seine Einwendung 
gelten lassen können, wie das auch Waitz, Deutsche Verfassungsgesch. 
IV?2, S. 704 thut. Das Versprechen der Treue aber bleibt bestehen, und 
das ist die Hauptsache; die fidelitas ist eben die Unterthanschaft. Wie 
anders Karl seine Stellung zu dem neuen Papste danach auffasste, zeigt 
der bekannte Inhalt des Schreibens. Hängt es wohl mit dieser ver- 
änderten Auffassung zusammen, dass Karl in einigen in diese Zeit 
fallenden Schreiben statt des seither üblichen und auch später noch ge- 
bräuchlichen Titels den Titel «rex et defensor sanctae dei ecclesiae« führt’? 
Vgl. Ep. Carol. nr. 7 und 9. 

7) Ann. Einhardi 796; SS. I, 183. Dass das alte Verhältniss zu 
Byzanz mindestens bis zum Tode Constantins VI. (797) gedauert habe, 
wie Grauert IV, 547 meint, ist also irrig. 

18) Siche Jaffe, Reg. Pont. Rom.? S. 307; Waitz, Deutsche Ver- 
fassungsgesch. III, 184 sagt dazu: »Kein Zweifel, dass Karl in gemäss 
desselben (seines Patriciates?) wirkliche Hoheitsrechte in Rom selbst in 


Die Constantinische Schenkung. 191 


Schon zweimal vorher hatten Päpste einen Anlauf zu 
dieser Gestaltung der Dinge genommen: Gregor III., der von 
den Langobarden bedrängt und von Byzanz im Stiche ge- 
lassen, dem Fürsten Karl Martell die Schlüssel zum Grabe 
des hl. Petrus übersandte und ihm anbot, sich von dem Kaiser 
loszusagen und dem Frankenfürsten den Consulatus Roms zu 
übertragen !°); dann stellte der Laienpapst Constantin II., 
dessen Pontificat mit Gewalt erworben und bestritten war, 
dem König Pipin im Jahre 767 fidelitas von seiner und des 
römischen Volkes Seite in Aussicht °°). Beide Male waren die 
Frankenfürsten nicht gewillt oder nicht in der Lage, einer 
solchen Veränderung der staatsrechtlichen Stellung des Kirchen- 
staates zuzustimmen. Im Jahre 796 ging Karl der Grosse 
darauf ein °'), 


Anspruch nahm und Leo sie vollständig anerkannte«, und in Anm. 1: 
»Insofern scheint allerdings noch ein Unterschied zwischen den Verhält- 
nissen unter Hadrian und Leo zu Sein.«e Umsoweniger begreife ich, 
wenn er fortfährt: »Dagegen legen ältere Schriftsteller wol ein zu grosses 
Gewicht auf die Vorgänge des Jahres 796, wenn sie in diesem ein wesent- 
lich anderes Rechtsverhältniss begründet werden lassen. Der Unter- 
schied ist eben der, dass jetzt Karl im Kirchenstaat, vor allem auch in 
Rom, an die Stelle des Kaisers trat, dass sein Patriciat jetzt erst einen 
staatsrechtlichen Inhalt erhielt. 

182) Vgl. Waitz III, 83. 

20) Cod. Carol. nr. 44, S. 148: »Hujus vobis commissae provinciae« ; 
nr. 45, S. 153: »Nos quidem — ut plus etiam quam nostri prae- 
decessores in vestra a deo protecti regni vestri Francorum caritate et 
dilectione atque sincera fidelitate cum omni nostro populo firma 
constantia erimus permansuri«; er will Gesandte an Karl schicken »qui 
vos de nostra fidelitate, quam erga vestram regalem potentiam 
gerimus satisfacere debeant«. Waitz III, 89 Anm. 1, der diese Stellen 
anführt, bemerkt mit Recht, dass Stephan II. und Paul I. bei aller 
Ueberschwänglichkeit der Ausdrücke, die sie in ihren Briefen an die 
Frankenkönige anwenden, solche Worte durchaus vermeiden. Dass sich 
Constantin voll bewusst war, hier die Bahnen seiner Vorgänger zu ver- 
lassen, scheinen die Worte »plus etiam quam nostri praedecessores« zu 
beweisen. 

3!) Dass Karl schon zu Zeiten Hadrians I, danach gestrebt hat, 
seinem Patriciate einen Inbalt zu geben, wenigstens im Exarchate ge- 
wisse Hoheitsrechte in Anspruch zu nehmen, geht aus mehreren Briefen 
des Cod. Carol. besonders nr. 88 und 98 (aus dem Ende der 80er Jahre) 
hervor. Hadrian ist vielleicht auch, wie Martens, Römische Frage 
8.197 meint, früher, zu der Zeit, als ihm der Erzbischof Leo von Ravenna 
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Leo III., im Gegensatze zu den Nepoten seines Vor- 
gängers gewählt, gab also Hadrians I. Politik der Begründung 
eines selbständigen, nur in nomineller Abhängigkeit vom Im- 
perium stehenden, den grössten Theil Italiens umfassenden 
Kirchenstaates auf. Wie kann man Angesichts dieser That- 
sache daran denken, dass die Krönung Karls zum Kaiser durch 
Leo eine Fortsetzung der Politik Hadrians I., die Erfüllung 
der letzten Ziele dieses Papstes gewesen sei? 

Es wird wohl immer im Dunkel bleiben, von wem der 
Gedanke, Karl zum Kaiser zu erheben, zuerst gedacht worden 
ist, ob Karl ihn selbst gefasst, ob er im Kreise der Staats- 
männer und angelsächsischen Gelehrten seines Hofes zuerst 
erörtert worden ist, oder ob der neue Papst selbst, als er von 
seinen Feinden vertrieben, hülfeflehend über die Alpen kanı, 
diese einzige naturnothwendige Lösung der verworrenen ge- 
spannten Verhältnisse mitbrachte oder ob er diese Lösung 
erst nach seiner Rückkehr nach Rom, bei der Anwesenheit 
Karls daselbst gefunden hat ?®). Die Richtung auf dieses Ziel 


den Exarchat streitig machte, geneigt gewesen, eine Art Mitregierung 
des Königs in diesem Gebiete zuzulassen. Wenn er im Jahre 775 die 
Absicht hat, die Einwohner der zwischen ihm und dem Erzbischofe 
streitigen Städte Imola und Bologna sich selbst nicht nur, sondern auch 
dem König den Treueid leisten zu lassen (Cod. Carol. nr. 56, S. 187), 
so ist dabei sehr zu beachten, dass diese beiden Städte, welche zum 
alten Exarchate gehörten, bis dahin überhaupt noch niemals thatsächlich 
unter der Herrschaft der Päpste gestanden hatten. Desiderius hatte sie 
nie herausgegeben und nach dessen Sturze hat sie wohl der Erzbischof 
sofort seiner Herrschaft unterworfen, vielleicht unter Connivenz Karls. 
Hadrian machte also jene Concession an Karl, um die Städte überhaupt 
zu erhalten. Aehnlich ging Hadrian bei einer anderen neuen unsicheren 
Erwerbung der Stadt Terracina 779 vor; Cod. Carol. nr. 66, 8. 208: 
»Terracinensem civitatem, quam in servitio b. Petri et vestro atque 
nostro antea subjugavimus.«e Und eine ähnliche Politik beobachteten 
schon Stephan II. und Paul I. in Bezug auf Spoleto, Cod. Carol. nr. 11, 
S. 65 und nr. 17, S. 79. Ich halte es daher für eine irrige Verall- 
gemeinerung, wenn Waitz III, 182 sagt: »Hadrian liess in den Be 
sitzungen, die er empfangen, wie sich, auch Karl Treue schwören.« Das 
zweite Beispiel, welches er ausser jenem von 775 zum Beleg anführt 
(Cod. Carol. nr. 86, S. 260) bezieht sich auf Capua im Jahre 788, gehört 
also gar nicht hierher. Denn Capua gehörte zum Herzogthum Benevent, 
welches Karls Oberhoheit damals unterworfen war. 

22) Für letzteres und gegen die Entstehung des Gedankens bei den 
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hatte Leo III. schon eingeschlagen, als er sich und Rom der 
Herrschaft des Frankenkönigs unterwarf. Es wird schwerlich 
die Meinung des Papstes gewesen sein, mit diesem Akte aus 
dem Imperium herauszutreten; er betrachtete wohl die kaiser- 
liche Würde als vacant, da in Byzanz ein Weib die Regierung 
führte. Denn dass man das Imperium nicht aufgeben wollte, 
dass die damaligen Menschen diese Vorstellung nicht fassen 
konnten, hat Döllinger glänzend dargethan ??). Auch kein 
westliches Imperium im Gegensatz zum östlichen hat man am 
Weihnachtsabend 800 begründen wollen; die Vorstellung, 
dass das Imperium einzig und untheilbar sei, beherrschte 
die christliche Welt **). Thbatsächlich aber blieb das Kaiser- 
thum Karls des Grossen und seiner Nachfolger auf den 
Westen beschränkt. Am Lebensabende Karls ist es dann zu 
einer Auseinandersetzung mit Byzanz gekommen. Was Karl 
thatsächlich allein beherrschte, ein westliches Imperium, wurde 
officiell, staatsrechtlich von dem Kaiser des nunmehr auf den 
Orient beschränkten Imperium anerkannt ?®). 

Eine solche Scheidung eines westlichen und eines öst- 
lichen Imperiums nun scheint mir die Constantinische Schen- 
kungsurkunde zur Voraussetzung zu haben. Sie selbst scheidet 
scharf zwischen der Herrschaft im Osten, in Byzanz, welche 


Hofleuten ist zuletzt sehr energisch eingetreten Ranke, Weltgeschichte 
V, 2, S. 184 Anm. 1, während Waitz III?®, 191, an der Vermuthung 
festhält, dass der Gedanke von Karls Umgebung ausging und vom Papste 
aufgenommen sei. 

33) Münchener histor. Jahrbuch 1865, S. 337 ff. 

24) Vgl, ebenda S. 352. Dagegen Waitz III®, 199: »Und dass 
man damals das Kaiserthum, wie es Karl empfangen, auch auf den Osten 
bezogen habe, ist eine Annahme, die in dem was überliefert ist, keine 
Begründung hat.« 

35) Vgl. den Brief Karls an Kaiser Michael, Ep. Carol. nr. 40. Dass 
die Auswechselung der Urkunden durch die Abdankung Michaels nicht 
zu Stande kam (erst 815 fand die Auswechselung zwischen Kaiser Leo 
und Ludwig dem Frommen statt, s. Ann. Einhardi 815, SS. I, 202), 
ändert an der historischen Bedeutung dieser Vorgänge nichts. Vgl. 
Ranke a. a. OÖ, 8. 214: »Dennoch sind diese Annäherungen von histo- 
rischer Wichtigkeit, weil damit die Idee des occidentalischen Kaiserthums 
dem byzantinischen gegenüber das erste Mal zu officiellem Ausdrucke kam, 
Es war gleichsam eine Bestätigung der politischen Stellung, welche 
Karl eingenommen und welche die folgenden Zeiten beherrscht hat.« 
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Constantin behält, und der kaiserlichen Herrschaft im Westen, 
welche gewissermassen dem Papste überlassen wird. Eine 
solche Scheidung musste wenigstens thatsächlich concrete Ge- 
stalt angenommen haben, ehe Jemand auf den Gedanken kom- 
men konnte, sie zur Grundlage einer solchen Fälschung zu 
machen. Diese Betrachtung dürfte auch die Annahme aus- 
schliessen, dass das Constitutum entstanden sei kurz vor 800 
in der Umgebung Leos III. mit der Absicht, die Erhebung 
Karls des Grossen zum Kaiser zu rechtfertigen. Hiergegen 
sprechen auch noch andere Erwägungen. Derselbe Papst, 
welcher sich und den Kirchenstaat 796 der Herrschaft des 
Fraukenkönigs unterwarf, der 799 und 800 des Schutzes und 
‘der Macht Karls nicht entrathen konnte, um seine Stellung 
in Rom wiederzugewinnen und zu behaupten, kann in dieser 
Zeit unmöglich den Gedanken gefasst haben, dem Papstthume 
gebühre die Herrschaft über den ganzen Westen, dem Papst- 
thume stehe kaiserliche Ehre und Würde zu. 

Die Fälschung dürfte also frühestens am Ende der Re- 
gierung Karls des Grossen entstanden sein. Der Fälscher ist 
wohl nicht von der Partei Leos III. gewesen. Er gehörte 
vielmehr wohl jener älteren politischen Schule Hadrians I. 
an, welche die grösstmöglichste Selbständigkeit des Papstes 
und des Kirchenstaates anstrebte und welche sich nun mit der 
veränderten Weltlage, mit der vollendeten Thatsache des 
fränkischen Kaiserthums abzufinden hatte. Dieses Kaiserthum 
liess sich, zumal nachdem es sich endgültig auf den Westen 
beschränkt hatte und zu einer gewissen Anerkennung durch 
das alte Imperium in Byzanz gelangt war, nicht mehr be- 
seitigen oder auch nur theoretisch negiren. Da erfand man, 
um dem Papstthume seine Selbständigkeit zu retten, die Ur- 
kunde Constantins des Grossen. Die Anknüpfung an Con- 
stantin lag nahe, da, wenn die obige Vermuthung richtig ist, 
schon Hadrian I. die Herrschaft der Päpste über Rom und 
den Ducat auf Verleihung dieses Kaisers zurückgeführt hatte. 

Was kann nun als die Haupt- und Grundtendenz des 
Constitutum gelten? Ich glaube, mit nichten die Land- 
schenkung; über sie später. Die Haupttendenz ist im Ein- 
gange der Donatio ziemlich deutlich ausgesprochen 2%). Con- 

26) Hierauf hat mich brieflich auch Martens aufmerksam gemacht. 
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stantin giebt hier an, er wolle den päpstlichen Stuhl über den 
kaiserlichen Thron erhöhen, die Päpste sollten von ihm eine 
Gewalt erhalten, welche höher sei als seine irdische Gewalt ?7), 
Die folgenden einzelnen Gnadenverleihungen sind die Aus- 
führungen dieser Absicht, sie bilden zusammen den Inhalt 
der Stellung und der Gewalt, welche verliehen werden soll. 
Sollte diese Gewalt nun eine höhere sein als die kaiserliche, 
so glaubte der Fälscher dies nicht besser definiren zu können, 
als dass er zunächst diese in jener enthalten sein liess. Con- 
stantin verleiht daher im einzelnen zuerst »potestatem et gloriae 
dignitatem atque vigorem et honorificentiam imperialem«. 
Man sieht, die Anschauung ist ganz roh, sinnlich, mechanisch. 
Dass die beiden Gewalten als incommensurabele Grössen ge- 
dacht werden können, dass das sacerdotium dem regnum über- 
geordnet sein könne, ohne den Inbegriff der Rechte des regnum 
seinerseits in sich enthalten zu müssen, kommt dem Fälscher 
augenscheinlich nicht in den Sinn ?®). Die päpstliche hat 
vorab alles was die kaiserliche hat, sie erhält aber noch mehr 
als diese, etwas was sie höher erscheinen lässt als die kaiser- 
liche, nämlich den Primat über die vier anderen Patriarchate 
sowie über alle Kirchen des Erdkreises. 

Eine Consequenz der Ertheilung kaiserlicher Gewalt und 
Würde an den Papst ist dann, dass diesem auch der kaiserliche 
Palast im Lateran, die kaiserlichen Abzeichen, Krone, Scepter 
u.s. w., ferner alle Ehrenbezeugungen zu Theil werden, welche 
dem Kaiser erwiesen zu werden pflegen ?°). Das letztere war 


7) „Ut — etiam et pontifices — potestatem amplius quam terrena 
imperialis nostrae serenitatis mansuetudo habere videtur, concessam & 
nobis nostroque imperio obtineant. — — Et sicut nostra est terrena 
imperialis potentia, ejus sacrosanctam Romanam ecclesiam decrevimus 
veneranter honorare et amplius quam nostrum imperium et terrenum 
thronum sedem sacratissimi beati Petri gloriose exaltari.« Dieselbe 
Motivirung führt auch die grosse Landschenkung ein: »Unde ut non 
pontificalis apex vilescat, sed magis amplius quam terreni imperii 
dignitas et gloriae potentia decoretur.« Text nach der Pariser Hdschr. 
bei Grauert III, 23. 28. 

2) Diese Auffassung ist das Gegenstück zu der Zurückführung 
aller, auch der geistlichen Vorrechte des Papstes, des Primates, auf eine 
Verleihung eines Menschen. 


2%) Weber all dies handelt eingehend und gelehrt Grauert, IV, 
79 ff. 
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wenigstens schon einmal wirklich vorgekommen. Als der Papst 
Constantin I. im Jahre 709 vom Kaiser Justinian II. nach 
Constantinopel entboten war, wurde ihm, erzählt das Papst- 
buch, zu Otranto ein Mandat des Kaisers zugestellt, durch 
welches alle Beamte angewiesen wurden, überall den. Papst 
mit solchen Ehren zu empfangen, als ob es der Kaiser selbst 
sei 3%). Der Papst und seine römischen Begleiter (höhere 
Geistliche und kirchliche Beamte) reiten dann, von dem Sohne 
des Kaisers und dem Patriarchen eingeholt, in Byzanz ein mit 
kaiserlichem Pferdegeschirr , vergoldeten Sätteln und Zäumen 
und mit Pferdedecken °'). Es wäre nicht unmöglich, dass sich 
seitdem in Rom die Anschauung gebildet hätte, dass solche 
Ehren dem Papste überhaupt zuständen. Der Fälscher hätte 
also hier diese Anschauung zum Ausdrucke gebracht, der 
beanspruchten Auszeichnung rechtliche Begründung zu geben 
versucht 2). 

Zur Erreichung seiner Absicht, die päpstliche Gewalt 
höher erscheinen zu lassen als die kaiserliche, schien sich der 
Fälscher aber noch nicht genug gethan zu haben. Unter 
Wiederholung der Begründung des Einganges überlässt Con- 
stantin dem Papst Silvester und seinen Nachfolgern am Schlusse 
der Urkunde die Herrschaft über Rom, Italien und den ganzen 
Westen; er verlegt sein Imperium ®°) nach dem Orient, da es 
nicht recht sei, dass der irdische Kaiser dort eine Gewalt 
habe, wo der himmlische Kaiser den Principat über die Priester 
und das Haupt der christlichen Religion hingesetzt habe 3%). 

Ueberblickt man die angeführten Bestimmungen der Ur- 

°0) Suscepit sigillium imperiale — continens ita, ut ubiubi deno- 
minatus contingeret pontifex, omnes judices ita eum bonorifice suscipe- 
rent, quasi ipsum praesentialiter imperatorem viderent. 

sı) Pontifex autem et ejus primates cum sellaribus imperialibus, 
sellis et frenis deauratis simul et mappulis ingressi sunt civitatem. 

®2) Dass der Fälscher den Liber pontificalis kannte, ist nicht zu 
bezweifeln; wörtliche Anklänge an die citirten Stellen der Vita Constan- 
tini finden sich aber bei ihm nicht, 

88) nostrum imperium et regni potestatem ..... et nostrum illic (in 
Byzanz) constitui imperium. 

%) »ubi principatus sacerdotum et christianae religionis caput ab 
imperatore celesti constitutum est.«e Dies scheint mir die prägnanuteste 


Stelle dafür, dass der Fälscher die göttliche Einsetzung des Primates 
gekannt hat. 
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kunde, so wird man geneigt sein, mit Grauert die Tendenz 
des Constitutum dahin zu definiren, dass es eine kaiserliche 
Oberherrschaft über das gesammte Abendland begründen 
will. Der Fälscher, in dem Bestreben befangen, die Selbstän- 
digkeit des apostolischen Stuhles, die territoriale Unabhängig- 
keit des Kirchenstaates, wie sie unter Hadrian I. bestanden, 
gegenüber dem neuen occidentalen Imperium der Frankenkönige 
sicher zu stellen, greift zu den radikalsten einfachsten Mitteln, 
indem er dem Papste selbst die oberste, die kaiserliche Ge- 
walt im Occident vindieirt. Es sind weitschweifende Tendenzen 
und Aspirationen, welche so zum ersten Male ausgesprochen 
werden; man mag zweifeln, ob der Fälscher die Tragweite 
und die Consequenzen seines Machwerkes vollständig zu wür- 
digen verstand. Fast noch berechtigter aber erscheint der 
Zweifel daran, ob der Fälscher der Interpret von realen Wün- 
schen und Ansprüchen gewesen ist, welche in weiteren Kreisen 
der römischen Geistlichkeit, von Päpsten selbst im Anfange 
des 9. Jahrhunderts gehegt wurden. Die Grund- und Haupt- 
tendenz seines Werkes freilich, die Erhöhung der päpstlichen 
Gewalt über die kaiserliche, entsprach sicher den Anschauungen 
und Tendenzen eines grossen Theiles des römischen Clerus. Ob 
aber auch die Mittel im einzelnen, welche der Fälscher angewandt 
hat, um diese Erhöhung zur Erscheinung zu bringen? Die Päpste 
und die römischen Cleriker der Zeit waren mit nichten alle 
so ungebildet, so brutal und weltlich-herrschsüchtig, als dass 
sie nicht an manchen Bestimmungen des Constitutum Anstoss 
nehmen mussten. Wie sehr widersprachen sie doch z. B. der 
Auffassung, welche Nikolaus I. von dem Ursprunge seiner 
Würde, von dem Verhältniss derselben zu der Staatsgewalt hatte. 
Der Fälscher war der Repräsentant einer extremen Richtung 
innerhalb der römischen Geistlichkeit. Man wird in ihm einen 
Mann zu sehen haben, der in den Hadrianischen Anschauungen 
von der Selbständigkeit des Kirchenstaates aufgewachsen, später 
die Ideen von der Superiorität des sacerdotium über das re- 
gnum, wie sie sich in der Reaction gegen das Kirchenregiment 
Karls des Grossen am Ende seiner Regierung bildeten, in sich 
aufnahm und nun von diesen beiden Strömungen beherrscht, 
im Gegensatze zu dem cäsaropapistischen Systeme des neuen 
Kaiserthums sich ein Ideal construirte, durch welches er jenen 
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beiden Anregungen gerecht zu werden suchte. Er gelangte 
auf diese Weise theoretisch zu der einfachsten Lösung der 
Frage nach dem Verhältniss der beiden obersten Gewalten der 
Christenheit: das Papstthum steht höher als das Kaiserthum, 
denn es hat alles, was dieses hat, und noch mehr. Die realen 
Verhältnisse des 9. Jahrhunderts freilich stellten Jedem, der 
den Standpunkt des Fälschers theilte, noch eine andere Frage: 
wie ist das Verhältniss des Papst-Kaisers, dem rechtlich das 
Kaiserthum im Westen zusteht, zu dem fränkischen Könige, 
der thatsächlich das Kaiserthum besitzt. Auf diese praktisch 
wichtigste Frage bleibt das Constitutum die Antwort schuldig. 
Grauert meint IV, 545 allerdings: »Leise und doch be- 
stimmt deutet die Urkunde an, dass der Papst im abendlän- 
dischen Kaiserthume zur thatsächlichen Handhabung der Re- 
gierung einen Vertreter ernennen wird.« Ich weiss nicht, in 
welchem Satze der Urkunde Grauert diese Andeutung zu 
finden glaubt. Es kann hier etwa nur der Abschnitt in Be- 
tracht kommen, in welchem zum zweiten Male von der kaiser- 
lichen Krone die Rede ist®°), Constantin sagt hier, er habe 
eine Krone aus lauterem Golde von seinem Haupte genommen 
und bestimme, dass Silvester und seine Nachfolger dieselbe 
tragen sollten; Silvester aber habe diese Krone nicht über 
der Tonsur, der corona clericatus, tragen wollen. Darin kann 
ja vielleicht die Andeutung gefunden werden, der Papst kann 
die Krone, die er nicht selbst tragen will, einem Anderen 
verleihen, sich damit einen Stellvertreter für das Kaiserthum 
ernennen °®). 

Vom Standpunkte des Fälschers aus blieb angesichts der 
realen Verhältnisse allerdings nur diese Antwort auf jene 
Frage übrig: der Papst-Kaiser ernennt sich einen Stellver- 
treter, der Kaiser ist also Vicar des Papstes, hat seine Würde 
von diesem. Der Fälscher hat es seinen Lesern überlassen, 
die Lösung selbst zu finden. 

In welches Jahrzehnt des 8. oder 9. Jahrhunderts man 


85) Grauert III, 27. 

6) Es kann aber auch die Andeutung darin gefunden werden: 
jeder Nachfolger des Silvester kann die Krone tragen, da sie Silvester 
ja nicht zurückgewiesen, nur aus Bescheidenheit persönlich zu tragen 
verweigert hat. 
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die Entstehung des Constitutum auch setzen mag, seine Sätze 
zeigen eine solche Kluft zu dem wirklichen Zustande der 
Dinge im Abendlande, dass man sie unmöglich als das Pro- 
gramm eines Realpolitikers betrachten kann. Selbst Papst 
Johann VIII., der doch zum ersten Male über die Kaiserkrone 
frei verfügen zu können glaubte, hat diesen Anspruch nicht 
damit begründet, dass dem Papste eigentlich das Kaiserthum 
zustehe. Er sagt vielmehr, er habe zusammen mit seinen 
Brüdern (den Bischöfen) und dem Senate Karl den Kahlen 
zum Kaiser gewählt °”), Karl habe die kaiserliche Krone, welche 
ihm von Gott gegeben sei, durch das ministerium des Pap- 
stes erhalten °®).. Man kann daher sagen, der Fälscher eilte 
seiner Zeit weit voraus, erst eine spätere Periode der Papst- 
geschichte hat es unternommen, die Ansprüche, welche das 
Constitutum begründen wollte, zu verwirklichen. 

Können die Hauptbestimmungen des Constitutum somit 
schwerlich als der Niederschlag ernstlicher Bestrebungen, 
wirklich geltend gemachter Ansprüche der römischen Clerisei 
angesehen werden, so scheint jeder Versuch aussichtslos, die 
Entstehungszeit näher zu bestimmen. Die Anknüpfung an 
Vorgänge des historischen Lebens scheinen zu fehlen. Den- 
noch will mich bedünken, ist ein Band vorhanden, welches 
die Urkunde mit einem bestimmten Ereigniss in Beziehung 
setzt. Constantin hat nach der Urkunde, wie vorhin erwähnt, 
eine Krone von Gold von seinem Haupte genommen und be- 
stimmt, dass Silvester und seine Nachfolger dieselbe tragen 
sollten; Silvester weigerte sich, diese Krone zu tragen. 
Constantin sagt nicht, dass er nun die Krone wieder an sich 
genommen, sie verblieb also als kaiserliches Geschenk dem Sil- 
vester und seinen Nachfolgern. Eine Krone von Gold mit 
Edelsteinen geschmückt, welche früher dem Kaiser Constantin 
gehört hatte, bringt nun, wie Ermoldus Nigellus berichtet °°), 


»7) Jaffe 3019; Deusdedit, Coll. can, IV, c. 104. 

#) Jaffe 3038 (2266); Mansi XVII, 235. 

®®) Lib. II, v. 425: Tum jubet adferri gemmis auroque coronam, 
Quae Constantini caesaris ante fuit. Vgl. oben S. 153. Auch Thegan 
ec. 17 und das Chron. Moissiac. wissen, dass der Papst eine goldene 
Krone mitbrachte, wie ich der Anmerkung Dümmilers, Poetae lat. aevi 
Carol. II, S. 36 entnehme. 
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Papst Stephan IV. im Jahre 816 dem Kaiser Ludwig dem 
Frommen nach Reims als Gabe des hl. Petrus mit; er krönt 
ihn mit dieser Krone. Hier bedient sich also der Papst der 
im Constitutum erwähnten kaiserlichen Krone Constantins, 
indem er den Sohn Karls des Grossen, den der Vater schon 
813 zum Kaiser ernannt hatte, zum Kaiser neuerdings krönt. 
Eine Beziehung dieses Aktes zu jener Bestimmung des Con- 
stitutum wird sich wohl nicht abweisen lassen. Ich will nicht 
behaupten, dass das Constitutum dem Papste Stephan IV. 
schon vorgelegen hat, dass er aus ihm die Kenntniss geschöpft 
hat, der päpstliche Schatz müsse im Besitze einer Krone des 
ersten christlichen Kaisers sein. Es ist immerhin möglich, 
dass die römische Tradition schon länger eine bestimmte Krone 
als diejenige Constantins bezeichnete, obgleich das Verzeich- 
niss der Geschenke Constantins im Papstbuche keine Krone 
aufführt *%). Möglich also, dass der Fälscher sich diese Tra- 
dition zu Nutze machte. Es wäre aber doch auch nicht un- 
möglich, dass engere Beziehungen zwischen der Gabe StephansIV. 
und dem Constitutum obwalteten., 

Dem Ereignisse des Jahres 816, der Krönung Ludwigs 
durch den Papst, gebührt nämlich eine sehr hervorragende 
Stellung in der Entwickelung des Verhältnisses des Papst- 
thumes zu dem fränkischen Kaiserthume. Ueberblickt man 
die Succession in der Kaiserwürde bis zu Ende des 9. Jahr- 
hunderts, so erkennt man zwei Principien, welche auf die- 
selben bestimmend einwirken. Das eine ist die Ernennung 
und Krönung des Nachfolgers zum Mitkaiser durch den re- 
gierenden Kaiser, unzweifelhaft nach dem Vorbilde des alten 
römischen und byzantinischen Kaiserthums. Das andere ist 
die Krönung oder Salbung des zum Kaiserthume Berufenen 
durch den Papst. Es schien, als ob diese beiden Principien 
sich friedlich mit einander vertragen sollten, als ob sie gar 
nicht die Tendenz hätten, sich zu bekämpfen, einander aus- 
zuschliessen,. Die Vorgänge des Jahres 875, die Berufung 
Karls des Kahlen zum Kaiserthum durch Papst Johann VII, 
und seine Krönung, beweisen aber, dass schon lange ein, wenn 


40%) Die coronae, welche hier bei vielen Kirchen als Weihegeschenke 
erwähnt werden, sind natürlich Kronleuchter. 
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auch latenter Kampf der beiden stattgefunden haben muss, 
sie beweisen, dass das Papstthum von lange her den Anspruch 
vorbereitet haben muss, nur der sei Kaiser, der von der Hand 
des Papstes die kaiserliche Krönung empfangen. Bekanntlich 
hat das Papstthum gerade durch den Vorgang des Jahres 875 
seinen Anspruch auch für die Folge realisirt; seitdem bricht 
sich sehr bald die Anschauung Bahn, und zwar gerade in den 
Kreisen der Bewerber um die Kaiserwürde, dass allein 
des Papstes Krönung den Kaiser mache. Bekanntlich hatte 
diese Anschauung aber auch schon vor 875 im Frankenreiche 
ihre Anhänger. 

Als Leo III. Karl dem Grossen am Weihnachtsabend 
800 die Krone aufsetzte, da ahmte er vielleicht nur den 
Brauch nach, der schon seit vierthalb Jahrhunderten in Byzauz 
bestand *'); wie der Patriarch von Neu-Rom seither die Kaiser 
gekrönt hatte, so schien, nachdem das Kaiserthum wieder nach 
Rom zurückgekehrt war, naturgemäss diese Function auf den 
Nachfolger des hl. Petrus übergegangen zu sein. Hatte doch 
schon einmal, wie das Papstbuch berichtete, der Papst Johan- 
nes I. im Jahre 525 den Kaiser Justinus I. zu Neu-Rom 
selbst gekrönt. Es wäre aber möglich, dass Leo III. von der 
Absicht geleitet wurde, der päpstlichen Krönung des neuen 
Kaisers eine weitertragende Bedeutung zu geben, als sie die 
Krönung des östlichen Kaisers durch den Hofpatriarchen haben 
konnte; vielleicht schwebte ihm schon das Ziel vor, welches 
seine Nachfolger am Ende des Jahrhunderts erreichten. Etwas 
Neues war ja im Abendlande die Krönung eines Herrschers 
durch eine geistliche Hand; wie man sie auch auslegen mochte, 
die Bedeutung des Krönenden musste dadurch wachsen. Die 
Salbung ??) liessen sich Pipin und seine Söhne gefallen: Pipin 
allein wurde 751 von den fränkischen Bischöfen, dann noch- 


+1) Dass Leo ]J. 457 der erste Kaiser des Ostens war, der aus der 
Hand des Patriarchen das Diadem empfing, darauf macht nach Gibbon 
wieder aufmerksam Ranke, Weltgesch. IV, 1, S. 342. Leo III. kannte 
den Brauch, wie sein Buief an Karl aus dem Jahre 813 beweist bei 
Jaffe, Bibl. IV, S. 328, nr. 8. 

4) Vgl. Waitz III®, 65, welcher hier und an den später zu citirenden 
Stellen in erschöpfender Weise diese Materien abhandelt. Auf seine 
Darstellung sei ein für allemal für alles einzelne verwiesen. 

Zeitschrift für Kirchenrecht. XXL. (N. F. VL) 2. 3. 14 
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mals zusammen mit den Söhnen von Papst Stephan II. 754 
gesalbt *°). Die Salbung, wie sie sich »als Nachahmung dessen 
was der Hohepriester Samuel an Saul und David, den Königen 
der Juden, vollzogen« **), bei den Herrschern abendländisch- 
christlicher Völker, den Briten, Westgothen und Angelsachsen 
eingebürgert hatte, war ja ein Akt, dessen Symbol einen rein 
kirchlichen Charakter hatte. »Sie sollte ausdrücken, wie 
durch die Geistlichkeit, als Diener Gottes und der Kirche, 
freilich nicht das Recht der Herrschaft selbst, aber doch eine 
besondere Weihe und Heiligung derselben gegeben werde« **). 
Bei Pipin insonderheit war die Auffassung wohl die, dass die 
kirchliche Salbung den Mangel der Legitimität der neuen 
Dynastie ersetzen sollte. Die Ausgiessung des geweihten Oeles 
auf das Haupt des Herrschers war recht eigentlich eine Hand- 
lung, welche nur einem Geweihten des Herrn zukam. 

Anders aber steht es mit der Krönung. Die Krone ist 
ein rein weltliches Sinnbild der weltlichen Herrschaft. Der 
Sinn der Germanen, die mehr als alle jugendlichen Völker 
der sinnlichen Wahrzeichen der Begriffe nicht entrathen woll- 
ten, hat diese Auffassung lange festgehalten. Der Besitz der 
Königskrone (und der anderen Reichsinsignien) gab Anrecht 
auf die Herrschaft. Der germanischen Anschauungsweise 
musste es aufs äusserste widerstreben, dass der Herrscher die 
Krone, die ja die Herrschaft bedeutete, aus der Hand eines 
Anderen, eines Priesters, entgegennähme. Noch der Sachse 
Heinrich I. hat sich dessen geweigert. Von dem Langobarden- 
herzog Arichis von Benevent, dem Zeitgenossen Pipins und 
Karls des Grossen, erzäblt eine allerdings späte Quelle des 


2) Im Jahre 781 salbte Hadrian I. in Rom Pipin und Ludwig, 
die Söhne Karls des Grossen zu Königen, wie die älteren Annalen be- 
richten; die Ann. Einhard. machen den Zusatz »quibus et coronam im- 
posuit«.. Es wird, wie Abel, Jahrbücher Karls I, S. 313 Anm. 3 
richtig bemerkt, nicht zu ermitteln sein, ob diese Angabe von der Krö- 
nung bloss ein willkürlicher Zusatz des späteren Annalisten ist, oder auf 
einer älteren sicheren Nachricht beruht. Aehnlich berichtet die Vita 
Hludowici c. 4 (SS. II, 608) von der damaligen Krönung Ludwigs. 
Dass 800 zugleich mit der Kaiserkrönung des Vaters der gleichnamige 
Sohn vom Papste zum König gekrönt wurde, wird nicht zu bezweifeln 
sein; vgl. Simson, Karl II, S, 238. 

#) Worte von Waitz a. a. O. 


Die Constantinische Schenkung. 203 


ausgehenden 11. Jahrhunderts, er habe sich von den Bischöfen 
salben lassen und sich dann selbst die Krone aufgesetzt *). 
Es ist nun eine m. E. sehr ansprechende Vermuthung 
von Alberdingk Thijm *), dass Karl der Grosse sich selbst 
habe krönen wollen, dass ihm Leo Ill. zuvorgekommen sei, 
eine Vermuthung, durch welche die bekannte Stelle der Bio- 
. graphie des Kaisers von Einhard c. 28 zugleich eine passende 
Erklärung findet *”). Thatsache ist jedenfalls, dass Karl selbst 
der päpstlichen Krönung keinerlei Bedeutung für die Suc- 
cession im Kaiserthum beimass **): im Jahre 813 erklärte er 
in feierlicher Reichsversammlung seinen Sohn Ludwig zum 
Kaiser und setzte ihm selbst die Krone aufs Haupt *°); Papst 


45) Leo Ostiensis, Chron. monast. Casin. I, c. 8, SS. VII, 586, 
worauf Waitz IlI?, 66 Anm. 2 aufmerksam macht. Vorher schon batte 
Martens, Römische Frage 214 die Stelle aus Erchenpert (SS. III, 
243) eitirt; sie ist aber hier Interpolation aus Leo; vgl. SS. rer. Lango- 
bard. S. 234, Anm. 3. 

48) Karel de Groote 8. 436 ff. 

47) Zugestimmt haben dieser Vermuthung u. A. Sigurd Abel, 
Hist. Zeitschrift XVIIIL, 415, Baxmann, Politik der Päpste 1, 317 
Anm. 4, Martens S. 213 ff., Dümmler, Deutsche Biographie XV, 
14). — Waitz 11I®, 195 erklärt die Stelle der Vita so, dass »der 
König an dem Tage überrascht ward, vielleicht dem Gedanken, der seine 
Umgebung beschäftigte, noch nicht seine Zustimmung gegeben hatte«. 
Aehnlich Ranke, Weltgesch. V, 2, 184 ff., der dann aber S. 186 ziem- 
lich deutlich der Vermuthung Thijms beitritt: »Kaum kann man sich 
der Ansicht erwehren, dass der Akt eine andere, mehr weltliche Gestalt 
gehabt haben würde, wenn man im Voraus mit Karl selbst davon ge- 
sprochen hätte«. Entschiedenen Einspruch gegen Thijms Vermuthung 
hat neuerdings erhoben Simson, Karl II, S. 241, Anm. 1 u. 621. Er 
findet, S. 239, den Grund des Widerstrebens Karls gegen die neue 
Würde in seiner Furcht vor der Missgunst und Feindschaft des byzan- 
tinischen Kaiserhofes. Aehnlich früher schon Döllinger, Münchener 
Jahrbuch 1865, S. 343 ff.: Karl wollte das Kaiserthum durch Unter- 
handlungen mit den Griechen erhalten, diese coupirte das Vorgehen 
des Papstes. Ebenso Steindorff bei Ersch und Gruber 2. Section 
XXXIII, 70. 

4) Waitz III®, 196: »Karl sah es nicht so an, dass das Kaiser- 
tham in Zukunft von der Weihe des Papstes abhänge.« 

*) Vgl. Waitz S. 260. Wie bezeichnend lauten doch die Worte 
Einhards c. 30: »Auxitque majestatem ejus hoc factum et exteris 
nationibus non minimum terroris incussit.« Und nach Ermoldus II, 
v. 31 war es gerade Einhard, der in der engeren Reichsversammlung 
zuerst die Erhebung Ludwigs zum Mitkaiser befürwortet haben soll. 


14* 
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Leo ist, nach dem Schweigen der Quellen zu urtheilen, nicht 
einmal um seinen Rath angegangen worden. Es ist in der 
That schwer, sich der Rückschlüsse auf die Absichten Karls 
im Jahre 800 zu enthalten. 

Die Krönung Ludwigs durch Stephan IV. im Jahre 816 
nun war von jenem nicht nachgesucht worden; der Kaiser 
hatte den Papst nicht eingeladen, ins Frankenreich zu kom- 
men 5°). Der Kaiser und die geistlichen Schriftsteller der Zeit 
sahen zweifellos in diesem Akte keine Demüthigung des 
Kaiserthums, keine Concession an die geistliche Gewalt; viel- 
mehr eine Feierlichkeit, welche den Glanz des Kaiserthums 
noch verstärkte. Der Kaiser war auch nicht der Meinung, 
dass nunmehr die Succession im Kaiserthum an die Krönung 
durch den Papst gebunden sei. Schon im folgenden Jahre 
817 ernannte er, ebenso wie Karl der Grosse, seinen ältesten 
Sohn Lothar zum Mitkaiser und Nachfolger, krönte ıhn selbst °!). 
Wiederum ist es sechs Jahre später der Papst, Paschalis I., 
welcher dem jungen Kaiser Lothar seine Krönung aufdrängt °?). 
Als dieser in Oberitalien Regierungsgeschäfte besorgt hatte 
und sich schon zur Rückkehr anschickte, wurde er von 
Paschalis eingeladen, nach Rom zu kommen, hier am Öster- 
tage 823 gesalbt und gekrönt. Lothar liess sich das gefallen, 
ebenso wie sein Vater im Jahre 816. 

Die Initiative, welche die beiden Päpste Stephan IV. 
und Paschalis I. ergriffen, um den zweiten und dritten Kaiser 
zu krönen, deutet nun jedenfalls auf eine bestimmte Absicht, 
entspringt einer zielbewussten Politik. Gleichwie bei dem 
Geburtsakte des fränkischen Kaiserthums der Papst Leo III., 
plötzlich hervortretend und dem Frankenkönig eine Krone auf 
das Haupt setzend, dem Papstthume den Hauptantheil an den 
weltgeschichtlichen Ereignissen gesichert hatte, so sollte auch 
bei den folgenden Kaisern der Welt in Erinnerung gebracht 
werden, dass das Papstthum die Quelle des Kaiserthums sei. 
Dieser Anschauung giebt ein römischer Chronist unbeholfenen 
Ausdruck, der zum Jahre 823 berichtet, Paschalis habe Lothar 


60) Vgl. Simson, Ludwig I, 66 ff. 

5) Vgl. Simson I], 101 ff.; Waitz IIT®, 260. 

63) Vgl. Simson I, 192ff., der die Bedeutung des Ereignisses 
richtig beurtheilt. 
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die Gewalt über das römische Volk, welche die alten Kaiser 
gehabt, übertragen °°). 

Es ist nun beachtenswerth, dass danach eine Gegen- 
strömung eintrat. Das feindselige blutige Vorgehen Pascha- 
lis I. gegen römische Anhänger Lothars im Jahre 823, die 
Doppelwahl des Jahres 824, die Ordnung des gänzlich zer- 
rütteten römischen Regimentes durch Lothar in diesem Jahre 
drückten die Stellung des Papstthums gegenüber dem Kaiser- 
thum wieder herab. Bekannt ist, wie energisch Kaiser Lothar 
im Jahre 844 durch seinen Sohn König Ludwig die kaiser- 
lichen Rechte, welche bei der Erhebung des Papstes Sergius II. 
verletzt waren, zu wahren wusste °*). Ueber die Erhebung 
dieses Ludwig II. zum Mitkaiser 850 erfahren wir nichts 
Genaueres. Die halbofficiellen Annalen des Prudentius sagen 
nur: »Lothar schickt seinen Sohn Ludwig nach Rom; er 
wurde vom Papste Leo ehrenvoll empfangen und zum Kaiser 
gesalbt« 5°). Spätere Quellen ®) sprechen freilich von Krönung 


65) Pauli Continuatio Romana (SS. rer. Langob. S. 203): Pascalis 
quoque apostolicus potestatem, quam prisci imperatores habuerunt, ei 
super populum Romanum concessit. Die Krönung wird auffallenderweise 
gar nicht erwähnt. Die Continuatio ist eine Compilation, welche ver- 
schiedene andere Quellen excerpirt; sie gibt auch hier vielleicht nur 
Excerpte. Ob aber hier eine weitläufigere Vita Eugenii II. benutzt ist, 
als die, welche jetzt der Liber poırt. enthält, wie Simson I, 230 Anm. 2 
annimmt, ist mir doch zweifelhaft. 

5) Vgl. Dümmler, Gesch. des ostfränk. Reichs 1, 237 ff. 

55) Ann. Bertiniani ed. Waitz S. 38: Lotharius fillium suum Ludo- 
icum Romam mittit; qui a Leone papa honorifice susceptus et in im- 
peratorem unctus est. 

56) Chron. Salernit, c. 103, SS. 1IL, 519: »et a papa, qui tunc in 
tempore aderat, oleo unctionis est unctus coronaque suo prorsus capite 
septus et ab omnibus imperator augustus est nimirum vocatus.« Die 
Chronologie ist ganz verwirrt. Johannis Chron. Venetum, SS. VII, 18: 
»Interea Ludovicus Francorum rex Beneventi principatum adivit et capto 
Abomasale inimico, cum - suis Romam regressus est, sicque ab aposto- 
lico coronatus et unctus est in regem.« Ado von Vienne, SS. II, 322, 
vermischt die Vorgänge von 844 mit denen von 850. Im Jalıre 844 
war Ludwig vom Papst Sergius II. in Rom nach den Ann. Bertin. S. 30 
zum König von Italien gesalbt worden (»Hlodowicum pontifex Roma- 
nus per unctioneın in regem consecratum cingulo decoravit«. Vgl. 
Jaffe 2645, wonach Leo IV. 353 dem Prinzen Aelfred »consulatus cin- 
guli honorem« ertheilt hat). Nach der Vita Sergii im Liber pont. soll 
ihn der Papst damals auch gekrönt haben: »Pontifex manibus suis 


206 Dr. L. Weiland: 


und Salbung; ihre Angaben können aber um so weniger ins 
Gewicht fallen, als Ludwig Il. selbst in seinem Briefe an 
Kaiser Basilios vom Jahre 871°”) sich nur auf die Salbung 
des Papstes beruft. Erst im Jahre 872 lässt sich Ludwig ll. 
vom Papst Hadrian II. auch zum Kaiser krönen ’°®). 

Dieser Thatbestand lässt nicht alles klar erkennen, aber 
doch einiges mit Sicherheit. Dass Lothar I. seinen Sohn, 
ehe er ihn nach Rom schickte, zum Mitkaiser ernannt hat, 
ist wohl zweifellos; dass er ihn selbst gekrönt habe, wenig- 
stens wahrscheinlich. Dem Papste aber wiesen die beiden 
Kaiser nur die Salbung zu; diese hielten sie, wenn nicht für 
nöthig, so doch jedenfalls für wünschenswerth. Liegt in der 
Perhorrescirung der päpstlichen Krönung ein Zurückgehen auf 
den Standpunkt, den Karl der Grosse einnahm, als er 813 
ohne Zuthun des Papstes seinen Sohn zum Mitkaiser ernannte, 
so liegt eine Annäherung an die päpstliche Auffassung jeden- 
falls in den Auseinandersetzungen, welche Kaiser Ludwig I. 
dem Kaiser Basilios über die päpstliche Salbung 871 macht. 
Ludwig II. sagt hier u. a., seine Oheime erkännten ihn neid- 
los als Kaiser an, indem sie nicht auf sein Alter sähen, in 
welcher Beziehung sie ihn überträfen, sondern auf die Salbung 
und Weihe, durch welche er mittels Handauflegung des 
Papstes zu der Würde von Gott erhoben sei °®); sein Gross- 
vater habe die kaiserliche Würde nicht usurpirt, sondern durch 
den Willen Gottes, das Urtheil der Kirche und durch Hand- 


ipsum Hludowicum Lotharii imperatoris filium oleo sancto perungens 
regali ac pretiotissima coronavit corona, regemque Langobardis prae- 
fecit.« Der letzte Theil dieser Nachricht ist ja unzweifelhaft tendentiös; 
ob nicht auch der mittlere von der Krönung ? 

57), Chron. Salernit. c. 107, SS. III, 521. 

58) Ann. Bertin. S. 120: »Hludowicus imperator — coronatus ab 
Adriano papa, post celebrata missarum sollemnia una cum eo ad Late- 
ranense palatinm cum pompa equitando coronatus perrexit« Wer diese 
Krönung als die zweite ansieht, muss nach einer Erklärung dieser 
Wiederholung suchen; vgl. Dümmler I, 799 Anm. 25. 

86%) »sed ad unctionem et sacrationem, qua per summi pontifieis 
manus impositionem divinitus sumus ad hoc culmen provecti, et ad Ro- 
mani principatus imperium, quo superno nutu potimur, aspicientes.« 
Man sieht, Ludwig hält aber durchaus fest an dem göttlichen Ursprunge 
des Kaiserthums. 
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auflegung und Salbung des Papstes erhalten °%); die Fürsten 
der Franken seien zuerst Könige, dann Kaiser genannt wor- 
den, aber nur diejenigen, welche dazu von dem Papste mit 
dem heiligen Oele gesalbt seien, mit welcher Salbung ver- 
sehen, sein Urgrossvater Karl der Grosse als erster des Ge- 
schlechts Kaiser genannt und Gesalbter des Herrn geworden 
sei ©). Hieran schliessen sich die Worte: »Wenn du den 
Papst desshalb schmähst, so kannst du auch den Samuel 
schmähen, weil er, den Saul, den er selbst gesalbt hatte, auf- 
gebend, den David zum König salbte« — Die Mitwirkung 
des Papstes mittels der Salbung wird hier unzweideutig für 
nöthig erklärt, damit ein Frankenkönig den kaiserlichen 
Namen führen könne %). Ludwig II, vielleicht auch schon 
Lothar im Jahre 850, hatte somit im Principe den Stand- 
punkt Karls des Grossen aufgegeben. 

Nur wurde jetzt — und das bedeutet noch ein gewisses 
Festhalten an diesem Standpunkt, wenn auch nur in formaler 
Beziehung — der Salbung die Bedeutung zuerkannt, welche die 
Päpste der Krönung hatten geben wollen. Aber schon ein 
Jahr nachdem der Brief an Basilios geschrieben worden war, 
empfing Ludwig II. auch vom Papste die Krone. Es wird dabei 
zu beachten sein, dass der Kaiser im Jahre 872 des Papstes 
dringend bedurfte; dieser sollte ihn von einem Eide lösen 
den er dem Herzog von Benevent geleistet hatte ®). Mög- 
licherweise wurde der kinderlose Kaiser auch durch die Hoff- 
nung geleitet, durch diese Concession den Papst für die Nach- 
folge Ludwigs des Deutschen im Kaiserthum zu gewinnen. 


0) »ab avo nostro non usurpante, ut perhibes, sed dei nutu et 
ecclesiae judicio, summique pontificis per impositionem et unctionem 
manus obtinuit,« 

61) »Nam Francorum principes primo reges deinde vero imperatores 
dicti sunt, ii dumtaxat qui a Romano pontifice ad hoc oleo sancto per- 
fusi sunt, in qua etiam Carolus Magnus abavus noster unctione ejus- 
modi per summum pontificem delibutus, primus ex gente et genealogia 
nostra et imperator dietus et christus domini factus est.« 

62) Treffend drückt das aus Köpke in seinem Aufsatze: »Die erste 
Niederlage des Kaiserthums in Uunteritalien« in Schmidt’s Zeitschr. für 
Gesch. VI, 44: »Der Papst ist das Organ des göttlichen Willens, eine 
nicht zu umgehende Instanz.« 

8) Vgl. Dümmler I, 779. 
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Es war vorauszusehen, dass bei der Nebenbuhlerschaft des 
ostfränkischen und des westfränkischen Herrschers nach dem 
Ableben des Kaisers dem Papste eine entscheidende Rolle zu- 
fallen würde. Dieses Aussterben der Descendenz Lothars 1. 
hat denn auch die Nachfolge im Kaiserthum bis zu den 
Zeiten Ottos I. in diejenige Ordnung gebracht, welche m. E. 
den Päpsten schon lange als wünschenswerth vorschwebte: 
nur derjenige darf den kaiserlichen Namen führen, den der 
Papst dazu auserwählt und mit der kaiserlichen Krone krönt. 
Denn die Forderung der Krönung durch den Papst war jetzt, 
wo die Verhältnisse in Folge zweier Prätendenten günstig 
waren, nicht das Einzige, was man in Rom verlangte. Es 
wurde der Anspruch erhoben, dass der Papst zum Kaiserthum 
berufe, dass er, wie das harmloser ausgedrückt wurde, zu- 
sammen mit der Geistlichkeit, dem Senate und dem Volke 
von Rom den Kaiser wähle. Schon 872 schreibt Hadrian II. 
an Karl den Kahlen, dass er nach dem Tode Ludwigs II. nie 
einen Andern als ihn als König (von Italien) und als römi- 
schen Kaiser zulassen werde; Karl allein ersehne der Papst, 
der Clerus, das Volk und der Adel orbis et urbis zum 
Kaiser *). Dürfen wir der Behauptung glauben, welche Jo- 
hann VIII. mehrfach verlauten lässt, so hatte schon der 
grosse Nicolaus I. Karl den Kahlen zum zukünftigen Kaiser 
ausersehen ®°). 

Betrachten wir diese Entwickelung, so kann es kaum 
einem Zweifel unterliegen, dass das von den Päpsten seit 
Stephan IV. mit Beharrlichkeit festgehaltene Verlangen, den 
Kaiser zu krönen, durchaus nicht so harmlos war, als es auf 
den ersten Blick scheinen möchte, dass man vielmehr in Rom 
gesonnen war, an diese Ceremonie bei günstiger Gelegenheit 
andere für das Verhältniss vom Kaiserthume zum Papstthum 
wichtigere, staatsrechtliche Folgen anzuknüpfen. Man weiss 
ja, wie das Papstthum stets seine Forderungen und Ansprüche 
von langer Hand her vorbereitet hat, wie die Päpste anfangs 
mit harmlos aussehenden Forderungen hervortreten, ihren Nach- 
folgern aber die letzten Ziele ihrer Politik vererben; man 

64) Jaffe 2951 (224); Mansi XV, 857. 


66) Jaff& 3019; Deusdedit IV, c. 104; J. 3039 (2267); Mansi 
XVll, 227; Mansi XVII, app. 172 (Synode zu Ravenna 877). 
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weiss, mit welcher Zähigkeit und mit welch nachtragendem 
Gedächtnisse diese Ziele festgehalten worden sind. 

Dies beachtend, wird man die Krönung Ludwigs I. durch 
Stephan IV. im Jahre 816 als ersten vorbereitenden Schritt 
zu der Entwickelung anerkennen, welche 875 ihren vorläufigen 
Abschluss fand; man wird zugeben müssen, dass schon diesem 
Papste das Endziel dieser Entwickelung als Ideal vorgeschwebt 
haben wird. War aber dieses Ziel erreicht, so ernannte in 
der That, um mit Grauert zu reden, der Papst einen Stell- 
vertreter für das Kaiserthum im Westen, wenn er sich auch’ 
hütete, es auszusprechen, dass dieses Kaiserthum eigentlich 
ihm zustehe. 

In den Zusammenhang dieser Bestrebungen nun gehört, 
glaube ich, die Constantinische Schenkungsurkunde. Ihre Ent- 
stehung könnte demnach fallen zwischen die Jahre 813, Krö- 
nung Ludwigs I. durch Karl den Grossen, und 875, Krönung 
Karls des Kahlen durch Papst Johann VITl. Diese Zeit be- 
grenzt sich aber durch Pseudoisidor auf 813 bis c. 840. Ich 
glaube vorher wahrscheinlich gemacht zu haben, dass der 
Verfasser ein Anhänger der Politik Hadrians I. gewesen ist, 
also wohl noch der Zeitgenosse dieses Papstes. Schon dess- 
halb wird man die Entstehung der Urkunde eher auf den 
ersten Theil jenes Zeitalters zu setzen geneigt sein. Vielleicht 
gab der erste Erfolg, welchen Stephan IV. 816 erzielt hatte, 
die Veranlassung zur Anfertigung des Constitutum. Die Krone 
Constantins hatte bei jenem Akte ihre Dienste gethan, der 
Papst hatte sie als Gabe des hl. Petrus dem Kaiser aufs 
Haupt gesetzt; dieser hatte sich ein solches Geschenk gefallen 
lassen. Und war die Krone ein Geschenk des hl. Petrus, 
warım nicht auch dasjenige, dessen Symbol sie war? 

Noch etwas anderes wird zu beachten sein. Es scheint, 
dass Ludwig der Fromme 816 dem Papste das officium 
stratoris geleistet hat. Derjenige Bericht über die Reimser 
Zusammenkunft, welcher im allgemeinen für den zuverlässigsten 
gilt, die Lebensbeschreibung des Kaisers durch den sogen. 
Astronomus °%), sagt, der Kaiser sei dem Papste eine Meile 
entgegengezogen, habe ihn als Vicar des hl. Petrus auf das 


) Vgl. Simson, Ludwig I, 69 Anm. 8, 
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ehrenvollste aufgenommen, er sei ihm beim Absteigen 
vom Pferde behülflich gewesen (d. h. entweder durch 
Halten des Steigbügels oder des Zaumes) und habe ihn mit 
eigener Hand unterstützt, als er die Kirche betrat °”), wohl beim 
Treppensteigen. Es wäre das ein weiterer Erfolg des Papstes 
im Sinne des Constitutum gewesen. 

Diese Erfolge haben dann, glaube ich, einen »strebsamen 
Geist des Laterans« veranlasst, das Verhältniss von Kaiser- 
thum und Papstthum, wie es den Päpsten als wünschenswerth 
vorschwebte, in seiner Weise auf weltlich-rechtliche Grund- 
dage zu stellen, indem er den Kaiser Constantin dem Papste 
Silvester und seinen Nachfolgern alles das ertheilen liess, 
was man in Rom jetzt anstrebte, was man zu Zeiten Hadriansl. 
zu erreichen versucht hatte. Die Fragen, ob der Papst den 
Kaiser krönen müsse, ob der Papst den Kaiser berufen dürfe 
nach seinem Ermessen, waren ja mit einem Schlage gelöst, 
wenn Constantin den Päpsten das weltliche Imperium über- 
lassen hatte. Freilich der Fälscher schoss mit seiner Lösung 
weit über die Ziele hinaus, welche den Päpsten des 9. Jahr- 
hunderts als praktisch erstrebenswerth schienen. 


7) Vita Hludowici c. 26, SS. II, 620: »tamquam b. Petri vica- 
rium honestissime suscepit, descendentem equo excepit et ecelesiam 
intrantem manu propria sustentavit.« Thegan c. 16, SS. II, 574 sagt 
nur: »descendit uterque de equo suo.« Ermoldus berichtet nichts darüber. 
Die beiden letzteren berichten dann aber, dass Ludwig vor dem Papste 
dreimal das Knie gebeugt habe. 
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VI. 


Die Nichtzubehörigkeit confessionsverwandter 
Ausländer zu den 
inländisch-landeskirchlichen Gemeinden. 


Von 
D. Otto Mejer, 


Präsidenten des K. Landescennsistoriums in Hannover. 


Seit die deutsch-evangelischen Landeskirchen nicht mehr 
bloss von oben her regiert werden, sondern neben den Pastoren 
Kirchenvorstände (Presbyterien), neben den Superintendenten 
Kreis- oder Bezirks-, neben den Consistorien und Obercon- 
sistorien Provinzial-, Landes-, General-Synoden besitzen, hat 
die landeskirchliche Gemeindemitgliedschaft ein Element in 
ihr Wesen aufgenommen, das sie früher nicht enthielt. Denn 
Synoden hatte es in den Landeskirchen nicht gegeben, und 
den vorhandenen Kirchenvorständen hatte kein Mitregiment 
gehört, sondern nur eine der Sache nach Nichts als control- 
lirende Theilnahme an Verwaltung des kirchlichen Localver- 
mögens. Der Antheil der Gemeinden an der Pfarrbesetzung 
aber hatte sich in der Regel auf das Votum Negativum be- 
schränkt, das nicht einmal die unbedingte Ablehnungsbefug- 
niss einschloss; und in den anderen Fällen, in welchen die 
Gemeinden mit ihrer Meinungsäusserung gehört werden muss- 
ten, war dieselbe von Rechtswegen keine entscheidende ge- 
wesen. Dahingegen nach der heutigen Kirchenverfassung die 
Gemeindemitgliedschaft jedem qualificirten Genossen das Recht 
giebt, sei es als Wähler, sei es als Gewählter, sowohl an der 
örtlichen Gemeindeleitung, insofern sie durch den Gemeinde- 
vorstand beeinflusst wird, wie an dem synodalen Mitwirken 
bei Verwaltung des landesherrlichen Kirchenregimentes theil- 


Fi 
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zunehmen. Nicht minder ist nach dieser heutigen Kirchen- 
verfassung der Gremeindeeinfluss auf die Pfarrbesetzungen un- 
gleich grösser, als er ehedem war. 

Seit der erwähnten Veränderung hat die Frage, ob evan- 
gelische confessionsangehörige Ausländer, die in einer landes- 
kirchlichen Gemeinde ihren Wohnsitz haben, zu derselben als 
Gemeindemitglieder gehören oder nicht, eine andere Bedeutung 
als vorher, — man kann sagen, sie hat seitdem überhaupt 
erst nennenswerthe Bedeutung gewonnnen. Namentlich ist es 
in Grenzbezirken, wo dergleichen Ausländer in grösserer An- 
zahl wohnen, von Gewicht, ob sie in social so eingreifenden 
Beziehungen, die auch politisch so benutzbar, wie diese kirch- 
lichen sind, das Inland direct oder indirect mitregieren dürfen, 
ohne Inländer zu werden. Stände es ihnen zu, so würde 
ihnen ein solches Recht anders nicht, als auf dem Wege der 
Gesetzgebung genommen werden können. Allein sie haben es, 
wie ich zu zeigen hoffe, keineswegs. 

Hierfür die Gründe näher darzulegen finde ich mich ver- 
anlasst durch eine in dieser Zeitschrift!) vor Kurzem ver- 
öffentlichte Abhandlung von Theodor Braun »Ueber Ge- 
meindemitgliedschaft in der Landeskirche« ?), deren fünfter 
Abschnitt vom »Einflusse der Staatsangehörigkeit« auf solche 
Mitgliedschaft handelt, und die Praxis der berliner evange- 
lischen Gemeinden, nach welcher »Ausländer, die in der 
Parochie wohnen, als Mitglieder der Gemeinde zu betrachten 
sind«, für rechtsbegründet erachtet (S. 430), nicht nach be- 
sonderem berliner, sondern nach allgemeinem deutsch-evange- 
lischen Kirchenrechte. — Andere Sonderarbeiten über die 
Frage nennt weder Braun, noch sind sie mir sonst bekannt. 
Er führt an (S. 425), in einem von ihm nicht näher bezeich- 
neten Falle sei entschieden worden, dass ein evangelischer 
Ausländer genannter Art »erst dann Mitglied der Kirchenge- 
9 Bd. 21, 8. 401 ft. 

2) Dieser Titel ist umfassender als der Inhalt, und sollte vielmehr 
lauten: »in der altpreussischen unirten Landeskirche«, denn nur von ibr 
handelt der Verfasser, wie er S.409, vgl. S. 408 Anm., selbst bezeugt. 
Auf dem von mir in Betracht gezogenen Punkte allerdings ist er der 
Meinung, dass Das, was er als das Recht der unirten Landeskirche der 


altpreussischen Provinzen darstellt, gleichmässig auch für die übrigen 
deutschen protestantischen Landeskirchen Rechtens sei. 
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meinde werde, wenn er sich der Landeskirche freiwillig an- 
schliesse«. Ueber die Begründung dieser Meinung giebt er 
Nichts an. Darin, dass dieser Satz nicht richtig sei, stimme 
ich zu: so lange der Ausländer es bleibt, steht ihm der 
Anschluss an die Landeskirche überhaupt nicht offen. 


Wären unsere deutsch-evangelischen Landeskirchen vom 
Staate getrennte sogenannte freikirchliche vereinsartig gestal- 
tete Genossenschaften, wie die katholische Kirche das ist, so 
würden sie Ausländer ebensowohl aufnehmen können, wie In- 
länder, solange kein. Staatsgesetz es untersagt. Deutsch-evan- 
gelische Kirchen solcher Organisation sind die der preussischen 
Altlutheraner, oder die Conföderation der reformirten Gemein- 
den zu Braunschweig, Celle, Hannover, Göttingen, Münden, 
und Bückeburg. Die Verfassung der letzteren vom 14. De- 
cember 1839 zeigt ihre Gleichgültigkeit gegen Staatsgrenzen 
schon dadurch, dass sie Braunschweiger, Hannoveraner und 
Bückeburger, die sich 1839 staatsrechtlich noch als Ausländer 
anzusehen hatten, zu Einem kirchlichen Verbande vereinigt. 
Auch bestimmt ihr $ 72°): »als Mitglied der Gemeinde ist 
Jeder anzusehen, der in der Stadt, wo die einzelne Kirche 
sich befindet, oder in der Umgegend seinen Wohnsitz hat, 
durch die Confirmation oder auf ein eingereichtes Kirchen- 
zeugniss aufgenommen ist, und zu dem Tische des Herrn 
sich hält.«e Dass die »Umgegend«, in welcher der Aufzu- 
nehmende Wohnsitz haben soll, zu demselben Staate, wie der 
Kirchenort gehören müsse, wird nicht vorgeschrieben ; der 
Aufzunehmende kann auch »Ausländer« sein. In dieser Be- 
ziehung also kommt es lediglich auf Beitretenwollen und Auf- 
genommenwerden an. 

Allein eine freikirchliche Verfassung haben unsere deutsch- 
evangelischen Landeskirchen nicht. Denn wenn heutzutage 
ihre Gemeinde wie ihre Gemeindecomplexe genossenschaftliche 
Organisation besitzen, so ist dieselbe doch erst in neuer Zeit 
an die historisch überkommenen, fortwährend bestehenden 
älteren Einrichtungen als mehr oder minder modificirender 
blosser Zusatz angebildet worden. Insbesondere die genossen- 


°®) Friedberg, Geltende Verfassungsgesetze der evangel.-deutschen 
Landeskirchen $S. 128, 


r 


Pr 


214 D. Otto Mejer: 


schaftliche Gliederung der Gemeinde ist dabei in der Weise 
beschafft, dass die bis dahin vorhandenen, an der Leitung der 
kirchlichen Angelegenheiten, wie oben erwähnt, nicht bethei- 
ligten Parochialgemeinden ohne Weiteres zu Genossenschaften 
erklärt, als solche verfasst, und mit dem ihnen beigelegten 
Maasse von Selbstregiment ausgestattet worden sind. Ob die 
Parochianen ihrerseits Mitglieder dieser Genossenschaften wer- 
den, ob die Genossenschaften alle Parochianen aufnehmen 
wollten, wurde nicht gefragt und kommt auch heute nicht in 
Frage. Allerdings die älteste dieser neueren Verfassungen, 
die Rheinisch - Westphälische Kirchenordnung vom 5. März 
1835, in welcher eine niederrheinisch - freikirchliche Tradition 
fortwirkte, hat von dieser noch das Institut einer »Aufnahme« 
in die Gemeinde. In $ 2 bestimmt sie: »Der Wohnsitz in 
der Parochie begründet die Einpfarrung und die daraus ent- 
stehenden Rechte und Verpflichtungen für jeden evangelischen 
Glaubensgenossen. Mitglieder der Gemeinde sind jedoch nur 
Diejenigen, welche durch die Confirmation, oder auf einge- 
reichtes Kirchenzeugniss in dieselbe aufgenommen werden«‘*). 
Die überkommene Parochialgemeinde, von welcher bekannt ist 
und später näher zu erörtern sein wird, dass die Zubehörig- 
keit zu ihr der Regel nach durch den Wohnsitz bestimmt 
wird, ist also hier noch nicht ohne Weiteres zur Genossen- 
schaft gemacht worden, sondern soll zunächst bestehen bleiben, 
wie bisher. Aus ihr heraus aber construirt sich dann durch 
»Aufnahme«, also nach Weise der Freikirche, die genossen- 
schaftliche Selbstverwaltungsgemeinde. Praktisch dürfte sich 
das nicht bewährt haben; denn es ist, soviel ich sehe, in keine 
der vielen Nachahmungen, welche die Rheinisch-Westphälische 
Kirchenordnung im übrigen Deutschland erfahren hat, über- 
gegangen ; vielmehr erkennen sie insgesammt allen selbstän- 
digen männlichen Parochianen, die ein gewisses Alter erreicht 
und ihre Unbescholtenheit nicht verloren haben, die Activ- 
mitgliedschaft der Gemeinde zu. Diese activen Mitglieder 
haben aus ihrer Mitte den Kirchenvorstand zu wählen, durch 
den die Gemeinde ihre Verwaltungscompetenz ebenso ausübt, 
wie die freikirchliche durch ihr Presbyterium. Ueber die Mit- 


4) Friedberg a. a. O0, S. 22. 
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gliedschaft der Parochialgemeinde und ihren Erwerb werden 
hierbei keine neuen Vorschriften gemacht: es normiren nach 
wie vor die schon bis dahin gültigen Bestimmungen. 

Aus dem Neben- und Miteinander einerseits dieser alt- 
überlieferten landeskirchlich-consistorialen, andererseits der in 
den letzten Jahrzehnten hinzugefügten presbyterial - synodalen 
Ordnungen setzt sich unsere ebendeswegen »gemischt« ge- 
nannte Kirchenverfassung zusammen. Wissenschaftlich können 
wir sie demgemäss nur so behandeln, dass wir jede der beider- 
lei Gedankenreihen zuerst in ihrer Besonderheit begreifen, hier- 
auf untersuchen, ob und inwieweit durch das Neben- und 
Miteinander beider Kirchen diese Besonderheit verändert, und 
was etwa Neues daraus hervorgegangen ist. Für den gegen- 
wärtigen Fall haben wir bereits gesehen, dass auf dem Punkte, 
welcher in Betracht kommt, eine Neubildung nicht stattge- 
funden hat, die Gemeindeordnung vielmehr die alte geblieben 
ist; wir beschränken uns also auf den ersten Theil der wissen- 
schaftlichen Arbeit. Nur in einer Einzelbeziehung werden 
wir darüber hinausgewiesen werden. Jene Arbeit aber lässt 
sich nicht anders, als auf dem Wege historischer Darlegung 
erbringen. Denn Das, was heute Evangelische Landeskirche 
heisst, hat sein Aussehen im Laufe der Zeit so sehr verändert, 
dass wir in altlandeskirchliche Anschauungen uns gegenwärtig 
nur als in etwas Ungewohntes, und daher nicht ohne einige 
Schwierigkeit geschichtlich, versetzen können. Dennoch dürfen 
wir dies nicht unterlassen, wollen wir die betreffenden Ein- 
richtungen so völlig verstehen, dass wir sie mit Sicherheit 
zu handhaben vermögen. 

Die Aufgabe ist hiernach, den altlandeskirchlichen Ge- 
danken, dass die Zugehörigkeit zur Parochialgemeinde durch 
den Wohnsitz bestimmt werde, in seiner Entwickelung bis zur 
Gegenwart mit Rücksicht auf die Frage zu verfolgen, ob ein 
Ausländer in derselben Bedeutung Parochiane sein könne, wie 
ein Landesangehöriger. 


Die vorreformatorische Kirche war in Deutschland wie 
anderwärts, auf dem Grunde der lateinischen Kirchenlehre 
über ihre Sichtbarkeit und Einzigkeit, davon ausgegangen, 
von wo noch heute die römisch-katholische Kirche ausgeht, 
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dass die Bekehrung und Pastorirung der Welt ausschliesslich 
ihr von Gott übertragen worden sei. Sie hatte dem ent- 
sprechend den zu solchem Zwecke von ihr ausgesandten, bezw. 
angestellten Arbeitern geographisch umgrenzte Sprengel dieser 
Welt angewiesen, deren Einwohner sie zu versorgen haben 
sollten. Staatsgrenzen berücksichtigte sie, wenn nicht aus 
Zweckmässigkeitsgründen, hierbei nicht’), Die deutsch-evan- 
gelischen Landesregierungen der Reformationszeit hielten das 
Prineip jener geographischen Parochialsprengel fest, aber, wie 
sich von selbst verstand, auf anderem Grunde. Sie gingen 
dabei von der reformatorischen Lehrauffassung aus, dass es 
ihre landesobrigkeitliche Pflicht sei, als eine göttliche Rechts- 
ordnung die zehn Gebote im Lande aufrechtzuhalten, und in 
demselben demgemäss anderen als richtigen Gottesdienst nicht 
zu dulden®). Diese sogenannte Custodia prioris tabulae, in- 
dem sie zu der von vorreformatorischer Zeit her über die 
Kirche des Territoriums geübten landespolizeilichen Gewalt 
hinzukam, ergab, dass die sich gestaltenden evangelischen 
Kirchenbildungen Landeseinrichtungen wurden, auf Grund 
jenes religiösen Pflichtgefühls geleitet an oberster Stelle von 
der Landesobrigkeit selbst, weiterhin von ihrer Behörde. Wenn 
hierin von Anfang an neben dem Nichtdulden unrichtigen 
Gottesdienstes, dieser negativen Seite der Custodia, auch eine 
positive Seite derselben hervortritt, in der Sorge dafür, dass 
auch richtiger Gottesdienst zur Genüge im Lande vorhanden 
sei, so hatte das in der eigenartig persönlichen Natur der 
damaligen landesherrlichen Stellung gegenüber den Unter- 
thanen seine Quelle. Die landesobrigkeitliche Gewalt, später 
Landeshoheit genannt, bestand aus einer Menge von Einzel- 
beziehungen zu ihnen: den Einen gegenüber war der Landes- 
herr Gutsherr, Anderen gegenüber Lehensherr, noch Anderen 
gegenüber hatte er Rechte, die auf Advocatie oder auf Pfleg- 


6) Braun, indem er in den ersten Worten seiner Abhandlung 
diese Zustände erwähnt, sagt, »das christliche Europa« habe damals 
kirchlich eine Einheit gebildet. Er meint die lateinische Kirchen- 
einheit, und will selbstverständlich nicht behaupten, dass diese eine euro- 
päische gewesen sei. Er hätte es dann aber auch nicht sagen sollen. 
Wir haben schon eine ähnliche Ungenauigkeit zu erwähnen gehabt. 

e) Braun a. a. O. 8. 404 stimmt überein. 
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schaft beruhten, allen diesen verschiedenen Beziehungen aber 
war eine persönliche Gegenseitigkeit der Pflichten gemein: 
hatten die Untergebenen treu, hold und gewärtig zu sein, so 
hatte der Herr sie zu schützen, und für jeden von ihnen in 
der Weise zu sorgen, die dem besonderen gegenseitigen Ver- 
hältnisse entsprach. Indem dann aus dieser Mannigfaltigkeit 
der Abhängigkeitsverhältnisse mit der Zeit die eine allgemeine 
Treupflicht der Unterthanen erwuchs, ergab sich auf Seiten 
des Landesherrn die eine allgemeine Herrscherpflicht der 
Protectio, der Fürsorge. Im Lichte der Custodia prioris ta- 
bulae erschien sie als die Pflicht, dass jeder Herr seine Unter- 
thanen in den heilbringenden Glauben hineinerziehen lasse, 
hierfür die nöthigen Anstalten treffe und erhalte. Sie ist ein 
Theil von der allgemeinen landesherrlichen Sorge für die 
Unterthanen, die auch in dieser Beziehung ihrem Herrn von 
Gott befohlen sind. Das landesherrliche Kirchenregiment ist 
die Handhabung dieses Theils: »weil«, sagt die Mecklenbur- 
gische Visitationsordnung von 1557, »der barmherzige Gott 
von einer jeglichen Obrigkeit mit grossem Ernst Erforderung 
thut, dass sie seine göttliche und rechte Lehre den Unterthanen 
treulich predigen und vortragen, auch christliche Ceremonien 
aufrichten sollen.« Dem entspricht, dass landesobrigkeitlich jeder 
Unterthan dem Pfarrer seines Wohnsitzes zugewiesen, dass ihm 
nicht gestattet wird, sich dessen Seelsorge zu entziehen. Mit 
Solchen, die sich dennoch entzogen, hatte man in der Refor- 
mationszeit thatsächlich Geduld; rechtlich dagegen liegt den be- 
kannten Visitationsmaassregeln, mittels deren das Kirchenwesen 
der evangelischen Territorien landesherrlich eingerichtet wurde, 
allenthalben die Anschauung zu Grunde, dass Widerstrebende 
im Lande nicht geduldet, vielmehr ausgewiesen werden. 

So gewannen für diese evangelischen Kirchenbildungen die 
Landesgrenzen ‚Bedeutung. Der Landesherr hatte nur inner- 
halb ihrer und nur gegenüber seinen Unterthanen diejenigen 
Pflichten und Rechte, auf deren Uebung es hier ankam. 

Allmählich wurde aus der anfangs nur thatsächlich mit 
Andersgläubigen getragenen Geduld eine Rechtspflicht. Den 
Katholiken wurde im Westphälischen Frieden (1648), den 
Reformirten war schon früher (%./6. Februar 1615), jenen 
für die sämmtlichen deutschen, diesen für den grösseren Theil 

Zeitschrift für Kirchenrecht. XXI. (N. F. VII.) 2. 8. 15 
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der brandenburgischen Territorien das Recht eingeräumt, als 
landesangehörige Unterthanen unangefoehten und ohne Rechts- 
nachtheil, ungeachtet ihres grundsätzlichen Nichtanschlusses 
an die Landeskirche, im Lande zu wohnen. Aehnliche Ein- 
räumungen für andere Religionsgenossenschaften und für an- 
dere Territorien sind dann gefolgt. Inwieweit den Zugelassenen 
gestattet ward, ein eigenes Kirchenwesen zu entfalten, war 
dabei eine zweite Frage: sie*erhielten bald engere, bald wei- 
tere Befugnisse hierin. Schon durch jenes Wohnrecht aber 
wird das altlandeskirchliche Parochialprincip in seiner Spitze 
umgebogen; denn wenn nach ihm die Seelsorge des Pfarrers 
sich auf die sämmtlichen Einwohner seines Sprengels zu er- 
strecken haben würde, so erstreckt sie sich jetzt auf diejenigen 
unter ihnen, denen ein solches Ausnahmerecht zu Statten 
kommt, nicht mehr. Erhöbe der Pfarrer nichtsdestoweniger 
einen seelsorgerischen Anspruch an sie, so könnte derselbe 
mittels Berufung auf ihr Privilegium allezeit abgelehnt wer- 
den. Im Laufe der Zeit, namentlich als seit Anfang unseres 
Jahrhunderts viele kleinere Territorien zu Theilen der grösseren 
wurden, und die in den letzteren sich ausbildende Einheitlichkeit 
des Staates auch für das Kirchliche ihre Consequenzen zog, 
haben jene Sonderrechte so grosse Ausdehnung gewonnen, dass 
ihr Ausnahmecharakter beinahe vergessen ist. Er wird jedoch 
erkennbar, sobald es gilt, juristisch die Frage nach Abgrenzung 
der landeskirchlichen Parochialrechte. innerhalb der Parochie 
zu behandeln, und ist alsdann voll zu berücksichtigen, wenn 
das Resultat nicht unrichtig werden soll’). | 

Der altlandeskirchliche Satz also, dass der Wohnsitz 
innerhalb der Parochie es sei, welcher die Mitgliedschaft der 
Parochialgemeinde begründe, blieb bei der wachsenden Zahl 
jener Ausnahmeprivilegien gültig; wenn auch jetzt nur für 
Diejenigen gültig, die an diesen Privilegien .keinen Antheil 
hatten und die auch sonst nicht von dem Rechte Gebrauch 
machten, aus der Kirche auszutreten. Wie von Carpzov°), 
Brunnemann°), J. H. Boehmer!?) die betreffenden vor- 


7) Braun S. 421 ff. erkennt diese Sachlage grundsätzlich an. 

8) Definitt. ecclesiasticae IJI, 9, def. 105. 

®) Tract. posth. de jure eccles. II, 1; membr. 1, 8 7, c. 2; 
membr. 4, $ 2 addit. 
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reformatorischen Vorschriften unbedenklich als fortgeltende 
behandelt werden, so stimmt K. Fr. Eichhorn!!) mit ihnen 
im Ergebnisse überein, und Richter-Dove!?) wie Mejer'°) 
berufen sich noch immer auf Boehmer. Dieser definirt 
a. a. O. die Parochianen als »personae laicae certo parocho 
addietae, obligatae ad hoc ut in illa Ecclesia a parocho 
sacra et quae huc vulgo referuntur percipiant et onera paro- 
chialia subeant«, was auf das Deutlichste den altlandeskirchlichen 
Gesichtspunkt ausdrückt, und ebenso sagt Eichhorn a.a. O.: 
»auch in der evangelischen Kirche besteht der Grundsatz, dass 
eine Parochie durch die von den Kirchenoberen geschehene 
Errichtung einer Kirche entsteht, bei welcher ein Geistlicher 
zur Verwaltung des Lehramtes für einen Inbegriff von Christen 
bestellt wird; die Personen, für deren Gottesdienst die 
Kirche bestimmt ist, werden durch jene Verfügung der 
Kirchenoberen zu einer Gemeinde«e. Das stimmt überein mit 
Boehmer's »addictae et obligatae«. Auch Braun!*) nimmt 
an, dass die Einpfarrung noch heute auf obrigkeitlicher Ver- 
fügung beruhe, vermöge deren die alte Regel, dass die Parochial- 
angehörigkeit durch den Wohnsitz bestimmt werde, bis dahin 
aufrecht erhalten worden sei. Dass die Rheinisch-Westphälische 
Kirchenordnung von 1835 diese Regel als Grundlage ihrer 
Einrichtungen anerkennt, und dass sie auch von den neueren 
Presbyterial- und Synodalordnungen festgehalten werde, ist 
oben erwähnt worden, und wenn die neuesten in Nachahmung 
der preussischen von 1873 hinzufügen'5), dass, um an den 
Gemeindewahlen theilnehmen zu dürfen, man als Glied der 


10) Jus paroch. sect. 3, c. 2, $ 9. 12. 20. 

11) Grundsätze des Kirchenrechts (1831) I, 753. 

18) Lehrbuch des Kirchenrechts $ 159 Note 2 (Aufl. 8, 8. 530). 

18) Lehrbuch des Kirchenrechts 8. 155. 

14) S. 412. 416. 

15) Kirchenvorstands- und Synmodalordnung für die sechs öst- 
lichen preussischen Provinzen vom 10. September 1873 $ 34. — Anhal- 
tische Kirchengemeindeordnung vom 6, Februar 1875 $ 34. -— Schles- 
wig-holsteinische vom 4. November 1876 $ 8. — Die des Consistorial- 
bezirks Wiesbaden vom 4. Julius 1877 8 35. — Friedberg a.a. 0.8.59 
84. 197. 237. 242, und die Presbyterial- und Synodalordnung für die 
evangel. Kirchengemeinschaft im Bezirke des Consistoriums von Cassel 
vom 16. Dezember 1885 $ 1. 25. Gesetzsammi. 8. 85 f. 
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Gemeinde bereits »ein Jahr in der Gemeinde wohnen« müsse, 
so wird hiedurch das Princip nicht modifieirt, sondern nur 
dem Umstande Rechnung getragen, dass in neuerer Zeit die 
Bevölkerungsbewegung ungleich lebhafter geworden ist, als sie 
früherhin war. 


Also hat die alte landeskirchliche Regel sich, und zwar 
als landeskirchliche, bis heute behauptet. Nunmehr fragt sich, 
ob nach derselben Ausländer, die in der Parochie wohnten, 
deren Mitglieder waren oder nicht. 

Nach dem Zeugnisse der Kirchenrechtslehrer war nicht 
Jeder, der im Bezirke der Parochie sich aufhielt, Parochiane. 
Der Ausnahmestellung derer, die anderen privilegirten Religions- 
gemeinschaften zugehörten, haben wir gedacht. Ebenso ist kein 
Zweifel, dass auch unter den Confessionsgenossen Reisende, die 
einen Aufenthalt machen, Kranke, die zum Kurgebrauche an- 
wesend sind, Dienstboten, Handwerksgesellen, Studenten u. s. w., 
obwohl unter Umständen für lange Zeit in der Parochie Woh- 
nung nehmend, doch keineswegs Mitglieder der Parochial- 
gemeinde werden. Die Zeugnisse hierüber sind nicht schwan- 
kend!), J.H. Boehmer!”) unterscheidet die sola habitatio 
der in der Parochie sich bloss Aufhaltenden von dem con- 
stanter und mit animus perpetuo ibi permanendi se addicere 
derer, die wirklichen Wohnsitz daselbst nehmen. Nur letzteres 
constituire das Domicil und gebe Gemeindemitgliedschaft. 
Selbst Gutspächter zählt er ($ 17) an und für sich nicht zu 
den Domicilirten, obwohl sie hin und wieder, nach localem 
Herkommen, zu den Gemeindegliedern gehören. Diejenigen, 
denen bloss die habitatio zukommt, bleiben Mitglieder ihrer 
Heimathsgemeinden und unter dem Parochialrechte ihres dor- 
tigen Pastors. Indess dies Parochialrecht wird nicht verletzt, 
wenn sie am Aufenthaltsorte sich pastoral versorgen lassen: 
weder durch sie selbst, noch durch den versorgenden Pastor, 
der sich dabei auch die üblichen Stolgebühren zahlen lassen 
darf. Man hat ihr Verhältniss nicht selten als Quasidomicil 
bezeichnet. Aber im Pfarrkindschaftsverhältnisse zum Quasi- 


6) 8. Hinschius, System des kathol. Kirchenrechts Th. 2, S. 298, 
Note 2 die Litteraturnachweise betr. das evangelische Kirchenrecht. 
17) Jus paroch. sect. 3, c. 2, $ 9. 12. 20. 
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domicilspfarrer, das um jene Zeit noch als in hohem Grade 
persönlich eng betrachtet wurde, stehen sie nicht, sind nicht 
Glieder seiner Gemeinde, haben nicht Theil weder an deren 
schon damals etwa vorhandenen Pfarrwahl- oder ähnlichen 
Rechten, noch an den regelmässigen Lasten, welche die Gemeinde 
ihren Mitgliedern auflegt. Uebereinstimmend hiermit sagt das 
Preussische Allgemeine Landrecht!2): »Wer innerhalb eines 
Kirchspiels seinen ordentlichen Wohnsitz aufgeschlagen hat, 
ist,« wenn er zu der betreffenden Religionspartei zählt, »zur 
Parochialkirche des Bezirkes eingepfarrt«e. »Wer noch keinen 
beständigen Wohnsitz hat,« gehört zur Parochie seiner 
Eltern. »Durch den blossen Aufenthalt in einem Kirchspiel, 
so lange der Vorsatz, seinen Wohnsitz darin aufzuschlagen, 
noch. nicht erhellet, wird die Einpfarrung nicht begründet.« 
»Das Gesinde gehört zu der Parochie seiner Religionspartei 
an dem Orte, wo es im Dienste der Herrschaft sich auf- 
hält.«e »Eben das gilt von Handwerksgesellen und Lehr- 
burschen.«e Offenbar ist »Wohnsitz«, »fester,«e »beständiger 
Wohnsitz«e hier gleichbedeutend gebraucht: wir finden also 
genau dieselben Begriffe wie bei Boehmer, einerseits festen 
Wohnsitz, andererseits blossen Aufenthalt; jener giebt die 
Parochialangehörigkeit und Gemeindemitgliedschaft, dieser giebt 
sie nicht. Wenn dabei für Gesinde, Handwerksburschen, 
Lehrburschen eine offenbar auf Zweckmässigkeitsgründen be- 
ruhende Ausnahme gemacht wird, so bestätigt sie das Gesagte, 
indem sie zeigt, dass von Militärverhältnissen abgesehen weitere 
Ausnahmen nicht existiren. Die katholische Kirche legt, in 
Folge ihrer überwiegend genossenschaftlichen Geschlossenheit, 
naturgemäss auf das feste Domicil ein geringeres Gewicht. 

Dass hiernach die confessionsangehörigen Ausländer, welche 
blossen »Aufenthalt« in einer Parochie haben, nur Quasidomi- 
cilirte und daher nicht Gemeindeglieder sind, ist ausser Frage. 
Wie aber, wenn von ihnen fester Wohnsitz in der Parochie 
erworben wird? 

Die Antwort giebt das Landesstaatsrecht dahin, dass nach 
den Regeln desselben dieser Fall nicht vorkommen konnte; 
denn durch den Erwerb des festen Wohnsitzes, auf dessen 


18) A. L. R. Th. 2, Tit. 11, $ 260. 262. 268. 275. 276. 
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Bestimmung man im Allgemeinen die römischrechtlichen 
Normen über das Domicil anwandte, hörte der Ausländer auf, 
dies zu sein und wurde landesangehöriger Unterthan. So zu- 
nächst allgemein so lange das ehemalige Deutsche Reich 
währte!?). Allerdings konnte er gleichzeitig auch anderwärts 
Landesunterthan sein; denn wie es gemeinrechtlich zulässig 
ist, zugleich an verschiedenen Orten Domicile zu haben, so 
war es um jene Zeit möglich, hierdurch auch gleichzeitig in 
verschiedenen Territorien Untertlian zu sein?°). Dabei erschien 
das Territorium damaliger Zeit regelmässig noch als Conglo- 
merat domanialer, ritterschaftlicher, städtischer, zuweilen noch 
klösterlicher Bestandtheile, und entsprechend der erwähnten 
Bedeutung des Wohnsitzes für die Staatsangehörigkeit wurde 
diese verliehen durch diejenige Ortsobrigkeit, die den Wohn- 
sitzerwerb genehmigte: »municipiorum cives a magistratu, ru- 
stivi a quolibet jurisdictione patrimoniali praedito, modo haut 
neglecto homagio recte recipiuntur«, sagt Pütter?!). Ob der 
Aufgenommene als Bürger oder Beisasse, Eingesessener oder 
Einwohner u. s. w. eintrat, machte für den Erwerb der Landes- 
angehörigkeit keinen Unterschied. Ohne die Aufnahme durch 
eine Localobrigkeit aber war von einem Ausländer, falls er 
nicht, was hier nicht in Frage steht, vom Landesherrn ange- 
stellt wurde, »Wohnsitz« und Landesangehörigkeit nicht zu 
erwerben; er bliebt also auf den »Aufenthalt« als Fremder 
beschränkt, und Zachariä bemerkt richtig, dass er dann auch 
anders nicht genannt werden sollte, da der von Grotius und 
Anderen für seine Stellung gebrauchte Ausdruck »subditus« tem- 
porarius schiefe Vorstellungen zu erzeugen geeignet sei. Auch 
in Preussen, dem Lande, dessen Verfassung modernen Staats- 
anschauungen in mancherlei Rücksicht am nächsten stand, 
galten dieselben Regeln. Das Allgemeine Landrecht??), indem es 
von dem mit der früher erwähnten persönlichen Natur des 


1) H, A. Zachariä, Deutsches Staatsrecht Aufl. 3, Th. I, S. 481 
und daselbst J. J. Moser. — Auch Braun S. 426 giebt hierüber 
dankenswerthes Material und erkennt es unumwunden an. 

30) Zachariä a. a. O. 

#1) Institut. juris publ. Germ. $ 353. 

22) A, L. R. Th. 2, Tit. 7, Abschn. 2. »Von Auswanderungen«. 
8 131. 132. 
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Unterthanenverhältnisses zusammenhängenden Rechtssatze aus- 
geht, dass ohne Erlaubniss kein Unterthan auswandern dürfe, 
bestimmt: auf »Fremde, die in hiesigen Landen sich zwar 
aufgehalten, aber darin weder angekauft, noch bürgerliche 
Gewerbe betrieben haben«, beziehe sich dies nicht; auf 
»solche Ausländer, die sich im Lande wirklich nieder- 
gelassen«, das heisst also, sich angekauft oder bürgerliche 
Gewerbe betrieben haben, solle es sich »nicht innerhalb der 
ersten zehn Jahre« beziehen. Später??) wird für ihre Stellung 
als gleichbedeutender Ausdruck gebraucht: »ihren Wohnsitz 
gehabt haben«; denn ohne Wohnsitzerwerb ging nach dama- 
ligem Rechte das Ankaufen oder das Betreiben bürgerlicher 
Gewerbe nicht an. Die Auswanderungsfreiheit der »subditi 
temporarii« 2*) wird also auch den in Preussen schon angesie- 
delten Ausländern, die dadurch bereits Preussen geworden 
sind, als ein Privilegium noch zehn Jahre lang erhalten; wie 
man ja Fremde gern in’s Land zog; die Distinction von 
Aufenthalt und Wohnsitz aber wird lediglich wiederholt. 
Wie weiterhin sich die betreffende Ordnung gestaltete 
und wie sie sich ın der Praxis ausnahm, wird erörtert in 
einem Erkenntnisse des K. Oberverwaltungsgerichtes vom 
30. Januar 1886, welches über die Zeit bis zu den Gesetzen 
vom 31. Dezember 1842 erschöpfende Auskunft giebt. Ich 
darf auf dasselbe verweisen?®). Der »Aufenthalt« des Aus- 
länders musste, sobald er über ein schnelles Durchreisen 
hinausging, polizeilich gestattet werden, und wurde dadurch 
unter Aufsicht gestellt. Erwarb der Fremde »Wohnsitz«, so 
wurde er Staatsangehöriger: »ein Ausländer, der im Preussi- 
schen eine Wohnung nimmt, das ist ein Domicilium consti- 
tuiret, wird der Regel nach schon durch dies Ereigniss an 
sich selbst ein Einländer,« sagt ein Rescript aus dem Mini- 
sterium des Innern vom 5. Julius 1826 ?°). Die Auslieferungs- 


#2) a.a. 0. 8 149. 

24) Dass sie ihnen allgemein zukomme sagt J. J. Moser, Von 
der Landeshoheit in Ansehung der Unterthanen S. 29. 

2) Abgedr. im Ministerialblatte f. d. gesammte innere Verwaltung 
Jahrg. 47, Nr. 9, S. 206 ff. 

®) v. Kamptz, Annalen der preuss. inneren Staatsverwaltung X, 
769 ff. 
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verträge der Zeit, sowie die 1838 beginnenden Staatsraths- 
verhandlungen über die genannten Gesetze, werden nach Aus- 
weis des Oberverwaltungsgerichtes von demselben Gedanken 
beherrscht: wer bloss Aufenthalt im Lande hat, bleibt ein 
Fremder und wird ausgeliefert; wer Wohnsitz hat, ist ein 
Preusse und wird nicht ausgeliefert; jener kann ausgewiesen 
werden, dieser nicht. Während dabei das angeführte Mini- 
sterialrescript sagt, »nirgends ist in den Gesetzen eine aus- 
drückliche Erklärung des Staates reservirt, vielmehr kann das 
Domicil auch stillschweigend durch Handlungen constituiret 
werden«e — wir haben gesehen, dass $ 131, II. 7 des All- 
gemeinen Landrechtes dergleichen Handlungen aufführte —, 
verlangen Rescripte ebendesselben Ministeriums des Innern 
vom 31. Januar und 17. Dezember 1838?) die Zustimmung 
der »Ortsobrigkeit«, der localen »ordentlichen Polizeiobrigkeite, 
von deren Entscheidung, falls sie ablehnend laute, Recurs an 
das competente Regierungscollegium offen sei. Es ist die alte 
Ertheilung der Staatsangehörigkeit seitens der Ortsbehörde, 
welche hier die »ausdrückliche Erklärung des Staates« enthält; 
sie kann aber durch stillschweigendes Dulden des Wohnsitz 
nehmenden Fremden ersetzt werden. Hier gab das landrecht- 
liche Decennium einen Anhalt für die Praxis: der Ausländer, 
welcher in dem von ihm aufgeschlagenen »festen Wohnsitze« 
von jener localen Obrigkeit zehn Jahre hindurch unbehelligt 
gelassen worden ist, braucht, wie das Oberverwaltungsgericht 
näher darlegt, den Nachweis ihrer Genehmigung nicht mehr 
zu erbringen; dieselbe gilt für ertheilt. In weitaus den meisten 
Fällen wird sie schon beim Aufschlagen des Wohnsitzes, der 
ein fester sein soll, gegeben sein: dann war unzweifelhaft 
Staatsangehörigkeit erworben. Die Absicht des Wohnung- 
aufschlagenden konnte indess anfangs unentschieden bleiben, 
oder die Nachsuchung der Genehmigung versäumt werden: 
dann stand die nachträgliche Berufung auf den Zeitablauf 
offen. Niemals aber wirkte dieser schon an und für sich, 
sondern allezeit nur da, wo die Absicht der Wohnsitznahme 
gezeigt und dies von der Localobrigkeit geduldet worden war. 
So erklärt sich der scheinbare Widerspruch der Ministerial- 


#7) v. Kamptz, Ann. XXII, 29 ff.; vgl. 22 ff. 
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rescripte von 1826 und 1838. — Wenden wir das Alles auf die 
Frage der Kirchenmitgliedschaft an, so erhellt, dass auch in 
Preussen der Ausländer Mitglied der Parochialgemeinde nicht 
sein konnte; denn er war es nicht, so lange er blossen Auf- 
enthalt hatte, und er war nicht mehr Ausländer, wenn er 
durch Wohnsitzerwerb in die Parochialgemeinde eintrat. Der 
mögliche zehnjährige Uebergangszustand ändert daran nichts; 
denn er kommt immer erst nachträglich im Interesse des 
Beweises zur Sprache, während, so lange er dauert, der Aus- 
länder entweder als blosser Aufenthalt Habender, oder, was 
die Regel gebildet haben dürfte, bereits als Inländer beliandelt 
worden war. Diese nahe Verbindung von Staats- und Kirchen- 
angehörigkeit entspricht durchaus dem Territorialismus des 
Allgemeinen Landrechtes. | 

Die heutige Rechtswissenschaft?®) unterscheidet den »Wohn- 
sitze, das ist das römischrechtliche Domicil, vom »Wohnrechte«, 
ersterer Begriff mehr privatrechtlicher, letzterer Begriff öffent- 
lichrechtlicher Natur. Das Bisherige zeigt, dass in der Zeit, 
von welcher es handelt, der »Wohnsitz«, den wir in Bezug 
genommen fanden, anders als in Gestalt des »Wohnrechtes« 
nicht zu erwerben war, dass sonach unter »Wohnsitz«, »fester 
Wohnsitz«, »beständiger Wohnsitze, Ausdrücke, die als 
gleichbedeutende verwendet werden, das heute sogenannte 
Wohnrecht verstanden ist. Der Terminus »Wohnrecht« dürfte 
für jene Zeit, wenigstens in Unterscheidung von »Wohnsitze, 
schwerlich nachgewiesen. werden können. Sehr deutlich versteht 
die hannoversche Verordnung »Ueber Bestimmung des Wohn- 
ortes der Unterthanen in polizeilicher Hinsicht« vom 6. Julius 
1827 den Wohnsitz als Wohnrecht. Seine Ertheilung überlässt 
sie in der Regel der Ortsobrigkeit, fügt aber ($ 5 a. E.) neu°®®) 
hinzu, dass »Ausländer das Recht des bleibenden Wohnsitzes ... 
nur durch ausdrückliche Genehmigung der betrefienden Be- 
hördee — nach $ 3 der Landdrostei, also nicht mehr der 
localen, sondern einer Oberbehörde — »erwerben können«. 


38) Stobbe, Deutsches Privatrecht Ausg. 2, Th. 2, S. 209. Da 
selbst die Litteratur. 

*°) Dass es eine Neuerung war, geht hervor aus einem Ausschreiben 
der kgl. Landdrostei Lüneburg vom 13. August 1827 (unter 2), das sich 
in der dritten Abtheilung der Gesetzzammlung des Jahres findet. 
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Solange er nicht derartig aufgenommen ist, hat der Ausländer 
blossen Aufenthalt. Dass er ebensolange nicht Mitglied der 
Kirchengemeinde sein kann, ergiebt das hannoversche Kirchen- 
vorstandsgesetz vom 14. Oktober 1848, $ 9°), denn es fordert, 
jetzt mit dem heutzutage technischen Ausdrucke, »Wohnrecht« 
im Pfarrsprengel als Bedingung activer Gremeindemitgliedschaft, 
und ebenso die hannoversche Kirchenvorstands- und Synodal- 
ordnung von 1864, $ 10: »Wohnrecht«°!). Fügen wir schon 
an dieser Stelle die Erwähnung einiger süddeutscher Kirchen- 
ordnungen neuerer Zeit hinzu, in denen ausdrücklich ausge- 
sprochen wird, dass das vollberechtigte Gemeindeglied staats- 
angehörig sein müsse. Die Kirchenvorstandsordnung für die 
lutherischen Gemeinden in Bayern diesseits des Rheins vom 
7. October 1850, $ 5°?) fordert, dass, wer an der Wahl des 
Kirchenvorstandes theilnehmen will, »bayerischer -Staatsunter- 
than« sei; die württembergische Verordnung in Betreff der 
Einführung von Pfarrgemeinde-Kirchenräthen vom 25. Januar 
1851, $ 7 und die Sachsen -Weimarische Kirchengemeinde- 
ordnung vom 24. Junius 1851, $ 17°°) verlangen, er müsse 
zum »gemeindebürgerlichen Wahlrechte« qualificirt, »an den 
bürgerlichen Gemeinderechten seines Ortes theilzunehmen be- 
rechtigt« sein, was nach damaligem Rechte die Staatsange- 
hörigkeit einschliesst. Die Badische Evangelische Kirchen- 
verfassung vom 5. September 1861, $ 8, 14°*) verlangt, dass 
er das »staatliche Stimmrecht« besitze, schliesst also Nicht- 
angehörige des Staates von der kirchlichen Activgemeinde 
gleichfalls aus. 

Hiernach ergiebt die geschichtliche Entwickelung, soweit 
sie bis jetzt überblickt worden ist, dass Ausländer, so lange 
sie dies bleiben, nicht fähig sind, Mitglieder der landeskirch- 
lichen Gemeinde zu sein. 


In Preussen wurde die dargestellte Sachlage staatsrecht- 


°), Ebhardt, Gesetze für den Bezirk des Consistoriums zu Han- 
nover. Erste Folge S. 41 ff. 

®!) Lohmann, Hannoversche Kirchengesetze I, 17. 

#2) Friedberg a. a. 0. 8. 323. 

s3) Friedberg a. a. O. S. 419. 627. 

#4) Friedberg a. a. 0. S. 477. 
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lich verändert durch das Heimathsgesetz und das Gesetz über 
die Erwerbung und den Verlust der Eigenschaft eines preussi- 
schen Unterthanen, beide vom 31. Dezember 184235). Letzteres 
Gesetz bestimmt in $ 13, der »Wohnsitze, womit es den oben 
erwähnten obrigkeitlich bewilligten meint, für sich allein 
»solle in Zukunft die Eigenschaft eines preussischen Unter- 
thanen nicht begründen«e. Allerdings muss der Ausländer, 
wenn er Preusse werden will, nach wie vor nachweisen ($ 7), 
dass es ihm an eigener Wohnung und Unterkommen in dem 
Orte, an welchem er sich niederlassen will, nicht fehle, aber 
der Nachweis geht jetzt dahin, er werde sie künftig finden; 
und in die Staatsangehörigkeit aufgenommen wird er nicht 
mehr durch die Ortsobrigkeit, sondern durch die Landespolizei- 
behörde, also wie in Hannover durch eine Behörde höherer 
Instanz. Diese soll die Gemeinde, in welcher er sich nieder- 
lassen will, hierüber hören und deren etwaige Einwendungen 
»beachten« ($ 8); die Gemeinde aber kann ihn nicht früher 
zum Mitgliede aufnehmen, als bis er »die Eigenschaft eines 
preussischen Unterthanen« durch obige Verleihung seitens der 
Landespolizeibehörde »zuvor erworben hat« ($ 12). Die bisher 
gegebene Darstellung des älteren preussischen Rechtes wird 
durch diese Vorschriften bestätigt. Zugleich ergeben sie, dass 
von 1843 an ein Ausländer, falls er nicht in die locale Ge- 
meinde aufgenommen werden will, »Wohnsitz« erwerben kann, 
auch ohne Preusse zu werden. Ob die preussischen mit 
Allerhöchstem Erlass vom 29. Junius 1850 publizirten Grund- 
züge einer evangelischen Gemeindeordnung für die fünf öst- 
lichen Provinzen 3®) diese Neuerung im Sinne gehabt haben, wo 
sie ($4) »festen«e Wohnsitz für die active Gemeindemitgliedschafl 
fordern, kann dahingestellt bleiben: jedenfalls schliessen sie 
mit ihrer Bestimmung auch domicilirte Ausländer aus; denn 
da dieselben jederzeit ausgewiesen werden können, so entbehren 
sie des »festen« Wohnsitzes. 

Bekanntlich ist der Anstoss zu derjenigen staatsrechtlichen 
Entwickelung, welche in dem lange vorbereiteten Artikel 3 der 
Verfassung des Norddeutschen Bundes, in dem Bundes-, dann 


— 


5) Gesetzzammlung von 1843 S. 15 ff. 


®**) Dove, Sammlung der wichtigern neueren Kirchenordnungen 
$. 51. 
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Reichsgesetze über die Freizügigkeit vom 4. November 1867, 
dem Gesetze über Erwerb und Verlust der Bundes- und Staats- 
angehörigkeit vom 1. Januar 1870 und dem Artikel 3 der 
Reichsverfassung ihren Abschluss gefunden hat, durch jene 
preussischen Gesetze vom 31. Dezember 1842 zuerst gegeben 
worden. 

Sie hat den rechtlichen Begriff des »Ausländers« ver- 
ändert 37), 

Zur Zeit des ehemaligen Reiches verstand man unter 
Ausländern, Auswärtigen, Fremden, nicht bloss die, welche 
nicht Reichsangehörige waren, sondern in jedem einzelnen 
Reichslande alle Nichtangehörigen des Landes. Den Angehörigen 
anderer Territorien standen als Reichsangehörige zwar gewisse 
Befugnisse (sog. Reichsbürgerrecht) zu, indess keine, durch die 
sie aufgehört hätten, in obigem Sinne Ausländer zu sein; und 
als das Reich in die deutschen Bundesstaaten auseinanderging, 
wurde die Sache nicht besser. Die Bundesacte selbst spricht 
in Artikel 18 von »Auswanderunge« in einen anderen deutschen 
Bundesstaat. Erst die erwähnte neueste Entwickelung hat dahin 
geführt, dass, wie regelmässig die Localgemeinde nicht nur 
keinen Angehörigen des eigenen Staates vom Wohnrechte aus- 
schliessen kann, sondern auch keinen Angehörigen eines der 
übrigen Gliedstaaten des Reiches, so auch keiner dieser Glied- 
staaten selbst befugt ist, dem Angehörigen eines anderen 
Gliedstaates die Aufnahme zu versagen. Vielmehr ist er laut 
Artikel 3 der Reichsverfassung verpflichtet, denselben auch 
dann »als Inländer zu behandeln und demgemäss zu 
festem Wohnsitze ... . . zuzulassen«, wenn er seine bisherige 
Staatsangehörigkeit beibehält. Damit ist — von Ausnahmen, 
die hier nicht in Betracht kommen, abgesehen — jedem Reichs- 
angehörigen das Wohnrecht in jedem zum Reiche gehörigen 
Bundesstaate gewährleistet. Sachsen können so in jedem 
preussischen Orte, Preussen in jedem bayerischen wohnen u.s.w. 

Da im Gesetze nicht gesagt wird, bloss in den daselbst 
ausdrücklich hervorgehobenen Beziehungen solle der als Nicht- 
angehöriger des Staates im Lande wohnende Reichsangehörige 
»als Inländer den übrigen Staatsangehörigen gleich« behandelt, 


#7) Braun’s Sprachgebrauch ist in diesem Punkte wiederum nicht 
genau. 
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sondern da gesagt ist, er solle überhaupt so behandelt werden, 
da ferner diese Vorschrift einschliesst, dass auch er seinerseits 
sich so behandeln lassen müsse, so stellt sich zur Frage, ob 
auch kirchlich, insbesondere landeskirchlich ein solcher Reichs- 
angehöriger als Inländer zu behandeln sei. Diese Frage muss 
bejahet werden. Eine betreffende Ausnahme von der Behand- 
lung als Inländer ist weder im Gesetze vorgesehen, noch ver- 
steht sie sich von selbst. Wir haben früher hervorgehoben, 
dass das landesobrigkeitliche Verhältniss des Landesherrn zur 
Kirche, aus dem das deutsche Landeskirchenthum erwachsen 
ist, sich auf der obrigkeitlichen Pflicht der Landesherrschaft 
begründet, ihre Unterthanen kirchlich zu versorgen. Hierauf 
beruhet die landeskirchliche Stellung des Landesherrn bis an 
den heutigen Tag. Muss er den einem anderen Staate An- 
gehörigen daher als Inländer, also ebenso wie seine übrigen 
Unterthanen behandeln, so muss er auch kirchlich dieselbe 
Sorge für ihn tragen, wie für sie. Demgemäss gilt für einen 
Solchen auch die landeskirchliche Ordnung, dass er derjenigen 
Gemeinde als Mitglied angehöre, in der er seinen Wohnsitz hat. 

Nur kann er ein Sonderrecht geltend machen, mittels 
dessen er die Zubehörigkeit ablehnt, wie auch andere Inländer 
ein solches Sonderrecht haben können. Hier ist der oben vor- 
behaltena Punkt, an welchem durch die moderne genossen- 
schaftliche Gliederung der Landeskirchen das ältere Recht 
auch in Betreff der Gemeindemitgliedschaft modificirt worden ist. 

Um ihn darzulegen, muss ich nochmals auf die historische 
Entwickelung der Landeskirche zurückgreifen. 

Heute unterscheiden wir Kirchengewalt und Kirchenhoheit, 
jus in sacra und jus circa sacra: die reformatorische Zeit 
kannte eine derartige Unterscheidung nicht. Indem sie die 
landesobrigkeitliche Amtspflicht des Kirchenregimentes als Theil 
der Landeshoheit ansah, schrieb sie ohne weitere Distinction 
diesem Amte selbst seine Aufgaben »in Betreff des Gottes- 
dienstes«, circa sacra, zu. Das, was wir heute jus in sacra, 
Kirchengewalt, Kirchenregiment nennen, war Alles in der kirch- 
lichen Thätigkeit jenes Amtes, also im Ueben des jus circa 
sacra im damaligen Sinne, mitenthalten. Erst als sich zeigte, 
dass die anfängliche Ausschliesslichkeit Einer Kirche im Lande, 
wie sie den Grundgedanken der custodia prioris tabulae ent- 
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sprochen hätte, nicht durchzuführen war, hat sich der besondere 
Begriff des jus in sacra aus dem Gesammtbegriffe allmählich 
herausgearbeitet, beziehungsweise ausgeschieden, und das unter 
dem alten Namen Uebriggebliebene ist die Kirchenhoheit. 
Nicht aufrecht erhalten werden konnte der Grundsatz jener 
Ausschliesslichkeit aber, weil man die Ausnahmeprivilegien 
für Einzelne wie Kirchengemeinschaften, von denen oben die 
Rede gewesen ist, nicht versagen konnte oder wollte. Man 
liess ihn also fallen, und indem an die Stelle der politische 
Gedanke trat, dass Einheit auch in der Religion zwar das 
Normale für jeden Staat sei, jedoch aus Zweckmässigkeits- 
gründen durchbrochen werden könne, ergab sich statt der refor- 
matorischen Grundanschauungen der Territorialismus, der noch 
den alten Gesammtbegriff des jus circa sacra festhielt, ihn aber 
unter politischen oder polizeilichen Gesichtspunkten handhabte. 
Die landesherrliche Gewalt über die Landeskirche konnte hierbei 
formell als unbedingte erscheinen, die in der Sache nichts- 
destoweniger vorhandene Bedingtheit derselben machte sich 
jetzt aber geltend in der die Kirche gegen territorialistische 
Uebergriffe in Schutz nehmenden collegialistischen Theorie. 
Sobald im Lande mehrere Kirchen, wenn auch mit abgestuften 
Rechten, zugelassen waren, behielt die bisherige Landeskirche 
nicht mehr den Charakter der Kirche des Landes selbst, sondern 
blieb nur noch Eine, von den: mehreren Kirchen im Lande. 
Aus einer territorialen Einrichtung wurde sie zu einer bloss 
noch durch ihre Mitglieder gebildeten Genossenschaft, die neben 
anderen ähnlichen, wenn auch minder bevorrechteten Genossen- 
schaften stand; ihr Regiment wurde aus einem Stücke der 
Landesregierung ein Vereinsregiment, das die altlandeskirch- 
lichen Verhältnisse bloss noch für jene Vereinsmitglieder thun- 
lich fortführte; auf Nichtgenossen erstreckte es sich nicht mehr. 
Dass also von der collegialistischen Theorie die Landeskirche 
jetzt für ein blosses Collegium, eine Genossenschaft erklärt 
wurde, war keineswegs unrichtig; ebenso richtig die Erkennt- 
niss, dass deren landesherrliche Leitung durch den eigenartigen 
Zweck des Vereins und die daraus sich ergebenden Aufgaben 
bedingt ward; irrthümlich hingegen war die Annahme, welche 
aus der damals üblichen socialen Staatsconstruction und aus 
der Mode, stillschweigende Verträge zu unterstellen, herstammte, 
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dass diese Bedingtheit gleichfalls begründet worden sei durch 
einen stillschweigenden Ur- und Unterwerfungsvertrag zwischen 
Landeskirche und Landesherrschaft. In der Natur der Kirchen- 
leitung als Theiles der landesherrlichen Gewalt wurde dadurch 
nichts geändert: »die Landeshoheit im Geistlichen«, sagt 
J. J. Moser?®) und einbegreift darin diese Leitung, »steht 
Niemand zu, der nicht die Landeshoheit überhaupt hat, und 
wer die Landeshoheit überhaupt hat, der hat auch die Landes- 
hoheit im Geistlichen« ). Was aber der Collegialismus auf 
jenem unrichtigen Wege zur Anerkennung brachte, war der 
richtige Satz, dass die wie oben bedingte kirchliche Genossen- 
schaftsleitung andersartig sei, als die Staatsleitung, und dass 
sie von nun an als jus in sacra, Kirchenregiment, Kirchen- 


88) Von der Landeshoheit im Geistlichen (1773) S. 9. 

3, Es könnte zweifelhaft erscheinen, ob Braun dem zustimmt. 
Seine Aeusserung S. 413, dass das landesherrliche Kirchenregiment »bis 
in die höchste Instanz von der Staatsgewalt begrifflich verschieden« 
sei, findet ihre Erklärung offenbar in den Worten 8. 410: »Der Staat« 
— hier identisch mit Staatsgewalt gebraucht — »ist interconfessionell 
und souverän, die Kirchengewalt hingegen confessionell und lediglich 
corporativ.«e Der »begriffliches Unterschied kann hier nur in dem »sou- 
verän« und »corporative ausgedrückt sein; denn dass die eine Gewalt 
confessionell, die andere gegen confessionelle Unterschiede relativ in- 
different ist, bedeutet keinen begrifflichen, sondern nur einen eine Eigen- 
schaft betreffenden Unterschied. Der Gegensatz zwischen »souverän« 
und »corporativ« aber ist an sioh ein collegialistischer ; denn »corporativ« 
als Kennzeichen einer von der Staatsgewalt verschiedenen Kirchengewalt 
gebraucht, heisst: der Corporation zustehend. Eine solche, begrifflich 
der Corporation zuständige Gewalt müsste also auf den Landesherrn erst 
seitens derselben übertragen worden sein, um in die landesherrliche Hand 
zu gelangen: so gefasst liegt in der That eine »bis in die höchste 
Spitze« sich erstreckende »begriffliche« Verschiedenheit vor. — Wäre indess 
dies die Meinung, so würde Braun, was er keineswegs thut, auch auf 
anderen Punkten collegialistisch deduciren. Man wird daher sein »cor- 
porative mit dem folgenden »auf die Corporation beschränkt« erklären 
und den Satz so verstehen dürfen: die Staatsgewalt ist auf den ge- 
sammten Staat bezüglich und macht Confessionsunterschiede nicht, die 
Kirchengewalt bezieht sich bloss auf die kirchliche Genossenschaft und 
ist confessionell. Das wäre vollkommen richtig. Aber das »bis in die 
höchste Instanz begrifflich verschieden« würde in diesem Falle zu bean- 
standen sein. In der Instanz des Landesherrn selbst fallen vielmehr 
beiderlei Gewalten zusammen in dem Begriffe der landesobrigkeitlichen 
Amtsgewalt. 
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gewalt, von demjenigen landesherrlichen Regieren in Kirchen- 
sachen unterschieden wurde, das die Genossenschaft aus staat- 
lichem Gesichtspunkte zu behandeln hat, der Kirchenhoheit 
oder dem jus circa sacra im heutigem Sinne. Die praktische 
Folge bestand darin, dass diese zweierlei Functionen der Landes- 
regierung mehr und mehr an zweierlei Behörden gelangt sind, 
die grundsätzlich als voneinander unabhängige gedacht werden, 
wenn solche Unabhängigkeit auch noch nicht durchgeführt ist; 
ferner darin, dass, wie gegenüber den Kirchenhoheitsbehörden 
die bedingenden weltlichen Interessen durch den Landtag, so 
den Kirchenregimentsbehörden gegenüber die bedingenden kirch- 
lichen Interessen jetzt durch Synoden verfassungsmässig ver- 
treten werden. 

Seit in solcher Art die Kirchenhoheit und das Kirchen- 
regiment sich voneinander gesondert haben, kann ihre zuvorige 
Verbindung kein Grund sein, nicht auch für die frühere Zeit 
kirchenregimentliche und kirchenhoheitliche Elemente in dem 
Gesammtbegriffe, soviel das thunlich ist, zu unterscheiden. In 
dem Punkte, auf welchen es gegenwärtig ankommt, ist dies 
thunlich und ergiebt ein unzweifelhaftes Resultat. Das vorhin 
altlandeskirchlich als Privilegium charakterisirte Recht, im 
Lande auch unter grundsätzlichkem Nichtanschluss an die 
Landeskirche zu wohnen, beziehungsweise daselbst ein eigenes 
neben dieser bestehendes Kirchenwesen zu entfalten, kann allemal 
nur kirchenhoheitlich von der Landesherrschaft verliehen sein, 
nicht kirchenregimentlich. Denn der Staat ist es, der für das 
Wohnen innerhalb seines Gebietes Bedingungen zu stellen und zu 
erlassen, der einer auf solchem Wege aufgenommenen Religions- 
gemeinschaft Freiheit ihrer kirchlichen Entwickelung zu ge- 
statten und diese Freiheit nöthigenfalls zu umgrenzen hat. 
Dass dergleichen Einräumungen und Gewährleistungen nicht 
seitens einer fremden religiösen Genossenschaft, also auch nicht 
seitens ihres Regimentes geschehen können, liegt auf der Hand. 
Andererseits ist nicht minder gewiss, dass die Bestimmungen, 
mittels deren über Parochialangehörigkeit sei es Vieler, sei 
es Einzelner verfügt wird, ihrem Kerne nach nicht kirchen- 
hoheitliche sind, sondern auf der kirchenregimentlichen Stellung 
des Landesherrn beruhen. Denn jener Kern ist die Begründung 
eines Verhältnisses seelsorgerischer Gegenseitigkeit zwischen 
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Pfarrer und Gemeindeglied; der Pfarrer soll ermächtigt, be- 
ziehungsweise beauftragt werden, die ihm Zugewiesenen in seine 
Seelsorge zu nehmen. Einen solchen Auftrag aber vermag nur 
Derjenige zu ertheilen, der überhaupt den Auftrag zur Seelsorge 
zu geben hat; also niemals ein staatlich, sondern nach der 
Natur der Sache allezeit ein kirchlich Verfügender: der 
Kirchenregimentsinhaber als solcher®®). Allerdings tritt an 
dieser Stelle die auch sonst sich bethätigende Erscheinung 
hervor, dass kirchenregimentliche Dinge regelmässig zugleich 
ihre kirchenhoheitliche Seite haben; das Gebühren- und Ab- 
gabenwesen in der Parochie und ähnliches Aeusserliche erfordert 
die legalisirende und aufrechterhaltende Mitwirkung des Staates. 
Allein diese kirchenhoheitliche Concurrenz setzt den kirchen- 
regimentlichen Act als geschehenen oder geschehenden voraus, 
tritt, wenn nicht der Zeit, so der Sache nach zu demselben 
bloss hinzu und verknüpft mit ihm gewisse weltliche Folgen. 
In der Zeit des Territorialismus konnte diese Sachlage ver- 
gessen werden. Wie sie insbesondere in Altpreussen dann wieder- 
hergestellt und gegenwärtig in der Praxis wirksam sei, hat 
Braun im Einzelnen nachgewiesen. 

Dass also die Zulassung, beziehungsweise Privilegirung 
der verschiedenen Kirchen im Lande vom Staate, dagegen 
die Einpfarrung der kirchlichen Genossenschaftsangehörigen 
von dem Regimente der (Genossenschaft geschieht, beiderlei 
Sätze übrigens an und für sich nicht bestritten, bildet für 
unsere weiteren Erwägungen den Ausgangspunkt. 

Wenn vorhin erwähnt wurde, seit Aufnahme einer 
Mehrzahl von Kirchen im Staatsgebiete habe die Landesherr- 
schaft das Kirchenregiment nur noch als Vereinsleitung fort- 
führen und die Gedanken der alten Custodia nur mit der so 
gegebenen Beschränkung aufrechterhalten können, so zeigt sich 
das Mass dieser Veränderung am deutlichsten, wo — wie 
2. B. in Preussen im 18. Jahrhundert der Fall war, in der 
Provinz Hannover noch heute der Fall ist — zweierlei organi- 
sirte Landeskirchen, eine lutherische und eine reformirte, beide 
unter dem Kirchenregimente ebendesselben Landesherrn, neben- 
einanderbestehen. Nach altem Custodiarechte, wie es im 


8) Eichhorn a. a. O. sagt daher »Kirchenoberer«., 
Zeitschrift für Kirchenrecht. XXH. (N. F. VII.) 2. 3. 16 
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16. Jahrhundert noch geübt ward in der Pfalz, in der Stadt 
Bremen, in Nassau, Anhalt, zuletzt (1604/5) in Hessen-Cassel 
und Lippe®®), hätte ausschliesslich die eine Kirche aufrecht- 
erhalten, die andere aus dem Lande ausgeschlossen werden 
müssen. Jetzt hingegen sind sie beide gleichmässig zu schützen, 


und jede zu regieren in ihrer Art; was ehedem geschah für 


die Ausschliesslichkeit im Lande, geschieht jetzt nur noch für 
die Ausschliesslichkeit innerhalb des Kreises der Genossenschaft. 


Allenthalben ist durch die neuere Verfassungsentwickelung dis 


genossenschaftliche Band deutlich zur Erscheinung gekommen, 
in festere Formen gestaltet, zur Mitwirkung berufen worden, 
für jene Erhaltung innerkirchlicher Reinheit. Nach aussen aber 
erscheint jede solche Genossenschaft als eine vom Staate an- 
erkannte, unter landesherrlicher- Leitung stehende, mit jenem 
mehr oder minder bei derselben mitwirkenden Selbstregimente, 
dessen Competenz nur in concreto bemessen ist, ausgestattete 
Corporation. In Preussen sind solchergestalt, zufolge seiner 
grossstaatlichen Natur, auch die Landeskirchen, welche bis 
1866 in Hannover, Schleswig-Holstein, Kurhessen, Nassau, 
Frankfurt bei Bestand gewesen waren, vom Staate anerkannt 
worden; so dass der deutsche Grossstaat mehr als irgend ein 
anderer Staat unter landesherrlichem Kirchenregimente stehende, 
jede nach ihrer Sonderart zu leitende kirchliche Corporationen 
besitzt. Zwar waren 1866 ff. nicht wenige altpreussische 
Wünsche laut geworden, welche von der Staatsregierung ver- 
langten, sie möge den Fortbestand dieser Landeskirchen nicht 
dulden, sie vielmehr durch den altpreussischen Oberkirchen- 
rath kirchenregimentlich mitverwalten lassen; allein diese 
Forderung wurde von der Regierung nicht erfüllt, vielmehr 
der gesonderte Fortbestand gewährleistet. Seitdem bestehen 
diese Corporationen neben der der altpreussischen unirten 
Landeskirche, als zwar an Ausdehnung und Bedeutung ver- 
schiedene, aber formell, auf Grund jener Anerkennung, ihr 
gleichberechtigte. 

Das führt uns auf den Punkt zurück, welcher diese ge- 
schichtliche Erörterung veranlasst hatte. Er betraf die Sonder- 
rechte, in Folge deren inländische oder als Inländer behandelte 


®) Mejer, Lehrbuch des Kirchenrechts 8. 198. 
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reichsangehörige Evangelische die Zubehörigkeit zur evange- 
lischen Landeskirche ablehnen können. Braun sagt?°): sie 
‚bleiben nur dann vom landeskirchlichen Parochialverbande 
frei, wenn sie zu einer der im Tnlande neben der Landeskirche 
anerkannten Religionsgemeinschaften gehören«. Dies sei schon 
älteres Recht, für Preussen alsdann durch Gesetz vom 14. Mai 
1873 dahin erweitert, dass auch ausserdem jedem Staatsange- 
hörigen freistehe, aus der Landeskirche auszutreten, einerlei, 
ob es anderswo sich anschliesse oder nicht. Die Erweiterung 
steht hier ausser Betracht; die Angabe über das schon ältere 
Recht ist, wie das Bisherige ergeben hat, richtig, wird aber 
von Braun, wie mir scheint, nicht richtig angewandt. Er 
hat Recht, »anerkannte« Religionsgemeinschaft durch »Kirche 
oder sonstige mit Corporationsrechten: ausgestattete« zu um- 
schreiben. Eine »Kirche« in seinem Sinne ist allemal mit 
Corporationsrechten ausgestattet. Aber er lässt nicht zur 
Geltung kommen, dass, wie soeben dargelegt ist, Preussen 
eine Mehrzahl von Landeskirchen besitzt, jede mit eigener, 
genossenschaftlich gegliederter Verfassung und als selbständige 
Corporation staatsseitig anerkannt. Da eine solche Anerkennung, 
wie sich gezeigt hat, ein kirchenhoheitlicher Act der Staats- 
gewalt und da derselbe hier nicht mit der Erklärung verbunden 
ist, der Angehörige einer jener kirchlichen Genossenschaften 
solle das nur für so lange sein können, als er in der betref- 
fenden Provinz wohne, so gilt die Anerkennung insofern für 
ganz Preussen, als er, wenn er in das Provinzialgebiet einer 
der anderen preussischen Landeskirchen übersiedelt, auch dort 
fortwährend zu einer »im Inlande«, nämlich Preussen, »neben 
der« provinzialen »Landeskirche anerkannten Religionsgemein- 
schaft«, sonach nicht zur dortigen »Landeskirche« gehört, so 


lange er nicht etwa das Sonderrecht aufgiebtt. Man katın 


hiergegen nicht einwenden, dass die Parochialangehörigkeit 
durch den »Wohnsitz« bestimmt werde; denn, wie sich gleich- 
falls vorher gezeigt hat, beruht diese letztere Ordnung nicht 
ebenso auf kirchenhoheitlicher, durch ganz Preussen geltender, 
sondern sie beruht auf kirchenregimentlicher nur für die 
Mitglieder der betreffenden Corporation verbindlicher Vorschrift, 


4) a.a.0. 8. 421. 
16* 
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kann also auf Diejenigen nicht angewandt werden, welche Mit- 
glieder der Corporation noch nicht sind. Hier ist das terri- 
toriale Prineip der alten Landeskirche durch das genossenschaft- 
liche der werdenden Vereinskirche zurückgedrängt worden. 

Der evangelische Altpreusse, der in einer lutherischen 
Gemeinde z. B. der Provinz Hannover wohnt, kann demgemäss 
die Heranziehung zu den dortigen Kirchenlasten mit der ein- 
fachen Erklärung zurückweisen, er sei unirt, wobei er sich 
nicht darüber zu erklären braucht, ob er innerhalb der Union 
zum lutherischen, zum reformirten oder zum specifisch unirten 
Bekenntnisse gehöre. Ebenso umgekehrt. Jenes ist in der 
Praxis anerkannt; dieses sollte nicht minder anerkannt werden. 
Eine entgegenstehende Praxis, auf die Braun sich beruft, ist 
nach seiner eigener Darstellung noch nicht fest geworden, 
würde dazu auch unter allen Umständen nicht alt genug sein 
und jedenfalls unberechtigt. Pfarrer und Kirchenvorstand der 
Gemeinde, in welcher ein derartiger confessions-, aber nicht 
kirchenangehöriger Preusse wohnt, sind, da es sich hier um 
ein Sonderrecht handelt, selbstverständlich nicht gehalten, dieses 
zu beachten, bevor es geltend gemacht wird, und nach der 
inneren Verwandschaft der Kirchen, von denen die Rede ist, 
wird die Mehrzahl Derer, die es geltend machen könnten, dies 
nicht wollen, vielmehr sich der localen Kirchengemeinschaft 
ohne Weiteres anschliessen. Eine zweite Wirkung jener Ver- 
wandtschaft ist, dass der Anschluss geschieht mittels einfacher 
Meldung zum Abendmahl und entsprechender, dem Confessions- 
genossen nicht zu verweigernder Annahme. Schliesst sich 
derselbe aber nicht an, sondern macht sein Sonderrecht geltend, 
so wird es respectirt werden müssen. 

In der Lage solcher Angehöriger einer preussischen grös- 
seren oder kleineren Landeskirche, die im Gebiete einer anderen 
solchen Landeskirche wohnen, sind nun meines Erachtens auch 
die im Gebiete eines deutschen Gliedstaates ihren Wohnsitz 
habenden confessionsverwandten Reichsangehörigen, die nicht 
zugleich Angehörige des Gliedstaates sind. Der Staat, in 
welchem sie wohnen, muss sie als Inländer behandeln, aber 
als Angehörige ihres Heimathstaates anerkennen. Als solche 
stehen sie regelmässig auch in der Genossenschaft der dortigen 
Landeskirche ihrer Confession. Nach dem bis jetzt noch 
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bestehenden Zusammenhange von Staatsangehörigkeit und Zu- 
gehörigkeit zur Landeskirche lässt sich die Anerkennung der 
einen Qualität von der anderen ohne besondere Ursachen nicht 
trennen, und solche besondere Ursachen sind nicht vorhanden ; 
der Einzelne muss daher als Mitglied wie eines anerkannten 
Staates, so einer als Corporation anerkannten Kirchengenossen- 
schaft behandelt werden. Andererseits aber ist er auch darin 
wie ein »Inländer« gestellt, dass ihm der Anschluss an die 
kirchliche Wohnsitzgemeinde nicht schwerer gemacht werden 
darf, als einem anderen Inländer. 


Es bleibt übrig, aus dem Bisherigen die Schlussfolgerungen 
für die uns beschäftigende Frage der Gemeindemitgliedschaft 
der Ausländer zu ziehen. 

»Ausländer,« welche in Betracht kommen können, sind 
heutzutage nur noch diejenigen Confessionsgenossen, die nicht 
reichsangehörig sind, einerlei, ob sie es früher einmal waren 
und ihre Reichsangehörigkeit verloren haben. Es ist kein 
Zweifel, dass sie »Wohnsitz«e in den Gliedstaaten des Reiches 
haben können, es ist ebenso gewiss, dass sie daselbst »festen« 
Wohnsitz, also Wohnrecht, zu erwerben nicht im Stande sind; 
denn solange sie Ausländer bleiben, können sie jeden Augen- 
blick ausgewiesen werden. Die Frage ist, ob nichtsdesto- 
weniger rechtszulässig sei, dass sie als Mitglieder der landes- 
kirchlichen Localgemeinde, in der sie wohnen, anerkannt 
werden und die entsprechenden Rechte und Pflichten besitzen? 

Wir haben gesehen, nach älterer landeskirchlicher Ordnung, 
wie sie bis vor einer noch nicht langen Reihe von Jahren bei 
Bestand war, konnten sie es nicht. Was damals unter Wohn- 
sitz verstanden wurde, war Wohnrecht. Wir haben ferner 
gesehen, dass dieser Theil des deutschen evangelischen Kirchen- 
rechtes noch heute den Charakter überkommener landeskirch- 
licher Ordnung behalten hat. Ist nun, seit es staatsrechtlich 
Wohnsitz ohne Wohnrecht giebt, diese Ordnung dahin ver- 
ändert worden, dass sie bloss noch Wohnsitz, nicht aber mehr 
Wohnrecht fordert? 

An sich ist das nicht vorauszusetzen. Da die Regel die. 
landeskirchliche geblieben ist, so muss, wenn nicht Gegengründe 
vorliegen, angenommen werden, sie sei es auch im alten Sinne 
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geblieben, fordere also, der Sache, nicht dem Worte nach 
dasselbe wie vorher: sonach auf Wohnrecht beruhenden Wohn- 
sitz. Dass das bis jetzt nicht ausdrücklich declarirt worden 
ist, was gegenüber den veränderten Wohnverhältnissen und 
dem sich bildenden neuen Sprachgebrauche vielleicht zweok- 
mässig wäre, ändert an dieser Sachlage nichts. 

Gegengründe liegen nun nicht vor. 

Die gesetzliche Neuordnung der Wohnsitzverhältnisse, 
deren wir gedacht haben, ist staatlicher Natur und hat weder 
ihrem Wortlaut, noch ihrer Intention nach die kirchlichen 
Gemeindeverhältnisse eingeschlossen. Sie verändert daher die 
überkommene landeskirchliche Regelung dieser Verhältnisse 
direct nicht. Indireet würde sie es thun, wenn sie Dem, der 
» Wohnsitz« hat, die sämmtlichen Befugnisse des »Wohnrechts« 
beilegte, sonach die Begriffe verschmölze. In Bezug auf In- 
länder oder als Inländer zu Behandelnde thut sie das auch. 
Ausländern hingegen räumt sie mit dem Wohnsitze die Befug- 
nisse des Wohnrechtes keineswegs ein, denn sie bleiben aus- 
weisbar. Der alte von dem Begriffe des Wohnsitzes unter- 
schiedene Begriff des Wohnrechtes besteht also in der Nicht- 
Ausweisbarkeit der Inländer gegenüber der Ausweisbarkeit der 
Ausländer nach wie vor fort. 

Es kommt hinzu, dass nach der Natur der Sache die 
Zuweisung der in der Parochie Wohnenden an den Pfarrer 
und damit ihre Einordnung in die Parochialgemeinde kein 
staatlicher, auf das Gebiet bezüglicher, sondern, wie sich gleich- 
falls gezeigt hat, ein kirchenregimentlicher Act ist, hervor- 
gehend aus der pflichtmässigen Sorge für Solche, die Unter- 
thanen schon sind, heutzutage in Bezug auf dergleichen Unter- 
thanen nur wirksam, wenn sie zur landeskirchlichen Corporation 
bereits gehören. Auf Nichtunterthanen ist der Act nicht bezüglich. 

Sonach erfüllen, da eine landeskirchliche Praxis, durch 
die das überlieferte Recht modificirt worden wäre, auch hier 
sich schon wegen Kürze der Zeit nicht gebildet haben kann, 
Ausländer die Bedingungen, unter denen active Mitgliedschaft 
der Parochialgemeinde erworben wird, heute so wenig wie 
vormals. Sie haben die Stellung von Confessionsgenossen, die 
sich in der Gemeinde nur aufhalten, also sogenannter Quasi- 
domicilirter. Darüber gehen weder ihre Pflichten, noch ihre 
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Rechte hinaus. Mitglieder einer deutschen Landeskirche können 
sie nur dann werden, wenn sie mittels Erwerbes der Staats- 
angehörigkeit in einem Gliedstaate des Reiches aufhören, Aus- 
länder zu sein. Naturalisation ist für sie die Voraussetzung 
der Einpfarrung. 

Dass dies von Braun theoretisch, von Anderen praktisch 
verkannt worden ist, dürfte zwei Ursachen haben. Einerseits 
die aus der Gewohnheit, mit den Ergebnissen der modernen 
Codification zu arbeiten, entstandene, heute verbreitete Neigung, 
dem Ausdrucke, welchen die Gesetzgebung gebraucht, schon 
an sich einseitiges Gewicht beizulegen, während es immer 
darauf ankommt, ob derselbe Ausdruck zu verschiedenen Zeiten 
oder von verschiedenen Stellen gebraucht, auch ein und dasselbe 
bedeute. Andererseits die aus der Geschichte der Kirchen- 
rechtswissenschaft erklärliche Erscheinung, dass man, was in 
der heutigen Kirche von landeskirchlichen Elementen fortbesteht, 
keineswegs immer in seinem inneren Zusammenhange und seiner 
diesen Grundgedanken entsprechenden Tragweite würdigt. Es 
wird nicht selten bald wissenschaftlich, bald praktisch auch 
da unter Gesichtspunkte des genossenschaftlichen Kirchenrechtes 
gestellt, wo es von presbyterial-synodalen Einflüssen in der 
That noch unberührt ist. Sei es, dass der Blick nur überhaupt 
verdunkelt ist für landeskirchliche Gedankenreihen, sei es, dass 
vereinskirchliche Ideen unbewusster Weise in das landeskirch- 
liche Recht geradeswegs übertragen werden. Nicht bloss die 
von Braun bekämpfte Annahme, für die Zubehörigkeit des 
Ausländers zur Landeskirche könne es darauf ankommen, ob 
der Ausländer ihr beitrete, ist eine solche Idee, sondern eben- 
sowohl die von ihm vertretene Annahme, dass überhaupt ein 
Ausländer Mitglied der Landeskirche sein könne. Nur dann 
würde dies thunlich sein, wenn die Landeskirche nicht Landes- 
kirche wäre, sondern Vereinskirche. 
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VI. 


Ueber die Anwendung des 8 31 Nr. 6 der 

preussischen Kirchenordnung vom 10. Sept. 1873 

auf die evangelischen Kirchensteuern in den 
acht älteren preussischen Provinzen '). 


Vom 


Consistorial-Präsidenten Freiherrn von Dörnberg 
in Königsberg i. Pr. 


Die Rechtsprechung unserer höchsten Gerichtshöfe über 
die Auslegung der neueren evangelischen Kirchengesetze in 
Betreff der Kirchensteuern hat nicht bloss bei den Gemeinden, 
sondern auch bei den Aufsichtsbehörden eine höchst beklagens- 
werthe Unsicherheit hervorgebracht und schon zu Reibungen 
geführt, welche für eine gedeihliche Entwicklung der Vermö- 
gensverwaltung unserer evangelischen Kirche keineswegs för- 
derlich sind. Unter diesen Umständen erscheint eine nähere 
Beleuchtung der gedachten Rechtssprüche um so mehr ange- 
zeigt, als dieselben keineswegs weder unter sich, noch mit den 
Ansichten der unteren Instanzen übereinstimmen. 

In Nachstehendem soll versucht werden, die verschiedenen 


!) Wenn in den nachfolgenden Bemerkungen sich Manches wieder- 
holt findet, was schon in dem denselben Gegenstand behandelnden und 
in Bd. XVII, Heft I, S. 114 d. Zeitschrift abgedruckten Aufsatz des 
Herrn Consistorialpräsidenten Hegel gesagt ist, so bittet der Verfasser, 
dieses aus dem Umstande zu entschuldigen, dass ihm der genannte Aufsatz 
erst nach Fertigstellung seiner Arbeit zu Gesicht gekommen ist, eine 
Umarbeitung der letzteren aber nicht thunlich erschien. Bei der grossen 
praktischen Tragweite der Frage dürfte indessen auch eine Wiederholung 
desselben Ergebnisses in anderer Form nicht ganz ohne Werth und Inter- 
esse SEIN, 
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hierbei in Betracht kommenden Gesichtspunkte zu würdigen 
und klar zu stellen. 


Der $ 31 der Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung vom 
10. September 1873 lautet folgendermaassen: 

8 31. In folgenden Angelegenheiten bedarf der Ge- 
meinde-Kirchenrath der beschliessenden Mitwirkung der 
Gemeindevertretung. 

1. bei dem Eirwerb, der Veräusserung und der ding- 
lichen Belastung von Grundeigenthum, der Verpachtung 
und Vermiethung von Kirchengrundstücken auf länger als 
zehn Jahre, und der Verpachtung oder Vermiethung der 
den kirchlichen Beamten zur Nutzung oder zum Gebrauch 
überwiesenen Grundstücke über die Dienstzeit des jeweiligen 
Inhabers hinaus; 

2. bei ausserordentlichen Nutzungen des Vermögens, 
welche die Substanz selbst angreifen, sowie bei Kündigung 
und Einziehung von Kapitalien, sofern sie nicht zur zins- 
baren Wiederbelegung erfolgt; 

3. bei Anleihen, soweit sie nicht blos zur vorüber- 
gehenden Aushülfe dienen und aus den laufenden Einnahmen 
derselben Voranschlagsperiode zurückerstattet werden können ; 

4. bei der Anstellung von Prozessen, soweit sich die- 
selben nicht auf Eintreibung fortlaufender Zinsen und Gefälle 
oder die Einziehung ausstehender Kapitalien, deren Zinsen 
rückständig geblieben sind, beschränken, desgleichen bei der 
Abschliessung von Vergleichen; 

5. bei Neubauten und erheblichen Reparaturen an Bau- 
lichkeiten, sofern nicht über die Nothwendigkeit der Bau- 
ausführung bereits durch die zuständige Behörde endgültig 
entschieden ist. Für erheblich gelten Reparaturen, deren 
Kostenanschlag 50 Thlr. übersteigt. Im Fall des Bedürf- 
nisses kann die Gemeindevertretung ein- für allemal die 
Vollmacht des Gemeinde-Kirchenraths zur Vornahme höher 
veranschlagter Reparaturen, jedoch nicht über die Summe 
von je 300 Thlr. hinaus, erweitern. 

Die Vorschriften 1 bis 5 finden Anwendung auf alles 
kirchliche Vermögen, gleichviel, ob es rechtlich der Gemeinde, 
der Kirche oder einer kirchlichen Stiftung gehört, sofern 
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es nur der Verwaltung der früheren Kirchenvorsteher, der 
Gemeinde oder einer Gemeindekörperschaft unterlegen hat; 

6. bei der Beschaffung der zu den kirchlichen Bedürf- 
nissen erforderlichen Geldmittel und Leistungen, soweit solche 
nicht nach bestehendem Rechte aus dem Kirchenvermögen 
oder vom Patrone oder von sonst speziell Verpflichteten zu 
gewähren sind, insbesondere bei Festsetzung der auf die 
Gemeinde zu repartirenden Umlagen und bei Bestimmung 
des Repartitionsfusses, welcher nach Massgabe direkter Staats- 
steuern oder am Orte erhobener Kommunalsteuern festge- 
setzt werden muss; u. Ss. w. 

Diese letzte Bestimmung unter Nr. 6 ist dem $ 18 der 
Rhein. - Westf. Kirch. -Ordn. von 1835 nachgebildet, welcher 
also lautet: 

Jede evangelische Gemeinde, welche über 200 Seelen 
zählt, erhält, ausser dem Presbyterium, eine grössere Ver- 
tretung, welche gemeinschaftlich mit dem Presbyterium 

a. etc. 

d. bei Unzulänglichkeit des kirchlichen Vermögens der 
Gemeinde, die Herbeischaffung der nöthigen Bedürfnisse 
beräth, nöthigenfalls die Umlage auf die Mitglieder der 
kirchlichen Gemeinde, nach Verhältniss der von denselben 
zu zahlenden direkten Staats- oder Communal-Steuern, be- 
wirkt und dieselbe der Regierung zur Vollziehung vorlegt. 

und wiederholt sich in fast gleicher Fassung im $ 21 Nr. 8 
des Ges. über die Vermögensverwaltung in den katholischen 
Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875, wo es folgendermaassen 
heisst: 

Die Beschlüsse des Kirchenvorstandes bedürfen der Zu- 
stimmung der Gemeindevertretung in folgenden Fällen: 

1. bei dem Erwerb, der Veräusserung oder der ding- 
lichen Belastung von Grundeigenthum, bei der Vermiethung 
oder Verpachtung desselben auf länger als zehn Jahre und 

bei der Vermiethung oder Verpachtung der den Geistlichen 
und anderen Kirchendienern zum Gebrauch oder zur Nutzung 
überwiesenen Grundstücke über die Dienstzeit des jeweiligen 
Inhabers hinaus; 

2. bei Veräusserungen von Gegenständen, welche einen 
geschichtlichen, wissenschaftlichen oder Kunstwerth haben; 
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3. bei ausserordentlicher Benutzung des Vermögens, 
welche die Substanz selbst angreift, sowie bei Kündigung 
und Einziehung von Kapitalien, sofern sie nicht zur zins- 
baren Wiederbelegung erfolgt; 

4. bei Anleihen, sofern sie nicht blos zur vorübergehen- 
den Aushülfe dienen und aus den Ueberschüssen der laufen- 
den Einnahmen über die Ausgaben derselben Voranschlags- 
periode zurückerstattet werden können; 

5. bei Anstellung von Prozessen, soweit dieselben nicht 
die Eintreibung fortlaufender Zinsen und Gefälle oder die 
Einziehung ausstehender Kapitalien, deren Zinsen rückstän- 
dig geblieben sind, betreffen, und bei Abschliessung von 
Vergleichen ; 

5. bei Neubauten oder erheblichen Reparaturen an 
Baulichkeiten, sofern nicht über die Nothwendigkeit der 
Bauausführung bereits durch die zuständigen Behörden end- 
gültig entschieden ist. Für erheblich gelten Reparaturen, 
deren Kostenanschlag 200 M. übersteigt. Im Falle des 
Bedürfnisses kann die Gemeindevertretung ein- für allemal 
die Vollmacht des Kirchenvorstandes zur Vornahme höher 
veranschlagter Reparaturen, jedoch nicht über die Summe 
von 1000 M. hinaus, erweitern; 

7. bei Beschaffung der zu den kirchlichen Bedürfnissen 
erforderlichen Geldmittel oder Leistungen, soweit solche 
nicht nach dem bestehenden Rechte aus dem Kirchenver- 
mögen oder von dem Patron oder von sonst besonders Ver- 
pflichteten zu gewähren sind; 

8. bei Festsetzung der auf die Gemeindeglieder zu ver- 
theilenden Umlagen und bei Bestimmung des Vertheilungs- 
massstabes; letzterer ist entweder nach Massgabe der direkten 
Staatssteuer oder der Kommunalsteuer festzusetzen u. Ss. w. 

Was das Verhältniss dieser gesetzlichen Vorschriften in 
Nr. 6 des $ 31. eit., Lit. d des $ 18. cit. und Nr. 8 des 
.$ 21 eit. zu den früheren Rechtszuständen angeht, so sagt 
die Allerh. Kab.-Ordre vom 5. März 1835, mit welcher die 
Rh.-Wstf. K.-O. eingeführt ist: 

»Wir ertheilen derselben mit Aufhebung aller 
entgegengesetzten früheren Bestimmungen hier- 
durch Gesetzeskraft.« 
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Der Art. 9 des Gesetzes vom 25. Mai 1874 sagt mit 
Beziehung auf die evangl. K.-G.-O. von 1873: 

Alle diesem Gesetz und dem ersten Abschnitt der 
Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung entgegenstehenden 
Bestimmungen, mögen dieselben im Allgemeinen Landrecht, in 
Provinzialgesetzen oder in Lokalgesetzen und Lokalordnungen 
enthalten oder durch Observanz oder Gewohnheit begründet 
sein, treten mit dem 1. Juli 1874 ausser Kraft. 

und $ 59 des Ges. vom 20. Juni 1875 über die Vermögens- 
verwaltung in den kathol. Kirchengemeinden: 

Alle diesem Gesetze entgegenstehenden Bestimmungen, 
mögen dieselben in dem in den verschiedenen Landestheilen 
geltenden allgemeinen Rechte, in Provinzialgesetzen, in Lo- 
kalgesetzen oder Lokalordnungen enthalten, oder durch Ob- 
servanz oder Gewohnheit begründet sein, werden auf- 
gehoben. 

Obgleich nun, wie eine Vergleichung dieser verschiedenen 
Gesetzesvorschriften ergiebt, der Wortlaut der letzteren 
fat ganz derselbe ist, soll doch der Inhalt derselben 
nach der neueren Rechtsprechung ein sehr verschiedener sein. 

Die erwähnten Bestimmungen sind nämlich in der katho- 
lischen Kirchenverwaltung und im Gebiete der Rh.- Wstf. 
K.-O. immer so aufgefasst worden, dass mit den gedachten 
organischen Gesetzen alle bisher bestandenen materiellen 
Vorschriften über die Vertheilung kirchlicher Umlagen auf 
die Mitglieder der Kirchengemeinde als solche — also mit 
Ausschluss der ausdrücklich ausgenommenen speciellen, 
d. h. nicht bloss auf der Kirchenmitgliedschaft beruhenden 
Verpflichtungen — aufgehoben seien, und ist dies im 
Geltungsbereich der K.-G.- u. S8.-O. von 1873 mit Beziehung 
auf den $31 Nr. 6 cit. eine längere Zeit auch als feststehend 
angesehen und dieser Grundsatz in mehreren Ministerial - Re- 
scripten ausdrücklich ausgesprochen worden. 


cfr. Min.-Rescr. v. 6. März 1875 K.-V.-Bl. 76/77 p. 138. 
vom 12. Juni 1875 » » pP. 59. 

» 20.Nov. 1875 » » p. 123. 

» 18. Mai 1876 > » p. 141. 

» 23. Juni 1877 » » p. 161. 

» 19. März 1878 » 78. p. 133. 
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Derselben Ansicht sind auch eine Anzahl von Gerichten 
gefolgt: z. B. das Kr.-G. zu Stralsund und das App.-G. zu 
Greifswald (Entscheidungen des Ob.-Trib. Bd. 81 p. 76 und 78), 
der Competenz-Ger.-Hof in seiner Entscheidung vom 13. October 
1877 (J.-M.-Bl. p. 234 u. Kirchl. @.- u. V.-Bl. 1876/77 p. 262), 
das Landgericht zu Stendal (K.-G.- u. V.-Bl. 1881 p. 44), das 
Kammergericht zu Berlin und das Oberlandesgericht zu Königs- 
berg (Erkenntniss in Sachen Kleist ce. Mühlhausen vom 20. Oc- 
tober 1885). 

In neuerer Zeit ist jedoch eine andere Ansicht über den 
Inhalt und die Tragweite des $ 31 cit. und Artikel 9 cit. auf- 
getreten: Es wird nämlich behauptet, dass die Bestimmung 
der Nr. 6 des $ 31 sich bloss auf die neuen Lasten beziehe, 
welche in Folge der K.-G.- u. S.-O. und überhaupt in Folge 
der neueren K.-Gesetzgebung auf die Gemeinden umgelegt 
werden müssten, da die alten Lasten, namentlich die Kirchen- 
baulasten, davon gar nicht berührt würden und dass in Betreff 
dieser die alten Provinzialrechte, Observanzen etc. trotz des 
Artikels 9 nach wie vor Geltung hätten. 

Diese Ansicht ist zuerst vom Obertribunal in seinem Er- 
kenntnisse vom 7. November 1877 (Entsch. Bd. 81 p. 81 ff.) 
aufgestellt und ausgeführt, sodann aber auch vom Reichsgericht 
in dessen Erkenntniss vom 8. Juni 1880 (Entsch. Bd. I p. 140) 
als richtig angenommen worden. 

Eine andere, weniger schroffe Ansicht geht dahin, dass 
der 8 31 Nr. 6 den Kirchengemeinden nur die Befugniss 
beigelegt habe, ihre sämmtlichen kirchlichen Geldbedürfnisse 
— mögen sie nun alte oder neue, baulicher oder nicht bau- 
licher Art sein — durch eine Umlage auf die Kirchengemeinde- 
glieder aufzubringen und dass die Gemeinden bei der Beschluss- 
fassung über den Vertheilungsmaassstab allerdings an die Vor- 
schriften der Nr. 6 cit. gebunden seien, also nicht den früheren 
Gesetzen etc. folgen dürften, dass aber, wenn von Seiten der 
Gemeinden von diesem Autonomierecht kein Gebrauch ge- 
macht, oder auch nur beschlossen worden, den gesetzlichen 
Vertheilungsmaassstab zur Anwendung zu bringen, die früheren 
Gesetze, Localverordnungen und Observanzen, namentlich in 
Betreff der Baukosten, zur Anwendung gebracht werden müssen. 
Diese Ansicht wird vom Competenzgerichtshof unter theilweiser 
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ausdrücklicher Verwerfung der Auffassung des Obertribunals 
und des Reichsgerichts vertreten (s. Erkenntniss vom 8. Januar 
1881, Kirchl. Ges.- und Verordn.-Bl. p. 42); desgleichen vom 
14. Januar und 13. Mai 1882, Min.-Bl. d. i. V. 1882 p. 27 
und 192, K.-G.- u. V.-Bl. p. 72 ff.) und ist in der letzten Zeit 
auch vom Herrn Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten 
angenommen worden. 

(S. Schluss der Rescripte vom 19. März 1878, K.-G. u. 
V.-Bl. 1878 p. 133). 

Welcher von beiden Ansichten die neueste Erläuterung 

des bekannten St.-M.-Beschlusses vom 30. August 1884 
(K.-G.- u. V.-Bl. p. 57) folgt, ist nicht ganz klar, indem 
in dieser Erläuterung auch zwischen alten und neuen Lasten 
unterschieden, dahingegen aber zugegeben wird, dass unter 
Umständen der Autonomie der Gemeinden auch den alten 
Lasten gegenüber Platz gelassen werden solle. Bei unbefangener 
und näherer Betrachtung der Sache wird man sich indessen 
für keine dieser neueren Theorien entscheiden können, sondern 
die zuerst bei den Gerichten und im Königlichen Ministerium 
geltend gewesene Auffassung für die richtige erklären müssen. 

Da das Obertribunal in seinem Erkenntnisse vom 7. No- 
vember 1877 den ersten Anlass zu diesem Schwanken der 
Ansichten gegeben hat und sowohl vom Reichsgericht als vom 
Herrn Minister, als in der gedachten Erläuterung vom 
30. August d. J. auf dieses Erkenntniss verwiesen wird, so 
empfiehlt es sich, die Ausführungen desselben näher zu prüfen. 

Das Obertribunal sagt: 

»Artikel 9 des Gesetzes vom 25. Mai 1874 hebt nur dem 
I. Abschnitte der K.-G.-O. vom 10. September 1873 ent- 
gegenstehende Bestimmungen etc. auf. Der ganzeI. Abschnitt 

‘ verhält sich nur über die @emeindeorgane und deren Bildung.« 

Hiergegen ist Folgendes zu bemerken: 

Der besagte I. Abschnitt umfasst die $$ 1—48 ein- 
schliesslich, also auch den in Rede stehenden $ 31 und dessen 
Nr. 6. Wenn es nun im Artikel 9 cit. heisst: 

Alle diesem Gesetz und dem I. Abschnitt der K.-G.u. S.-O. 
entgegenstehenden Bestimmungen, mögen dieselben im 
A. L.-R., in Provinzialgesetzen oder in Lokalgesetzen und 
Lokalverordnungen enthalten, oder durch Observanzen oder 
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Gewohnheit begründet sein, treten mit dem 1. Juli 1874 
ausser Kraft, 
so ist nicht wohl einzusehen, wie die Hinweisung auf den 
Ausdruck: »I. Abschnitt« die Anwendung des Artikels 9 auf 
Nr. 6 des $ 31 cit. ausschliessen soll. 

Der zweite oben angeführte Satz des Obertribunal-Erkennt- 
nisses ist aber dahin richtig zu stellen, dass der 1. Abschnitt 
sich im Wesentlichen (also nicht nur) über die Gemeinde- 
organe und deren Biläung verhält. Die Unrichtigkeit der 
Behauptung des Obertribunals, dass der ganze Abschnitt 
sich nur über die Gemeindeorgane verhält, erhellt am besten 
aus der Nr. 6 des $ 31 selbst. Denn diese Bestimmung 
enthält selbst in der eingeschränkten Bedeutung, welche ihr 
das Obertribunal zugesteht, offenbar nichts »von den Ge- 
meindeorganen und deren Bildung«, sondern betrifft 
einen Punkt, der sehr wohl Gegenstand der Aufhebung durch 
Artikel 9 cit. sein kann. Uebrigens ist bei dieser ganzen 
kunstreichen Auseinandersetzung des Obertribunals übersehen, 
dass hier nicht bloss der $ 9 cit., sondern auch der $ 29 
des Gesetzes vom 3. Juni 1876 in Betracht kommt. Der 
letztere enthält nämlich wörtlich dieselbe Derogativerklärung 
in Betreff aller übrigen Abschnitte der K.-G.- u. S.-O., welche 
$ 9 eit. in Betreff des I. Abschnittes ausspricht. Wenn 
also auch die unrichtige Voraussetzung des Obertribunals, dass 
die Vorschrift des 8 31 Nr. 6 eit. nicht unter den I. Abschnitt 
falle, zutreffend wäre, so würde damit so lange noch nichts be- 
wiesen sein, als nicht nachgewiesen ist, dass er auch nicht unter 
die übrigen Abschnitte und damit auch nicht unter die Abolition 
des Artikels 29 des Gesetzes vom 3. Juni 1876 falle. Dazu 
würde aber der Nachweis gehören, dass der $ 31 eit. gar 
nicht in der K.-G.- u. 8.-O. von 1873 stehe. 

Das Obertribunal deducirt nun freilich weiter: 

»Um eine einheitliche Organisation der Kirchenbehörden 

»zu ermöglichen, mussten die in Betreff dieses Punktes 
»bestehenden Besonderheiten zurücktreten. Alle anderen 
»Verhältnisse, namentlich die Kirchen- und Pfarrbaulast, 
»sind davon unberührt geblieben und bestehen die darauf 
»bezüglichen Gesetze, Localverordnungen und Observanzen 
»noch fort«. 
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Gegen die Richtigkeit des ersten Satzes ist an und für 
sich nichts zu erinnern; es folgt aus ihm aber umsoweniger 
der zweite, als gar nicht einmal behauptet ist, dass dasselbe 
Bedürfniss einer einheitlichen Ordnung bei allen anderen Ver- 
hältnissen, namentlich bei den Kirchensteuern und bei der 
Baulast nicht bestanden habe. Ohne einen solchen Nachweis 
stellt sich aber der obengedachte zweite Satz nur als eine 
blosse Behauptung dessen hin, was gerade bewiesen werden 
soll. Ausserdem widerspricht er aber auch dem Grundsatz: 
»lege non discernente, nec judex discernit«, sowie dem weiteren 
Satz »cessante ratione legis non cessat lex ipsa«, oder mit 
anderen Worten: Wo der Wortlaut des Gesetzes keine Unter- 
scheidung macht, ist auch der Richter nicht befugt, eine 
solche in das Gesetz hineinzutragen und selbst dann nicht, 
wenn er nachweisen kann, dass der bestimmende Gedanke des 
Gesetzgebers ein so weites Ausschreiten nicht erfordert habe. 

Ferner folgert das Obertribunal die Beschränkung der 
Vorschrift der Nr. 6 $ 31 auf die Ausschreibung »neuer 
Lasten, wozu die Baulast in der Regel (sic!) nicht gehöre«, 
aus dem Gegensatz zwischen Nr. 6 und den Nrn. 1—5 2.a.0., 
namentlich aus dem Inhalt von Nr. 5. 

»Nr. 1—5 — heisst es wörtlich — beziehen sich auf 
»die vorhandenen bisherigen Vermögensverhältnisse. 
»Während Nr. 6 die neu zu beschaffenden Geldmittel betrifit, 
»über welche sich das bestehende Recht in seinen Bestim- 
»mungen nicht verhält.« 

»Aus dem Wort »Vermögen« in Nr, 5 ist es klar, dass 
»die Kirchen- und Pfarrbaulast eine unter den Begriff des 
»kirchlichen Vermögens fallende Angelegenheit ist und dass 
»dieselbe mit den vermittelst Umlagen auszuschreibenden 
»Steuern nichts gemein hat«. 

Diese Unterscheidungen und Gegensätze sind aber nicht 
bloss willkürlich und gesucht, sondern auch nachweisbar un- 
richtig. Der unter Nr. 1 erwähnte Erwerb von Grundstücken, 
die unter Nr. 3 gedachte Aufnahme von Anleihen und der 
unter den Neubauten der Nr. 5 begriffene Bau neuer Ge- 
bäude sind Geschäfte, die sich gerade so wenig und ebenso- 
viel auf die vorhandenen bisherigen Vermögensver- 
hältnisse beziehen, als die Beschaffung der nöthigen Geld- 
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mittel durch Umlagen. Ebenso kommen unter den späteren 
Nummern, z. B. unter Nr. 7, 8 und 9 Dinge vor, welche sich 
ebensowohl auf die vorhandenen bisherigen Vermögensverhält- 
nisse beziehen, wie die Nr. 1—5. Es ist also ganz ungerecht- 
fertigt, zwischen dem Inhalt der Nr. 1—5 und der Nr. 6 einen 
Gegensatz der gedachten Art zu statuiren und kann dies 
auch nicht durch die Bemerkung im zweiten Absatz der Nr. 5 
begründet werden, indem diese Bemerkung nur dasselbe be- 
deutet, was man in dem analogen Gesetz vom 20. Juni 1875 
an einer anderen Stelle im 2. Absatz des $ 4 zu sagen für 
gut gefunden hat, ohne dass jedoch Jemand auf den Gedanken 
kommen dürfte, aus dem Fehlen dieses Satzes an der betref- 
fenden, sonst fast gleichlautenden Stelle des zuletzt erwähnten 
Gesetzes besondere Schlüsse auf eine von dem evangelischen 
Gesetz abweichende Construction dieses Paragraphen zu ziehen. 

Der zweite oben angeführte Satz ist aber weder, wie er 
von sich behauptet, klar noch richtig. Was dem Verfasser 
vorgeschwebt haben mag und richtig ist, ist Folgendes: 

Die Frage der Kirchenbaulast ist eine. vermögensrechtliche 
(was übrigens nicht erst aus dem Wort: »Vermögen« in Nr. 5 
bewiesen zu werden braucht) und ist da, wo eine specielle 
Verpflichtung zum Kirchenbau besteht, diese Verpflichtung 
Gegenstand eines Vermögensrechts der Kirchengemeinde. Das- 
selbe kann man aber nicht von einer allgemeinen gesetz- 
liehen, nur durch Umlage zu realisirenden Verpflichtung 
sagen. 

Hierzu ist zu bemerken, dass die bestehenden speciellen 
Verpflichtungen in Nr. 6 $ 31 erhalten, dagegen die früheren 
allgemeinen Regeln der Aufbringung dieser Lasten in 
Artikel 9 cit. aufgehoben und in Artikel 31 einer neuen 
autonomen Regelung innerhalb gewisser Schranken unterworfen 
sind. Dass die speciellen Verpflichtungen mit Umlagen 
nicht zu verwechseln oder gleichzubehandeln sind, welche zur 
Beschaffung von Kirchenbaukosten auf Grund einer allge- 
meinen gesetzlichen Verpflichtung der Eingepfarrten nach 
Artikel 31 Nr. 6 eit. auf die Gemeinde stattfinden, bedarf 
keines Beweises. Aber eben darum ist es auch nicht richtig, 
wenn man die gedachten speciellen Verpflichtungen mit der 
Kirchenbaulast überhaupt identificirt und das, was von 
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jenen allein gilt, auf alle Kirchenbaukosten überträgt, wie 
das in der obigen Ausführung des Obertribunals offenbar ge- 
schieht. Dasselbe gilt von den weiteren Ausführungen des 
Öbertribunals, welche folgendermaassen lauten: 

»Die Art und Weise der Aufbringung der zu den regel- 
»mässigen (sic!) Kirchen- und Pfarrbauten erforderlichen 
»Beiträge und Leistungen wird durch Nr. 6 nicht berührt, 
»sondern haben in dieser Hinsicht die bisherigen allgemeinen 
»und Localgesetze ihre volle Geltung unverändert behalten. 
»Auf diese Leistungen hat auch Artikel 3 des Gesetzes vom 
»25. Mai 1874 keine Anwendung. Ihre Ausschreibung 
»bedarf keiner Vollstreckbarkeitserklärung von Seiten der 
»Staatsbehörde, sondern kann, sobald sie von der Gemeinde- 
»vertretung unter Mitwirkung des Gemeindekirchen- 
»ratlıs (?) beschlossen worden, ohne Weiteres in Vollzug (?) 
»gesetzt werden.« 

Beschränkt man diese Sätze auf die speciellen Bauver- 
pflichtungen, so kann man denselben, abgesehen von einzelnen 
Ausdrücken (s. Anm. unten) nur beipflichten. Handelt es sich 
aber um Umlagen, welche auf allgemeiner gesetzlicher Ver- 
pflichtung beruhen, und von solchen ist doch hier nur die 
Rede, so enthalten obige Ausführungen nur die unbewiesene 
Behauptung von demonstrandis ?). 


?) Der in obiger Ausführung vorkommende Ausdruck: »regel- 
mässiger Kirchen- und Pfarrbauten« lässt der Vermuthung Raum, als 
ob für aussergewöhnliche Baufälle eine andere Rechtsanschauung 
und Regel eintreten solle und müsse. Das wäre aber die Einführung 
einer abermaligen Neuheit, die wohl schwerlich beabsichtigt ist. Ist 
das aber nicht der Fall, so ist der erwähnte Ausdruck nur dazu ge 
eignet, irre zu führen. 

Ebenso unverständlich ist, was mit der Ausschreibung der 
Kirchenbaukosten durch die Gemeindevertretung unter Mitwirkung 
des Kirchenraths gemeint ist, denn wenn sich nach der Ansicht des 
Öbertribunals die Nr. 6 des $ 31 auf die Einziehung von Pfarrbau- 
kosten nicht bezieht, so ist nicht wohl abzusehen, auf welche gesetz- 
liche Bestimmung die Heranziehung der Gemeindevertretung zu 
diesem Geschäft und noch dazu in principaler Weise unter blosser 
Mitwirkung des Kirchenrathes sich gründen soll. Die Gemeindevertretung 
hat doch nur bei solchen Umlagen mitzuwirken, welche auf die Ein- 
gepfarrten (die Gemeinde) also nach Grund und nach Maassgabe allge- 
meiner gesetzlicher Verpflichtung stattfinden sollen. Die Geltendmachung 
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Einen weiteren Grund für seine Ansicht entnimmt das 
Obertribunal aus der Analogie der Rheinisch - Westfälischen 
Kirchenoränung von 1835, indem es in den Gründen heisst: 

»Das Vorbild des $ 31 Nr. 6 ist $ 18 der Rheinisch- 
Westfälischen Kirchenoränung.« 

»S 18. Jede evangelische Gemeinde, welche über 200 Seelen 
zählt, erhält, ausser dem Presbyterium, eine grössere Ver- 
tretung, welche gemeinschaftlich mit dem Presbyterium 
a) die Prediger wählt, 

b) über die Veränderung in der Substanz des Grundeigen- 
thums der Gemeinde, Erwerbung oder Veräusserung der- 
selben, wozu auch Erbverpachtungen und Concessionen 
gegen Erbzins gehören, berathet und beschliesst, 

c) Gehälter und Gehaltszulagen für Kirchenbeamte oder 
Kirchendiener bestimmt, 

d) bei Unzulänglichkeit des kirchlichen Vermögens der Ge- 
meinde, die Herbeischaffung der nöthigen Bedürfnisse 
beräth, nöthigenfalls die Umlage auf die Mitglieder 
der kirchlichen Gemeinde, nach Verhältniss der von den- 
selben zu zahlenden directen Staats- oder Communal- 
steuern bewirkt und dieselbe der Regierung zur Voll- 
ziehung vorlegt.« 

Die auf die Gemeinde nöthig werdenden Umlagen werden 
nach Verhältniss der von den Mitgliedern derselben zu 
zahlenden directen Staats- oder Communalsteuern umgelegt. 

»Mit diesen Bestimmungen der Rheinisch - Westfälischen 
»Kirchenordnung steht die Kirchen- und Pfarrbaulast in 
»gar keiner Beziehung und Verbindung; solche (d. h. wohl 
»die Baulast) befindet sich vielmehr unter der Aufsicht und 
»Leitung der, einen Bestandtheil des Presbyteriums bildenden 
»Kirchmeister, welche nach $ 16 folgende Obliegenheiten 
»haben: 

»3. führen sie die besondere Aufsicht über die der Ge- 

»meinde gehörenden Gebäude, Kirchengeräthe und andere 

»Inventarienstücke der Kirche und machen in der Versamm- 


specieller Verpflichtungen Dritter, z. B. des Patrons, ist Sache des 
Gemeinde-Kirchenraths und unterliegt dessen alleiniger Beschlussfassung, 
kann aber keineswegs ohne Weiteres in Vollzug gesetzt werden, vgl. 
Min.-Rescript v. 6. März 1875, K.-@.- u. V.-Bl. 1876/7 p. 140, 
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»lung des Kirchenvorstandes die Anträge zu nöthigen 

»Bauunternehmungen.« 

»Für die Ausführung solcher Bauten bedarf es so wenig 
»einer Genehmigung und Vollziehung (sic!) der Staatsbehörde, 
»als die Aufbringung der dazu erforderlichen Beiträge und 
»Leistungen durch Umlagen nach dem Staats- und (oder) 
»Communalsteuern-Repartitionsfuss erfolgt. Somit dient die 
»Rheinisch - Westfälische Kirchenordnung wesentlich zur 
»Unterstützung der Richtigkeit der vorstehenden Auseinander- 
»setzung über die Bedeutung und Auslegung des $ 31 Nr. 6.< 

Von dieser ganzen Auseinandersetzung ist indessen nur 

der erste Satz richtig, welcher dahin geht, dass der $ 18 der 
Rheinisch - Westfälischen Kirchenordnung das Vorbilä des 
$ 31 Nr.6 der K.-G.-u.$.-O. von 1873 gewesen sei. Alles 
andere ist entweder positiv unrichtig oder schief aufgefasst. 

Der Kirchmeister der Rhein.-Westf. K.-O. ist nichts an- 

deres, als der in $ 24 der K.-G.- u. 8.-O. erwähnte »Rendant 
(Kirchmeister, Kirchenrechner u. s. w.). Wenn die 
Rhein. - Westf. K.-O. diesem Mitgliede des Presbyteriums 
resp. des Kirchenrathes noch die besondere Aufsicht über die 
Kirchengebäude mit der ausdrücklichen Maassgabe überträgt, 
über etwa nöthige Bauunternehmungen dem Kirchenvorstand 
Vortrag zu halten, so kann daraus doch nicht geschlossen 
werden, dass dem Kirchmeister deshalb auch die Beschaffung 
der nöthigen Baumittel, die Einziehung derselben von den 
etwaigen Specialverpflichteten und die Beschlussfassung 
über die Umlage auf die Gemeindeglieder und den Vertheilungs- 
maassstab obliege und zustehe. Der Umstand, dass der Kirch- 
meister zugleich auch das Organ des Presbyteriums in Betreff 
der äusseren baulichen Beaufsichtigung der Kirchengebäude 
ist, ändert in der rechtlichen Stellung desselben zu der 
vorliegenden Frage durchaus nichts, sondern nimmt auch that- 
sächlich der Kirchmeister der Rhein.-Westf. K.-O. in dieser 
Beziehung ganz dieselbe Stelle ein, wie der Rendant der 
K.-G.- u. S.-O. Was aber die Behauptung angeht, dass die 
Kirchenbaukosten in Rheinland und Westfalen da, wo es an 
speciell Verpflichteten fehlt, nicht nach dem vorgeschriebenen 
Staatssteuer- oder Communalsteuerfuss, sondern nach anderen 
Grundsätzen umgelegt und aufgebracht würden, so ist die- 
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selbe — jedenfalls in dieser Allgemeinheit — geradezu un- 
richtig. | 

Ferner soll nach den Anführungen des Obertribunals die 
Richtigkeit seiner Auffassung des $ 31 Nr. 6 auch durch die 
Entstehungsgeschichte des Gesetzes vom 25. Mai 1874 bestätigt 
werden. Wie es damit steht, ergiebt sich aus Folgendem: 
Das Obertribunal sagt in den Gründen seines gedachten Er- 
kenntnisses: 

»Die Motive sagen über die Gründe, welche die Aufnahme 
»der allgemeinen Derogationsklausel in Artikel 9 recht- 
»fertigten, Folgendes: 

»Die Mitwirkung des Staates bei der Ausführung der 
»K.-G.-u.S.-O. hat sich theils negativ, theils positiv zu äussern. 
»Negativ, insofern es gilt, der kirchlichen Autonomie auf 
»dem ihr eigenthümlichen Gebiete durch Hinwegräumung 
»der älteren landesgesetzlichen Vorschriften freie Bahn zu 
»schaffen. Hier empfiehlt sich der Weg einer generellen 
»Cassation, da der gegenwärtige Rechtszustand nur zum 
»Theil in dem A. L.-R. enthalten ist, zum Theil dagegen 
»auf zahlreichen, mannigfach gestalteten und im Detail nicht 
»überall erschöpfend zu bestimmenden Provinzialordnungen, 
»Localstatuten und Observanzen beruht. Positiv u. s. w.« 

Da in dieser Ausführung auch nicht die geringste An- 
deutung enthalten ist, dass die Materie der Kirchenbaulast 
von dieser Cassation und dieser Autonomie ausgenommen 
sein solle, so darf wohl behauptet werden, dass mit dieser 
Stelle eher das Gegentheil bewiesen werde. 

»Dass — sagt das Obertribunal weiter — die Nr. 6 des 

»$ 31 sich auf das den Kirchengemeinden beigelegte Be- 
»steuerungsrecht bezieht, wird durch die Motive und ver- 
»schiedene Aeusserungen des Ministers ausser Zweifel 
»gestellt.« 

Eine nähere Ansicht der Motive in dem vom Öbertribunal 
(Entsch. Bd. 81 p. 90) angeführten Wortlaute ergiebt indessen, 
dass dieselben nichts sagen, was auch nur entfernt auf die 
vorliegende Frage bezogen werden könnte. Sie führen näm- 
lich nur die Nothwendigkeit einer Mitwirkung und Aufsicht 
des Staates bei Ausübung des kirchlichen Besteuerungsrechtes 
aus, was für die vorliegende Frage ganz bedeutungslos ist. 
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Was aber die Aeusserungen des Ministers und seines 
Commissars angeht, auf welche das Obertribunal sich beruft, 
so beschränken sich diese auf Folgendes: 

Nachdem der Minister den Unterschied zwischen den auf 
besonderem Rechtstitel beruhenden kirchlichen Abgaben und 
den Umlagen im Sinne der Vorlage gekennzeichnet, sagt er 
von den letzteren: 

»Bei Umlagen im Sinne der Vorlage handelt es sich um 
»etwas ganz Neues, was in den östlichen Provinzen noch 
»nicht vorhanden ist, oder doch nur so sporadisch, dass es 
»nicht in Betracht kommt), nämlich um die Aufbringung 
»besonderer Steuern, die mit einem Executionsmittel versehen 
»werden sollen; die haben wir allenfalls (sic!) in Bezug 
»auf die Lasten, die aus dem Parochialverbande fliessen, 
»aber keineswegs in dem weiteren Sinne der Vorlage«. 

Der Commissar begründet aber dem Vorschlage, die 
Nr. 6 eit. ganz zu streichen, gegenüber, seinen Antrag auf 
Aufrechterhaltung desselben mit der Nothwendigkeit dieser 
Bestimmung, indem er sagt: 

»dass nach dem gegenwärtigen Rechte die administrative 
»Execution sich auf solche Abgaben beschränke, welche aus 
»dem Parochialnexus fliessen und dass für die über die 
» gegenwärtig bestehenden eigentlichen Parochiallasten hinaus- 
»gehenden Abgaben und Umlagen gleichfalls die admini- 
»strative Hülfe des Staates gewährt werden soll, vorausgesetzt, 
»dass bei der Cognition des Falles staatlicherseits Anstände 
»nicht gefunden und erhoben werden.« 

Diese schwankenden, unklaren, theilweise auch unrichtigen 
Erklärungen erscheinen indessen nicht geeignet, im Widerspruch 
mit dem klaren Wortlaut des Gesetzes den Satz zu begründen, 
dass die Kirchenbaukosten nicht unter den $ 31 Nr. 6, be 
ziehungsweise Artikel 9 cit. fallen. 

®) Auch ein sporadisches Vorkommen bedarf eines Rechtsgrunde. 
Es hat also wohl nur ausgedrückt werden sollen, dass die evangelischen 
Kirchengemeinden der östlichen Provinzen bisher von ihrer Umlage 
befugniss nur einen sporadischen Gebrauch gemacht hätten, weil dieser 
Gegenstand im A. L.-R. nur eine sehr unvollkommene Entwickelung und 
Ausbildung erfahren habe (II. 11 $$ 164. 261. 720) und die ständigen 


Parochiallasten in den meisten Fällen zur Befriedigung des Bedürfnisses 
ausgereicht hätten. 
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Es wird in diesen Erklärungen zwischen alten und 
neuen Parochiallasten, zwischen eigentlichen Parochial- 
lasten und solchen, die darüber hinausgehen, zwischen 
Lasten, die aus dem Parochialverbande fliessen und solchen, 
die auch aus demselben fliessen, aber sim weiteren 
Sinne der Vorlage« unterschieden. Diese Unterscheidungen 
sind unhaltbar und rechtlich bedeutungslos. Es giebt nur 
persönliche und dingliche Parochiallasten; unter den ersteren, 
von denen allein hier die Rede ist, besteht aber kein Unter- 
schied zwischen alten und neuen, eigentlichen und 
uneigentlichen, und Parochiallasten engerer und 
weiterer Art. 

Ferner ist es durchaus unrichtig, anzunehmen, dass es 
bis zur K.-G.- u. S.-O. von 1873 in den östlichen Provinzen 
keine Umlagen von Kirchenlasten gegeben habe. Sämmtliche 
Kirchen- und Pfarrbauten sind doch nicht aus dem Kirchen- 
vermögen oder durch die Leistungen von speciell Verpflichteten 
bewirkt worden, sondern hat dazu doch auch sehr oft auf die 
allgemeine gesetzliche Verpflichtung der Eingepfarrten zurück- 
gegangen und die Leistung jedes Einzelnen nach irgend einem 
und demselben äusseren Merkmal und Maassstab (Spannfähig- 
keit, Haus- oder Gutsbesitz, Reinertrag u. dergl.) festgestellt 
werden müssen. Dergleichen Vertheilungspläne, welche sich 
in dem Gesammt- und Einzelbetrage der Leistungen nach dem 
wechselnden Bedürfniss und. den wechselnden Besteuerungs- 
merkmalen richten, heissen Umlagen oder, wie das A. L.-R. 
im 865 tit.6 Th. II sagt, »Anlagen«. Dieselben waren, wie 
ihre Erwähnung in dem Gesetz vom 18. Juni 1840 (8 14), 
vom 16. Mai 1861 (8 15) und der Verordnung vom 30. Juli 
1853 ($ 1) beweist, auch früher nicht unbekannt und haben 
durch Nr. 6 831 K.-G.- u. S.-O. nur einen grösseren Umfang 
gewonnen, das Wesen der alten und neuen Umlagen ist aber 
dasselbe geblieben. 

Aber auch angenommen, dass‘ den beiden obengenannten 
Rednern ein solcher Unterschied zwischen alten und neuen 
Umlagen vorgeschwebt habe, so würde daraus doch nicht 
folgen, dass dieselbe deshalb die Materie der Kirchenbaulast 
von dem $ 31 Nr. 6, resp. dem Artikel 9 haben ausnehmen 
wollen. Der Minister erklärt an der betreffenden Stelle viel- 
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mehr ausdrücklich, nur die besonderen Rechtstitel als 
durch die Synodalordnung aufrecht erhalten und ist auch nur 
der Vorbehalt der besonderen Rechtstitel in den Wortlaut des 
Gesetzes übergegangen. Hätte die Absicht obgewaltet, einen 
so wichtigen Theil der Kirchenlasten, wie die Kirchenbaulast, 
ebenfalls auszunehmen, so hätte dies im Gesetz leicht ausge- 
drückt werden können und ausgedrückt werden müssen. Dass dies 
nicht geschehen, ist ein Beweis, dass man es nicht gewollt hat. 

Dass dieses letztere der Fall ist, gebt auch aus der Aus- 
legung hervor, welche derselbe Minister, welcher die oben- 
gedachte Erklärung abgegeben, in der Zeit unmittelbar nach 
Erlass der genannten Gesetze in Betreff des $ 31 Nr. 6, Ar- 
tikel 9 in den oben citirten Rescripten von 1875—1878 nicht 
bloss beiläufig und implicite, sondern ausdrücklich über die 
vorliegende Frage dahin gegeben hat, dass es gerade die 
Absicht des $ 31 Nr. 6 cit. gewesen sei, alle bisherigen 
Repartitionsfüsse, soweit sie nicht auf speciellen Rechtstiteln 
fussen, aufzuheben. Wenn das Obertribunal versucht, 
auch diese Rescripte von 1875—1877 incl. für seine Ansicht 
in Anspruch zu nehmen, so bedarf es bloss des Hinweises auf 
den Wortlaut dieser Erlasse, urn gerade die gegentheilige 
Auffassung zu begründen. Es gilt das besonders von den 
Rescripten vom 18. Mai 1876, vom 23. Juni 1877 und dem 
ersten Theil des Rescriptes vom 19. März 1878. 


Was nun die zweite Ansicht von der wenigstens subsi- 
diären fortwährenden Geltung der Localobservanzen etc. in 
Betreff der Kirchenbaupflicht angeht, so wird dieselbe von 
dem Competenzgerichtshof in seinem Erkenntniss vom 8. Januar 
1881 folgendermaassen begründet: 

»Vermöge der den Kirchengemeinden dureh die K.-G.-O, 
»gewährten Autonomie können die Gemeindeorgane be- 
»schliessen, den auf die Gemeinde fallenden Baubeitrag 
»durch eine auf die Gemeinde zu repartirende Umlage zu 
»decken. Sie unterliegen hierbei keiner anderen Beschrän- 
»kung, als dass der Repartitionsfuss an directe Staats- 
»steuern oder am Orte bestehende Communalsteuern sich 
»anschliesse und dass die Umlage von der Staatsbehörde 
»für vollstreckbar erklärt werden muss. Ein so gearteter 
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»Beschluss bildet, weil auf der Grundlage der bestehenden 
»Gesetze gefasst, die nächste Rechtsnorm für das Ver- 
»hältniss der Betheiligten und schliesst damit die Anwen- 
»dung der entfernteren Rechtsnormen über kirchliche Bau- 
»last, mögen dieselben in Observanzen, Localrecht, Provin- 
»zial- oder allgemeinen Gesetzen enthalten sein, aus. So 
»wenig ein zur Anwendung kommendes Localrecht die recht- 
»liche Gültigkeit des allgemeinen Gesetzes beeinträchtigt, 
»ebensowenig berührt der autonome Beschluss der kirch- 
»lichen Gemeindeorgane die rechtliche Gültigkeit irgend 
»welcher materieller Rechtsnormen über kirchliche Baulast. 
»Aber er geht ihnen als die nähere Rechtsquelle vor, gerade 
»so, wie das Localrecht dem Provinzialrecht und das Pro- 
»vinzialgesetz dem Landrecht vorgeht«. 

Vorher ist nämlich erklärt: 

»Alle diese Vorschriften — nämlich die in allgemeinen 
»Gesetzen, Provinzial- und Localgesetzen oder Observanzen 
enthaltenen Rechtsnormen über Kirchenbaulast — bestehen 
»auch heute noch zu Recht. Nur ihre Anwendbarkeit 
»hat durch die K.-G.- u.S.-O. von 1873 und das Gesetz vom 
»25. Mai 1874 eine erhebliche Einschränkung erfahren. 

Macht nun die Gemeinde von ihrer Autonomie Gebrauch, 
so gilt unter gewissen Bedingungen das von ihr Beschlossene; 
macht sie von der Selbstbestimmung keinen richtigen Gebrauch, 
so deducirt der Competenzgerichtshof weiter, so treten jene 
subsidiären Rechtsnormen in der Weise in Kraft, dass die 
Regierung nach diesen das Interimisticum reguliren und voll- 
treckbar erklären‘) (also auch nach $ 53 des Gesetzes vom 
20. Juni 1875 und dem Anhang $ 153 zur A.-G.-O. ver- 
fahren werden) muss. 

Einen Grund, warum jene Rechtsnormen trotz des Wort- 
lautes des Artikels 9 cit. (wonach sie ausser Kraft treten 
sollen) in subsidium doch noch fortbestehen, führt der Gerichts- 
hof nicht an, der directe Nachweis der Irrigkeit dieser An- 
schauung ist deshalb schwer. Die Unrichtigkeit derselben 
ergiebt sich aber am besten aus den praktischen Folgen. Die 

*) Die Annahme, dass in einem solchen Falle im Wege der In- 


terimistical-Entscheidung eingeschritten werden könne und müsse, 
ist, wie weiter unten nachgewiesen werden soll, irrig. 
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Ausschreibung einer Umlage ist nicht bloss, wie in dem Er- 
kenntnisse betont wird, eine Befugniss der Kirchengemeinde, 
sondern nach Umständen und zwar in den allermeisten Fällen 
auch eine Pflicht, die im Weigerungsfalle im Disciplinar- 
und im Executionswege erzwungen werden kann (cfr. $$ 45 
und 47 der K.-G.- u. 8.-O., Art. 27 des Gesetzes vom 3. Juni 
1876, 8$ 9, 38 und 53 des Gesetzes vom 20. Juni 1875). 

Nun ist es doch nicht wohl denkbar, dass der Gesetzgeber 
beabsichtigt habe, für die zwangsweise Erfüllung einer 
Pflicht andere materielle Rechtsgrundsätze zur Anwendung 
zu bringen, als solche für die freiwillige Erfüllung derselben 
Pflicht vorgeschrieben sind. Gesetzt also z. B., es habe in 
einer Kirchengemeinde in Betreff der Kirchenbaulast bisher 
observanzmässig ein sehr unzweckmässiger, unbilliger, mit den 
Vorschriften des $ 31 Nr. 6 nicht vereinbarer Beitragsfuss 
bestanden, und die Gemeinde beschliesst, von demselben nicht 
abzugehen, sondern nach wie vor die Kosten nach gedachtem, 
verwerflichen Beitragsfuss zu vertheilen, so wird nach Artikel 3 
des Gesetzes vom 25. Mai 1874 der Regierungspräsident einem 
solchen Beschlusse die Genehmigung versagen müssen. Fügt 
sich aber die Gemeinde nicht, so braucht sie, um ihren Willen 
durchzusetzen, nur bei dem Beschlusse zu beharren oder gar 
nichts zu beschliessen. Denn dann kommt nach der Ansicht 
des Competenzgerichts in subsidium das alte Recht zur An- 
wendung und der Regierungspräsident ist genöthigt, in der 
Executionsinstanz denselben Beitragsfuss zur Anwendung zu 
bringen, wegen dessen er s. Z. dem Gemeindebeschlusse seine 
Genehmigung versagt hat. 

Dass ein solcher Zustand vom Gesetzgeber nicht Zelt 
worden ist, bedarf wohl keines Beweises. Es bleibt danach 
also nichts übrig, als auch die fortdauernde subsidiäre 
Geltung der alten Rechte in Betreff der Kirchenbaulast fallen 
zu lassen. 

Dafür dürfte auch noch besonders der Wortlaut der 
_ Derogativklauseln im Artikel 9 und Artikel 29 eit. sprechen. 
Derselbe geht nämlich nicht etwa dahin, dass in jedem concreten 
Falle, in welchem die Anwendung des neuen Gesetzes mit 
den früheren Rechtsordnungen in Widerspruch stehe, die letz- 
teren zurücktreten sollten, sondern es bestimmen die ange- 
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führten Gesetzesstellen , dass alle diesem Gesetze und der 
K.-G.-u.8.-O. (also diese Gesetze in abstracio gedacht) entgegen- 
stehenden Vorschriften ausser Kraft treten sollen. Danach 
ist also bei der Frage über die Anwendbarkeit einer solchen 
früheren Rechtsordnung nur zu prüfen, ob dieselbe in ab- 
stracto dem neuen Gesetze entgegenstebe und wenn dieses 
der Fall ist, so ist jene kraftlos und kann auch in sub- 
sidium nicht zur Anwendung gebracht werden. Der Wortlaut 
der in Rede stehenden Gesetzesstellen ist derartig, dass für 
den diesseits vertheidigten Sinn schwerlich eine kategorischere 
und zugleich allgemeinere Fassung zu ersinnen sein möchte. 

Uebrigens ist dieser Sinn auch mit den fast gleichlau- 
tenden Bestimmungen der Rhein.-Westf. K.-O. von 1835 
und des Gesetzes über die Vermögensverwaltung in den katho- 
lischen Kirchengemeinden vom 25. Juni 1875 immer unbe- 
anstandet verbunden worden, wie in allen preussischen Gesetzen, 
in welchen gedachte Derogationsklausel vorkommt und deshalb 
gar nicht erfindlich, warum dieselbe in dem evangelischen 
Kirebengesetz dieser Beschränkung unterworfen sein soll. Diese 
Beschränkung erfunden zu haben, ist das Verdienst der neuesten 
juristischen Auslegekunst, welche in ihrem übermässigen 
Scharfsinn und in der übermässigen Werthschätzung der Ent- 
stehungsgeschichte, der Motive u. s. w. eines Gesetzes den 
ersten Grundsatz der Interpretationskunst ausser Acht lässt, 
dass, wo die grammatikalische Auslegung des Gesetzes 
einen vernünftigen Sinn giebt, die logische gar keinen 
Platz hat. Nach der jetzigen Praxis wird es aber für zulässig 
erachtet, mit Hülfe von Kammerverhandlungen u. s. w.°) zu 
beweisen, dass der Inhalt eines Gesetzes gerade das Gegentheil 
von dem sei, was es grammatikalisch ganz klar und bestimmt 
ausspricht. Der vorliegende Fall dürfte dafür den Beweis 
liefern. | 


Das Reichsgericht verweist in den Gründen seiner Ent- 
scheidung vom 8. Juni 1880 (Entsch. Bd. I. 140) auf die 
Ausführungen des Obertribunal-Erkenntnisses vom 7. November 


5) Ueber den zweifelhaften Werth dieses Auslegungsmaterials hat 
sich auch Hegel in seiner denselben Gegenstand behandelnden Abhand- 
lung XVII, 8.127 dieser Zeitschrift ausgesprochen. 
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1877 und fügt noch einige Bemerkungen über den Inhalt des 
$ 15 des Gesetzes vom 24. Mai 1861 hinzu, deren Unrich- 
tigkeit in den Erkenntnissen des Competenzgerichtshofs vom 
8. Januar 1881 (Kirchl. G.- u. V.-B. p. 45) und vom 13. Mai 
1882 (K.-G.- u. V.-B. 1882 p. 72) in schlagender Weise 
nachgewiesen ist. 

In einem der neueren Urtheile und zwar in dem Erkennt- 
nisse vom 27. Mai 1886 in Sachen Kleist c. Mühlhausen, 
bemerkt das Reichsgericht, nachdem es erklärt, dass es trotz 
der Ausführungen des Competenzgerichtshofs bei seiner Ansicht 
stehen bleiben müsse, Folgendes: 

Die Vorschrift des $ 31 Nr. 6 der K.-G.- u. $.-O. betrifft 
nur die neu zu beschaffenden Geldmittel und Leistungen, 
über welche sich das bestehende Recht in seinen Bestim- 
mungen nicht verhält. Dagegen sind durch dieselbe die 
vorhandenen bisherigen Vermögens- und Rechts- 
verhältnisse der Kirchengemeinden und damit auch 
die auf die Kirchenbaulast sich beziehenden Rechtsverhält- 
nisse nicht berührt worden, so dass in Betreff dieser 
Rechtsverhältnisse eine Aenderung in Folge der Einführung 
der K.-G.- u. S.-O. nicht eingetreten ist. 

Danach rechnet also das Reichsgericht zu »den vorhan- 
denen bisherigen Vermögens- und Rechtsverhältnissen 
der Kirchengemeinden« nicht bloss die rechtlichen Beziehungen 
der letzteren zu Dritten, sondern auch die innere Verfassung 
der Kirchengemeinden ; denn nach dieser regelt sich doch die 
Vertheilung der Kirchenbaulast auf die einzelnen Eingepfarrten. 
Diese Auffassung ist jedoch eine offenbar unrichtige. Die 
Frage, wie die Corporationslasten auf die einzelnen Mit- 
glieder der Corporation zu vertheilen, ist eine innere An- 
gelegenheit der letzteren (cfr. Motive zum Gesetze vom 25. Mai 
1874. Drucksachen des Abg.-H. 1873/74, Nr. 168) und wenn 
die Corporation als eine Öffentliche, bei ihrer bezüglichen Be- 
schlussfassung auch an gewisse, in den Gesetzen, Gewohnheiten 
u. dergl. begründete Regeln gebunden ist, so gehören doch 
diese Regeln weder zu den Vermögens-, noch zu den Rechts- 
verhältnissen der Corporation als solcher. Die Art und 
Weise, wie eine Öffentliche Corporation ihr Besteuerungsrecht 
ihren Mitgliedern gegenüber ausüben darf, bildet kein Stück 
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ihres Vermögens oder ihres Privatrechts (denn nur von dem 
letzteren kann hier die Rede sein), sondern ist Gegenstand 
des öffentlichen Rechts und der Corporationsverfassung. 
Dass diese Fragen des öffentlichen Rechts und der Ver- 
fassung durch die K.-G.- u. S.-O. ganz allgemein und erschö- 
pfend haben geordnet werden sollen, kann wohl nicht be- 
stritten werden und hätte dasjenige, was trotz der angeführten 
Derogativklauseln bestehen bleiben und von den betreffenden 
allgemeinen positiven Vorschriften ausgenommen sein sollte, 
ausdrücklich ausgenommen werden müssen. Fast alle 
unsere neueren organischen politischen Gemeindegesetze ent- 
halten ähnliche Bestimmungen und dieselben Derogativklauseln 
von fast wörtlichem Gleichlaut (Einleitung zur Landgem.-O. 
für Westfalen vom 31. Oktober 1841, G.-S. p. 297; 88 4 
und 85 der Städte-O. vom 31. Mai 1853, G.-S. p. 263 und 
292; $S 90 und 119 der Städte-O. für die Rheinprovinz vom 
23. Juli 1845 p. 523; $ 9 ff. und 199 der Kreis-O. vom 
13. Dezember 1872, p. 661; $ 156 Gesetz vom 11. März 
1850, G.-S. p. 250) und es ist ebensowenig den Gemeinden 
eingefallen, diesen Gesetzesvorschriften gegenüber eine derartige 
Unterscheidung zwischen alten und neuen Bedürfnissen zu 
machen, als man den gleichlautenden Bestimmungen der Rhein.- 
Westf. K.-O. und des Gesetzes über die Vermögensverwaltung 
in den katholischen Kirchengemeinden von 1875 gegenüber 
eine solche Auslegung versucht hat. 
Nur specielle Verpflichtungen Dritter fallen unter die 
Rubrik der »vorhandenen bisherigen Vermögens- und 
Rechtsverhältnissee. Was unter speciellen Verpflichtungen 
zu verstehen, ist in dem Minist.-Erlasse vom 12. Juni 1875 
(K.-G.- u. V.-Bl. 1876/77 p. 54) durchaus zutreffend dahin 
angegeben worden, dass dieses 
einerseits solche Gemeindeglieder seien, welche vermöge 
eines von ihrer Gemeindegliedschaft unabhängigen besonderen 
Rechtstitels zu speciellen Leistungen verpflichtet seien, an- 
dererseits solche Personen, welche ohne der Gemeinde 
anzugehören, sei es auf Grund gesetzlicher oder Gesetzes- 
kraft habender Vorschrift, sei es auf Grund besonderen 
Rechtstitels sich in gleicher Lage befinden. 

Hier handelt es sich aber um solche Verpflichtungen, 


262 von Dörnberg: 


welche Gemeindeglieder als solche und auf Grund einer 
allgemeinen gesetzlichen Verbindlichkeit haben. Es ist also 
gerade das contradictorische Gegentheil einer speciellen 
Verpflichtung, um die es sich handelt, und doch soll der 
Vorbehalt, der in der K.-G.- u. S.-O. nur zu Gunsten der 
speciellen Verpflichtungen gemacht ist, auf die allge- 
meinen Verpflichtungen der gedachten Art ausgedehnt 
werden! 

Die Unrichtigkeit der Ausführungen des Obertribunal- 
Erkenntnisses vom 7. November 1877 lässt sich aber auch 
noch auf andere Weise beweisen: 

Es wird allerseits als feststehend angesehen, dass die 
jetzigen, nach der K.-G.-u.S.-O. von 1873 construirten evange- 
lischen Kirchengemeinden das Recht haben, ihre Angehörigen 
zum Zwecke der Beschaffung der nöthigen Mittel zur Befrie- 
digung ihrer Bedürfnisse — mögen die letzteren nun alten 
oder neuen Ursprungs sein — zu besteuern. Dahingegen 
bestreitet das Obertribunal 

ı. dass dieses Recht der Besteuerung früher den Kirchen- 

gemeinden des A. L.-R. zugestanden habe®), und 


e), Die $$ 65 tit. 6 und $ 164 tit. 11 A. L.-R. Thl. II bleiben 
hierbei ganz unbeachtet. Der Umstand, dess das A. L.-R. in den $$8 715. 
734--52 nur für die Vertheilung der Baulast unter die Eingepfarrten 
einen Maassstab vorschreibt, während solche beschränkende Bestimmungen 
in Betreff der übrigen Cultusbedürfnisse und Cultuslasten fehlen, ist 
noch kein Grund, in Betreff dieser letzteren die Repartitionsbefugniss der 
kirchlichen Corporationen ganz zu leugnen. Die Baulast der Einge- 
pfarrten ist allerdings — und war es in früherer Zeit noch viel mehr — 
eine quantitativ sehr bedeutende, und insofern eine eigenthümliche, als 
sie mit dem Patron getheilt wird. Im Uebrigen hat dieselbe keinen 
von den übrigen Parochiallasten verschiedenen, besonderen Charakter, 
sondern ist nicht mehr und nicht minder, wie diese ein Ausfluss der 
allgemeinen Verpflichtung jedes Corporationsmitgliedes, zu den Kosten 
der Befriedigung der Corporationsbedürfnisse nach den bestehenden 
Statuten, Gesetzen, Corporationsbeschlüssen u. s. w. beizutragen. 

(s. Erkenntniss des O.-V.-G. v. 14. Nov. 1885, K.-G.- u. V.-Bl. p. 55f. 

Die dortigen Allegate.) 

Wenn also auch die Baulast wegen ihrer materiellen Bedeutsamkeit 
nicht bloss im A.-L.-R., sondern auch in den meisten Localordnungen 
und Observanzen eine besondere Berücksichtigung und eine besondere Ent- 
wicklung erfahren hat, so ist daraus nur der Schluss zu ziehen, dass diese 
Specialbestimmungen nur für diese Parochiallast gelten, keineswegs aber, 
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2. dass sich der $ 31 Nr. 6 eit. auf die früheren Be- 
steuerungsbedürfnisse der Kirchengemeinde erstrecke. 

Es entsteht dabei die Frage, worauf sich denn die gegen- 
wärtige Befugniss der Kirchengemeinden, auch ihre alten 
kirchlichen Bedürfnisse im Wege der Umlage zu befriedigen, 
gründet. Nach den obigen Sätzen kann man nur zu dem 
Schlusse kommen, dass diese Besteuerungsbefugniss in Betreff 
der alten Bedürfnisse auch jetzt noch fehle”). Will man 


dass es für alle anderen Parochialbedürfnisse an der rechtlichen Möglich- 
keit einer Vertheilung der betreffenden Last auf die Eingepfarrten, d.h, 
einer Umlage oder Anlage, wie sich das A. L.-R. ausdrückt, 

(s. 8 65 ff. tit. 6 IT A. L.-R., Kochs A. L.-R. III Bd. 6 Ausgabe 
p. 524.) 

ganz fehle. 

7) Die Berufung auf die A. Kab.-O. v. 19. Juni 1836 reicht nicht 
aus. Man begegnet zwar häufiger der Annahme, dass dieses Gesetz die 
Grundlage der Beitreiblichkeit jeder kirchlichen Umlage sei. Dieses ist 
aber unrichtig. Die A. K.-O. v. 19. Juni 1836 betrifft nur die bestän- 
digen kirchlichen Abgaben, also das Gegentheil der kirchlichen Um- 
lagen. 

(s. Erkenntniss des Competenzgerichtshofes v. 17. Februar 1855. 
J-M.-Bl. p. 140 und $ 15 des Gesetzes vom 24. Mai 1861, G.-S. 
p. 241.) 

Die beständigen kirchlichen Abgaben und deren Beitreibung 
werden also durch den vorliegenden Streit und das Erkenntniss des Ober- 
tribunals vom 7. November 1877 gar uicht berührt. Wenn es nun 
nichtsdestoweniger in dem Minister.-Rescr. v. 24. Januar 1881 (K.-Ges.- 
u. V.-Bl. 1881 p. 33) heisst: 

Nachdem das Reichsgericht sich der Anschauung des früheren 
Öbertribunals angeschlossen hat, dass durch $ 31 Nr. 6 der K.-G.-0. 
bezw. art. 9 des Ges. vom 25. Mai 1874 nicht die betreffs der Ver- 
theilung kirchlicher Lasten bestehenden Bestimmungen ohne Wei- 
teres aufgehoben seien, wird Seitens der Verwaltung nicht wohl eine 
entgegengesetzte Praxis beobachtet werden können. Der Herr Minister 
ist daher der Ansicht, dass, wie vor dem Erlass jener Gesetze, so 
auch jetzt behufs Einholung der schon damals nach allgemeinen Ge- 
setzen, sowie nach notorischer Bezirks- und Ortsverfassung bestan- 
denen, laut Obigem nicht ipso jure für beseitigt zu erachtenden 
Parochiallasten und Abgaben die in der A. K.-O. vom 19. Juni 1836 
zugesagte Administrativexekution zu gewähren sein wird, 

so ist nicht verständlich, wie der zweite Satz, welcher von den stän- 
digen nach der A. K.-O. v. 1836 beitreiblichen Parochialabgaben spricht, 
aus dem ersten, welcher die unständigen, durch Umlage festzu- 
stellenden Parochiallasten betrifft, folgen soll. Die Anwendbarkeit der 


964 von Dörnberg: 


das aber, wie wohl angenommen werden darf, nicht zugeben, 
so bleibt nichts übrig, als, wenn nicht beide obigen Sätze, 
doch wenigstens den zweiten derselben fallen zu lassen, indem 
ein Aufgeben des ersten Satzes nach den Ausführungen des 
Obertribunals von selbst auch zur Hinfälligkeit des zweiten 
führen würde. 

Da die Staatsministerialbeschlüsse von 1881 und 1883 
über die Heranziehung der Grundsteuer nach 8 31 Nr. 6 cit. 
auf den in Rede stehenden Erkenntnissen des Obertribunals 
und des Reichsgerichts von 1877 und 1880 fussen, so bedürfen 
dieselben auch abgesehen von ihrem sonstigen rechtsbedenk- 
lichen Inhalt keiner besonderen Beleuchtung. 

Bei allen Ausführungen der vorstehend angezogenen ge- 
richtlichen Urtheile und Ministerial-Rescripte spielt eine falsche 
Auffassung des Inhalts und Wesens der Interimisticalentscheidung 
nach 8 709 tit. 11. II. A. L.-R. eine wesentliche Rolle, indem 
überall als selbstverständlich vorausgesetzt wird, dass die 
Interimisticalentscheidung sich auch auf den Repartitions- 
fuss innerhalb der Kirchengemeinde zu erstrecken habe, 
beziehungsweise erstrecken dürfe. Das ist aber unrichtig. 
Zu den »Interessenten« des $ 708 können die Mitglieder 
einer Corporation in sich nicht gezählt werden. Ein Streit 
zwischen denselben im Sinne des angeführten $ 708 ist gar 
nicht möglich, weil die einzelnen Corporationsmitglieder darüber 
gar nichts zu sagen haben. Es können unter denselben wohl 
Interessen- und Meinungsverschiedenheiten bestehen, aber maass- 
gebend und von rechtlicher Bedeutung ist doch allein der 
Beschluss der Corporation, beziehungsweise der berufenen 
Organe derselben, hier also des Kirchenrathes und der Kirchen- 
gemeinde-Vertretung. Ein Streit der Interessenten im Sinne 
der gedachten landrechlichen Stelle ist nur denkbar zwischen 
der Kirchengemeinde und Dritten, ausserhalb derselben 


A. K.-O. v. 1836 ist durch die angeführten gerichtlichen Entscheidungen 
nicht berührt worden, noch suspendirt gewesen und bedurfte daher keiner 
Wiederherstellung. Was aber die Frage wegen der Beitreiblichkeit ge- 
wisser kirchlicher Umlagen angeht, so findet dieselbe in dem vor- 
stehenden Rescript noch keine ausdrückliche Beantwortung (s. auch Motive 
zu dem Ges. v. 25. Mai 1874, Verhandlungen des Abg.-H. 1373/74 
Nr. 168, in welchen ganz richtig auch von der A. K.-O. keine Rede ist), 
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stehenden Personen, also z. B. dem Patron oder anderen 
speciell Verpflichteten. Nur bei diesen hat auch der Vor- 
behalt des Rechtsweges einen Sinn, während derselbe zwischen 
den Mitgliedern derselben Kirchengemeinde oder einzelnen 
Klassen derselben, oder zwischen der Kirchengemeinde und 
den einzelnen Mitgliedern derselben insoferne aller Bedeutung 
entbehrt, als diese sich weder untereinander, noch — mit 
gewissen Ausnahmen — die Kirchengemeinde gerichtlich ver- 
klagen können. 

(Cfr. Erkenntniss des Comp.-Ger. vom 8. Januar 1381 
am Schluss p. 47. Kirchl. V.-Bl. 1881.) 

Bezeichnet nun der Ministerialerlass vom 19. März 1878 
mit Recht das Resolut nicht als eine Ergänzung des fehlenden 
Gemeindebeschlusses, sondern als eine Antecipation eines 
richterlichen Urtheils, so folgt daraus auch, dass das Resolut 
nur zwischen solchen Parteien oder Personen statthaft ist, 
welche eventuell auch den Rechtsweg untereinander oder 
gegen die veranlagende Gemeinde oder die Aufsichtsbehörde 
beschreiten könnten. Die Wirkungsgebiete des Resoluts und 
des Giemeindebeschlusses schliessen einander völlig aus. Das, 
was Gegenstand des Resoluts ist, kann nie Gegenstand der 
Beschlussfassung der Gemeindeorgane in dem Sinne sein, dass 
er die widersprechenden Interessenten verpflichtete und umge- 
kehrt. Festsetzungen, die von den zuständigen Gemeindeorganen 
gegen ihre Corporationsgenossen getroffen worden sind, bedürfen 
nicht bloss keiner resolutorischen Bestätigung, um in Wirk- 
samkeit zu treten, sondern unterliegen einer solchen auch gar 
nicht. Bauleistungen, welche eine Kirchengemeinde-Vertretung 
auf ihre Eingepfarrten umlegt, können nie resolutorisch 
festgestellt und beigetrieben werden, sondern für diese giebt 
es nur den Weg der Veranlagung, der Reclamation und des 
Recurses. 

Das Reichsgericht schliesst freilich in seinem Erkenntniss 
vom 8. Januar 1880 (Entsch. Bd. I. p. 140 ff.) gerade um- 
gekehrt. Dasselbe geht nämlich bei der Erörterung der Frage, 
ob den einzelnen Gemeindegliedern gegen den Beschluss der 
Kirchengemeinde auch dann der Rechtsweg zustehe, wenn 
ihnen kein besonderer Befreiungsgrund zur Seite steht, von 


der Annahme aus, dass der Repartitionsfuss innerhalb der 
Zeitschrift für Kirchenrecht XXI. (N. F. VII.) 2. 18 
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Gemeinde durch ein Resolut festgesetzt werden könne und 
folgert daraus dann weiter: 

Der $ 709 tit. 11. II. A. L.-R. weise diese Frage aus- 
drücklich auf den Rechtsweg und könne nicht angenommen 
werden, dass dieser Rechtsweg durch das Gesetz vom 24. Mai 
1861, welches sich als ein Gesetz zur Erweiterung des 
Rechtsweges darstelle, habe beschränkt werden sollen. 
Der zweite Satz des $ 15 des citirten Gesetzes, welcher bei 
Umlagen, die von Seiten der Regierung für vollstreckbar 
erklärt sind, den Rechtsweg ebenso weit ausschliesst, als er 
bei Staatsabgaben ausgeschlossen ist, beziehe sich nur auf 
beständige Abgabenleistungen (?) und habe auf solche 
Umlagen, welche die Kosten von Pfarr- und Kirchenbauten 
zum Gegenstande haben, keine Anwendung (?). Folglich 
stehe bei Umlagen von Kirchenbaukosten jedem einzelnen 
Gemeindegliede immer und aus jedem Grunde der Rechts- 
weg offen. 

Dass diese Rechtsausführung unhaltbar ist, bedarf keines 
Beweises, wie denn auch der Competenzgerichtshof in Absatz 5 
und 6 seines Erkenntnisses vom 13. Oktober 1877 (J.-M.-Bl. 
p. 234 und Kirchl. Ges.- u. V.-Bl. 1876/77, p. 262), sowie 
in seinem Erkenntnisse vom 8. Januar 1881 sich demgemäss aus- 
gesprochen und in seinem späteren Erkenntnisse vom 13. Mai 1882 
(K.-G.- u. V.-Bl. 1882, p. 72 ff.) des Weiteren ausgeführt hat. 

Zunächst ist es wohl klar, dass der $ 709 eit. keinen 
Rechtsweg schaffen will, wo er nicht vorhanden ist, son- 
dern nur das auf den Rechtsweg verweist, wofür derselbe 
nach den bestehenden allgemeinen Gesetzen offensteht. Der 
$ 709 will nur mit Rücksicht auf die Langwierigkeit des 
Rechtsweges und die Dringlichkeit der Sache ein vorläufiges 
Executionsmittel herstellen, ohne sonst die Grenzen des Rechts- 
weges und der Verwaltungsanordnung zu verschieben. Es ist 
also verkehrt, sich auf eine solche relative Gesetzesbestim- 
mung als auf eine ausdrückliche Bestimmung zu berufen. 
Ebenso unrichtig ist die erwähnte Charakterisirung des zweiten 
Satzes in $ 15 des Gesetzes vom 24. Mai 1861. Dieser 
Paragraph ist bisher noch nie anders verstanden worden, als 
dass, nachdem in dem ersten Satz von den beständigen 
Abgaben des $ 1 des Gesetzes vom 19. Juni 1836 die Rede 
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gewesen, in dem zweiten Satze in Betreff der unständigen, 
für jeden einzelnen Pflichtigen den Betrag erst durch Um- 
lage festsetzenden Abgaben gesagt wird, dass in Betreff dieser 
letzteren es bei den bisherigen Vorschriften über den Rechts- 
weg bewende. Die Begriffe der Beständigkeit und der 
Umlage sind unvereinbare Gegensätze. Eine beständige Abgabe 
bedarf keiner Umlage. Es ist deshalb nicht zu verstehen, 
wie von Seiten des Reichsgerichtes die erwähnte Erklärung 
hat gegeben werden können. 

Der eigentliche Grund der obigen falschen Deduction 
ist aber die unrichtige Annahme, dass über den Repartitions- 
fuss innerhalb der Corporation resolutorisch entschieden 
werden könne. | 

Wenn nach der bisherigen Praxis in den Kirchenbau- 
Resoluten, nachdem den Eingepfarrten gewisse Leistungen als 
ihnen zur Last fallend zugewiesen worden, häufig auch über 
den Vertheilungsmaassstab, nach welchem sie dieselben aufzu- 
bringen hätten, Bestimmung getroffen wurde, so geschah das 
abusive und nicht kraft der Befugniss der Regierung zur 
resolutorischen Entscheidung der Sache, sondern vielmehr 
auf Grund ihres Aufsichtsrechtes als vorweg genommene 
Executionsverfügung nach dem Anhang $ 153 der A. G.-O. in 
dem Sinne, dass, wenn die Kirchengemeinde nicht in frei- 
williger Erfüllung ihrer durch das Resolut ausgesprochenen 
Verpflichtung einen anderen Vertheilungsmaassstab wählen sollte, 
bei der dann erforderlich werdenden zwangsweisen Durch- 
führung des Resoluts nach den angegebenen Grundsätzen zu 
verfahren sei. 

Für die rechtliche Natur und die Grenzen der Interimistical- 
Entscheidung nach $ 709 eit. ist dieses Verfahren also nicht 
präjudicirlich. 


Schliesslich dürfte es nicht unangemessen sein, neben den 
rechtlichen Bedenken, welche der Auffassung des Obertribunals 
und des Reichsgerichts in der vorliegenden Frage entgegen- 
stehen, auch die praktische Durchführbarkeit der beliebten 
Unterscheidung zwischen alten und neuen Lasten in’s Auge 
zu fassen. So lange noch — wie das bei den alten einfachen 
Verhältnissen stattzufinden pflegte — jede einzelne Ausgabe, 
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wie sie an die Gemeinde herautritt, im Wege einer besonderen 
Vertheilung entweder in natura bestritten oder in Geld auf- 
gebracht wird, unterliegt es keinen besonderen Schwierigkeiten, 
für jede dieser Umlagen einen besonderen Vertheilungsmaassstab 
zur Anwendung zu bringen. Nach den jetzigen Verwaltungs- 
grundsätzen sind aber die jährlichen Einnahmen und Ausgaben 
einer Kirchengemeinde als eine wirthschaftliche Einheit gedacht, 


welche durch den Voranschlag und die Jahresrechnung dar- 


gestellt wird. In diesen steht aber, wie jeder Rechnungs- 
verständige weiss, mit Ausnahme der sogenannten durchlaufenden 

Posten, nicht jeder Ausgabe eine bestimmte Einnahme gegenüber, 
sondern es ist die Gesammtheit der Ausgaben, welche mit der 
Gesammtheit der Einnahmen balancirt, ohne dass nachgewiesen 
werden kann, dass das etatsmässige Deficit, zu dessen Beschaf- 
fung auf die Steuerkraft der Gemeindeglieder zurückgegriffen 
oder mit anderen Worten, welches durch Umlage aufgebracht 
werden muss, gerade durch eine bestimmte Ausgabe bedingt 
sei und also nach einem bestimmten, seiner Natur entsprechenden 
Maassstab vertheilt werden müsse. In allen Fällen also, wo 
alte und neue Kirchenlasten auf dem Etat stehen (und das 
dürfte doch in der Mehrzahl der Fälle zutreffen), wird immer 
darüber gestritten werden können, ob und inwieweit die aus 
der Umlage oder aus den sonstigen Quellen entspringende 
Einnahme auf die eine oder die andere Art von Ausgaben zu 
verrechnen und nach welchem Maassstab also die Umlage aus- 
zuschreiben und aufzubringen sei. 


Die Frage, was solchen Rechtszuständen gegenüber zu 
thun, wie hier Abhülfe zu schaffen, damit die kirchlichen 
Gemeindeorgane endlich erfahren, was sie thun dürfen und zu 
lassen haben und wie die unerträgliche Wirrniss zu beseitigen, 
in welche die bekannten Staatsministerialbeschlüsse von 1883 
und 1884 die Gemeinden gestürzt haben, liegt allerdings sehr 
nahe. Die Beantwortung derselben glaube ich aber anderen 
Federn und Factoren überlassen zu sollen. 
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Consensus facit nuptias, 
Von 


D. Dr. Adolf von Scheurl 
in Nürnberg. 


Der Satz: consensus facit nuptias bildet seinem Wortlaut 
nach gleichermassen die Grundlage des (neueren) römischen 
und des kanonischen Eheschliessungsrechts. Dies ist unbe- 
stritten und unbestreitbar. Aber bestreitbar und wirklich 
hestritten ist es, ob der Sinn des Satzes in jenen beiden 
Rechten. der gleiche ist. Ich habe in Uebereinstimmung mit 
Anderen, namentlich Hasse und Puchta, einen Sinn des 
Satzes als römisch-rechtlichen behauptet und nachzuweisen ge- 
sucht, der von demjenigen, welchen er im kanonischen Rechte 
hat, wesentlich verschieden ist. Neuerdings hat nun Seh- 
ling in der Schrift: »Die Unterscheidung der Verlöbnisse 
im kanonischen Recht« mit einer Gründlichkeit, welche alle 
Anerkennung verdient, mich zu widerlegen, und darzuthun 
unternommen, dass der Satz: consensus facit nuptias in beiden 
Rechten denselben Sinn habe. Dies musste mich zu einer 
nochmaligen gründlichen Prüfung meiner Ansicht veranlassen. 
Das Ergebniss derselben war aber, dass nur meine Beweis- 
führung ungenügend war, die Ansicht selbst aber im Wesent- 
lichen richtig. Dies auszuführen, ist der Zweck gegenwärtiger 
Abhandlung. 

Meine Behauptung, deren Richtigkeit Sehling (mit 
Friedberg) bestreitet, lautet, wie ich sie in meiner »Ent- 
wicklung des kirchlichen Eheschliessungsrechts« S. 11 auf- 
gestellt habe, wörtlich so: »Die Schliessung der Ehe erfolgt 
nach R. R. durch den Eintritt in die thatsächliche Lebens- 


gemeinschaft, ordentlicherweise durch Einführung der Verlobten 
Zeitschrift für Kirchenrecht XXII. (N. F. VII) 3. 19 
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als Ehefrau in das Haus des Verlobten — mit dem überein- 
stimmenden freien Willen, die Ehe mit einander zu beginnen. 
— Es ist zur Schliessung der Ehe nach R. R. keinerlei 
Feierlichkeit nothwendig, und ebenso wenig der Vollzug des 
Ehelichungswillens durch Beischlaf: diesen, aber auch nur 
diesen Sinn hat die regula juris: nuptias non concubitus, sed 
consensus facit. In Verbindung mit dem Eintritt in die 
thatsächliche eheliche Lebensgemeinschaft wird das Bechts- 
verhältniss der Ehe durch den schon mittelst des Verlöbnisses 
erklärten, keiner neuen Erklärung bedürftigen consensus ge- 
schlossen. Es gewinnt dieser consensus jetzt aber insofern 
einen anderen Inhalt, als er bei dem Verlöbniss auf künftige, 
nun aber bei der Eheschliessung auf gegenwärtige Lebens- 
gemeinschaft gerichtet ist.« 

Für die Richtigkeit dieser Behauptung glaubte ich mich 
in der bezeichneten Schrift bloss auf einige Quellenstellen, die 
ich anführte, berufen zu dürfen, ohne einen Nachweis, dass 
dieselben dafür beweisend seien. Erst in meinem später er- 
schienenen »Gemeinen deutschen Eherecht« suchte ich nach- 
träglich auf S. 41 f. diesen Nachweis zu erbringen, indem ich 
jedoch als für sich enischeidend die L. 5 D. de ritu nupt. 
(23, 2) betrachtete, und die von Sehling als die entschei- 
dende Stelle angesehene L. 4 D. de fide instrum. (22, 4), mit 
welcher bekanntlich die L. 4 D. de pignor. (20, 1), was die 
allein erheblichen Worte anlangt, identisch ist, zu kurz ab- 
fertigte, wie ich auch übersah, dass die L. 5 eit. nur im 
Vergleich mit anderen Quellenstellen beweiskräftig ist. 

Für die Hauptstelle halte ich jetzt die L. 15 D. de con- 
dic. (35, 1): 

Cui fuerit sub hac condicione legatum ‘si in familia 
nupsisset’, videtur impleta condicio statim atque ducta est 
uxor, quamvis nondum in cubiculum mariti venerit. nuptias 
enim non concubitus, sed consensus facit. 

Ulpian will genau den frühesten Zeitpunkt angeben, in 
welchem die Vermächtnissbedingung: si in familia nupsisset 
als erfüllt gelten könne. Um dies zu thun, sagt er, es sei 
dies der, in welchem uxor ducta est, nicht erst der, in welchem 
sie in das Schlafgemach des Mannes gekommen sei; denn der 
consensus, nicht der concubitus bewirke die nuptiae, d. h. die 
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Eheschliessung. Sollte das bedeuten, der irgendwie erklärte 
übereinstimmende Ehewille bewirke die Eheschliessung, ebenso 
wie der irgendwie erklärte übereinstimmende Wille, eine Sache 
für einen bestimmten Preis zu verkaufen und zu kaufen, die 
Schliessung des Kaufs bewirkt, so hätte sich Ulpian, indem 
er sagte, die Bedingung der Eheschliessung sei erfüllt durch 
Heimführung des Weibes als uxor, ebenso unrichtig ausge- 
drückt, als wenn jemand sagte, die Bedingung des Kaufs 
einer Sache sei erfüllt, sobald die Sache als gekaufte über- 
geben sei. Er musste sagen: die Bedingung des Heirathens 
ist erfüllt, sobald der übereinstimmende Ehewille durch Worte 
oder durch eine concludente Handlung , wie z. B. durch die 
Heimführung des Weibes als Ehefrau zu erkennen gegeben 
ist. Würde man etwa einwenden, es sei hier uxorem ducere 
nicht buchstäblich, sondern nur in dem figürlichen Sinn des 
»Heirathens«e gemeint, so würde man eben damit Ulpian 
eigentlich die geistreiche Antwort auf die vorliegende Frage 
zuschreiben: die Bedingung des Heirathens ist erfüllt, sobald 
geheirathet ist, — wozu sich doch wohl kaum jemand ent- 
schliessen dürfte, 

Der Ehewille hat die geschlechtliche Vereinigung zum 
/iel; würde zur Eheschliessung die vollständige Erfüllung des 
Ehewilens erforderlich sein, so käme die Ehe erst durch den 
Beischlaf wirklich zu Stande. Es genügt die Kundgebung 
des auf gegenwärtiges Dasein der ungetheilten Lebensgemein- 
schaft überhaupt gerichteten Ehewillens; dieser Ehewille ist 
genügend kundgegeben durch die Heimführung des Weibes 
als Ehefrau; darum ist schon diese genügend zur Eheschliessung. 
Nur das Genügen derselben im Gegensatz zum Vollzug des 
Ehewillens durch Beischlaf will Ulpian mit den Worten be- 
gründen ; nuptias consensus, non concubitus facit. Dass das 
ducere uxorem nicht nur genügend, sondern auch nothwendig 
zur Eheschliessung sei, betrachtet er als selbstverständlich; 
er sagt das, indem er den Zeitpunkt, in welchem ducta est 
uxor als den frühesten bezeichnet, in welchem die Erfüllung 
der Bedingung zu heirathen angenommen werden kann; aber 
er führt für diese Nothwendigkeit keinen Grund an, weil er 
dafür eine Begründung für überflüssig erachtet. 

Nun ist aber freilich die Frage nicht abzuweisen: warum 
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hat denn Ulpian es als selbstverständlich betrachtet und be- 
trachten können, dass nicht auch die vor der Herstellung der 
thatsächlichen Lebensgemeinschaft abgegebene ausdrückliche 
Erklärung, das Rechtsverhältniss der Ehe als gegenwärtiges 
zu wollen, zur Begründung dieses Rechtsverhältnisses genüge? 

Und auf diese Frage antworte ich nun: weil den Römern 
der Gedanke an eine solche völlige Ablösung des Rechtsver- 
hältnisses der Ehe von dem Thatbestande derselben fremd war 
und es daher Niemanden unter ihnen einfiel, einen Ehe- 
schliessungswillen jener Art zu erklären, während noch ein 
getrenntes Leben fortgeführt werden sollte. Desshalb war es 
Rechtens, dass die Ehe nur mittelst thatsächlicher Her- 
stellung der ehelichen Lebensgemeinschaft zu Stande kommen 
könne. 

Ich schliesse mich damit ganz der m. E. sehr treffenden 
und einen von mir schon längst gehegten Gedanken aus- 
drückenden Bemerkung Bechmann’s (»Der Kauf nach ge- 
meinem Recht« II S. 17 f.) an: »Die Sanktion einer gewissen 
Absicht kann im Rechtssystem einer bestimmten Nation und 
zu einer bestimmten Zeit aus einem doppelten Grunde fehlen. 
Es kann der thatsächlich bestehenden, vielleicht weit ver- 
breiteten Absicht die Sanktion aus irgend welchen Gründen 
verweigert sein, z. B. den Spielverträgen, dem wissentlichen 
Kauf gestohlener Sachen. Es kann aber auch die empirische 
Absicht selbst fehlen oder nur so vereinzelt vorkommen, dass 
das Bedürfniss rechtlicher Sanktion gar nicht zum Bewusstsein 
kommt.« 

Ich habe nicht den mindesten Zweifel daran, dass wenn 
nach einer Eheschliessung in den Formen der confarreatio oder 
coömtio es zufällig nicht zur Herstellung der ehelichen Lebens- 
gemeinschaft gekommen war, die Ehe doch als geschlossen 
galt. Aber ich glaube nicht, dass eine Ehe jemals in diesen 
Formen mit der Absicht geschlossen wurde, die getrennte 
Lebensführung noch fortzusetzen. Wäre es in neuerer Zeit 
üblich geworden, Ehen durch eine formlose, aber ausdrück- 
liche Consenserklärung zu schliessen, so würde ich ebenfalls 
annehmen, dass die Ehe bei zufälliger Verhinderung der that- 
sächlichen ehelichen Lebensgemeinschaft als geschlossen ge- 
golten hätte. Aber es war meiner Ueberzeugung nach bei 


Consensus facit nuptias. 273 


den Römern nie Rechtens, dass eine Ehe formlos durch blosse 
Consenserklärung geschlossen werden könne, weil es Niemand 
in den Sinn kam, den Willen der Eheschliessung bloss durch 
Worte zu erklären, statt ihn durch die That der Lebensver- 
einigung (nicht gerade durch Heimführung) sofort auszuführen 
und dadurch kundzugeben. 

Zur Ergänzung dieser meiner Annahme, dass es bei den 
Römern stets an der »empirischen Absicht« gefehlt hahe, das 
Rechtsverhältniss der Ehe bei noch getrennter Lebensführung 
zu begründen, wird Dasjenige dienen, was ich später über die 
Gründe auszuführen gedenke, aus welchen, wie ich glaube, 
im Mittelalter die formlose bloss wörtliche desponsatio de 
praesenti üblich wurde. 

Den Consensualcontracten konnte die Eheschliessung, auch 
wenn dabei Herstellung der thatsächlichen Lebensgemeinschaft 
stillschweigend als selbstverständliches Erforderniss derselben 
vorausgesetzt wurde, in der doppelten Beziehung gleich gestellt 
werden, dass erstens dafür nicht vollständiger Vollzug des 
Ehewillens durch concubitus und zweitens — nach dem neueren 
römischen Recht — auch keine bestimmte Form für die Er- 
klärung des gerade auf Ehe, nicht auf Concubinat gerichteten 
übereinstimmenden Willens erforderlich war. In dieser zweiten 
Beziehung stellt Gajus in L. 4 de pignorib. (20, 1) bezw. 
L, 4 de fide instrum. (22, 4) die Eheschliessung den Consen- 
sualcontracten gleich. Es wurde ohne Zweifel der Beweis 
dafür, dass das Zusammenleben eines Mannes mit einem Weibe 
nicht Coneubinat, sondern Ehe sei, oft mittelst schriftlicher 
Dotalverträge geführt, wie der Beweis einer hypothekarischen 
Verpfändung oder eines Kaufs, eines Mieth- oder Gesellschafts- 
vertrags oft mittelst Vertragsurkunder erbracht wurde. So 
wenig aber bei diesen Rechtsgeschäften die schriftliche Ab- 
fassung des Vertrags Entstehungsmittel des Rechtsverhältnisses 
ist, sondern vielmehr nur Mittel, eine auch auf anderem Wege 
mögliche Beweisführung zu erleichtern, so wenig, will Gajus 
sagen, ist zur Eheschliessung eine schriftliche Erklärung, wie 
sie ein Dotalinstrument darbieten würde , dafür nöthig, dass 
das in die Hausgemeinschaft aufgenommene Weib nicht Con- 
cubine, sondern Ehefrau sein solle. Dass Gajus unter der 
testatio sine seriptis habita eine vor der thatsächlichen Lebens- 
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vereinigung abgegebene Erklärung des auf gegenwärtiges ehe- 
liches Rechtsverhältniss gerichteten Ehewillens verstehe, lässt 
sich offenbar aus seinen Worten nicht entnehmen ; allerdings 
ergibt sich aus seinen Worten, dass ein Concubinat durch 
eine in beliebiger Form abgegebene Erklärung des consensus 
maritalis in eine Ehe verwandelt werden konnte. Auch diese 
Eheschliessung hat dann aber daneben die thatsächlich be- 
stehende Lebensgemeinschaft zur Grundlage. Aus diesen 
Gründen kann ich diese lex geminata nicht als für Sehling’s 
Ansicht beweiskräftig anerkennen. 

Dagegen gebe ich zu, dass ebensowenig durch die L. 5 
de ritu nupt. (23, 2) für sich allein die Richtigkeit meiner 
Ansicht als bewiesen gelten könne. Sehling hal recht, wenn 
er S. 161 a. a. O. schreibt: »nirgends wird in der Stelle ge- 
sagt, dass eine Lebensvereinigung absolut zur Eheschliessung 
erforderlich sei.e Aber im Zusammenhalt dieser Stelle mit 
der vorhin besprochenen L. 15 D. de condic. (35, 1) ist e 
doch sehr beachtenswerth, dass hier dem Satze: mulierem 
absenti per literas ejus vel per nuntium posse nubere placet 
sofort die ausdrückliche Bedingung angehängt wird: si in 
domum ejus deduceretur. Wäre die Eheschliessung nach R. 
R. ganz in demselben Sinne Consensualcontract, wie der Ge- 
sellschaftsvertrag, so würde daraus mit Nothwendigkeit die 
unbedingte Möglichkeit der Eheschliessung zwischen Abwesen- 
den durch Briefe oder Boten folgen, und ein sich vorsichtig 
ausdrückender Jurist hätte dies zum Voraus anerkennen müssen, 
und dann erst beifügen: wenn aber etwa die Ehe mittelst 
Herstellung der thatsächlichen Lebensgemeinschaft geschlossen 
werden soll, dann kann sie unter Abwesenden nur durch eine 
von dem verreisten Manne schriftlich oder mündlich ange- 
ordnete Einführung des Weibes in sein Haus als Ehefrau ge- 
schlossen werden. Der, wie ich zugebe, an sich nicht allein 
mögliche, aber doch gewiss nächstliegende Sinn der Stelle ist 
offenbar der: es kann eine Ehe unter Abwesenden überhaupt 
nur dann geschlossen werden, wenn der Mann von seinem 
Hause abwesend ist, nicht auch, wenn der Mann zu Hause, 
und das Weib auswärts ist, weil die Ehe, wenn beide Theile 
nicht beisammen sind, nur durch die von dem Mann bewirkte 
Einführung der Frauensperson in sein Haus, nicht auch durch 
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einen von der Frauensperson bewilligten Einzug des Mannes 
in ihr Haus geschlossen werden kann. Ganz bestimmt sagt 
daher auch Paulus (S. R. II. 19 8 8): vir absens uxorem 
ducere potest; femina al®ens nubere non potest. Es wäre 
dies völlig unerklärlich, wenn die Eheschliessung ein Consen- 
sualcontract wie der Gesellschaftsvertrag wäre. 

Die von Sehling für sich angeführte Stelle aus Tacitus 
(Annal. 11, 27) scheint mir desshalb nicht zu beweisen, was 
Sehling aus ihr beweisen will, weil Tacitus hier zwar 
nicht ausdrücklich von einer in domum deductio spricht, aber 
solche Hochzeitsfeierlichkeiten erwähnt, welche nur bei einer 
in domum deductio vorkommen konnten. 

Ein weiterer, mir als sehr schwerwiegend erscheinender 
Grund, wesshalb ich an meiner Ansicht festhalten zu müssen 
glaube, ist folgender. Wenn der Satz consensus facit nuptias 
im römischen Recht ganz den gleichen Sinn gehabt hätte, 
welchen er im kanonischen Recht hat, so hätte er auch noth- 
wendig bei den Römern ganz dieselben mit den clandestinis 
conjugiis verbundenen Uebelstände zur Folge haben müssen, 
welche er im Mittelalter, wie er da verstanden wurde, zur 
Folge hatte. Dass sich aber davon bis auf die späteste Kaiser- 
zeit keine Spuren finden, und auch da nur in der bestimmten, 
nachher zu erörternden Beschränkung, erklärt sich doch ge- 
wiss am einfachsten daraus, dass die Unsicherheit, ob zwischen 
bestimmten Personen eine wirkliche Ehe geschlossen worden 
sei, oder nicht, auc.. bei völliger Formlosigkeit der Ehe- 
schliessung sehr vermindert wurde, wenn, wie ich behaupte, 
die formlose römische Eheschliessung Herstellung der that- 
sächlichen ehelichen Lebensgemeinschaft voraussetzte. (rerade 
dies war das Hauptübel der mittelalterlichen nach kanonischem 
Recht vollgültigen formlosen Eheschliessungen, dass für ihre 
Anerkennung nicht nur der Beweis irgend welcher Förmlich- 
keiten der Willenserklärung, sondern auch der Thatsache der 
Lebensvereinigung als entbehrlich betrachtet wurde, und so wie 
man den Satz: consensus facit nuptias verstand, als entbehrlich 
betrachtet werden musste. Nur desshalb konnte es so viele 
im eigentlichen Sinne des Wortes clandestina comjugia geben; 
denn das Zusammenziehen und Zusammenleben lässt sich nicht 
leicht verheimlichen, 
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Meines Wissens finden sich die ersten Klagen über üble 
Folgen der Formlosigkeit der Eheschliessung in der Novelle 
74 c. 4. Aber sie beziehen sich hier offenbar nur darauf, 
dass desshalb zu leicht der nur auf Concubinat gerichtete 
Wille eines mit einem Weibe zusammenlebenden Mannes als 
Ehewille zur Geltung kommen könne, weil sich oft Zeugen 
fänden , „Anıvöbvas devödnevor, al dr xuplav Endker TiV 
ouvorxodoav 6 Avııp, Ninslvn rodrov Öpolws wvöpnate*, und weil 
die leidenschaftliche Liebe Männer bewegen könne, auch wirk- 
lich sich solcher Ausdrücke gegen ihre Concubinen zu bedienen, 
als wollten sie dieselben als ihre Ehegattinnen anerkennen. 
Durchweg ist in dem ganzen Gesetz nur von Paaren die Rede, 
welche sich zum Zusammenleben vereinigt haben, und nur der 
Beweis des specifischen Ehewillens soll fortan bei Personen 
höheren Standes durch neue Vorschriften besser gesichert 
werden. Auch in der Novelle 117, c. 4 ist nur von einem 
tods Yapods Beßaoöcha: die Rede, was also nicht ausschliesst, 
dass dabei fortwährend deren Zustandekommen durch that- 
sächliche Lebensvereinigung vorausgesetzt wird. 

Aus Nov. 74 c. 5 will Sehling (S. 13 a. a. O.) ent- 
nehmen, dass zur Zeit der Erlassung dieses Gesetzes die Heim- 
führung allein zur Eheschliessung für nicht genügend galt, 
Justinian aber bestimmen wollte, es solle in der Heimfüh- 
rung der Ehewille gefunden werden, zumal wenn derselbe 
durch ein vorangehendes Versprechen des Mannes, dass er das 
Weib als gesetzliche Ehefrau haben wolle, noch mehr glaub- 
haft gemacht werde; die Herstellung des ehelichen Lebens 
selbst sei nach diesem Gesetze ganz gleichgültig, denn das- 
selbe sei unter allen Umständen nachweisbar: es solle nur 
darin der Eheschliessungswille gefunden werden, für welche 
interne Thatsache kein Zeuge vorhanden sei. 

Dagegen habe ich zu bemerken, dass ohne Zweifel nie- 
mals die Heimführung allein zur Eheschliessung für genügend 
galt, sondern nur in Verbindung mit der Gewissheit, dass das 
Weib als Ehefrau heimgeführt worden sei, was allerdings bei 
vorausgegangenen Sponsalien ohne Weiteres anzunehmen war. 
In den von Justinian bezeichneten Fällen konnte bei nach- 
gewiesener Heimführung mit nachfolgendem (nicht wie Seh- 
ling offenbar unrichtig annimmt, vorangehendem) eidlichem 
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Versprechen, das Weib als gesetzliche Ehefrau haben zu wollen, 
die Eheschliessung nur geläugnet werden, so lange dieses Ver- 
sprechen geläugnet wurde; auch Justinian aber wollte die 
Heimführung nur dann als Eheschliessung anerkannt wissen, 
also EXoßey einep 7) ybyn deifar Suvndeln tpörors vorimors, Orı Xatd 
todro TO oa 6 Avıp Tabımv Elußev olxor. Das neue, was er be- 
stimmt, ist nur, dass die Verstossung eines Weibes, welches jenen 
Beweis führen kann, ohne Weiteres als grundlose strafbare 
Scheidung, beziehungsweise für die Frau als rechtmässiger 
Grund dafür gelten soll, dem Mann einen Scheidebrief zu 
schicken und den vierten Theil seines Vermögens zu fordern. 

Wenn Sehling dann sagt, in Nov. 117 c. 4 habe 
Justinian die Eheschliessung so geordnet, dass allen übrigen 
Personen ausser denjenigen der magnae dignitates die Ehe- 
schliessung auch ohne instrumenta dotalia, d. h. nuda affe- 
ctione gestattet, diese Ehen aber nur dann gültig sein sollten, 
wenn sie bewiesen werden könnten, so beruht dies auf einem 
offenbaren Missverständnisse der Gesetzesworte, sei es nun nach 
dem griechischen Text oder nach der Vulgata; denn jener lautet: 
vos Er möyns Öladtsens anodsınvontvong yanous Beßalous eivaı 
deortlonev, und diese: ex solo affectu celebratas nuptias firmas 
esse sancimus, d. h. es soll für die Gültigkeit der Eheschliessung 
nur darauf ankommen, dass sie auf dem (irgendwie erweis- 
lichen) specifischen Ehewillen wirklich beruht, nicht dass der- 
selbe durch Dotalinstrumente dargethan werden kann. Die 
Schlussbemerkung Sehling’s (S. 14): »Das Heimführen, das 
blosse Zusammenleben ist sonach keine Eheschliessung« ist 
freilich ganz richtig, sie enthält aber nichts weniger als eine 
Widerlegung meiner Ansicht, wie ich sie oben dargelegt habe. 
Eben dieses, dass das Heimführen für sich nicht Eheschliessung 
ist, macht den leitenden Grundgedanken in L. 66 d. don. i. 
V.u. UT. (24, 1) aus; es kommt Alles auf den consensus, 
d.h. den übereinstimmenden Willen darüber an, dass die 
deductio in domum Herstellung der ehelichen Lebens- 
gemeinschaft sein soll. Dass die deductio in domum der 
Schliessung der Ehe nachfolgen könne, wird in der Stelle 
nicht gesagt; nur in Beziehung auf ein etwaiges Dotalinstru- 
ment wird bemerkt, dass dieses auch nach eingegangener Ehe 
gefertigt werden könne, 
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Eine unvorsichtige Ausdrucksweise war es, wenn ich in 
meiner »Entwicklung des kirchlichen Eheschliessungsrechts« 
S. 11 sagte: »die Ehe ist [nach R. R.] als Rechtsverhältniss 
aufgelöst, sobald-die thatsächliche Lebensgemeinschaft kraft 
beiderseitigen oder einseitigen Willens aufgehoben ist.« Ich 
hätte sagen sollen: »kraft — — Scheidungswillens aufgehoben 
ist.e Die Ehe ist nach R. R. als Rechtsverhältniss nicht 
aufgelöst, wenn die thatsächliche Lebensgemeinschaft zwar 
absichtlich, aber so aufgehoben ist, dass dabei die Gatten 
honorem inviceem matrimoni habent, also ersichtlich den 
Scheidungswilleı nicht haben L. 32 8 13 de don. i. V. et 
U. (24, 1). Daraus folgt aber die Ueberflüssigkeit der that- 
sächlichen Lebensvereinigung zur Eheschliessung eben so wenig, 
als aus der Fortdauer der Ehe bei eingetretenem Wahnsinn 
des einen Ehetheils gefolgert werden darf, dass auch die 
Schliessung der Ehe möglich ist mit einer wahnsinnigen Person, 
oder als daraus, dass die Commodatsobligation fortdauert, auch 
‚wenn die commodirte Sache aus dem Besitz des Commodatars 
gekommen ist, geschlossen werden könnte, jene Obligation 
könne entstehen, ohne dass die Sache dem Commodatar tra- 
dirt werde. In soweit ist jedes Rechtsverhältniss als solches von 
seiner thatsächlichen Grundlage unabhängig, als es auch ohne 
den wirklichen Fortbestand derselben fortdauern kann. Aber 
eine ganz andere dadurch noch keineswegs entschiedene Frage 
ist es, ob die Ehe nach R.R. als so sehr von dem wirklichen 
consortium vitae unabhängig angesehen wurde, dass sie auch 
ohne Herstellung desselben als abstraktes Rechtsverhältniss 
beginnen konnte. 


Besondere Beachtung verdient für diese Frage noch die 
L. 22 C. de nupt. (5, 4): 


Si donationum ante nuptias vel dotis instrumenta de- 
fuerint, pompa etiam aliaque nuptiarum celebritas omitta- 
tur, nullus existimet, ob id deesse recte alias inito matri- 
monio firmitatem vel ex eo natis liberis jura posse legi- 
timorum auferri, inter pares honestate personas nulla lege 
impediente consortium, quod ipsorum consensu atque ami- 
corum fide firmatur, 


Weder der Mangel schriftlicher Verträge über die ehe- 
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lichen Güterverhältnisse, noch die Unterlassung jeglicher Hoch- 
zeitsfeierlichkeit soll der rechtlichen Gültigkeit der Ehe schaden 
können, wenn sie nur sonst richtig eingegangen ist. Dazu 
gehört, dass dem consortium, d. h. der gemeinsamen ehelichen 
Lebensführung der bestimmten Personen kein gesetzliches Ver- 
bot im Wege steht, und dass das consortium als solches d. h. 
als eheliche Lebensgemeinschaft durch den übereinstimmenden 
Willen der dadurch Verbundenen selbst und das Dafürhalten 
ihrer Freunde bekräftigt ist. Es wird nicht gesagt, con- 
sortium ipsörum consensu contrahitur, sondern firmatur. 
Das thatsächliche consortium ist die selbstverständliche Vor- 
aussetzung der Eheschliessung, welche aber, um als wahres 
eheliches consortium gelten zu können, der Bestätigung dafür 
consensu ipsorum atque amicorum fide bedarf. 

Für einen entschiedenen Irrthum halte ich es, wenn Seh- 
ling (S. 18 f.) meint, man könne wohl auch für das römische 
Recht — wie für das kanonische — den Satz aufstellen, dass 
der concubitus als concludente Handlung für den Consens 
aufgefasst worden sei; wenn dieser Satz nicht ausdrücklich 
ausgesprochen werde, so habe das seinen Grund darin, dass 
dem römischen Recht schon die Heimführung genügte. Diese 
genügte ihm nur, insofern sie Herstellung der ehelichen Lebens- 
gemeinschaft war. Das ist aber der Beischlaf zwischen Ver- 
lobten vor der Heimführung mit nichten; er ist vielmehr voll- 
kommen mit der Absicht vereinbar, die Ehe erst künftig zu 
schliessen, und kann daher unmöglich als stillschweigende 
Erklärung eines auf gegenwärtiges eheliches Rechtsverhältniss 
gerichteten Willens gelten, wenn darunter das verstanden 
wird, was das römische Recht darunter versteht, nämlich nicht 
blosse eheliche Gebundenheit, sondern die individuam consue- 
tudinem vitae in sich begreifende Verbindung, das consortium 
omnis vitae. Dass dieses Verhältniss vom gegenwärtigen 
Augenblick an gewollt werde, lässt sich daraus, dass fort- 
während getrennt lebende Verlobte den Beischlaf miteinander 
vollziehen, nicht schliessen. Die praesumtio juris et de jure 
des kanonischen Rechts beruht auf einem wesentlich von dem 
römisch-rechtlichen sich unterscheidenden Ehebegriff. Es beruht 
dieser Ehebegriff darauf, dass das Wesen der Ehe ganz 
und gar in der unauflöslichen Gebundenheit beider Theile an 


280 Dr. Adolf von Scheurl: 


einander bestehe. Dass durch die freiwillige geschlechtliche 
Vereinigung Verlobter mit einander der Wille kundgegeben 
werde, fortan auch rechtlich mit einander unauflöslich ver- 
bunden zu sein, ist eine wohl begründete Vermuthung. Da- 
gegen wäre es ein unrichtiger Schluss, dass Verlobte, weil sie 
den Beischlaf mit einander vollziehen, den Willen haben, dass 
alle die Rechtswirkungen von jetzt an für sie eintreten sollen, 
welche den Inhalt des Rechtsverhältnisses der Ehe nach römi- 
schem Recht bilden. 
Hat der Satz: consensus facit nuptias im römischen Recht 
— wie ich im Bisherigen dies zu beweisen versuchte — die 
Bedeutung, dass nur der in der thatsächlichen Herstellung der 
ehelichen Lebensgemeinschaft sich kundgebende consensus die 
Ehe bewirkt, so ist schon desshalb sein Sinn im kanonischen 
Recht ein von demjenigen, welchen er im römischen Recht 
hat, abweichender, weil er in diesem unzweifelhaft bedeutet, 
dass der irgendwie sich kundgebende consensus nuptias facit. 
Aber es kommt dazu noch das andere, dass auch das nuptias 
facere in beiden Rechten nicht denselben Sinn hat. Im römi- 
schen Recht bedeutet es eigentliche Eheschliessung, Bewirkung 
des vollkommenen ehelichen Rechtsverhältnisses, ausgestattet 
mit allen den Rechtswirkungen, welche die Ehe nach römischem 
Recht haben kann; im kanonischen Recht dagegen bedeutet 
es in denjenigen Anwendungsfällen des Satzes: consensus facit 
nuptias, welche vor dem Tridentinum die regelmässigen 
waren, nur eine uneigentliche Eheschliessung d. h. die Be- 
wirkung eines uneigentlichen, unvollkommenen ehelichen 
Rechtsverhältnisses, welchem wesentliche, wenigstens nach 
römischem Recht für die Ehe wesentliche Rechtswirkungen 
fehlten. 

Dies ergibt sich daraus, dass vor dem Tridentinum das- 
jenige Rechtsgeschäft, welches desponsatio de praesenti oder 
sponsalia de praesenti genannt wird, regelmässig als ein längere 
oder kürzere Zeit vor der Trauung und Hochzeitsfeier zum 
Abschluss kommendes Rechtsgeschäft auftritt, und dann un- 
bestreitbar nur ein solches Verhältniss zwischen denjenigen 
Personen, unter welchen es zu Stande kommt, schafft, das 
keineswegs schon alle wesentlichen Rechtswirkungen der Ehe 
zum Inhalte hat, welchem namentlich auch solche Rechts- 
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wirkungen fehlen, die bei unserer heutigen Eheschliessung vor 
dem Standesbeamten nothwendig von selbst eintreten, auch 
wenn mit dieser nicht der sofortige Antritt der thatsächlichen 
ehelichen Lebensgemeinschaft verbunden ist. 

Es sind dies die Rechtswirkungen, dass das Weib des 
Namens und Standes des Mannes und seines Domicils theilhaftig 
wird, und dass der Mann den Unterhalt des Weibes aus seinem 
Vermögen zu bestreiten verpflichtet ist. Es wird keines beson- 
deren Beweises dafür bedürfen, dass die sponsalia de prae- 
senti, wenn sie, wie es vor dem Tridentinum regelmässig ge- 
schah, vor der Trauung und Hochzeit abgeschlossen wurden, 
noch keine dieser Rechtswirkungen zur Folge hatten, während 
sie sämmtlich nach römischem Recht, sobald der consensus 
maritalis kundgegeben war, von selbst eintraten, wie sie nach 
heutigem Recht von selbst eintreten, sobald der Standesbeamte 
die Ehe für geschlossen erklärt hat). 

Es kommt dazu nach kanonischem Recht selbst noch dies, 
dass nach demselben die Leistung des debitum conjugale eine 
Rechtspflicht ist, deren Erfüllung aber unzweifelhaft nie von 
denjenigen verlangt werden konnte, welche sponsalia de prae- 
senti mit der Absicht abgeschlossen hatten, sich nachmals 
trauen zu lassen, und das andere, dass der regelmässigen despon- 
satio de praesenti das kirchliche Aufgebot nachfolgte, durch 
welches ermittelt werden sollte, ob der eigentlichen Ehe- 
schliessung kein rechtliches Hinderniss im Wege stehe. 

Alles dieses ergibt, dass die desponsatio de praesenti regel- 
mässig nur eine uneigentliche, unvollkommene Eheschliessung 
war, während das nuptias facere durch den römisch-rechtlichen 
consensus stets eine eigentliche, vollkommene Eheschliessung 
bedeutete. 

An und für sich bewirkt die desponsatio de praesenti nur 
das vinculum matrimonii oder m. a. W. die Verbindlichkeit 
zur ehelichen Treue; der allein wesentliche Inhalt der spon- 
salia de praesenti ist das gegenseitige Versprechen ehelicher 
Treue, und desshalb beharre ich bei der Behauptung, dass die 


1) Dass bei morganatischen Ehen die Standesgemeinschaft nicht 
Folge der bürgerlichen Eheschliessung ist, kann desswegen ausser Be- 
tracht bleiben, weil sie bei diesen Ehen überhaupt nie eintritt, auch 
nicht nach der kirchlichen Trauung. 
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sponsalia de praesenti doch nur eine Art von Verlobung be- 
deuteten, und dass die in ihnen enthaltene Consenserklärung 
sich wie von der heutigen Consenserklärung vor dem Standes- 
beamten (bezw. vor dem Geistlichen bei der Trauung des bis- 
herigen gemeinen Rechts), so auch von dem, was das R. R. 
unter consensus maritatis versteht, wesentlich unterscheidet. 

Wie mag es nun aber üblich geworden sein, dass man 
schon bei der feierlichen Verlobung, auf welche das Hochzeit- 
machen, ja selbst das kirchliche Aufgebot erst folgen und der 
Antritt des Ehestandes noch aufgeschoben sein sollte, sich 
schon für die Gegenwart eheliche Treue versprach und dies mit 
Worten, wie accipio te in uxorem, bezw. maritum ausdrückte? 

Zunächst, glaube ich, auf dem Wege, dass man mit dieser 
Wortfassung des Verlöbnisses sich dem biblischen Sprach- 
gebrauch anschliessen wollte, nach welchem die hl. Jungfrau 
schon ehe sie Joseph zu sich genommen hatte, als »sein Weib« 
bezeichnet wurde, womit sich unwillkürlich die Vorstellung 
verbinden konnte, es beruhe dies eben darauf, dass Joseph und 
Maria in solcher Wortfassung sich miteinander verlobt haben 
werden. Zugleich aber wird darauf die Anschauung ein- 
gewirkt haben, dass es Christen gezieme, sich durch Verlöb- 
nisse ebenso fest zu binden und für gebunden zu halten, wie 
wenn sie sich zugleich schon zum ehelichen Zusammenleben 
vereinigt hätten, oder m. a. W. zwischen Verlöbnisstreue und 
Ehetreue keinen Unterschied zu machen. Nun durfte man 
nur noch zu der Vorstellung fortschreiten: der allein wesent- 
liche Inhalt des Rechtsverhältnisses der Ehe ist die gegenseitige 
Verpflichtung zur ehelichen Treue, damit die regelmässige Art 
der Verlobung als uneigentliche Verlobung und wahre Ehe- 
schliessung galt. Damit hatte der Satz: consensus facit nuptias 
den Sinn gewonnen, den er im kanonischen Recht hat. 

Ich will hiermit meine Vertheidigung gegen Sehling, 
dessen Schrift ich übrigens bereitwilligst als eine für das 
richtige Verständniss der Unterscheidung der Verlöbnisse im 
kanonischen Recht sehr förderliche gelten lasse, schliessen, 
möchte aber die Gelegenheit benützen, auch auf Einwendungen, 
welche Bierling in dieser Zeitschrift (Bd. 16 8. 306 ff.) gegeu 
meine Auffassung des Eheschliessungswillens erhoben hat, ein- 
zugehen und darüber eine Verständigung zu versuchen. 
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Zunächst bestreitet a. a. O. Bierling weine Behaup- 
tung, dass für unsere heutigen Begriffe eine Eheschliessung 
mit willkürlichem Vorbehalt fernerer getrennter Lebensführung 
als eines dauernden Zustandes ein Unding wäre, indem er da- 
gegen einwendet, dass es sich bei unserer heutigen Consens- 
erklärung vor dem Standesbeamten nur um eine Erklärung 
des übereinstimmenden Willens, in das eheliche Rechtsver- 
hältniss einzutreten, handle, mit welchem Willen es wohl ver: 
einbar sei, dass die Brautleute erklärtermassen ihr gemein- 
sames Leben erst später beginnen wollen, z. B. nach drei 
Jahren, um in der Zwischenzeit sich die Unterhaltsmittel zu 
verdienen. 

Diesem Einwand gegenüber bin ich geneigt, so viel zu- 
zugeben, dass ein derartiger doch nicht rein willkürlicher, 
sondern bestimmt motivirter Vorbehalt fernerer getrennter 
Lebensführung in abstracto als rechtlich möglich anzusehen 
sei, wenn nur dabei wirklich das volle Rechtsverhält- 
niss der Ehe von jetzt an gewollt werde, wozu aber eben 
gehörte, dass das Weib sofort den Namen, Stand ?) und das 
Domicil des Mannes überkäme, und dieser schon jetzt recht- 
lich verpflichtet wäre, nöthigenfalls den Unterhalt des 
Weibes aus seinen Mitteln zu bestreiten. Ich sehe mich 
auch ausser Stand, der Annahme Bierlings schlechthin zu 
widersprechen, dass der Nachweis einer solchen Verabredung 
der Brautleute eine Scheidung wegen Desertion oder Quasi- 
desertion während der gedachten drei Jahre ausschliessen 
‘würd. Nur kann ich dabei schwere Bedenken darüber nicht 
unterdrücken, ob es gutzuheissen ist, dass das heutige Recht 
— wenn es diesen Sinn hat — derartigen Velleitäten sich 
dienstbar macht. Denn, da ich wohl mit Recht voraussetze, 
dass bei solcher »Eheeingehung« mit aufgeschobenem Zu- 
sammenleben doch die sofortige Berechtigung zur Pflege der 
Geschlechtsgemeinschaft gewollt wird, die ich nur bei ehe- 
liehem Zusammenleben als ein wahrhaft sittliches Thun be- 


?) Von einer morganatischen Ehe kann bei dem Beispiele Bier- 
lings keine Rede sein. Würde bei einer morganatischen Ehe melhr- 
jähriger Aufschub des Zusammenlebens aus irgend welchem Beweggrund 
gewollt, so müssten doch die übrigen obigen Rechtswirkungen ausser der 
Standesgemeinschaft von jetzt an gewollt sein. 
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trachten kann, schon weil ohne eheliches Zusammenleben auch 
gemeinsame sittliche Kindererziehung unmöglich ist, so kann 
ich darin, dass das Recht derartigen Eheschliessungen volle 
Rechtswirksamkeit beilegt, nur die Beförderung eines unsitt- 
lichens Wollens erblicken. Wäre aber die Verabredung » 
gemeint, dass auch auf den ehelichen Umgang drei oder mehr 
Jahre verzichtet werden sollte, so könnte ich den Willen, jetzt 
schon die Ehe als abstraktes Rechtsverhältniss zu schliessen, 
allenfalls als einen sittlichen anerkennen, sofern damit etwa die 
Legitimation vorhandener Kinder, bezw. eine gewisse Wieder- 
herstellung der Ehre des Weibes bezweckt würde; gleichwohl 
aber würden dann die sittlichen Nöthe und Gefahren, mit 
welchen die perpetua separatio des kanonischen Rechts behaftet 
ist, nicht ausgeschlossen sein. Und von solchen Gesichts- 
punkten aus dürfte es doch fraglich sein, ob auf derartige 
Abmachungen eine wirksame Einrede gegen die Klage auf 
Herstellung des ehelichen Lebens gestützt werden könne. 

Weiterhin wendet nun aber Bierling S. 312 ff. a.a.0. 
gegen meine Behauptung des wesentlichen Unterschieds zwischen 
unserer heutigen Eheschliessung und derjenigen durch die 
sponsalia de praesenti des kanonischen Rechts ein, es lasse 
sich zwischen dem unmittelbaren Inhalte der sponsalia de 
praesenti, insbesondere der bekannten Formel: accipio te in 
uxorem (in maritum) und dem Jawort der Verlobten auf die 
Frage des Standesbeamten desshalb kein sachlicher Unterschied 
herausfinden, weil jene Erklärung nicht ausschliesslich ein 
blosses rechtlich aneinander gebunden sein wollen aus 
drücke, | | 

Darauf erwidere ich Folgendes: Dass solche sponsalia de 
praesenti, bei welchen die Consenserklärung mehr ausdrücken 
sollte, d. h. das Wollen aller wesentlichen, auch der positiven 
Rechtswirkungen der Ehe, sich von dem heutigen Jawort auf 
die Frage des Standesbeamten sachlich nicht unterscheiden, 
gebe ich zu. Aber regelmässig sollten eben, wie ich oben 
zeigte, die sponsalia de praesenti bloss das Wollen des reinen 
vineulum matrimonii ausdrücken, wie es nach dem kanonischen 
Recht selbst nach eingetretener separatio perpetua bestehen 
bleibt, und desshalb muss ich dabei verharren, dass im all- 
gemeinen zwischen den sponsalia de praesenti und der jetzt 
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geforderten Erklärung des Eheeingehungswillens ein sehr wesent- 
licher sachlicher Unterschied besteht. 

Hernach (S. 313 a. a. O.) gibt Bierling zu, dass mit 
dem Abschluss der sponsalia de praesenti nur die dem kirch- 
lichen Rechte angehörigen Rechtswirkungen mit Nothwen- 
digkeit eintreten; ob für den Eintritt derjenigen Rechtsfolgen, 
welche auch das kanonische Recht selbst der weltlichen Rechts- 
ordnung zuweise, noch etwas weiteres erforderlich sei, hänge 

von dem Inhalt der verschiedenen bürgerlichen Rechte ab. 
Jene Rechtsfolgen seien die vermögens- und standesrechtlichen; 
unser Recht kenne — wenn auch nur als Ausnahme — Ehen, 
die der vermögens- und standesrechtlichen Seite ganz er- 
mangeln; so lange dies der Fall sei, müsse diese Seite als 
für den Eheschliessungsbegriff irrelevant erscheinen. 

Bierling meint unter diesen Ehen die morganatischen. 
Dass diese aber der vermögens- und standesrechtlichen Seite 
ganz ermangeln, kann ich nicht zugeben: auch sie haben ver- 
mögens- und standesrechtliche Folgen, nur eben nicht die 
allgemeinen der Ehe, sondern besonders vereinbarte. 

Allein auch abgesehen davon genügt mir eben dieses 
Zugeständniss, dass mit dem Abschluss der sponsalia de prae- 
senti nur die dem kirchlichen Rechte angehörigen Rechts- 
wirkungen mit Nothwendigkeit eintreten, vollkommen, um 
gerade auch darauf schon das Festhalten meiner Unterschei- 
dung zwischen unserer heutigen Eheschliessung und derjenigen 
durch sponsalia de praesenti zu stützen. Denn eben das ist 
doch, meine ich, ein sehr wesentlicher sachlicher Unterschied, 
dass der Wille, wie er durch jene sponsalia de praesenti aus- 
gedrückt wurde, ein nur auf kirchenrechtliche Ehewirkungen 
gerichteter war, während unsere Consenserklärung einen auf 
die weltlichrechtlichen Ehewirkungen gerichteten ausdrückt. 

Der Rechtsbegriff der Ehe nach kanonischem Recht ist un- 
läugbar der des reinen vinculum matrimonii; sonst könnte nach 
diesem Recht die Ehe, so wie sie nach einer immerwährender 
Scheidung von Tisch und Bett fortbesteht, nicht fortbestehen. 
Der Rechtsbegriff der Ehe nach unserm bürgerlichen Recht ist 
aber der eines alle die Rechtswirkungen in sich enthaltenden 
Rechtsverhältnisses, welche nach diesem Recht die rechtmässig 


geschlossene Ehe nothwendig zur Folge hat. Es ist also der 
Zeitschrift für Kirchenrecht XXI. (N. F. VII.) 3. 0 
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Wille, eine Ehe nach dem Begriff des kanonischen Rechts ein- 
zugehen, ein wesentlich anderer, als der Wille, eine Ehe nach 
dem Begriff unseres heutigen bürgerlichen Rechts einzugehen, 
Das scheint mir denn doch unwiderleglich zu sein. Es mus 
die Gültigkeit der bürgerlichen Eheschliessung davon abhängig 
sein, dass die Verlobten bei ihrer Bejahung der Frage des 
Standesbeamten, ob sie die Ehe miteinander eingehen wollen, 
mit dem Wort: »Ehe« denselben Sinn verbinden, welchen das 
bürgerliche Gesetz damit verbindet. Verbänden sie damit 
einen Sinn, welchen nur das kirchliche Recht, nicht aber das 
bürgerliche damit verbindet, so wäre ihre Bejahung der Frage 
des Standesbeamten nicht wahre, sondern nur scheinbare Be 
jahung derselben. 
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IX 


Welche Bestimmungen des code civil über den 
Civilstand sind neben dem Personenstandes- 
gesetz am 6. Februar 1875 im rheinischen 
Rechtsgebiet in Geltung geblieben? 


Von 


Dr. M. Scherer, 
Rechtsanwalt bei dem Reichsgericht in Leipzig. 


Inhalt: 1. Bestehen die Art. 66—68, 172—179 c. civ. (Von den 
Einsprüchen wider die Ehe) weiter? 2. Die trennenden Ehehindernisse; 
Art. 146, 159, 160, 150, 154. 3. Die polizeilichen Beschränkungen der 
Eheschliessung; insbesondere der militärische Consens und das Vetorecht 
der Gemeinden im rechtsrheinischen Bayern, 4. Die Strafbestimmungen 
des franz. Rechts gegen Standesbeamte. 5. Die zulässigen Vornamen. 
6. Bemerkungen zu den Art. 41, 48, 47, 50, 53, 70—72, 80, 82, 84, 
81, 83, 99, 100, 165—171, 180 - 202. 


Benutzte Litteratur. 

Die Instruktionen für die Standesbeamten, welche die 
einzelnen Länder erlassen haben, so Hessen am 9. November 
1875 R.-Bl. 1875 S. 609—654. 

Fitting, J., Appellationsgerichtsrath in Zweibrücken, 
Das Reichsgesetz vom 6. Februar 1875, Zweibrücken bei 
Kranzbühler, 2. Auflage. 

v. Seyfried, Badischer Ministerialrath, Das Beichs- 
gesetz vom 6. Februar 1875 bei Bensheimer in Mannheim 1876. 

Sicherer, Personenstand und Eheschliessung in Deutsch- 
land, 2. Auflage, Erlangen 1881 bei Encke. 

Hinschius, Das Reichsgesetz vom 6. Februar 1875, 
2. Aufl. 1876. Hier sind alle Instruktionen abgedruckt. 

Althoff, Amtliche Sammlung der in Elsass-Lothringen 
geltenden Gesetze, bearbeitet und herausgegeben von Professor 

20* 
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Althoff, Landgerichtsdirektor Förtsch, Justizrath Har- 
heim, Oberlandesgerichtsrath Keller und ‚Landgerichtsrath 
Leoni bei J. Trübner, Strassburg 1880. 1881. — In dem 
I. Band ist auch der code civil behandelt und sind die durch 
die Reichsgesetzgebung aufgehobenen Artikel bezeichnet und 
besprochen. 

Für Rheinpreussen sind drei Werke gleichen Inhalts er- 
schienen, nämlich 

1) Cretschmar, Das rheinische Civilrecht in seiner 
heutigen Geltung bei Bagel in Düsseldorf 1883, und 

2) Müller, Masson, Winand, Das rheinische Civil- 
gesetzbuch in seiner heutigen Gestalt bei Schwane in Düssel- 
dorf, und 

3) m 3. Auflage 1877 bei Bädeker in Leipzig, Loersch, 
Professor in Bonn, 

und ebenso für Rheinbayern Loew, Der code civil mit 
der durch die Reichs- und Landesgesetzgebung geschaffenen 
Abänderungen und Zusätzen, für die Pfalz bearbeitet, Kaisers- 
lautern bei Kayser 1883. 

Auch das badische Landrecht ist seit 1879 in gleicher 
Weise neu herausgegeben worden, und zwar von: 

1) Bingner, Das badische Landrecht in neuer Fassung 
bei J. Bensheimer in Mannheim 1879, und 

2) Kah, Das badische Landrecht in neuer Fassung bei 
Löffler in Mannheim 1879. 


L; 


Sind die Bestimmungen des c. civ. »Von den Einsprüchen wider die Ehe« 

in Art. 66—68 und 172—179 in Kraft geblieben ? Bestehen die in Baden 

an ihre Stelle getretenen Vorschriften des Gesetzes vom 9. Dezember 
1875 (8 14—22) zu Recht? 


Vgl. Fitting S. 168, Seyfried S. 115, Sicherer zu $ 48 S.372--374. 


Die herrschende Meinung, insbesondere Althoff zu 
Art. 63 Note 33, Cretschmar, Müller, Masson, Wi- 
nand, Loew und die sämmtlichen angeführten Autoren, sowie 
Art..173 des bayerischen C.-P.-O. bejahen die Frage '), weil 
die fraglichen Artikel das Recht zur Eheschliessung nicht in 


!) Die hessische Instruktion zu $ 48 des Personenstandesgesetzes 
lässt die Frage bis jetzt ausdrücklich offen. 
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einer vom Personenstandesgesetz abweichenden Weise beschrän- 
ken, sondern nur innerhalb der gesetzlich gezogenen Schranken 
die Erreichung des vom Gesetzgeber gewollten Zweckes, nämlich 
die Verhinderung des Abschlusses ungültiger Ehen, wirksam 
unterstützen; die fraglichen Artikel ständen nicht nur nicht 
im Widerspruch mit unserem Personenstandesgesetz, insbe- 
sondere auch nicht mit 8 39, — sondern sie ermöglichten die 
wirksamere Geltendmachung der vom Personenstandesgesetz 
anerkannten Ehehindernisse, indem sie Bestimmungen auf- 
stellten, nach welchen die gesetzlichen Ehehindernisse schon 
vor Abschluss der Ehe geltend gemacht werden könnten, um 
den Abschluss ungültiger oder nichtiger Ehen zu verhindern. 
Die fraglichen Artikel beständen aus diesen Gründen neben 
& 48 des Personenstandesgesetzes weiter in der Weise, dass ein 
regelrecht erhobener Einspruch den Standesbeamten zwinge, die 
Trauung aufzuschieben und den Spruch des Gerichtes abzuwarten. 

Die herrschende Meinung geht dahin: 1. Das Recht des 
Einspruchs mit der Wirkung, dass die Eheschliessung vor 
dessen rechtskräftiger Entscheidung nicht zulässig sei, besteht 
insoweit weiter, als ein vom Reichsgesetz anerkanntes Ehe- 
hinderniss geltend gemacht wird. Gewisse Personen können 
mittelst Einsprache jedes gesetzliche Ehehinderniss, andere nur 
hestimmte Ehehindernisse geltend machen; ob auch dem 
Staatsanwalt das Recht des Einspruchs zusteht, ist streitig. 

2. Auch die Form der Einlegung und das Verfahren mit 
Einschluss der Rechtsmittel bestimmt sich nach Landesrecht. 
Hiernach wären die fraglichen Artikel, bezw. die in Baden an 
ihre Stelle getretenen Bestimmungen noch vollständig in Wirk- 
samkeit.e. Sicherer will nur folgende Ausnahme machen: 
Die Vorschrift des Art. 69 und 76 Nr. 7, nach welcher in 
der Heirathsurkunde von der Einsprache ausdrücklich Erwäh- 
‚nung zu thun, oder festzustellen sei, dass kein Einspruch vor- 
liege, dürfte nach 8 54 des Reichsgesetzes beseitigt sein. So 
auch Fitting S. 171. Eine Begründung, warum nach dem 
1. Oktober 1879 dieses besondere Prozessverfahren, noch weiter 
besteht, gibt Sicherer nicht. Es ist zu beachten, dass die 
fragliche Auflage von Sicherer nach 1879 erschienen ist. 

vgl. Hinschius, Das Reichsgesetz vom 6. Februar 1875 
2. Aufl. 1876 S. 169 Anm. 65. 
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Die herrschende Ansicht theilt insbesondere das bayerische 
A.-G. zur P.-O. in Art. 173, welcher lautet: »Gesuche um 
Aufhebung eines Einspruchs (Opposition) gegen eine Heirath 
Art. 172—176, 179 des pfälzischen C.-G.-B. sind im Wege 
der Klage gegen Diejenigen, welche den Einspruch erhoben 
haben, anzubringen.« 

Abgesehen von dem bayerischen A.-G. zur P.-O. ist die 
herrschende Ansicht auch in ‘das badische Einführungsgesetz 
zum Reichspersonenstandesgesetz vom 9. Dezember 1875 über- 
gegangen, und zwar in $ 14—22; jedoch richtet sich das 
Verfahren nach den Vorschriften der freiwilligen Gerichts- 
barkeit. | 
Die hessische Instruktion sagt zu 48: »Für die rhein- 
hessischen Standesbeamten ist hier insbesondere darauf hinzu- 
weisen, dass das Reichsgesetz die Vorschriften der Art. 66 etc. 
und 172 etc. c. civ. nicht kennt. Gleichviel also, auf wel- 
chem Wege die gesetzlichen Ehehindernisse zur Kenntniss des 
Standesbeamten gelangen, ob im Wege der Opposition oder 
sonstwie, er hat sie zu beachten und bei vorliegendem Nach- 
weis die Eheschliessung abzulehnen.e — Diese Instruction 
nimmt sonach keine entschiedene Stellung zu der Frage ein. 

Dass Art. 177, 178 wegen ihres processualen Charakters 
durch die P.-O. aufgehoben sind, unterliegt keinem Zweifel 
und wird allgemein anerkannt. 

Allein nach der richtigen Ansicht, für welche allerdings 
nur Loersch ’?) angeführt werden kann, wird man weiter gehen 
müssen. 

Die fraglichen Artikel 66—68 und 172—179 c. eiv. sind 
durch $ 48 und 69 unseres Personenstandesgesetzes vom 
6. Februar 1875 aufgehoben. Der 8 48 lautet: »Kommen 
Ehehindernisse zur Kenntniss des Standesbeamten, so hat er 
die Eheschliessung abzulehnen« ; der 8 69 lautet: »Ein Standes- 
beamter, welcher unter Ausserachtlassung der in diesem Ge- 
setze gegebenen Vorschriften eine Eheschliessung vollzieht, wird 
mit Geldstrafe bis zu 600 Mark bestraft.« 

Unser Personenstandesgesetz regelt daher die fragliche 

») Nach den bei diesem Schriftsteller brieflich eingezogenen Er- 


kundigungen sind in dessen Werke die Art, 66—68 aus Versehen als 
nicht aufgehoben bezeichnet, 
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Materie, folglich ist nach Art. 2 der Reichsverfassung für 
landesgesetzliche Vorschriften kein Platz mehr; die Landes- 
gesetzgebung ist ohne Zweifel nicht befugt, diese Bestimmungen 
zu mildern, folglich auch nicht, dieselben zu verschärfen. Die 
Reichsgesetzgebung muss in allen Gebieten gleichheitlich durch- 
geführt werden, dann allein besteht die gewollte Garantie der 
Einheit des Rechts; die Landesgesetzgebung kann also nicht 
befugt sein, um bestehende Ehehindernisse zur noch wirk- 
sameren Geltung zu bringen, durch wirksamere Bestimmungen 
das Reichsgesetz zu überbieten. Ein von der Reichsgesetz- 
gebung geregeltes Gebiet erscheint für die Landesgesetzgebung 
als ein verbotenes Terrain, das sie überhaupt in keiner Weise 
mehr betreten darf. 

Sind denn in der That, wie die Vertheidiger der ent- 
gegengesetzten Ansicht behaupten, die fraglichen Artikel des 
c. civ. geeignet, Ehehindernisse wirksamer zur Geltung zu 
bringen, als die mitgetheilten Bestimmungen unserer Reichs- 
gesetzgebung’? 

Diese Frage ist nicht nur zu verneinen, sondern unser 
Personenstandesgesetz geht viel weiter. 

Dasselbe ist schärfer, indem es dem Standesbeamten ver- 
bietet, eine Ebeschliessung zu vollziehen, wenn überhaupt ein 
Ehehinderniss auf irgend eine Weise zu dessen Kenntniss ge- 
langt; es genügt briefliche, mündliche oder selbst anonyme, 
kurz jede formlose Mittheilung, also auch eine solche durch 
den Gerichtsvollziehersakt, — der c. civ. verlangt formelle, 
ja eine höchst formelle Mittheilung an den Standesbeamten 
(Art. 66, 176); der c. eiv. verlangt in diesen Artikeln nicht 
bloss eine Zustellung durch den Gerichtsvollzieher, sondern 
eine qualificirte Zustellung; ist nur ein noch so unbedeutender 
Formfehler unterlaufen, so ist der ganze Einspruch nichtig 
und werthlos (Art. 176). — Ebenso ist das in $ 69 fest- 
gesetzte Strafmaximum um die Hälfte höher als dasjenige des 
Art 68. — Dass der unrichtig handelnde Standesbeamte 
schadensersatzpflichtig ist, folgt aus Art. 1382 c. civ. und 
den allgemeinen Grundsätzen. 

Ferner kann auch derjenige, welcher ein vermeintliches 
Ehehinderniss in gutem Glauben zur Kenntniss des Standes- 
beamten bringt, in keine Strafe verurtheilt werden, während 


292 Dr. M. Scherer: 


der Art. 179 das Gegentheil vorschreibt, folglich ist auch in 
dieser Hinsicht unser Personenstandesgesetz ganz geeignet, 
bestehende Ehehindernisse zur Kenntniss des Standesbeamten 
zu bringen, geeigneter als der c. civ., welcher die militärische 
Satzung anwendet: Wird eine Beschwerde zurückgewiesen, so 
wird der Beschwerdeführer sofort in Strafe genommen. 

Aber, werfen die Gegner ein, es ist von entschiedenem 
praktischen Werth, ein Rechtsmittel, den Einspruch wider die 
Eiheschliessung zuzulassen und zu erhalten, durch welches dem 
Abschluss nichtiger oder ungültiger Ehen vorgebeugt wird, 

Abgesehen davon, dass die 88 48 und 69 des Personen- 
standesgesetzes ein solches Rechtsmittel, und zwar ein einheit- 
liches, für ganz Deutschland schaffen, ist nach unserer C.-P.-0. 
wohl auch folgende Feststellungsklage zulässig: 

Jeder, welcher meint, er sei berechtigt, den Abschluss 
einer beabsichtigten Ehe zu hindern, kann nach $ 231. P.-0. 
gegen die betreffenden Personen eine Feststellungsklage dahin 
erheben, dass denselben der Eheabschluss nicht gestattet sei. 
Denn, wer eine geschlossene Ehe nichtig oder ungültig erklären 
lassen kann, ist nach $ 231 P.-O. wohl auch in der Lage, 
den Abschluss einer solchen Ehe zu hindern. 

Die Erhebung einer solchen Klage zwingt den Standes- 
beamten auch, wenn sie demselbeu zugestellt wird, nicht, die 
Trauung zu sistiren. Um diesen Zweck zu erreichen, hat der 
Kläger eine vorläufige Verfügung des Inhalts zu erwirken, 
dass den betreffenden Personen der Eheabschluss bis zur rechts- 
kräftigen Entscheidung der Klage verboten sei. Erlässt das 
Gericht eine solche Verfügung gegen die Brautleute, so genügt 
deren Zustellung an den Standesbeamten, um denselben die 
Trauung zu verbieten. 

Die Aufnahme eines solchen Verbotes. an den Standes- 
beamten in die vorläufige Verfügung ist nicht zulässig, weil 
der Beamte nicht Partei ist; auch hat unser Personenstandes- 
gesetz eine solche ausnahmsweise Vorschrift nicht aufgenommen 
offenbar weil hierin ein Misstrauensvotum gegen die Standes- 
beamten enthalten wäre und die Vorschriften der $$ 48, 69 
ausreichend erachtet wurden. 

Erfolgt aber dennoch oder weil die Verfügung nicht an 
den Standesbeamten zugestellt oder überhaupt nicht erwirkt 
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war, die Trauung, so ist die Ehe, wenn die Klage rechtskräftig 
begründet erklärt wird, aufzulösen — oder richtiger wird der 
Kläger gemäss $ 240 C.-P.-O. seine Feststellungsklage in 
eine Klage auf Vernichtung oder Ungültigkeitserklärung der 
Ehe überleiten. 

Diese hier vertretene Ansicht gipfelt darin, dass die 
C.-P.-O. keinerlei Verfahren, welches in ihr nicht vorgesehen 
ist, neben sich duldet. Dass z. B. die Klage auch an dem 
Orte, wo die Trauung stattfinden soll, erhoben werden kann, 
folgt aus der analogen Anwendung des $ 29 P.-O. 

Die hier aufgestellte Ansicht umfasst ganz Deutschland 
und entspricht dem Willen des Gesetzgebers, welcher einheit- 
liches Recht für ganz Deutschland schaffen wollte. 


11. 


“Die trennenden Ehehindernisse. 
Vgl. Schmitz »Die rheinisch-rechtliche Lehre von der Ehescheidung« 
im Rh. A. 69, 4, 1—18. 

Die Art. 144—164 sind im Allgemeinen durch das Per- 
'sonenstandesgesetz aufgehoben; nur die Art. 146, 159, 160, 
150, 154, welche noch theilweise weiter bestehen, erheischen 
eine besondere Besprechung. In Baden bestehen die diesbe- 
züglichen Fragen nicht, indem durch $ 1 Z. 2 des Einf.-Ges. 
vom 9. December 1875 auch diese Artikel aufgehoben wurden 
und nur Art. 160 in einer modificirten Fassung aufrecht er- 
halten wurde. 

Bestritten ist die Geltung des Art. 146 c. civ. Die 
herrschende Meinung, welche Althoff, Cretschmar, Müller, 
Loew theilen, geht dahin: Der Artikel sei insoweit noch in 
Kraft als derselbe implicite die Folge einer ohne Einwilligung 
abgeschlossenen Ehe bestimme. Der Artikel habe nach der 
in Frankreich herrschenden Ansicht einen weitergehenden In- 
halt als der $ 28 Abs. 1 Pers.-Ges., indem er auch bestimme, 
dass Mangels jeder Einwilligung gar keine Ehe also auch 
keine anfechtbare im Sinne der Art. 180 und 181 c. civ. 
bestehe; der Artikel enthalte insofern einen Gegensatz zu 
Art. 180 und 181, welche von der fehlerhaften d. h. durch 
Zwang, Betrug oder Irrthum getrübten Einwilligung handeln ; 
vgl. Zachariä $ 449 Anm. 3 und 451. Die herrschende Meinung 
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ruft zu ihrer Unterstützung den $ 36 Abs. 1 Pers.-Ges. an. 
Es ist nicht zu bestreiten, dass die Wirkung des Mangels 
jeder Einwilligung gemäss der klaren Bestimmung des $ 36 
- Pers.-Ges. nach Landesrecht zu beurtheilen ist und sonach be- 
steht nur bezüglich der Wirkung der Art. 146 neben dem 
gleichlautenden 8 28 Pers.-Ges. weiter. — In Baden sind die 
L.-R.-S. 144—159 und 161—164b durch $ 1 2. 2 des Einf.- 
Ges. vom 9. December 1875 aufgehoben. 

Bestritten ist weiter die Geltung des Art. 159. 

Bezüglich der Einwilligung, welcher ein uneheliches Kind 
bedarf sind die 88 30 und 29 Abs. 5 Pers.-Ges,. massgebend. Die 
letztere Gesetzesstelle verweist auf das Landesrecht aber nur in- 
soweit, als dasselbe die Einwilligung der Vormundschaftsbehörde 
oder eines Familienraths vorschreibt; insoweit das uneheliche 
Kind der Einwilligung seiner Eltern bedarf, enthält der & 29 
und 30 Pers.-Ges. das ausschliesslich massgebende Recht. 

Folglich bedürfen nach Reichsrecht uneheliche Kinder nie 
der Einwilligung des Vaters; vgl. Fitting zu $ 30 S. 119, 
120; Sicherer S. 317; die hessische Iustruktion zu $& 30. 

Dagegen besteht der Art. 159 im Uebrigen insofern weiter, 
als derselbe die Einwilligung eines vom Familienrathe eigens 
zu ernennenden Vormunds vorschreibt. Es sind daher in dem 
Art, 159 die Worte »seinem Vater und« sowie »Vater und« 
zu streichen. 

In Preussen ist der Art. 159 durch $ 92 Abs. 2 der Vor- 
_ mundschaftsordnung vom 5. Juli 1875 ersetzt. 

Das Reichsgesetz entzieht den Grosseltern das Recht der 
Einwilligung, vgl. Sicherer zu 829 al.5 S. 173. Folglich sind 
die Worte des Art. 160 »und der Grosseltern« aufgehoben. 

Ebenso Fitting S. 112, Hinschius S. 107, Stölzel, 
Deutsches Eheschliessungsrecht $. 26, 39, 56, 78, 85, die 
hessische Instruktion zu $ 29 Abs. 5. — Ferner Althoff, 
Müller, Loew zu Art. 160, Schmitz im rheinischen Archiv 
Bd. 69 (76), 4, 17. Baden hat diese Ansicht durch $ 2a 
des badischen Einf.-Ges. vom 9. December 1875 zum Gesetz 
erhoben und dem Art. 160 eine neue Fassung gegeben. Da- 
gegen legt die oldenburgische Dienstanweisung den $ 29 Abs. 5 
streng nach dem Wortlaut aus und betrachtet die fraglichen 
Worte des Art, 160 »und der Grosseltern« als fortbestehend. 


t 
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Hierdurch wird selbstverständlich die richtige Auslegung des 
Reichsgesetzes nicht geändert. Ebenso Cretschmar zu Art. 160. 

Die Art. 150 und 154, welche von der Ehrerbietigkeits- 
urkunde handeln, sind durch 88 29, 30 und 38 Pers.-Ges. auf- 
gehoben; jedoch gilt der Art. 159 insoweit noch, als der 
Art. 278 auf denselben Bezug nimmt ; ebenso gilt der Art. 154 
noch insoweit der Art. 346 c. civ. auf denselben Bezug nimmt. 
Vgl. Althoff zu Art. 150 und 154. Bezüglich des Art. 150 
ist Loew derselben Ansicht, während Fitting zu 8 129 
S. 117 behauptet, der Art. 150 sei seinem ganzen Umfange 
nach durch $ 29 Pers.-Ges. aufgehoben; die Ansicht Fitting’s 
verdient jedoch keine Billigung, weil das Personenstandesgesetz 
die Ehescheidung mittelst beiderseitiger Einwilligung nicht 
berührt, ebenso wenig wie die Adoption. 

Baden hat der Streitfrage vorgebeugt, indem der Art. 278 
durch 8 2 des Einf.-Ges. vom 9. December 1875 eine neue 
Fassung erhielt, welche denselben mit $ 29 Pers.-Ges. in 
Uebereinstimmung setzte und die Form des Ehrerbietigkeits- 
aktes, welchen Art. 346 verlangt, durch 88 77 und 79 der 
Notariatsordnung geregelt ist. 


III. 
Polizeiliche Beschränkungen der Eheschliessung. 


Die polizeilichen Beschränkungen der Eheschliessung be- 
wirken nicht die Nichtigkeit oder Rechtsungültigkeit der 
abgeschlossenen Ehe; allein insofern jene zu Recht bestehen, 
verfallen die betreffenden Contravenienten in Ordnungsstrafen; 
ebenso hat’der Civilstandesbeamte seinen Dienst zu verweigern 
und verfällt ebenfalls, wenn er dennoch die Trauung vornimmt, 
in Ordnungs- bezw. Disciplinarstrafen, insofern bezügliche Vor- 
schriften bestehen. 

Für ganz Deutschland, also auch im rheinischen Rechts- 
gebiet, besteht nach $$ 40, 60, 61 des Reichsmilitärgesetzes 
eine polizeiliche Beschränkung der Eheschliessung gegenüber 
den Militärpersonen des Friedensstandes. Ferner kommt 
5 150 des M.-St.-G.-B. in Betracht, welcher lautet: »Wer 
ohne die erforderliche dienstliche Genehmigung sich ver- 
heirathet, wird mit Festungshaft bis zu 3 Monaten bestraft ; 
zugleich kann auf Dienstentlassung erkannt werden. — Auf 
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die Rechtsgültigkeit der geschlossenen Ehe ist der Mangel 
der dienstlichen Genehmigung ohne Einfluss.« Nach $ 40 
des Reichsmilitärgesetzes vom 2. Mai 1874 bedürfen die Militär- 
personen des Friedensstandes, sie mögen eine Charge bekleiden 
oder nicht, der Genehmigung ihrer Vorgesetzten; 

dagegen bedürfen die Personen des Beurlaubtenstandes 
und die mit Pension zur Disposition gestellten Offiziere keiner 
Genehmigung, sollte auch die Trauung zur Zeit einer vor- 
übergehenden Dienstleistung, also nicht während einer 
Mobilmachung, stattfinden; $ 61 R.-M.-G. und Allerhöchste 
Cabinetsordre vom 26. August 1871 im Armee-Verordnungs- 
blatt 1871, S. 265. 

Nach 8 60 Nr. 4 R.-M.-G. bedürfen auch die vorläufig 
beurlaubten Rekruten und Freiwilligen zum Eheabschluss des 
militärischen Consenses; allein da sie nur einem bestimmten 
Theil des M.-St.-G.-B., nämlich dem 3. und 4. Abschnitt des 
II. Theils, also nicht dem 8 150 unterworfen sind, so können 
sie nur disciplinarisch bestraft werden?°). 

Der militärische Consens wird nicht ohne genaue Prüfung 
der Verhältnisse ertheilt; die Offiziere bis zum Hauptmann 
II. Klasse einschliesslich müssen insbesondere den Nachweis 
eines hohen Vermögens führen. Die diesbezügliche Allerhöchste 
Cabinetsordre, welche im Armee-Verordnungsblatt vom 20. Juni 
1886 veröffentlicht ist, lautet wie folgt: 

Vermögens-Nachweis der Offiziere vom Hauptmann und 
Rittmeister zweiter Klasse einschliesslich abwärts bei Nach- 
suchung des Heirathsconsenses. 

Auf den Mir gehaltenen Vortrag bestimme Ich: Die 
Verordnung vom 14. März 1850, betreffend den von den 
Hauptleuten und Rittmeistern zweiter Klasse und von den 
Subalternoffizieren bei Nachsuchung des Heirathsconsenses zu 
führenden Vermögensnachweis erhält vom 1. April 1887 ab 
im $ 1 Abs. 2 folgende Fassung: 

Dieses Einkommen muss mindestens bei einem Haupt- 
mann oder Rittmeister zweiter Klasse 1500 Mark und bei 
einem Subalternoffizier 2500 Mark jährlich betragen. 

Zugleich ermächtige Ich im Anschluss an die Kabinets- 


s, Vgl. Solms, Strafrecht und Strafprocess für Heer und Marine, 
. Aufl. 1883, Berlin bei Müller, zu $ 150. 
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ordre vom 14. März 1850 das Kriegsministerium, zur Aus- 
führung der gedachten Verordnung allgemeine Bestimmungen 
über die Voraussetzungen zu erlassen, unter welchen das nach- 
gewiesene Einkommen als sicher, bezw. sichergestellt im Sinne 
des 8 1 Abs. 1 und des 3 5 Abs. 1 dieser SD an- 
zunehmen ist. 


Berlin, den 20. Mai 1886. 


gez.: Wilhelm. 
gez.: Bronsart von Schellendorff. 


Bestimmungen 
zur 
Ausführung der Allerhöchsten Verordnung vom 14. März 1850, 
betreffend den von den Hauptleuten und Rittmeistern zweiter 
Klasse und von den Subalternoffizieren bei Nachsuchung des 
Heirathsconsenses zu führenden Vermögensnachweis (Militär- 
Wochenblatt 1850, S. 66). 


Auf Grund der Allerhöchsten Cabinetsordres vom 14. März 
1850 und vom 20. Mai 1886 wird Folgendes bestimmt: 
1. Zu 8 3 der Verordnung. 

Erträge aus städtischen oder ländlichen Grund- 
stücken, aus Kohlengruben, Bergwerken, Fabrik- 
anlagen, kaufmännischen Geschäften u. s. w. ins- 
besondere auch Gewinnantheile (Dividenden) von Actien 
dürfen als sicheres Einkommen nur bis zur Hälfte 
des jährlichen Durchschnittsertrags angenommen wer- 
den, welcher bei städtischen oder ländlichen Grund- 
stücken aus den letzten fünf Jahren, in allen anderen 
Fällen aus den letzten zehn Jahren sich ergibt. 

2. Zu 8 4 der Verordnung. 

a. Das Einkommen aus ziustragenden Hypotheken oder 
Grundschulden muss den im $ 39 Abs. 3 der Preussi- 
schen Vormundschaftsordnung vom 5. Juli 1875 
(Gesetz-Sammlung 1875 S. 431) aufgestellten Erforder- 
nissen entsprechen. 

b, Zinsen von Wertbpapieren gelten als sicher, wenn die 
Reichsbank die betreffenden Werthpapiere als beleih- 
bar anerkannt hat. 

c. Ein sicheres Einkommen bilden auch die Zinsen einer 
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Buchschuld des Preussischen Staatsschuldbuchs, welche 
auf den Namen des Bräutigams oder der Braut ein- 
getragen ist (Erlass des Kriegsministeriums vom 7. Mai 
1885, Ziffer 1 Armee-Verordnungsblatt 1885 S. 107). 


. Die im $ 4 Satz 2 der Verordnung vorgeschriebene 


Versicherung muss in den Fällen, in welchen Zinsen 
von — dem Bräutigam. oder der Braut gehörigen — 
Inhaberpapieren das Einkommen bilden, stets abge- 
geben werden, namentlich also auch, wenn anstatt 
der auf jeden Inhaber lautenden Werthpapiere die 
über deren Hinterlegung bei der Reichsbank von 
letzterer auf den Namen des Bräutigams oder der 
Braut ausgestellten Depotscheine vorgelegt werden 
(Erlass des Kriegsministeriums am 1. März 1883, 
Ziffer 1 Armee-Verordnungsblatt 1883 S. 51). 
Neben der von dem betreffenden Offizier abgegebenen 
Versicherung bedarf es vor Gericht oder Notar nicht 
noch einer Vorlegung von Erwerbsurkunden, wie der 
etwaigen Schenkungs- und Ausstattungsverträge, durch 
welche die Inhaberpapiere in das Eigenthum des 
Bräutigams oder der Braut übergegangen sind, 


3. Zu $ 5 der Verordnung. 


Zuschüsse oder Zulagen aus dem Vermögen dritter 


“ Personen gelten als sichergestellt, wenn dem Bräuti- 


gam oder der Braut und, im Fall ihres Todes nach 
geschlossener Ehe, den aus dieser Ehe entsprossenen 
Kindern, zur fortlaufenden Erhebung vollständig über- 
wiesen sind: 


. Zinsen von sicheren Hypotheken oder Grundschulden 


— Nr. 2a dieser Bestimmungen —, bei welchen auf 
Antrag des Gläubigers im Grundbuch vermerkt ist, 
dass über das abgetretene Zinsrecht nur mit Zu- 
stimmung der Militärbehörde verfügt werden darf, 
oder 


. Zinsen von sicheren Werthpapieren — Nr, 2b dieser 


Bestimmungen —, welche gemäss Erlass des Kriegs- 
ministeriums vom 1. März 1883 Ziffer 2 und 3 (Ar- 
mee-Verordnungsblatt 1883 S. 51) bei der Reichs- 
bank mit der Erklärung niedergelegt sind, dass der 
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betreffende Offizier oder dessen Braut zur Erhebung 
der Zinsen ermächtigt ist, oder 


, Zinsen einer Buchschuld des Preussischen Staats- 


schuldbuchs, bei welcher der Buchgläubiger eine Be- 
schränkung zu Gunsten des Bräutigams oder der 
Braut nach den durch Erlass des Kriegsministeriums 
vom 7. Mai 1885 (Armee-Verordnungsblatt 1885 
S. 107) vorgeschriebenen Mustern hat eintragen 
lassen. 


4. Zu 8 6 der Verordnung. 


5. 


2 


= 


Entstammt das Einkommen. ganz oder zum Theil 
eigenem Vermögen des Bräutigams, so gehört zum 
Nachweis der Sicherheit, die pflichtmässige Erklärung 
des Bräutigams, dass das aus diesem Vermögen nach- 
gewiesene Einkommen nicht durch bestehende Schuld- 
verbindlichkeiten vermindert wird. 

8 7 (2) der Verordnung. 

Zur Führung des Vermögensnachweises, welchem 
lediglich eine Buchschuld des Preussischen Staats- 
schuldbuchs — Nr. 2c und Nr. 3 c dieser Bestim- 
mungen — zu Grunde liegt, genügt es, dem Gesuch 
um Ertheilung des Heirathsconsenses beglaubigte 


Abschrift der in das Staatsschuldbuch bewirkten Ein- 


tragung beizufügen (Erlass des Kriegsministeriums 
vom 7. Mai 1885 Ziffer 3 Armee-Verordnungsblatt 
1885 S. 107). 

In allen anderen Fällen ist als Vermögensnachweis 
die über denselben aufgenommene gerichtliche oder 
notarielle Verhandlung einzureichen. Da diese Ver- 
handlung über die Art und Höhe des Einkommens, 
wie über dessen Sicherheit vollständige und genaue 
Auskunft geben muss, so ist die Beilegung der das 
Einkommen begründenden Urkunden, namentlich der 
Hypotheken und der Grundschuldbriefe unzulässig (Er- 
lass des Kriegsministeriums vom 6. Februar 1880 
Nr. 1 Abs. 2, Nr. 190. 1. 80 a. 1). 

Wird nach geschlossener Ehe zu Verfügungen über 
Zuschüsse oder Zulagen aus dem Vermögen dritter 
Personen die Zustimmung der Militärbehörde erfordert 
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— Nr. 3 dieser Bestimmungen — und haben die 
Zuschüsse oder Zulagen fortzudauern, so darf seitens 
der im Erlass des Kriegsministeriums vom 1. März 
1883 Ziffer 5 bezeichneten Militärbehörden (s. auch 
die Erlasse vom 7. Mai 1885 Nr. 351. 4 Abs. 2 
Ziffer 4 und Nr. 892. 3 Abs. 2 Armee-Verordnungs- 
blatt 1883 S. 51, 1885 S. 107 und 108) die vor- 
behaltene Zustimmung nur ertheilt werden, wenn die 
Sicherheit des Einkommens eine ausreichende bleibt 
oder ein entsprechender Ersatz nachgewiesen ist. 

Berlin, den 1. Juni 1886. 

Kriegsministerium. 
gez. Bronsart von Schellendorff. 

Das Kapitalvermögen, welches sonach ein Lieutenant 
nachweisen muss, beträgt nach dem heutigen Zinsfuss an- 
nähernd 100 000 Mark. | 

Es ist nicht zu übersehen, dass auch die Art und Weise 
des Nachweises vorgeschrieben ist, was die Praxis besonders 
zu beachten hat. ce 

Ebenmässig ist für die Zahlmeister der Nachweis eines 
ziemlich hohen Vermögens (ca 10000 M.) vorgeschrieben worden, 
weil denselben ein grosses Vertrauen in Geldsachen geschenkt 
werden muss, während bei den Offizieren der Gesichtspunkt des 
standesgemässen Lebens entscheidend ist. 

In diesen Fällen müssen sonach die betreffenden Personen 
die gegenseitigen Vermögensverhältnisse vor der Verlobung zur 
Sprache bringen. Sobald jedoch der Geldpunkt zur Sprache 
kommt, ist der gesetzliche Boden für den Heirathsvermititler 
geschaffen und der Ehemaklerlohn klagbar *). 

Im rechtsrheinischen Bayern besteht folgendes trennende 
Ehehinderniss : 

Das bayerische Gesetz über Heimath, Verehelichung und 
Aufenthalt vom 16. April 1868 in Art. 36 räumt der Gemeinde 
ein Einspruchsrecht (Veto) ein und ohne Verehelichungszeugniss, 
welches die Districts- Verwaltungsbehörde der Heimath des 
Mannes auszustellen hat, ist die Eheschliessung unzulässig, 

4) Vgl. Entscheidung des Reichsgerichts Nr. 34/85 II. in der 


Juristischen Wochenschrift 1885 S, 246 Nr. 22, Rheinisches Archiv 
Bd. 76, 69, 
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die abgeschlossene Ehe nichtig. — Obschon nun die Freiheit 
der Eheschliessung in der Pfalz durch polizeiliche Beschränkung 
nie gehindert war und ist, so wirft das erwähnte Gesetz den- 
noch seinen Schatten auf die Pfalz. Wenn nämlich ein rechts- 
rheinischer Bayer oder ein Ausländer in der Pfalz zur Ehe 
schreiten will, so muss er vorher das sog. Verehelichungs- 
zeugniss beibringen. — Ebenso ist, wenn der Bräutigam in 
der Pfalz heimathberechtigt ist und in den Landestheilen rechts 
des Rheines eine Ehe schliessen will, das in Art. 38 Abs. 2 des 
Gesetzes vom 16. April 1868 und 23. Februar 1872 vorgeschrie- 
bene Zeugniss erforderlich. Vgl. die bayerische Ministerial-Ent- 
schliessung vom 5. December 1875 Ziff. III zu Lit. Ba. — Jedoch 
ist die Frage bestritten, ob im letzten Falle dieses sog. Ver- 
ehelichungszeugniss heute noch in Geltung ist. Vgl. Fitting 
$ 135 und Sicherer zu $ 39. Da die Voraussetzungen der 
Eheschliessungen seit dem Personenstandesgesetz die gleichen 
sind, so hat im letzten Falle das Verehelichungszeugniss keine 
weitere Bedeutung als festzustellen, dass der Bräutigam ein 
Pfälzer ist. Das Zeugniss lautet in diesem Falle, dass gegen 
die beabsichtigte Eheschliessung kein in dem Gesetze vom 
16. April 1868 begründetes Ehehinderniss besteht. 

Die beamtenpolizeilichen aufschiebenden Ehehindernisse. 

Die Reichsbeamten bedürfen zur Eheschliessung keines 
Consenses ihrer Dienstbehörde. Der $ 19 des Reichsbeamten- 
gesetzes vom 31. März 1873 ist durch 88 38 und 39 des 
Personenstandesgesetzes insoweit modificirt; dies gilt ins- 
besondere für die elsass-lothringischen Beamten, welche als 
‚ Reichsbeamte betrachtet werden. Was die Landesbeamten be- 
trifft, so hat der 838 des Personenstandesgesetzes die bezüg- 
lichen Vorschriften der Landesgesetze aufrecht erhalten. 

In Preussen bedürfen alle Beamten, welche zum Eintritt 
in eine Wittwenkasse verpflichtet sind, des Eheconsenses; 

in Bayern bedürfen alle Beamten, auch die Gerichtsvoll- 
zieher, die Volksschullehrer und die protestantischen Geist- 
lichen des Eheconsenses ; 

in Baden die Diener der evangelischen Kirche, die Offiziere 
und Mannschaften der Gendarmerie, die Grenzaufseher und 
Rheinschifffahrtswächter und selbst die Wärter an den Grossh. 
Heil- und Pflegeanstalten. 

Zeitschrift für Kirchenrecht. XXI. (N. F. VII.) 3. 2 
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Dagegen kennt Hessen und Oldenburg (Birkenfeld) keinen 
Eheconsens für Landesbeamte. 

vgl. hierzu die Commentare zu $ 38 des Personenstande- 
gesetzes, insbesondere Sicherer. 

Die Ehe mit Schwarzen ist erlaubt, weil unser Gesetz 
ein bezügliches Verbot nicht enthält. 

Die Priesterehe ist aus dem gleichen Grunde erlaubt; 
allein der katholische Priester verliert Amt und Würde; denn 
die privaten Folgen der Priesterehe werden durch das Gesetz nicht 
berührt; die katholische Kirche entlässt in einem solchen Falle 
den Priester aus ihrem Dienst, weil er das ihr gegebene Ver- 
sprechen, den mit ihr geschlossenen Vertrag nicht hält. 


IV. 


Die Strafbestimmungen des c. civ. und des französischen Rechts gegen 
Standesbeamte. 

Der c. eiv. und der c. pen., letzterer z. B. in Art. 1%, 
enthält eine Reihe von Strafbestimmungen gegen die Civil- 
standesbeamten; diejenigen des c. pen. waren bei Einführung 
der besonderen Strafgesetzbücher der einzelnen Länder und 
dann bei Einführung unseres R.-St.-G.-B. in den Einführungs- 
gesetzen aufrecht erhalten worden. Mit der Einführung unseres 
Personenstandesgesetzes sind alle Strafbestimmüngen hinfällig 
geworden, weil dasselbe für ganz Deutschland in $$ 67-69 
einheitliche Strafbestimmungen getroffen hat und neben den- 
selben für landesgesetzliche kein Platz mehr ist. 

Die Bestimmungen über die civilrechtliche Verantwort- 
lichkeit bestehen deshalb weiter, weil dieselben den allge- 


meinen Prineipien entsprechen und bereits nach Art. 1382, 


selbst wenn keine besondere Vorschrift bestehen würde, der 
Standesbeamte für alle aus seiner Nachlässigkeit entstehenden 
Schäden ersatzpflichtig ist; daher bestehen z.B. Art. 51 und 
52 weiter. 


V. 
Die zulässigen Vornamen. 
Was die zulässigen Vornamen und die Aenderungen von 


Familiennamen betrifft, so kommt, abgesehen von Baden, das 
Gesetz von 11 Germinal XI in Betracht, welches in Althoff 
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Bd. II S. 200 und bei Daniel IV, 441 und theilweise bei 
Cretschmar S. 538 Art. 23 abgedruckt ist. Als Vornamen 
sind nur die in den verschiedenen Kalendern gebräuchlichen 
Namen und diejenigen bekannter Persönlichkeiten der alten 
Geschichte zulässig, also nicht diejenigen der neueren Geschichte. 
Ausserdem ist in Elsass-Lothringen bezüglich der französischen 
Vornamen am 18. Juni 1878 eine weitere Vorschrift ergangen; 
dieselbe ist abgedruckt in der Samml. Colmar IV, Nr. 772. 
— In Baden ist die landesherrliche Verordnung vom 16. De- 
cember 1875 in Geltung. 


v1. 
Bemerkungen zu den Artikeln 41, 43, 47, 50, 53, 70, 72, 80, 82, 84, 81, 
83, 99, 100, 165—171, 180-202. 

41. Cretschmar behauptet für Rheinpreussen dessen 
Geltung auf Grund des $ 41 Abs. 2 des A.-G. zum G.-V.-G. 
vom 24. April 1878. A. M.: Müller. 

43. Nach Loew und Fitting Anm. III. 3 zu $ 14 
soll dieser Artikel insofern noch in Kraft bleiben, als die nach 
$ 14 Abs. 2 des Personenstandesgesetzes vorgeschriebene Ein- 
sendung innerhalb der Frist des Art. 43 zu erfolgen hat. 
Diese Ansicht dürfte keine Billigung verdienen, weil die Ver- 
muthung dafür streitet, dass das Personenstandesgesetz die 
fragliche Materie ausschliesslich geregelt hat. 

47. Es fragt sich, ob dieser Artikel, welcher die Beweis- 
kraft ausländischer Standesurkunden regelt, noch in Geltung 
ist. Petersen Anm. II, 1 zu $ 380, Loersch, Cretsch- 
mar, Müller und Loew halten den Artikel durch $ 380 
P.-O. für aufgehoben; dagegen hält Althoff den Artikel für 
weiterbestehend ; diese letztere Ansicht dürfte den Vorzug ver- 
dienen, weil der $ 16 Nr. 2 des Einf.-Ges. zur C.-P.-O. be- 
züglich der Beweiskraft von Standesurkunden das Landes- 
recht aufrecht erhält. 

50. Nach Althoff und Loew sind von diesem Artikel 
die Worte aufrecht erhalten: »Jede Zuwiderhandlung wird von 
‘dem Gericht I. Instanz verfolgt.« Das Gericht I. Instanz, 
d.h. das Landgericht ist die Aufsichtsbehörde, falls die landes- 
gesetzlichen Ausführungsbestimmungen dies nicht änderten. 
Im Uebrigen ist der Artikel durch $ 11 Abs. 2 des Personen- 

21* 


304 Dr. M. Scherer: 


standesgesetzes theilweise ersetzt. Ebenso Fitting Anm, B. Il 
zu 811 S. 24 und 25. — Loersch betrachtet den Artikel 
als vollständig aufgehoben. 

Die Frage, welcher Behörde im rheinischen Rechtsgebiet 
gemäss $ 11 des Reichsgesetzes vom 6. Februar 1875 die 
Aufsicht über die Civilstandesbeamten zustehe, wird in der 
Praxis und Theorie dahin beantwortet, dass in der Regel die 
Staatsanwaltschaft und nur ausnahmsweise die Gerichte zu 
dieser Thätigkeit berufen seien, dass insbesondere der Eirste 
Staatsanwalt aus eigener Machtvollkommenheit Verwarnungen 
und Verweise an den Civilstandesbeamten zu erlassen berechtigt 
sei, während die Verhängung von Geldstrafen bei den Land- 
gerichten durch den Staatsanwalt zu beantragen sei; vgl. 
Sicherer 8. 23 und Fitting Anm. B. II d. i. zuß$1l 
S. 24, 25. | 

Soviel ist sicher, dass vor unserem P.-St.-G. im rheini- 
schen Rechtsgebiet die Staatsanwaltschaft die Aufsichtsbehörde 
der Standesbeamten war und behufs Aussprechung von Warnung 
und Verweis die Disciplinarstrafgewalt hatte, dass dagegen 
behufs Aussprechung von Geldbussen dem Collegialgericht 
I. Instanz, also dem heutigen Landgericht, die Disciplinarstraf- 
gewalt zustand; vgl. Art. 50 c.c. Die Staatsanwaltschaft 
hatte also nicht die volle Disciplinargewalt; dieselbe war s0- 
nach nicht die einzige Aufsichtsbehörde. Die herrschende An- 
sicht verdient sonach volle Billigung. Der Art. 50 c. c. besteht 
sonach weiter, nur ist das Strafmass durch $ 11 P.-St.-G. 
auf 100 M. erhöht; ebenso Loew. 

Eine andere Ansicht geht jedoch dahin, dass im rheini- 
schen Rechtsgebiet gemäss Art. 50 c. c. nur die Staatsanwalt- 
schaft die Aufsichtsbehörde des Standesbeamten und darnach 
berechtigt sei, ohne jedes prozessuale Verfahren im Wege der 
einfachen Verfügung nicht nur, wie bisher, Ordnungsstrafen, 
niederen Grades (Warnung und Verweis), sondern auch Geld- 
strafen bis zu 100 M. zu verhängen; so Hücking in P.-H. 
18, 62—83, Cretschmar. 

Die in $$ 68, 69 P.-St.-G. angedrohte Strafe wird durch 
den Strafrichter ausgesprochen und ist keine Disciplinarstrafe, 

53. Nach Loersch und Althoff ist dieser Artikel 
durch $ 14 Abs. 2 des Personenstandesgesetzes, soweit der- 
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selbe nicht die Aufsichtsbehörde bezeichnet, also mit Aus- 
nahme der Worte: »Der kaiserliche Procurator bei dem Gerichte 
I. Instanz« aufgehoben, nach Loew soll noch der ganze Artikel 
in Geltung sein und beruft sich derselbe ausserdem auf den $ 5 
der bayerischen Verordnung vom 14. Oktober 1875. Dieselbe 
Ansicht theilen Cretschmar und Müller und rufen für 
Rheinpreussen insbesondere den 8 58 des A.-G. zum G.-V.-G. 
vom 24. April 1878 und die Bekanntmachung vom 1. Juli 
1879 (J.-M.-B. 154) an. Die Ansicht Althoff’s ver- 
dient aus den zu Art. 50 entwickelten Gründen den Vorzug. 
Es sind jedoch die landesgesetzlichen Verordnungen zu beachten. 
Vgl. Fitting Anm. B. I und II zu $ 11 S. 22 und 25. 

70—72. Diese Artikel sehen den Fall vor, dass einer 
der Eheschliessenden eine Geburtsurkunde nicht beibringen 
kann. Dieselbe ist durch eine sog. Notorietätsurkunde zu er- 
setzen. Nach der richtigen Ansicht, welche auch als die 
herrschende bezeichnet werden kann, sind diese Artikel durch 
$ 45 des Personenstandesgesetzes vollständig aufgehoben. A.M.: 
Loersch. — Uebrigens schliesst der Wortlaut des $ 45 nicht 
aus, dass der Standesbeamte aus einer nach Vorschrift dieser 
Artikel aufgenommenen Notorietätsurkunde seine Ueberzeugung 
schöpft, aber er muss es nicht. 

77. Die allgemein herrschende Ansicht hält diesen Ar- 
tikel für weiterbestehend. — Derselbe dürfte aber durch 8 60 
des Personenstandesgesetzes aufgehoben sein. 

80. Nach Cretschmar sind Abs. 1 und 2, nach Alt- 
hoff nur Abs. 2 dieses Artikels und zwar als Verwaltungs- 
vorschriften aufrecht erhalten. Nach der richtigen Ansicht 
ist jedoch der ganze Artikel durch $ 20 und 58 des Per- 
sonenstandesgesetzes aufgehoben; ebenso Fitting II. Aufl. 
S. 32, Loersch und Loew. 

82 und 84. Für diese beiden Artikel gilt das nämliche; 
Müller hält zwar beide, Cretschmar nur den Art. 84 für 
weiterbestehend, 

81. Dieser Artikel ist unbestreitbar durch 8 157 St.-P.-O. 
ersetzt. 

83. Derselbe ist trotz der entgegengesetzten Ansicht von 
Loersch, Cretschmar und Müller durch $ 58 Abs. 2 
ersetzt; ebenso Althoff, Loew und Fitting zu $$ 56—58. 
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99 und 100. Diese Artikel, welche von dem Berichti- 
gungsverfahren und der Rechtskraft des Urtheils handeln, be- 
stehen unbestritten weiter. 

165—171. Diese Artikel, welche von den auf die Ab- 
schliessung der Ehe sich beziehenden Förmlichkeiten handeln, 
sind mit Ausnahme der Art. 170—171 aufgehoben. Selbst- 
redend sind in Art. 170 die Worte: »In Art. 63 in dem Titel 
Urkunden über den Personenstand« und »in dem vorhergehenden 
Hauptstücke« durch die Vorschriften des Personenstandesgesetzes 
über Aufgebote und Erfordernisse der Eheschliessung ersetzt. 
vgl. Althoff, Cretschmar und Müller, Loew zu Art. 
170 und 171. 

In Baden sind die Art. 165—171 durch $ 101 des 
Standesbeurkundungsgesetzes vom 21. December 1869 ersetzt; 
dieses ist durch das Einf.-Ges. vom 9. December 1875 auf- 
gehoben und kommt sonach bezüglich ausländischer Standes- 
urkunden in Baden der Art. 403 C.-P.-O. zur Anwendung. 

Die Art. 180—202 sind in Geltung geblieben mit Aus- 
nahme der Art. 192—195 und 198—200. Vgl. Althoff, 
Loersch, Müller, Loew, Bingner und Kah zu diesen 
Artikeln. 

Streitig ist, ob der Art. 189 noch weiter besteht. Nach 
der richtigen Ansicht ist derselbe als prozessuale Vorschrift 
durch 8 14 Abs. 1 des Einf.-Ges. C.-P.-O. aufgehoben und 
durch 8 139 der P.-O. ersetzt. Aus praktischen Gründen 
werden die Gerichte künftig denselben Weg einschlagen, welchen 
Art. 189 gesetzlich vorgeschrieben hatte. Hiermit stimmt 
insbesondere auch Althoff überein; vgl. jedoch Bingner. 

Bezüglich der Art. 196—197 stimmt Althoff mit der 
Ansicht überein, dass beide Artikel noch in Geltung sind, 
während nach Loew nur der Art. 196 noch in Geltung ist: 
das badische Einf.-Ges. hat auch diese beiden Artikel in $ 146 
aufgehoben. Jedoch dürfte die Ansicht, nach welcher noch 
beide Artikel in Geltung sind, den Vorzug verdienen. 

Aus diesen Ausführungen in ihrer Gesammtheit dürfte 
klar hervorgehen, wie richtig Baden gehandelt hat, welches 
die ganze Materie neu geregelt und es nicht der Praxis und 
der Wissenschaft überlassen hat, festzustellen, welche Artikel 
des c. civ. bezüglich des Civilstandes ganz oder theilweise 
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weiter bestehen. In Baden sind die L.-R.-S. 34—101 auf- 
gehoben; heute kommt in Baden ausschliesslich das Reichs- 
gesetz, das badische Einf.-Ges. vom 9. December 1875 und 
die landesherrliche Verordnung über Namensveränderungen vom 
16. December 1875 in Betracht. 
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X, 
Beiträge zur Geschichte des Eheschliessungs- 
rechts aus einem Nürnberger Familienarchiv. 


Von 


Dr. A. v. Scheurl 
in Nürnberg. 


Man wird wohl sagen dürfen: den Hauptinhalt der Ge- 
schichte des Eheschliessungsrechts (wenigstens vom XV]. Jahr- 
hundert an) bilden die Bestrebungen, den mit der Anerkennung 
der celandestina conjugia verbundenen Missständen abzuhelfen, 
was deshalb so schwer zu erreichen war, weil man es sozu- 
sagen zu einem Glaubensartikel gemacht hatte, dass kraft der 
irgendwie zwischen Mann und Weib zu Stande gekommenen, 
auf gegenwärtige eheliche Verbindung gerichteten Willens- 
übereinstimmung beide von Gott zusammengefügt seien, zu- 
mal wenn die fleischliche Vermischung hinzugetreten sei. 

Insofern glaube ich, einen nicht unwillkommenen Beitrag 
zur Geschichte des Eheschliessungsrechts zu leisten, wenn ich 
hier aus meinem Familienarchiv ein bisher noch unbekanntes 
»Bedenken« eines namhaften Rechtsgelehrten vom J. 1531 
mittheile, welches den Rath der Stadt Nürnberg bewegen 
wollte, ein Gesetz zu erlassen, das, wie man sehen wird, jenen 
Missständen gründlich abgeholfen haben würde. 

Zum vollen Verständnisse dieses Rechtsgutachtens scheint 
mir aber eine deutliche Vorstellung davon erforderlich zu sein, 
in welcher Art damals in Nürnberg die Ehen regelmässig und 
der festen Sitte entsprechend zu Stande kamen. Und dazu 
werden, wie ich hoffe, einige Mittheilungen aus meinem Fa- 
milienarchiv dienlich sein, die ich eben deshalb der Mitthei- 
lung jenes Bedenkens vorausschicken will. 
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In diesem Archiv befindet sich nämlich ausser der Familien- 
chronik (dem »Scheurlbuch», wie sie von dem Verfasser selbst 
genannt wurde), woraus ich schon in meiner »Entwicklung 
des kirchlichen Eheschliessungsrechts 1877« Mittheilungen 
über die Heirathen D. Christof Scheurls und seines Vaters 
machte, auch ein von demselben in der Zeit vom 1. Jan. 
1534 bis zu seinem Tode (14. Juni 1542) eigenhändig ge- 
führtes Tagebuch, welches unter anderem Aufzeichnungen über 
dreiunddreissig Fälle enthält, worin Ehen, bei welchen er 
irgendwie betheiligt war, durch feierliche Verlobung und meist 
kurze Zeit darauf folgende Hochzeit zu Stande kamen. Be- 
sonders die über die feierlichen Verlobungen gemachten Auf- 
zeichnungen erscheinen mir als beachtenswerth. 

Es wird darin die Verlobung oder das Verlöbniss abwech- 
selnd mit diesen Ausdrücken und den Ausdrücken: »Hand- 
schlage, »Handschlag und Verlöbniss«, aber auch sechsmal 
als »Heirath« (darunter einmal als »Heirath und Ehegelübd«) 
bezeichnet. Niemals wird geradezu gesagt, dass beide Theile 
»siche miteinander verlobt hätten, sondern es wird entweder 
das Verlöbniss bzw. der Handschlag als ein zwischen ihnen 
geschehener Vorgang bezeichnet, oder gesagt, dass der eine 
Theil dem andern verlobt worden sei, und in sieben Fällen 
bemerkt D. Scheurl, dass er die Heirath oder das Verlöbniss 
»machte«, beziehungsweise die Braut dem Bräutigam »ver- 
lobte«e, darunter in einem Falle, dass er beide Theile »in 
Gottes Namen zusammengab«, in zwei Fällen, dass er »bei 
der Heirath das Wort hielt«, wobei dann auch die Ausdrucks- 
weise vorkommt: »wir« (die geladenen Gäste) »machten die 
Heirath«. In einem Falle heisst es: »Herr Sebald Pfinzing 
und ich beschlossen die Heirat zwischen Jungfrauen 
Margareten Jorg Eisvogels und Anna Schopperin Tochter und 
Jorgen Neuproten Süssenweinschenken.« 

Nur in einem Falle wird erwähnt, dass der Handschlag 
auf dem Rathhause geschah. Die Oeffentlichkeit der Verlobung 
bestund nach den Aufzeichnungen meist darin, dass in dem 
Hause der Braut oder in Scheurls Hause Gäste zu einer Mahl- 
zeit geladen waren und bei dieser — bald vor, bald nach 
derselben — das Verlöbniss stattfand. Oefters wird der »Laut- 
merung« als eines besondern, am nächsten oder an einem der 
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nächsten Tage auf den Handschlag folgenden Aktes gedacht, 
Aber zuweilen sind Verlöbniss und Lautmerung mit einander 
verbunden. 

Gewöhnlich ist beim »Hochzeithalten« ausdrücklich vom 
»Kirchgang« die Rede. Wir dürfen wohl annehmen, dass er 
als selbstverständlicher, ja als der Haupt-Theil der Hochzeit- 
feier galt, und nur darum nicht immer besonders erwähnt 
wird. Von »Trauung« durch einen Geistlichen ist dabei nie 
die Rede; gewiss auch nur darum, weil sie sich von selbst 
verstund.. Einmal kommt der Ausdruck vor: »wir fuhren zu 
St. Johannis zur Einleitung«. 

Der Zeitraum zwischen Verlobung und Hochzeit beträgt 
zwischen 6 und 102 Tagen; in 6 Fällen zwischen 6 und 12 
Tagen; in 5 Fällen zwischen 16 und 25 Tagen; in 9 Fällen 
zwischen 26 und 32 Tagen; in 6 Fällen zwischen 34 und 50 
Tagen; je einmal 61, 65, 72, 73, 78, 86, 102 Tage. 

Also meist folgte die Hochzeit innerhalb einer oder meh- 
rerer Wochen auf die Verlobung, und schon hiernach wäre zu 
vermuthen, dass diese Verlobungen durchaus sponsalia de pra&® 
senti waren; aber noch sicherer ergiebt sich dies aus den Be- 
zeichnungen derselben als »Heirathen« und Vorgängen, wobei 
die Personen »zusammen gegeben« werden. Vermuthlich war 
in der Regel der Zeitraum zwischen Verlobung und Hochzeit 
lediglich darnach bemessen, dass innerhalb desselben wenig- 
stens ein einmaliges, oder auch wohl ein dreimaliges kirch- 
liches Aufgebot stattfinden konnte. 

Die Sitte forderte, wie man sieht, nicht bloss Veröffent- 
lichung der erfolgten Verlobung, sondern Oeffentlichkeit der 
Verlobungshandlung selbst, aber so, dass diese nur selten auf 
dem Rathhause und unter obrigkeitlicher Mitwirkung statt- 
fand, vielmehr meist nur im Familienkreise vollzogen wurde, 
jedoch unter Zuziehung geladener Zeugen und eines die Ver- 
handlung leitenden Orators, eines Fürsprechers in dem Sinn, 
dass er die Worte, mit welcher der Verlobungsconsens erklärt 
werden sollte, vorsprach. Das »Zusammengeben« durch diesen 
ist nicht eine solche Laienkopulation, wie sie die Kirchen- 
gesetze verboten. Denn es ist nicht Trauung im engeren 
Sinn, d. h. nicht ein Zusammengeben zum Beginn des Ehe- 
standes; die bei jenen Verlobungen Zusammengegebenen 
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werden bis zur Hochzeit nur noch als Bräutigam und Braut, 
nicht als Ehemann und Ehefrau bezeichnet. Indem sie Hoch- 
zeit halten, wird die Braut noch als Jungfrau und mit dem 
ihr angebornen Familiennamen, nicht mit dem Namen des 
Mannes, dem sie verlobt worden ist, benannt. 

Die Bedeutung der, wenn auch als Heirath bezeichneten 
Verlobung lässt sich am besten so ausdrücken, wie es- die 
Brandenburg-Nürnberger Kirchenordnung thut (Richter’s ev. 
K.-O. Bd. I. S. 209): es haben dadurch die Leute »sich eh e- 
lich zusammen verpflichtet«; es bedarf jetzt erst noch 
der Erkundigung, ob sie »ohne alles Hinderniss mögen ehe- 
lich bei einander wohnen«. 

Offenbar hat die Verlobung nicht bloss obligatorische, son- 
dern dingliche Wirkung; das ergiebt sich schon daraus, dass 
die Personen dabei zusammen gegeben werden; die Verlobung 
wirkt nicht eine blosse Verbindlichkeit, künftig die Braut 
heimzuführen und sich vom Bräutigam heimführen zu lassen, 
sondern sie bewirkt das unauflösliche Eheband zwischen 
beiden Theilen, welches auch Dritten gegenüber ein trennen- 
des Ehehinderniss schafft. In.diesem Sinn ist die öffentliche 
Verlobung Eheschliessung, Schliessung des Ehever- 
trags; die öffentliche Verlobung ist Heirath, contractum 
matrimonium. Sie ist nur nicht Eheschliessung in unserem 
Sinn, d.h. sie ist nicht die Handlung, wodurch der Braut- 
stand in den Ebestand übergeht. Eben dieser Ueber- 
gang ist aber auch für das persönliche Verhältniss zwischen 
Mann und Weib ohne alle eigentlich rechtliche Bedeu- 
tung. Nur die Sitte, nicht das Recht, verwehrt es den 
Verlobten, die persönlichen ehelichen Rechte, welche sie be- 
reits an einander haben, vor der Trauung zu gebrau- 
chen. Ich meine, dass diese Beispiele dem zu einer recht 
anschaulichen Bestätigung dienen, was ich im dritten Hefte 
dieses Bandes der Zeitschrift S. 280 ff. ausgeführt habe. 

Für die Vermögensverhältnisse ist das Beilager ent- 
scheidend, von welchem präsumirt wird, dass es mit fleisch- 
licher Vermischung verbunden sei. Das Beilager ist daher ein 
besonderer Bestandtheil der Hochzeitfeier und findet als solcher 
nicht gerade da, wo die Eheleute fortan zusammen zu wohner 
gedenken, sondern da statt, wo die Hochzeit gefeiert wird. 
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Es ist in dieser Beziehung folgende Aufzeichnung in Scheurls 
Tagebuch unter dem 13. Nov. 1536 bemerkenswerth: »Item 
Montag hielten Meister Matthes Dhener, Striglmacher und 
Anna meines Sohns Jorgen Säugamme Hochzeit; gingen in 
unserm Haus zur Frühmess mit 50 Mannen und Weibern. — 
Des Nachts assen Braut und Bräutigam, auch Maxen und 
Peters Weiber mit mir, denen und den Schreinern hielt ich 
Mertensnacht, einen Tanz darauf, und sie lagen bei, also dass 
in kurzem Jorg Götz, Max, Peter der Schreiner und dieser 
Mathes in unserm Haus, auf dem obern Gang auf der Seiten 
beigelegen sein, nemlich in 13 Monaten. Gott geb ihnen allen 
Glück und Segen.« 

Völlig klar ist nun auch der Sinn des kirchlichen Voll- 
zugs der Eheschliessung, wie er von der Brandenburg- 
Nürnbergischen Kirchenordnung vorgeschrieben und ebenso 
als »Einleitung«e der Eheleute bezeichnet wird, wie ihn 
Scheurl in der oben mitgetheilten Aufzeichnung seines Tage- 
buchs unter dem 3. Jan. 1540 mit diesem Ausdruck be- 
zeichnet. | 

Es sollen, wie die Kirchenordnung (a. a. 0. S. 209) aus- 
drücklich sagt, die Leute, welche sich (durch die Verlobung) 
ehelich zusammen verpflichtet haben, »zum h. Stand der 
Ehe greifen« (d. h. aus dem Braut- in den Ehestand, in 
die eheliche Lebensgemeinschaft eintreten) »nicht ohne Ver- 
stand des Wortes Gottese und nicht ohne eine solche, »aus 
dem Befehl der christlichen Gemeine«e von einem Diener der 
Kirche im Namen des dreieinigen Gottes ausgesprochene »Be- 
stätigung« der gelobten ehelichen Pflicht, welche die durch 
kirchliches Aufgebot erlangte Gewissheit zur Grundlage hat, 
dass der beabsichtigten Ehe kein kirchliches Ehehinderniss 
entgegensteht. Demnach sollen sie nach vorgängiger beider- 
seitiger nochmaliger Erklärung, »einander zu einem ehelichen 
Gemahl haben zu wollen«, zuvörderst über die Ehe aus Gottes 
Wort belehrt, und zur Erfüllung der hieraus sich ergebenden 
ehelichen Pflichten vermahnt, dann zur feierlichen Wieder- 
holung ihrer Verlobung »vor Gott und seiner Gemeine« auf- 
gefordert, und schliesslich dieselbe im Namen des dreieinigen 
Gottes bestätigt, aber auch endlich noch über ihnen gebetet 
und sie gesegnet werden. 
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Der kirchliche Vollzug der Eheschliessung hat eine hohe 
religiöse, aber auch nur religiöse, keinerlei rechtliche Bedeu- 
tung, man müsste denn die sittlich-religiöse Befugniss, nun- 
mehr die erworbenen ehelichen Rechte zu gebrauchen, ein 
kirchliches Recht nennen wollen. Ein rechtlicher Eheschlies- 
sungsakt ist diese kirchliche »Trauung« oder »Bestätigung« 
oder »Einleitung« nicht. 

Nun möge hier das oben erwähnte Rechtsgutachten folgen, 
wie ich es mit der Aufschrift »Scheurls Bedenken, wie der 
Eesachen halben zu statuiren sei«, in dem Handschriftenband 
»@« meines Familienarchivs, woraus ein Theil der in »Christoph 
Scheurls Briefbuch, herausgegeben von Franz Frhrn. v. Soden 
und J. K. F. Knaake Potsdam 1867« abgedruckten 
Briefe entnommen ist, Bl. 275—280 gefunden habe. Es ist 
dies ein von dem gewöhnlichen Schreiber D. Scheurls ge- 
schriebener (wahrscheinlich ihm dictirter) Entwurf, der aber 
viele eigenhändige Berichtigungen und Zusätze Scheurls ent- 
hält. Die ursprüngliche, nachmals durchstrichene Unterschrift 
lautete: »M. C. S. 31 Marcii 1531«. Sie ist dann von 
Scheurls eigener Hand ersetzt mit den Worten: »Christof 
Scheurl und Johann Müller Doctoren 14. Aplis 1531«. Es 
hatte also der letztere nachträglich sich dem Bedenken ange- 
schlossen. Deswegen sind auch Stellen, die z. B. so gefasst 
waren: »Ich kann bei mir nit finden« durchstrichen und von 
Scheurls Hand abgeändert in: »Doch können wir bei uns 
nit finden« u. s. w. Ob das Gutachten erfordert, oder von 
freien Stücken abgegeben war, und ob darüber der Rath 
irgend welchen Beschluss gefasst hat, habe ich durch die von 
mir im Stadtarchiv, wie im k. Kreisarchiv dahier angestellten 
Nachforschungen bisher nicht ermitteln können. Es lautet 
nach meiner buchstäblich getreuen Abschrift also: 

Von Eestifftungen, wie und welcher gestalt, die geschehen 
sollen, und pündtig seien, hat das gotlich gesetz weiter nichts 
geordnt, dann do gott mann und weib nach seiner pildnis und 
gleichnis erschaffen hat, benedeiet er sie und sprach, wachst und 
weret gemeret und erfüllet das erdrich. Gene. am. 1. und 
als die menschen angefangen gemeret zu werden, auf erdtrich, 
und töchter geboren hetten, sahen die sun gotts, die töchter 
der menschen das si hübsch waren, namen si inen weiber 
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aws allen di si erwelten gen. am 6. Dornach verput der 
Herrgot, Moysen Levitic. am 18. etzlicher personen ver- 
mischung und sagt Math. am 19. und Marci am 10. Von 
deswegen wirdet der mensch vater und mutter verlassen und 
seinem weib anhangen, darumb was got zusamen gefugt hat, 
soll der mensch nit scheiden. : 

Dise verpotene schidung der ienen di got zusammen ge- 
fugt hat, ist allain zuversteen, von der schidung, die geschicht 
aigensgwalts, thetlich, on gesetz unnd on vernunfftig ursach, 
wie Isidorus unnd der text des geistlichen rechtens sagen 
33 q. 2. quos deus coniunxit, homo non separet, subaudi vio- 
lenter sine lege, absque ratione. Non enim homo separat 
quos pena condennat, quos reatus accusat, quos malefitium 
coartat. 

Sonnst unnd on das, bestund auch ein heirath zwischen 
brudern unnd schwestern, vatter unnd tochter, unnd möcht 
ayner vill weiber haben, unnd sagen, wir haben aneinander 
genummen, darumb hat unns got zusammengefugt, wo man 
den buchstaben, also in gemain anhanngen, unnd versteen solt. 

Zugleicherweys dy obrigkeit niemandt todtet, sonnder 
das gesetz, also schaidt auch nit der mensch, sonnder das 
gesetz, diejhenigen, die streflich unnd wider das gebot zu 
heyraten unntersteen, ja es ist mer ein verclerung, das nie 
kein ee do gewesen ist, dann ein schidung, c. si homieidium 
23 q5. 

Got hat im alten und newen gesetz gepoten, vatter und 
mutter zu eeren, wollen wir annders lang leben auf erdrich. 
Exo. 20. honora patrem tuum et matrem tuam, ut sis lon- 
gevus super terram quam dominus deus tuus dabit tibi, unnd 
Deutro. 4. honora patrem tuum et matrem sicut precepit 
tibi dominus deus tuus, ut longo vivas tempore, et bene sit 
tibi in terra, quam dominus deus tuus daturus est tibi. luce 18, 
welchs S. paulus auslegt den eltern in allen dingen gehorsam 
zu sein, das di höchst ehrerpietung ist, daran got wolgefallen 
hat. Ephe. 6. vris in dno etc. auszuschreiben und Colos. 

. fili obedite parentibus per omnia hoc enim placitum 
est domino,. 

Dy khinder khönnen iren eltern nit grössere ungehorsam 
erzaigen, unnd strefflicher hanndln, die Eltern khönnen nit 
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höher geuneert veracht unnd belaidigt werden, dann so sich 
die kinder ir unbewust verelichen und inen ir blut und flaisch, 
ir hab umd gut haimlich umd wider iren willen hinterkhumen, 
abgeworben umd sy darumb betrogen werden, das wol nit 
ainem gemainem Diebstal zu vergleichen ist. 

So gross ist der vätterlich gewalt, das die khinder inen 
nit macht haben, einen rock oder schauben zu geschweigen 
eins meren zu vergeben, zu verendern, noch den wenigstn 
Contract zu bewilligen, wie die recht ordnen, allen betrug 
reseindiren und stelen bey hennckhn verpieten. 

‘ Diesem gemes haben die Stiffter der kayserlichen recht, 
als sonnder liebhaber aller Erberkait unnd tugent nit allain 
die Ee zwischen vormundern und iren pflegtöchtern, zwischen 
den landvögten, gewaltigen umd den unnterthanen, sunder 
auch mit allen denen, die in gewalt seien ihrer eltern und 
vormündern ausserhalb irer bewilligung verpotten, untuglich 
geachtet, vernichtigt unnd aberkannt, 1. 1. C. de interd. mat. 
in. pup. et tut, l. 1. C. si rec. provin. 1. 1. C. si qua. pre. 
potest. 1. nuptie consistere non possunt, nisi consentiant omnes, 
id est qui coöunt, quorumque in potestate sunt. ff. de ritu 
nupt. et de tutore videtur tex. in L. 1. et in L. in copulandis 
et ibi bal. c. de nupt. 

Von götlichen rechten gebürt den geistlichen kein juris- 
dition, kain gerichtbarkait, kain erkantnus, noch aynig gesetz, 
verpindung, oder ordnung ze machen auch in eegachen, sonn- 
der sy, die gaistlichen selbs seien von natur, unnd anfennck- 
lich der weltlichen obrigkait unnterworfen unnd gerichtbar ge- 
wesen, darumb das ir vordrung unnd ambt ist, allain das 
wort gottes zehanndlen, unnd dy scheflein damit zewaidnen, 
wie Christus sagt Joh. am 18. Mein reich ist nit von diser 
‘welt, und Joh. am 21. waiden (sic) meine scheflein. Nam 
naturaliter a principio mundi omnes clerici nedum laici erant 
sub potestate et jurisdietione imperü. Anno c. 2 de maio. 
et obe. Perrar. for. in actio. confess. pro servi. $. plena et 
amidam (sic). 

Aus der Römischen Kayser unnd weltlichen regennten un- 
verstannd und nachlessigkait haben inen dy gaistlichen, damit 
sie auch ain gerichtbarkeit aufrichteten, allerlay sachen zu- 
geeignet unnd für sich gezogen, allain in dem schein, als ob 
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sy, darumb das in götlicher schrifft davon gemelt wirdet, seel 
unnd gewissen betrefienn, wie do seien dy Ee, Mainaid, wucher, 
zehenndten unnd der gleichen henndl. 

Sy haben dy götlichen und natürlichen recht an eynen 
nagel gehanngen, di kayserlichen eerecht aufgehoben, alle Er- 
barkeit unnd gut sitten zu boden gestossen, geordent unnd 
erkannt, das dy plos gegenwärtige freye bewilligung ein ee 
schlies, es gefall oder misfall den eltern oder vormündern, dy 
khinder werden inen gestoln, verfürt unnd betrogen, wie sy 
wollen. c. cum locum, c. tue fraternit. de sponsal. c. sufficiat 
27 q. 2. 

Dise satzung unnd decret, das der khinder Ee unbewust 
unnd unbewillt irer eltern und vormünder krefftig sey, ist nit 
von got, sonder aws des tewfels schul ausganngen, ist der 
natur unnd vernunfft ungemes, weder in der alten gesetz noch 
in Moyse bewert, auch in kayner Evangelischen noch aposto- 
lischen leer ergründet, das ist offenbar, unnd sein dy wort 
Herrn Erasmy von Roterodam in dial. virgo pioöyanos istud 
dogma, quod solus consensus faciat matrimonium, nec naturae 
sensus approbat, nec veteres leges, nec Moses ipse. nec evan- 
gelica aut apostolica doctrina, et facit irritum, quod et na- 
turae lex sanxit, et vetus lex docuit, et evangelica lex com- 
probavit, et apostolica doctrina confirmavit, non a deo pro- 
ditum sed in monachorum senatu repertum. 

Dy weyl dy doctoren als die plintenfürer zwischen göt- 
lichen und Bebstlichen gesetzen vilmaln wenig unnterschid 
machen, erregen sy unzellig disputation unnd leeren, was der 
laien Statuten unnd gewonhaiten in Eeesachen vermögen unnd 
wie weit sy pinden. 

Sy schliessen gewönlich dahin, so vill das wesen unnd 


bestenndigkait der ee belanng, mög ein bewilligte Ee, sy sey 


gestoln oder geraubt, weder durch statut, ordnung, gewonhait 
oder bereuen nit zertrent noch zerrütt werden, woll mög man 
dy zimlicher weis verpeenen unnd straffen ubi non leditur 
essentia matrimonii, non est quaestio spiritualis. Bar. in |. 
ticia in 1 col. versi. quero quomodo pr. ff. solu. matri. Bar. 
et Angel. in 1. edicimus C. de murileg. 1. 11 Ludo. Roman. 
in rub. ff. solu. matri. et ibi Alex. in ul. col. idem Alex. in 
consil. 97. ineip. prineipalis dubitatio in 1. vol. Pelm. late. 
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in c. 1. de sponsal. c. tuam de ordi. cogni. c. causam q. fil. 
sint legit. 

Demgemes haben unser Herren im 2 und 3 gesetz des 
12. Titels der Reformation geordent, das dy eltern nit schuldig 
sein, iren Sunen, so sy unnter 25 unnd den töchtern, so sy 
unnter 22 Jarn hinter inen iren anherren und anfrawen oder 
irer vormünder in deren pfleg sie stehn heiraten, in irem 
leben heiratgüter zu geben, umd das in versambten heiraten, 
ain wincklegenos den andern nit erben sol. 

Damit aber der sach so wenig geholfen ist, das nahennt 
dy unvermeidenlich notturfft lange zeit erfordert hat, dy mengl, 
so vhon wegen berüreter ehen hinter den eltern und vormün- 
dern, und auch der haimlichen und winckelehen vhilvalftig 
einbrechen, durch ausreicklich, streng hart ordnung zu für- 
sehen, dann teglich kumbt für gericht, und vhelt für, das 
sich die ainfeltigen bey tag unnd nacht, am tanntz, am 
zechen, in rockhen stuben, vor den fennstern, unnd etban 
schimpfweis und unbesunnen gegen einander verreden und verfürt 
werden, unbewust der unterschid, zwischen versprechen zw 
der ee wollen nemen unnd zw der ee nehmen, unnd dannach 
ir lebenlang ungeachtet irs bereuens verhafft umd verpunden 
sein müssen, daraus nichts guts khumbt, sequitur nempe exitus, 
qui de invitis nuptiis provenire solet. c. cum locum de sponsal. 

Unser Herrn haben macht, verruffen zelassen unnd zu ver- 
pieten allen, die in gewalt sein irer eltern oder vormundern 
an ir bewilligung, und auch sonst meniglich heimlich und 
unerfordert etlicher zewgen zu heyraten, umd die 
übertreter nach erkentnus umd gelegenheit zu straffen, umd 
auch dieselben Ee in iren gebieten nit zu gedulden, sonndern 
sy des lannds zu verweisen, wie sich zutregt mit denen, die 
sich eebruchs halben anderweit vereelichen unnd des weyter, 
das man auf eeliche gelübd, so dawider fürgenommen weren, 
nichts erkhennen soll, des sein wir vhast all ainig, und rattens. 

Doch können wir bey uns nit finden, das der sachen da- 
durch geholfen sey, und das aus vill ursachen, so die erfarn- 
hait zu erkhennen geben wirdet, davon lang wer zu schreiben, 
unnd sonnderlich seien dy übertreter und straffen ungleich, 
mögen sich des gesetz beschweren, zufall finden, unnd an an- 


dern orten auch brot essen, bis die sachen vergessen wirdet, 
Zeitschrift für Kirchenrecht. XXII. (N. F. VII.) 3. 29 
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unnd das am meisten im weg ligt, man straf und erkenn 
darüber oder nit, dennoch werden die sich dermassen verhey- 
raten, für eelewt gehalten, bleiben eelewt, und dürfen ander- 
weyt nit heyraten. Sein sie dann Eeleut, so sein sy am besten 
bey einander und geniessen irer güter, sambt iren khindern 
nit unbillig, dadurch wirdet das gesetz vernichtigt unnd eludirt. 

Darumb raten wir, die sachen, mit eynem ernst und 
dapferkhait anzugreyffen, und durch ein ofne beruefung alles 
heyratten deren, die vatter, mutter, anherrn, anfrawen, vor- 
münder oder versorger haben, on irer frewntschaft, ains 
Erbaren rats oder gerichts bewilligung, und auch all 
haimlich winckelehen, dorzu nit etlich personen wolbedecht- 
lich erfordert und gepeten seien, nit allein zu ver- 
pieten, nit zu gedulden, zu straffen, und mit oder on aid 
nichts dorauf zu erteilen, sonder auch, obgleich dy ver- 
mischung gevolgt hat, gentzlich zu vernichtigen, 
untuglich zu erkhennen und verner zu heyraten 
zu erlauben, in aller mass, als ob solch ehen nie 
furgnomen weren. 

War ist, das die weltlichen recht, der Curatorn oder 
frewndt bewilligung nit erfordern, L. in copulandis C. de 
nupt., das auch unser Herrn in den berürten gesezen den 
rechten nit ungemes statuiret, in dem das sie di so in gewalt 
irer eltern oder vormünder sein allein ein zeitlang on bewilli- 
gung zu heiraten verstrickt haben auct. sed si post C. de 
inoff. test. was verstandts hat aber ainer oder aine von 12 
oder 14 jaren dorinnen sich die tutela endet, allererst wer zu 
heiraten guts rots wol vhon notten. So!)... . alter von 
der eltern gehorsam und ehrerpietung, sonder je lenger die 
eltern leben, je mer wir sie vhor awgen halten sollen. ecel. 
3. fili suscipe senectutem patris tui et non contristes eum in 
vita illius. 

Dorumb müssen wir uns meuschen satzung nit verhindern 
lasen, sunder auf got den hern sehen, die erbarkeit und ge- 
mainen nutz zu hertzen fassen. Es sey ainer jungk oder alt, 
er hab eltern, frewndt, formünder, Curatorn geschickt oder 

ı) Hier sind vom Buchbinder einige am oberen Rand befindliche 


Worte durchschnitten und dadurch unlesbar gemacht. Dem Sinn nach 
müssen sie etwa gelautet haben : »entbindet nicht das«. 
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ungeschickt, wen mans reymt, auf ire oder eins rots oder 
gerichts bewilligung, so ist der sachen geholfen, die 
werden nach gelegenhait der contrahenten, wo ir ains oder 
baide dorauf verharren, zu besten nutz wissen zu erkennen, 
wie der text des kayserlichen rechtens spricht in C. 1. C. de 
nupt. so ist auch den haimlichen contrahenten unbenummen, 
wo sy wollen und wol gehanndelt haben befunden, denselben 
iren contract Öffentlich zu bekhenuen und zu beharren, allain 
das sy dartzw nit verpunden seien, wie gehort ist. 

Das ein erbar rot dermasn, mit gutem gewissen statuiren 
mög, des sein ergründt ursachen angezaigt, darzu hat der 
Herr got zu den fürsten der geschlecht der shun Israhel 
gesagt Nume. 30. wo di tochter inn irs vatters haws und 
jungk ist, etwas gelobt, schweret oder verhaist, das der vater 
alsbald ers hört widerspricht, so vhallen ir gelübd, aid und 
vermehelung, das sie die Worte nit pinden. Sin autem statim 
ut audierit contradixerit pater, et vota et juramenta ejus irrita 
erunt, nec obnoxia tenebitur sponsioni, eo quod contradixerit pater. 

So vhil die andern belangt, die nit eltern oder vormünder 
haben, verhassen auch die gaistlichen recht selbst di haim- 
lichen ehen, die nit bewisen werden mögen, erkennen nichts 
dorauf, und zwingen di contrahenten nit dieselben zu solem- 
nisirn und volziehen. Dorumb gantz von unnöten, den ver- 
nainenden mit ainem aid zu absolvirn, wi in einen misbrauch 
kommen ist c. 2 de clan. despon. Si matrimonia ita occulte 
contrahuntur, quod exinde legitima probatio non appareat, hi 
qui ea contrahunt, ab ecclesia non sunt aliquatenus com- 
pellendi. Daraws volgt, das unser Herrn ein solich berüfen 
und statuiren in allen rechten, ausserhalb der newlichsten 
Bäbstischen, erhalten und verantworten mögen, thun ein christ- 
lich erbar nottürftig gut werk, des sye sambt des Ehhegerichts 
Handhabung unser tittels fugs und gerechtigkeit haben, dann 
di pischoffen irer jurisdition, allein ir langwirig gebrawch und 
menschen tradition hindan gesetzt. 

Ob das in crafft derselben angefochten würd, ist der sach 
mit dem zu helfen, das diejhenen, so sich disem gesetz zw- 
wider verlobt und verfüren lassen haben, verner heyraten unnd 
hochzeit halten, wie sy leichtlich zu unterrichten seien, das 
sy es mit gutem gewissen woll thun mögen. 

22* 
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Unnterstet sich dann yemant gwalts, der mus auch seins 
lons darumb gewarten, wie dem Schutten samen, der sich 
von wegen seins weibs der freyen güter, die er haymlich er- 
worben, fordrung und vedlicher?) thaten angemast hat, be- 
gegnet ist. 

Und kan also aus solchem berüfen und statuiren, ob & 
woll yetzo seltzam dunckht, mit der Zeit ein gewonheit wer- 
den, die dennoch wie die gaistlichen recht selbst sagen, in 
eesachen einer grossen würkung seien, Ab. c. super eo de 
cogna. spiri. zu geschweigen, das es etbo durch erkanntnus 
Eins Concili, wi hoch vhon nötten wer, oder vertreg, als wol, 
als das Eegericht, das wir allemal nit für ein unachtbar 
klaynot unnd gemaynen nutz geachtet haben, erhalten werden 
möcht, wo nit, so verliern dannoch unnser Herrn nichts 
daran, dan das sy ein christlich werch unnterstannden, unnd 
anndern leuten ein gut exempel vortragen haben. 

Christof Schewrl 
und Johann Müller 
Doctorn . 
14. Aprilis 1531.« 

Suchen wir nun kurz und bündig das Ziel dieses Be- 
denkens zusammenzufassen, so ergibt sich : es wollte ein Statut 
oder Stadtgesetz, wodurch alle heimlichen Ehen bei Strafe 
der Nichtigkeit verboten würden, und zwar so, dass unter 
heimlichen Ehen einerseits die ohne elterliche oder vormund- 
schaftliche Einwilligung, andererseits die von selbständigen, 
nicht bevormundeten Personen ohne Zuziehung mehrerer er- 
betener Zeugen geschlossenen Ehen verstanden würden. Auch 
die erstere Art der Heimlichkeit sollte ein öffentliches tren- 
nendes Ehehinderniss sein; die Eltern oder Vormünder sollten 
kein blosses Annullationsrecht haben, und es sollte das Ehe- 
hinderniss der Heimlichkeit auch nicht durch Beschlafung ge- 
hoben werden können. Doch sollte die elterliche Einwilligung 
durch obrigkeitliche oder gerichtliche Genehmigung ersetzt 
werden können, an sich aber ihre Nothwendigkeit durch keine 
Altersgrenze der Eheschliessenden beschränkt sein. Die For- 
derung der Oeffentlichkeit sollte sich zunächst auf die Ver- 


*, D. h. »fehdlicher«, eigenmächtiger, faustrechtlicher. 
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lobung (sponsalia de praesenti) beziehen; ohne Zweifel würde 
aber als solche auch die bei der kirchlichen Ehebestätigung 
erforderliche Bejahung der Traufragen gegolten haben, wo 
derselben eine eigentliche Verlobung nicht vorhergegangen 
wäre. Doch würde nach dem gewollten Gesetz auch die ohne 
elterliche oder vormundschaftliche, bezw. obrigkeitliche Ein- 
willigung vollzogene kirchliche Trauung das trennende Ehe- 
hinderniss der Heimlichkeit ersterer Art nicht aufgehoben 
haben. Wie gründlich, einfach und sicher hiedurch den der 
Abhülfe bedürftigen Missständen abgeholfen worden wäre, 
braucht hiernach nicht weiter ausgeführt zu werden. Das 
begehrte Gesetz wäre ein (wenigstens für seine Zeit) wahr- 
haft musterhaftes gewesen. 

Sehr bemerkenswerth ist auch, wie mir scheint, die in der 
Motivirung hervortretende Geistesfreiheit dem kanonischen 
Recht gegenüber, über deren Mangel bei den Juristen seiner 
Zeit Luther so sehr zu klagen hatte. Und überraschend ist 
sie zumal bei einem Juristen, der wie Scheurl, sonst der 
lutherischen Reformation zu der Zeit der Erstattung des Gut- 
achtens so abgünstig gegenüberstand. 
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XI. 
Staatsangehörigkeit und Einpfarrung. 


Von 


Th. Braun, 


Oberconsistorialrath in Berlin. 


Im XXII. Bande dieser Zeitschrift, Seite 211 ff., erörtert 
D. Otto Mejer die Frage, ob ein confessionsverwandter Aus- 
länder, welcher in einer inländischen landeskirchlichen Parochie 
seinen Wohnsitz begründet hat, dieser Gemeinde als Mitglied 
angehöre. Er verneint dies und wendet sich dabei insbesondere 
gegen meine Ausführungen, Bd. XXI Seite 425 ff. ebendieser 
Zeitschrift, worin ich das Gegentheil nachzuweisen versucht 
hatte. Dass in der Sache gewisse Zweifel liegen, verkenne 
ich nicht und kann darum die Beleuchtung, welche ihr durch 
Mejer’s Abhandlung zu Theil geworden ist, als einen dankens- 
werthen Beitrag zu ihrer weiteren Aufklärung auch meiner- 
seits nur willkommen heissen trotz der Verschiedenheit der 
Ansichten, die zwischen ihm und mir einstweilen noch fortbe- 
steht. Allerdings hatte ich Einwendungen gegen den von 
mir vertretenen Standpunkt nicht von der Seite erwartet, von 
welcher sie Mejer erhebt. Gegenüber meiner Behauptung, 
dass es in Beziehung auf die Bedeutung des Wohnsitzes für 
die Zugehörigkeit zur landeskirchlichen Parochie lediglich beim 
Alten geblieben sei, glaubte ich auf den Einwand gefasst sein 
zu müssen, dass der ältere Grundsatz domicilium facit parochi- 
anum von der Entwickelung des neuen Staatsangehörigkeits- 
prineips nicht unberührt geblieben und das Erforderniss der 
Staatsangehörigkeit im heutigen Sinne zu dem des Wohnsitzes 
in der Parochie neu hinzugekommen sei. Statt dessen ist 
Mejer grade darin mit mir einer Meinung, dass Alles beim 
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Alten geblieben sei, und unsere Ansichten über das heutige 
Recht weichen nur darum von einander ab, weil wir uns den 
älteren Rechtszustand verschieden vorstellen. Es kann dies 
die weitere Erörterung des Gegenstandes und eine etwaige 
Verständigung nur erleichtern. 

Bleibt die Frage der Confessionsverwandtschaft, weil sie 
den vorliegenden Streit nicht berührt, hier ausser Betracht, 
so ging meine frühere Ausführung in der Kürze dahin: Nach 
Gemeinen Recht und Partikulargesetzen, insbesondere nach 
Preussischem Landrecht, nicht minder nach der übereinstim- 
menden Ansicht älterer und neuerer Kirchenrechtslehrer wird 
die Zugehörigkeit zu einer landeskirchlichen Parochie durch 
den Wohnsitz in ihr begründet und dabei unter Wohnsitz das 
Domicil im Sinne des Römischen Rechts verstanden. Der 
Wohnsitz im Lande hatte nach älterem Territorialstaatsrechte 
das Unterthanenverhältniss zur Folge, namentlich auch die 
Unterwerfung unter die Wirkungen der custodia prioris ta- 
bulae des Landesherrn, und machte den confessionsverwandten 
Landeseinwohner zum Mitgliede der Landeskirche. Dieses 
Verhältniss ist von den Aenderungen, welche der ältere Begriff 
des Unterthanen für eine Anzahl wichtiger Beziehungen durch 
die neuere Rechtsentwickelung erfahren, bisher unberührt ge- 
blieben. Im Sinne des heutigen Staatsrechts, welches den 
Begriff des Inländers nicht mehr nach dem Wohnsitze, son- 
dern nach der Staatsangehörigkeit bestimmt, kann jemand im 
Lande seinen Wohnsitz haben und dennoch Ausländer sein; 
gleichwohl gehört er in diesem Falle, die Confessionsverwandt- 
schaft vorausgesetzt, auch heutigen Tages zur Landeskirche 
und damit zur landeskirchlichen Parochie seines Wohnortes. 

Demgegenüber behauptet Mejer'), wenn ich ihn richtig 
verstanden habe, dass nach älterem Territorialstaatsrechte 
ein Wohnsitz ohne Erwerb des Wohnrechts im Lande über- 
haupt nicht habe begründet werden können. Die Entstehung 
des Unterthanenverhältnisses und damit der obrigkeitlichen 
Pflicht der Landesherrschaft zur kirchlichen Fürsorge für die 
Unterthanen sei rücksichtlich Fremder, die sich im Lande 
niedergelassen, stets durch deren obrigkeitliche Reception be- 


1) Vgl. insbesondere 222—227 und 237—239 a. a. 0. 
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dingt gewesen. »Die heutige Rechtswissenschaft«, so sagter 
S, 225 a. a. O., »unterscheidet den Wohnsitz, das ist das 
Römisch-rechtliche Domicil vom Wohnrechte, ersterer Begriff 
mehr privatrechtlicher, letzterer Begriff öffentlich-rechtlicher 
Natur. Das Bisherige zeigt, dass in der Zeit, von welcher 
es sich handelt, der Wohnsitz, welchen wir in Bezug ge- 
nommen fanden, anders als in Gestalt des Wohnrechts nicht 
zu erwerben .war, dass sonach unter Wohnsitz, fester Wohn- 
sitz, beständiger Wohnsitz, Ausdrücke, die als gleichbedeutende 
verwendet werden, das heute sogenannte Wohnrecht verstanden 
iste. Erst durch die neuere Rechtsentwickelung, in Preussen 
seit 1843, sei die in älterer Zeit überhaupt ausgeschlossene 
Möglichkeit eröffnet worden, dass ein Fremder unter Umständen 
Wohnsitz im Lande erwerben könne, ohne Unterthan zu wer- 
den. Gebe es demnach heutzutage nach den Grundsätzen 
des Staatsrechs allerdings Wohnsitz ohne Wohnrecht, so 
könne daraus in Ermangelung besonderer Gründe eine Aen- 
derung der alten landeskirchlichen Regel nicht gefolgert werden. 
Diese fordere, nicht dem Worte aber der Sache nach, jetzt 
wie vorher, auf Wohnrecht beruhenden Wohnsitz. Demnach 
könnten Ausländer, — worunter übrigens mit Rücksicht auf 
das gemeinsame deutsche Indigenat gegenwärtig nur solche Per- 
sonen verstanden werden dürften, welche die Staatsangehörig- 
keit in keinem Gliedstaate des Reiches besässen?), — nicht 
Mitglieder einer deutschen Landeskirche sein und Naturalisation 
sei für sie die Voraussetzung der Einpfarrung. 

Diesen Ausführungen würde ich durchweg zustimmen kön- 
nen, wenn es eben richtig wäre, dass von ältern Quellen und 


2) Da Mejer dies anerkennt — und er thut dies auch von seinem 
Standpunkte aus zweifellos mit Recht —, so besteht in Beziehung auf 
Reichsangehörige zwischen uns keine Meinungsverschiedenheit. Von 
meinem Standpurkte hatte ich überhaupt keine Veranlassung, die für 
Angehörige anderer deutschen Bundesstaaten eventuell in Betracht kom- 
menden Modificationen des Ausländerbegriffs zu berücksichtigen. Dies 
gegen Mejer’s Bemerkung S. 223 Note 37. — Noch an zwei anderen 
Stellen (S. 216 Note 5 und S. 212 Note 2) bemängelt Mejer die Ge 
nauigkeit eines von mir gebrauchten Ausdrucks. In beiden Fällen, wie 
ich glaube, ohne Noth. Es handelt sich jedoch um so unerhebliche 
Dinge, dass ich auf eine weitere Vertheidigung verzichte und mich ledig- 
lich dem Urtheil und Geschmack des Lesers unterwerfe, 
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Rechtslehrern unter Wohnsitz »das heute sogenannte 
Wohnrecht« verstanden werde®). Meines Erachtens ist dies 
jedoch nicht der Fall, mindestens wird es durch das von 
Mejer zur Begründung seiner Ansicht Beigebrachte nicht 
bewiesen. Bevor ich jedoch zur Prüfung der von Mejer 
für seine Ansicht angeführten Gründe übergehe, sei es mir 
gestattet, ausdrücklich ausser Zweifel zu stellen, dass es sich 
hier einzig und allein um die Frage handelt, ob ein Ausländer 
einer landeskirchlichen Parochie, in welcher er seinen Wohn- 
sitz hat, als Parochian angehört. Es handelt sich dem- 
nach einerseits nur um die Wirkungen des Wohnsitzes, 
d. h. des juristischen Domicils, nicht aber um die Wirkungen 
eines vorübergehenden wenngleich längeren Aufenthalts in 
der Parochie; andererseits nur um die Einpfarrung, somit 
um die Entstehung der einfachen Gemeindemitgliedschaft, 
welche die gewöhnlichen Rechte und Pflichten eines Parochianen, 
insbesondere die Theilnahme an den Parochiallasten bedingt, 
nicht aber um die sogenannte active Gemeindemit- 
gliedschaft, von welcher die Theilnahme am kirchlichen 
Wahlrechte, die Wählbarkeit zu Gemeindeämtern u. s. w. in 
den neuern Kichenverfassungsgesetzen neben der Gemeinde- 
angehörigkeit regelmässig noch weiter abhängig gemacht ist. 
Wie die Wirkungen des blossen Aufenthalts nicht zusammen- 
fallen mit denjenigen des Wohnsitzes, so sind auch die Voraus- 
setzungen der activen Gemeindemitgliedschaft wesentlich ver- 


°®) Mejer knüpft damit an die Gesichtspunkte an, deren sich von 
Bar (Internationales Privatrecht S. 82 ff.) zu seinem ersten bahn- 
brechenden Angriffe gegen das in der Lehre von den Personalstatuten 
damals bei uns herrschende reine Domicilprincip bedient hatte. Von Bar 
ist auf die Sache in dieser Förm m. W. später nicht zurückgekommen 
und hat jetzt für die Gesetzgebung die Lösung der Aufgabe vom Stand- 
punkte der Staatsangehörigkeit empfohlen (Verh. des XVIII. deutschen 
Juristentags Bd. 1 S. 95 fi... Vgl. hierzu im Allgemeinen Stobbe, 
Deutsches Privatrecht Bd. 1 $ 30 und über die Stellung der Gerichte 
Seuffert’s Archiv XI Nr. 299. Celle, 1. Senat, 26. Mai 1856, XV 
Nr. 75. Jena, 2. Juli 1858. XVII Nr. 116. Oldenburg 1859. Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts in Civilsachen Bd. VOII S. 145, 
29. Januar 1883; Bd. XIV S. 184, 7. Juli 1883; dagegen auch Seuf- 
ferta. a. 0. XXXIINr. 2. Celle, 3. Senat, 14. Juli 1876. Ich betrachte es 
auch heute nicht als meine Aufgabe, die Sache in dieser Richtung weiter 
zu verfolgen. 
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schieden von denen der Einpfarrung als solcher, und es wird 
sich empfehlen, diese Unterschiede im weiteren Verlauf der 
Erörterung fest im Auge zu behalten. 

Es war mir bekannt, dass das Hannover’sche Cultus- 
Ministerium die Parochialzugehörigkeit in der Landeskirche 
lediglich nach dem Wohnsitze beurteilt und dabei das 
Wohnrecht nicht berücksichtigt hatte‘), und ich fand später 
Gelegenheit, mich zu überzeugen, dass auch in Preussen nach 
gleichen Grundsätzen verfahren war. Die Rheinische Provinzial- 
synode hat sich im Jahre 1856 mit der Frage beschäftigt, 
wann Ausländer, insbesondere evangelische Holländer, bei län- 
gerem Aufenthalte in einer landeskirchlichen Parochie als 
Eingepfarrte zu behandeln seien. Damals ist es als völlig 
selbstverständlich angesehen, dass dies im Falle eines in der 
Gemeinde begründeten Wohnsitzes zu geschehen habe, und 
es bestanden nur darüber Zweifel, ob hier unter Wohnsitz 
- schon jeder solche längere Aufenthalt verstanden werden dürfe, 
welcher eine Heranziehung des Ausländers zu persönlichen 
Staats- oder Communalsteuern an dem betreffenden Orte zur 
Folge gehabt habe. In dieser Beziehung wurde von der 
Synode damals folgende Erklärung abgegeben: »Die Synode 
ist allerdings der Ansicht, dass es zu dem im & 2 der Kirchen- 
ordnung (von 1835) als Bedingung der Pfarrangehörigkeit 
geforderten Wohnsitze schon genüge, wenn der in der Ge- 
meinde sich Aufhaltende daselbst zu persönlichen Staats- oder 
Communalsteuern herangezogen werde, und sie könne bezeugen, 
dass dies sowohl in der Rheinprovinz wie in Westfalen mit der 
gewöhnlichen Praxis durchaus übereinstimmt «°). Ob die 
Synode sich dabei über die thatsächlichen Voraussetzungen 
des Wohnsitzes nicht doch geirrt, kann auf sich beruhen 
bleiben; hier handelt es sich nur um die Bedeutung, welche 
die Rheinisch-Westfälische Praxis dem Wohnsitze als solchem 
nach dem Zeugnisse der Synode auch Ausländern gegenüber 
beigelegt hat. Die gleiche Praxis in Beziehung auf confes- 
sionsverwandte Ausländer ist auch in neuerer Zeit aus der 


*) Brüel, Zur Lehre von den Kirchen- und Schullasten im König- 
reich Hannover. 1855 S. 10. 

5) Verhandlungen der 9. Rheinischen Provincialsynode $$ 54 
und 116. 
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Rheinprovinz amtlich bezeugt. Da es mir daran lag, mich 
darüber zu vergewissern, ob nicht etwa in den östlichen 
Provinzen hierin neuerdings doch vielleicht andere Grundsätze 
befolgt seien, und zu vermuten war, dass in Berlin Fälle 
der fraglichen Art vorgekommen sein würden, verglich ich 
die Verhandlungen des geschäftsführenden Ausschusses der 
vereinigten Berliner Kreissynoden, welcher die Kirchensteuern 
für sämmtliche Gemeinden der vereinigten vier Kreissynoden 
der Stadt beschreibt, und sie ergaben, dass hier ebenso ver- 
fahren war wie in den westlichen Provinzen, und confessions- 
verwandte Angehörige ausserdeutscher Staaten auf Grund 
ihres Wohnsitzes in Berlin zu den Kirchensteuern herange- 
zogen waren, auch wenn sie dagegen reclamirt und ihre Zu- 
gehörigkeit zur Landeskirche bestritten hatten. Endlich konnte 
auf Grund actenmässiger Belege kein Zweifel darüber bestehen, 
dass auch bei den Preussischen Centralbehörden bis in die 
neueste Zeit die gleiche Auffassung geherrscht hatte ®). Ich 
halte es für nicht unwahrscheinlich, dass die Praxis in andern 
deutschen Landeskirchen dieselbe gewesen ist wie in Hannover 
und in Preussen. 

Die ersten Bedenken gegen die Anwendung der älteren 
Grundsätze haben sich in der Landeskirche Altpreussens m. W. 
gegen Ende der 70ger Jahre erhoben. Sie nahmen ihren 
Ausgang nicht von inneren, sondern von äusseren Gründen, 
nicht etwa, wie es bei Mejer der Fall, von einer angeblich 
richtigeren Einsicht in das Wesen der Landeskirche, sondern 
von immerhin nicht zu unterschätzenden Erwägungen und 
Rücksichten internationaler Art, welche es vielleicht schwierig 
machen, das ältere landeskirchliche Princip gegen fremde 
Staatsangehörige ohne deren ausdrückliche Zustimmung noch 
länger aufrecht zu erhalten, während dieses Princip freilich 
bei den a. a. O. Bd. XXI S. 424 erwähnten Verhandlungen 
in den 60ger Jahren noch unangefochten geblieben war. Die 
diesen Bedenken zu Grunde liegende Ansicht schneidet dem 
Ausländer keineswegs die Möglichkeit ab, Mitglied der Landes- 
kirche zu sein, sie will ihn nur nicht ohne seinen freiwilligen 
Anschluss an sie als solches behandelt wissen, und unterscheidet 


©) Vgl. z. B. Bd. 21 dieser Zeitschrift S, 424, 
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sich dadurch auf das Bestimmteste von der Ansicht Mejer’s, 
welcher, von seinem Standpunkte durchaus folgerichtig, sagt’), 
»solange der Ausländer es bleibt, steht ihm der Anschluss an 
die Landeskirche überhaupt nicht offen « °). 

Wer wollte der Theorie das Recht bestreiten, eine be- 
stehende Praxis, selbst wenn sie althergebracht ist, als 
irrtümlich und unhaltbar anzufechten! Auf der andern Seite 
wird es Vertrauen in die Richtigkeit der Theorie erwecken, 
wenn sie in ihren Ergebnissen mit der Praxis übereinstimmt 
und sich eben dadurch als fähig erweist, die Wirklichkeit zu 
erklären, welche doch nur in den seltensten Fällen bloss auf 
Irrtum oder Willkür zu beruhen pflegt. Mejer selbst ver- 
kennt ja nicht, dass ihm in unserer Frage der Wortlaut der 
geltenden Rechtsregel entgegensteht?).. Es wird schwerwie- 
gender Gründe bedürfen, um uns zu überzeugen, dass die 
mindestens in einem grossen Theile Deutschlands hergebrachte, 
mit der lex scripta übereinstimmende Praxis gleichwohl eine 
rechtsirrtümliche gewesen sei und darum aufgegeben werden 
müsse. 

Mejer geht von der Betrachtung der Veränderungen 
aus 1%), welche die älteren Verfassungen der deutschen evan- 
gelischen Landeskirchen in neuerer Zeit durch presbyteriale 
und synodale Einrichtungen erhalten haben. Seitdem die 
Gemeindemitgliedschaft jedem qualificirten Genossen das Recht 
gebe, an der örtlichen Gemeindeleitung wie an dem synodalen 
Mitwirken bei Verwaltung des Kirchenregiments theilzuneh- 
men, auch der Gemeindeeinfluss auf die Pfarrbesetzungen 
grösser als ehedem geworden, habe die Frage, ob confessions- 
angehörige Ausländer der landeskirchlichen Gemeinde am 
Orte ihres Wohnsitzes als Gemeindeglieder angehören oder 


)a.a. 0.8. 213. 

8) Abweichend von Mejer erkennt auch Bluhme, Codex des 
Rheinischen evangelischen Kirchenrechts $. 278, an, dass Ausländer, 
welche sich im Inlande niederlassen, Mitglieder der landeskirchlichen 
Parochie sein können. Er gibt ihnen jedoch, sofern sie nicht bereite 
einem deutschen evangelischen Kirchenverbande angehört haben, das 
Recht, den Eintritt in die inländische Kirchengemeinschaft abzu- 
lehnen. 

®) a.a. 0. S. 238. 

1) a.a. 0. S. 212. 
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nicht, eine andere Bedeutung als vorher — man könne sagen, 
sie habe seitdem überhaupt erst eine nennenswerthe Bedeutung 
gewonnen. Es sei von Gewicht, ob dergleichen Ausländer in 
so eingreifenden Beziehungen, wie diese kirchlichen es seien, 
das Inland direct oder indirect mitregieren dürften, ohne 
Inländer zu werden. In dem hier gewählten Ausgangspunkte 
liegt der Schlüssel zu Mejer’s Auffassung der Sache über- 
haupt. Er betrachtet die Einpfarrung wesentlich unter dem 
Gesichtspunkte des Gemeinderechts, während sie m. E., 
trotz gewisser Rechte, welche sie gibt, zunächst unter dem 
der Parochialpflichtigkeit gewürdigt werden muss. In 
keinem der mir bekannt gewordenen Fälle ist die Frage in 
der Richtung streitig geworden, ob ein Ausländer berechtigt 
sei, an den activen Gemeinderechten theilzunehmen, vielmehr 
hat man sich immer nur darum gestritten, ob er zu den 
Parochiallasten herangezogen werden könne, wie es sich ja 
bei Streitigkeiten über Parochialzugehörigkeit überhaupt er- 
fahrungsmässig auch noch heutzutage regelmässig nur um 
vermögensrechtliche Interessen, insbesondere um die Verpflich- 
tung zur Theilnahme an den Kirchensteuern zu handeln pflegt. 
Praktisch hat demnach die Frage in Folge der Einführung 
der neuen Kirchenverfassungen eine wesentlich veränderte Be- 
deutung gegen früher keinenfalls gewonnen. Es ist nicht das 
Bedürfniss eines Schutzes der Kirche gegen das Eindringen 
ungeeigneter Elemente in den presbyterial-synodalen Organis- 
mus, welches sich fühlbar macht, sondern nach wie vor das- 
jenige eines Schutzes der Gemeinden gegen solche Glaubens- 
genossen, denen die kirchlichen Einrichtungen ihres Wohn- 
ortes für sich und die Ihrigen gleich andern Gemeindegliedern 
zu Gute kommen, die sich aber, wenn es sich um die Be- 
streitung der Kosten dieser Einrichtungen handelt, auf ihre 
Nichtstaatsangehörigkeit berufen. Auch ist es wohl weniger 
die praktische als die principielle Seite der Sache, welche 
Mejer im Auge hat. Er will grundsätzlich die Möglichkeit 
abgeschnitten wissen, dass Ausländer in den social und 
politisch so eingreifenden kirchlichen Beziehungen das Inland 
direct oder indirect mitregieren dürfen. 

Demgegenüber ist aber denn doch daran zu erinnern, dass 
die Einpfarrung an sich noch keineswegs die Möglichkeit eines 
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Mitregierens der Landeskirche eröffnet, dass vielmehr diese 
Möglichkeit ausser an die Gemeindemitgliedschaft noch an 
mannigfache sonstige Voraussetzungen geknüpft ist. Die wich- 
tigste dieser Voraussetzungen bildet die Qualification zum 
activen Wahlrechte in der Kirchengemeinde, dessen Besitz 
nach den neueren Kirchenverfassungen das Kriterium der 
activen Gemeindemitgliedschaft zu bilden pflegt und auch die 
Wählbarkeit in die Gemeindeorgane und die Synoden regel- 
mässig mitbedingt. Wo die Gesetzgebung es für notwendig 
erachtet haben würde, die active Gemeindemitgliedschaft ausser 
an die Confessionsverwandtschaft und den Wohnsitz im Pfarr- 
sprengel auch an das Wohnrecht in der Gemeinde oder an 
die Staatsangehörigkeit zu binden, da hätte eine solche 
Bestimmung im Zusammenhange der übrigen Vorschriften 
ihren Platz finden müssen, welche das betreffende Gesetz über 
die Voraussetzungen des activen Wahlrechts der Gemeinde- 
glieder aufstellt. Und in der That finden wir, dass einige 
neuere Verfassungsgesetze dem Erfordernisse des Wohnrechts, 
der Staatsangehörigkeit oder ähnlicher staatsrechtlicher Quali- 
ficationen neben der Mitgliedschaft der Gemeinde in diesem 
Zusammenhange wirklich eine gewisse Bedeutung beigelegt 
haben!!). Andere haben dies nicht gethan und zu diesen ge- 
hören insbesondere sämmtliche für Preussen in Betracht kom- 
mende Gesetze!?) mit Ausnahme der Hannoverschen Kirchen- 
vorstands- und Synodalordnung von 1864. Statt dessen ent- 
halten die Gesetze dieser letzteren Art an der entsprechenden 
Stelle gewöhnlich die Vorschrift, dass das betreffende Gemeinde- 

11) Vgl. die bei Mejer a. a. O. S. 226 angeführten Gesetze. 

2) Rheinisch-Westfäl. K.-O. von 1835 $ 2. — Kirchen- 
Gemeinde- und Synodal-Ordnung für die östlichen Provinzen vom 
10. September 1873 $ 34. — K.-Gem.- u. Syn.-O. für die ev.-refor- 
mirte Kirche Hannovers v. 12. April 1882 $ 36. — Schleswig- 
Holsteinische K.-Gem.- u. Syun.-O. v. 4. November 1876 $ 8. — 
K.-Gem.- u. Syn.-O. für den Reg.-Bez. Wiesbaden v. 4. Juli 1877 
8 35. — Gem.-O. für die evang.-luth. Gemeinde zu Frankfurt v. 1872 
Art. 38. — Presbyt.- u. Syn.-O. für den Consistorialbezirk Cassel v. 
16. Dezember 1885 $ 25 (G.-S. 1886 V. 2). 

Die ohne weiteres Allegat angeführten Bestimmungen der neueren 
Kirchenordnungen finden sich an betreffender Stelle bei Friedberg, 


Die geltenden Verfassungsgesetze der evang.-deutschen Landeskirchen 
1885. — 


Staatsangehörigkeit und Einpfarrung. 331 


glied bereits eine gewisse Zeit in der Gemeinde gewohnt haben 
müsse, 

Wenn nun Mejer die Bestimmungen solcher Gesetze, 
welche das Wohnrecht zur Bedingung des activen Wahlrechts 
machen, direct oder mittelbar zum Beweise der Behauptung 
verwerthen will, dass nach ihnen das Wohnrecht eine Be- 
dingung auch der Gemeindemitgliedschaft als solcher sei, so 
ist dem entgegenzutreten. Seine Ausführung auf Seite 226 
a. a. O. kann ich nur so verstehen, dass es direct geschehen 
soll. Er sagt: »So lange er nicht derartig aufgenommen ist, 
hat der Ausländer blossen Aufenthalt. Dass er so lange nicht 
Mitglied der Kirchengemeinde sein kann, ergibt das 
Hannoversche Gesetz vom 14. October 1848; denn es 
fordert... Wohnrecht im Pfarrsprengel als Bedingung 
activer Gemeindemitgliedschaft.«e Nachdem Mejer 
sodann eine Anzahl Gesetze angeführt hat, wonach Ausländer 
von der kirchlichen Activgemeinde gleichfalls ausge- 
schlossen sein sollen, fährt er fort: »Hiernach ergibt die 
geschichtliche Entwickelung ....., dass Ausländer, so lange sie 
dies bleiben, nicht fähig sind, Mitglieder der landes- 
kirchlichen Gemeinde zu seine. Endlich heisst es 
Seite 238: »Sonach erfüllen... . Ausländer die Bedingungen, 
unter denen active Mitgliedschaft der Parochial- 
gemeinde erworben wird, heute so wenig wie vormals.... 
Naturalisation ist für sie Voraussetzung der Einpfarrung.« 
Active Gemeindemitgliedschaft und Einpfarrung werden hier 
also in der Deduction begrifflich einfach für dasselbe genom- 
men, obwohl es sich dabei in Wirklichkeit um völlig ver- 
schiedene Dinge handelt. 

Während sich in den neuen Kirchenverfassungsgesetzen 
regelmässig eingehende Bestimmungen über die Voraussetzungen 
der activen Gemeindemitgliedschaft finden, enthält nur ein 
Theil von ihnen auch Vorschriften über die Voraussetzungen 
der Einpfarrung. Im Geltungsbereiche derjenigen Gesetze, 
welche in Betreff der Einpfarrung nichts bestimmen, hat es 
dann selbstverständlich in dieser Beziehung bei den Vor- 
Schriften des bisherigen Rechts sein Bewenden behalten. Es 
verdient hervorgehoben zu werden, dass keines der neueren 
Gesetze, welche sich über die Voraussetzungen der Einpfarrung 
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aussprechen '?), dabei neben dem Wohnsitze auch des Wohn- 
rechts oder der Staatsangehörigkeit erwähnt, und es wäre doch 
in der That sehr auffallend, dass, wenn man wirklich neben 
dem Wohnsitze auf das Wohnrecht Gewicht gelegt hätte, 
nicht wenigstens das eine oder andere dieser vielen Gesetze 
Anlass genommen haben sollte, dies auch auszusprechen, zu- 


18) Nach $ 2 der Rhein.-Westf. K.-O. von 1835 begründet der 
Wohnsitz in der Parochie die Einpfarrung und die daraus ent- 
stehenden Rechte und Verpflichtungen für jeden evangelischen Glaubens- 
genossen. Von dieser einfachen Gemeindemitgliedschaft oder, wie sie 
auch genannt wird, Pfarrgenossenschaft, welche die Steuerpflicht 
in der Parochie zur Folge hat ($ 18 Zusatz 1 und $ 131), wird diejenige 
vollere Gemeindemitgliedschaft unterschieden, welche zur Theilnahme an 
Wahlen und kirchlichen Aemtern berechtigt ($ 2 wit Zusatz 2) und 
durch eine besondere »Aufnahme« in die Gemeinde bedingt ist. Durch 
dies Institut der »Aufnahmes in die Activgemeinde unterscheidet sich 
die Rhein.-Westf. K.-O. doch nicht in dem Grade von späteren Kirchen- 
ordnungen, wie es nach Mejer a. a. O. S. 214 scheinen könnte; denn 
sie ist in der Sache dasselbe, wie die Aufnahme in die Wählerliste, wie 
sie uns in anderen Kirchenordnungen begegnet, z. B. in der Preussi- 
schen K.-Gem.- u. Syn.-O. v. 10. September 1873 $34 und der dazu 
erlassenen Instruction v. 25. Januar 1882 $ 6, der Frankfurter evang.- 
luth. Gem.-O. von 1872 Art. 2u.3 u. s. w. 

Ueber die verschiedenen Voraussetzungen der Einpfarrung einer- 
seits, der activen Gemeindemitgliedschaft andererseits sind ferner 
zu vergleichen: K.-Gem. u. Syn.-O. für Cons.-Bez. Wiesbaden v. 
4. Juli 1877 8 2, 35. — Evang.-luth. Gem.-O. für Frankfurt v. 1872 
Art. 2, 3, vgl. mit Frankfurter Ges. betr. den evang.-luth. Gemeinde- 
vorstand v. 5. Februar 1857 Art. 4. — Presb.- u. Syn.-O. f. d. Cons.- 
Bez. Cassel v. 16. Dezember 1885 $ 1, 25, 26 (G. S. 1886 S. 2). — 
Württemberg’sches Ges. v. 14. Juni 1887 Art. 5, 6, 17, 18 (Allg. 
Kirchenblatt 8. 433). — Badische K.-Verf. v. 5. September 1861 
$ 10, 14. — Hessen-Darmstädt’sches K.-Verf.-Edict v. 6. Januar 1874 
$ 9, 13. — Oldenburg’sches K.-Verf.-Ges. v. 11. April 1853 Art. 7, 
14, 21. — Weimar’sche K.-Gem.- u. Syn.-O. v. 24. Juni 1851 $ 2, 17. 
— Altenburg’sche K.-Gem.-O. v. 6. Februar 1877 $1, 7. — Meinin- 
gische K.-Gem.- u. Syn.-O. v. 4. Januar 1876 8 4, 6, 17. — Reuss ä.L. 
Ges. v. 7. April 1880 $ 4, 6. — Waldeck’sche Gem.-O. v. 1. August 
1857 $ 4, 5. — Lübische Bek. v. 8. Dezember 1860 Art. 1, 5 und 
Ordnung für Travemünde v. 24. Mai 1862 Art. 1, 5. — Hamburger 
K.-Verf. v. 1. Januar 1883 $ 3, 20. — Bremer Kirchl. Gem.-O. für 
die Landgemeinden v. 2. Mai 1860 $ 3, 4, sowie die weiter bei Fried- 
berg a. a. O. mitgetheilten Ordnungen für die einzelnen Kirchen- 
gemeinden in der Stadt Bremen. 
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mal sie sämmtlich einer Zeit entstammen, in welcher der 
juristische Sprachgebrauch unzweifelhaft mit völliger Bestimmt- 
heit zwischen Wohnsitz und Wohnrecht unterschied, nicht etwa 
jener ältern Zeit, in welcher nach Mejer’s Ansicht »unter 
Wohnsitz das heute sogenannte Wohnrecht« verstanden ist. 
Daraus aber, dass ein Gesetz das Wohnrecht zur Bedingung 
des kirchlichen Wahlrechts macht, kann schlechterdings nicht 
gefolgert werden, dass das Wohnrecht damit nun auch zur 
Bedingung der Einpfarrung gemacht worden sei. Im Zweifel 
wird daraus eher das Gegentheil gefolgert werden müssen ; 
denn, wenn ein Gesetz!*) sagt: »Wahlberechtigt sind alle 
volljährigen männlichen Mitglieder der Kirchengemeinde, 
welche in deren Bezirke Wohnrecht haben u. s. w.«e, so ist 
aus der dem Begriffe Gemeindeglieder in dem Relativsatze, 
welche Wohnrecht haben, hinzugefügten Beschränkung nach 
den Regeln grammatischer und logischer Auslegung zunächst 
immer anzunehmen, dass es nach der Ansicht des Gesetzgebers 
auch solche Mitglieder der Kirchengemeinde geben kann, bei 
welchen jene Beschränkung nicht Platz greift, welche somit 
kein Wohnrecht in der Parochie haben. Bei mehreren der 
von Mejer Seite 226 angeführten Gesetze wird das überdies 
durch deren positiven Inhalt ausser Zweifel gestellt. Die 
Badische Kirchenverfassung vom 5. September 1861 be- 
stimmt im 8 10'5%): »Jedes Mitglied der Gemeinde hat 
Antheil an den kirchlichen Anstalten und Gerechtsamen, auch, 
wenn ihm die gesetzlichen Bedingungen nicht fehlen, Stimm- 
recht in der Gemeindeversammlung und Wöählbarkeit in die 
Vertretung der Kirche. Auch solchen, die das Badische 
Staatsbürgerrecht nicht besitzen, kann nach einjährigem 
Aufenthalte in der Gemeinde von dem Kirchenrath, vorbe- 
haltlich der Beschwerde an die Kirchengemeindeversammlung, 
das Stimmrecht und die Wählbarkeit, jedoch nur für kirch- 
liche Gemeindeämter ertheilt werden.< Und der gleichfalls 
angeführte 8 10 der Hannoverschen Kirchenvorstands- 
und Synodalordnung vom 9, October 1864 1°) besagt: » Wahl- 


14) Hannoversches Ges. über Kirchen- u. Schulvorstände v. 14. Octo- 
ber 1848 (G. S. I, 301). 

16) Friedberg a. a. O. S. 447. 

16) daselbst S, 130. 
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berechtigt sind alle volljährigen männlichen Mitglieder 
der Kirchengemeinde, welche im Pfarrsprengel Wohn- 
recht haben oder auf ihren Antrag vom Kirchenvorstande 
Wahlrecht beigelegt erhalten.«e Demnach geht sowohl das 
Badische wie das Hannoversche !?) Gesetz davon aus, 
dass es Mitglieder der Kirchengemeinde gibt, welche Badisches 
Staatsbürgerrecht bzw. Wohnrecht im Pfarrsprengel nicht 
besitzen, und beide legen auf jene besondere Qualification 
selbst für die active Gemeindemitgliedschaft kein unbedingtes 
Gewicht. | 

Diesem Allen nach lässt sich der Inhalt der neuern deut- 


. 47) Für Hannover vergleiche gegen Mejer auch Brüel a. a 0. 
S. 10. Das Kirchenvorstandsgesetz vom 14. Oktober 1848 bezog sich 
auch auf Katholiken. Sollte es das Wohnrecht etwa auch in den Pa- 
rochialbegriff des katholischen Kirchenrechts hineingetragen haben? 
Wenn Mejer a. a. O. S. 226, verbis „und ebenso“, den $ 9 des 
Gesetzes vom 14. Oktober 1848 und den $ 10 der K.-Vorst.- u. Syn.-0. 
v. 9. Oktober 1864 als gleichwerthig anführt, so übersieht er die Ver- 
schiedenheit des Standpunktes beider Gesetze. Im Jahre 1848 beschränkte 
man das Wahlrecht auf die im Pfarrsprengel wohnberechtigten Gemeinde- 
glieder. Die ältesten, schon aus dem Jahre 1849 herrührenden Com- 
missionsentwürfe zur Einführung von Presbyterial- und Synodal- 
einrichtungen in der hannoverschen Landeskirche (Göttingen, bei Diete 
rich 1849, 8. 85) wollten hieran festhalten. Dagegen enthielt der im 
Jahre 1863 der zur Berathung einer K.-Vorst.- u. Syn.-O. berufenen 
Vorsynode von der Regierung vorgelegte Gesetzentwurf im $ 10 Abe. 
eine wesentliche Modification des früheren Standpunkts, und zwar bereits 
in derselben Fassung, welche der $ 10 der K.-Verf.- u. Syn.-O. von 1864 
gegenwärtig zeigt. In der Vorsynode waren die Ansichten über die 
dem Wohnrechte neben dem Wohnsitze für die Einpfarrung zu 
kommende Bedeutung getheilt. Gegen die Bemerkung des Referenten 
— es war der Göttinger Herrmann —, dass nach unserer neneren 
Ausbildung des Domicilrechts zu den Parochidnen der Regel nach nur 
solche Confessionsgenossen gehörten, welche im Pfarrsprengel sowohl 
Juristisches als polizeiliches Domicil besässer, erhob sich ein lebhafter 
Widerspruch aus dem Kreise der hannoverschen Praktiker. Auch 
wünschte man von dieser Seite allen Parochianen, nicht nur den wohn- 
berechtigten, das Wahlrecht einzuräumen, und beantragte deshalb, den 
vom Wohnrechte handelnden Satz des $ 10 al. 1 aus der Vorlage über- 
haupt zu streichen. Schliesslich entschied sich die Synode, wesentlich 
aus Gründen äusserer Zweckmässigkeit, für -die Annahme der Vorlage. 
wonach das Wahlrecht zwar in der Regel, aber nicht ansnahmslos auf 
solche Gemeindemitglieder beschränkt worden ist, welche, Wolhnrecht im 
Pfarrsprengel haben (Protokolle der Vorsynode von 1863 S. 120-124) 
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schen Kirchenverfassungsgesetze, insonderheit derjenigen, nach 
welchen die active Gemeindemitgliedschaft wirklich etwa auf 
die im Pfarrsprengel wohnberechtigten Mitglieder der Gemeinde 
oder in ähnlicher Weise beschränkt ist, nicht im Sinne der 
Behauptung verwerthen, als bilde das Wohnrecht eine Vor- 
aussetzung auch der Einpfarrung. Eine unbefangene Betrach- 
tung dieser Gesetze muss vielmehr zu der Ueberzeugung füh- 
ren, dass sie im Allgemeinen von der Ansicht ausgehen, die 
Einpfarrung als solche sei vom Wohnrechte unabhängig, wo- 
bei es hier dahingestellt bleiben kann, ob nicht in einigen von 
ihnen gradezu der dispositive gesetzgeberische Wille ausge- 
sprochen ist, dass die Einpfarrung durch das Wohnrecht nicht 
bedingt sein soll. 

Es bleibt nunmehr zu prüfen, welche unmittelbaren Be- 
weise Mejer für seine Behauptung zu liefern vermag, dass 
in der ältern Zeit, um welche es sich handelt, der Wohnsitz 
als das heute sogenannte Wohnrecht verstanden sei. Auch 
hier gilt es sich zunächst über die in Betracht kommenden 
Begriffe und über den Sprachgebrauch zu verständigen. In 
erster Beziehung ist ein Dreifaches zu unterscheiden, der vor- 
übergehende Aufenthalt, der Wohnsitz und das Wohnrecht. 
In zweiter Hinsicht hebt Mejer!®) mit Recht hervor, dass 
in der Zeit, »von welcher es sich handelt«, die Ausdrücke 
»Wohnsitz«e, »fester Wohnsitz« , »beständiger Wohnsitz« als 
gleichbedeutende verwendet werden. Man wird sich deshalb 
davor zu hüten haben, den Ausdruck »fester Wohnsitz«e neben 
den erwähnten drei Begriffen als einen vierten in die Diskus- 
sion einzuführen, und dadurch der Ansicht Vorschub zu leisten, 
als ob unter Umständen in dem »festen Wohnsitze« doch ein 
Moment enthalten sein könne, welches in dem Begriffe des 
»Wohnsitzese als solchen nicht bereits mitumfasst sei. Ein 
solches Moment legt Mejer in die Bezeichnung »fest«, wenn 
er wiederholt !?) von Personen redet, welche zwar Wohnsitz, aber 
keinen festen Wohnsitz haben, und bei dieser Unterscheidung 
davon ausgeht, dass Personen, welche jeder Zeit ausgewiesen 
werden können, eines festen Wohnsitzes entbehren. Mejer 


18) 2. a. 0. 8. 225, 
1) a. a. 0. S, 227. 237. / 
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überschätzt meiner Meinung nach die Bedeutung der Landes- 
verweisung für unsere Frage. Als der eigentlich leitende Ge- 
danke zieht sich durch seine Ausführungen die Auffassung 
hindurch, dass unsere Altvordern nur denjenigen Wohnsitz als 
den festen, den beständigen und damit als den Wohnsitz über- 
haupt angesehen hätten, bei welchem der Wohnende gegen 
die Möglichkeit der Ausweisung geschützt gewesen sei. Damit 
dürfte jedoch eine Anschauungsweise von heute in die ältere 
Zeit hineingetragen werden. Uns erscheint allerdings die Un- 
zulässigkeit der Landesverweisung als eine der wichtigsten 
Folgen des Unterthanenverhältnisses, dagegen war dies früher, 
auch noch im 18. Jahrhundert, nicht ebenso der Fall, und 
man betrachtete die Landesverweisung sowohl als Criminal- 
strafe wie als polizeiliche Massregel auch Inländern gegenüber 
nicht als unzulässig 2°). Jedenfalls dürfen wir uns überzeugt 
halten, dass dieser Punkt in dem Rechtsbewusstsein der früheren 
Jahrhunderte nicht entfernt die Rolle gespielt hat, um schon 
seinerseits eine genügende Veranlassung zu jener Umwandlung 
des quellenmässigen Domicilbegriffs abgeben zu können, wie 
sie nach Mejer stattgefunden haben soll. 

Demungeachtet wäre es ja dennoch nicht unmöglich, dass 
unsere Vorfahren sich das Wohnrecht und den Wohnsitz in 
so enger Beziehung zu einander gedacht hätten, dass von ihnen 
unter dem Wohnsitze nur das mit dem Wohnrechte verbun- 
dene Wohnen verstanden worden wäre. Selbstverständlich 
wird man dann aber bei Prüfung der Zeugnisse, welche hie- 
für angeführt werden sollen, von dem an die Landesverweisung 
anknüpfenden Gesichtspunkte völlig Abstand nehmen und stets 
im Auge behalten müssen, dass »Wohnsitz« und »fester Wohn- 
sitz« sachlich und sprachlich ein und dasselbe sind. Die Sprache 
liebt es, unter Umständen eine besonders charakteristische 
Eigenschaft der Sache in deren Begriff gleich mit aufzunehmen. 
Wie in dem Worte »das feste Land« nicht zwischen Land 
und Land unterschieden, sondern das Land als solches in seiner 
charakteristischen Eigenschaft den tückischen Gewässern hand- 
greiflich gegenübergestellt wird, so wollen die Quellen, wo sie 

20) J. J. Moser, Von der Landeshoheit in Ansehung der Unter- 


thanen Kap. 22 8 14—16, Kap. 5 85. — Von Bar, Verh. d. 18 deutsch. 
Juristentags Bd. 1 8. 97. 
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vom »festen Wohnsitz« reden, nicht eine besondere Art des 
Wohnsitzes bezeichnen, sondern nur diejenige Eigenschaft des 
Wohnsitzes gleichzeitig mit zum Ausdruck bringen, durch 
welche er sich von bloss vorübergehendem Verweilen an einem 
Orte charakteristisch unterscheidet. Vor Allem haben wir 
selbst uns von der Anschauung frei zu machen, als ob die 
Begründung eines festen Wohnsitzes beim Mangel eines Wohn- 
rechtes im Grunde doch eigentlich unmöglich sei. So lange 
wir selbst an die Möglichkeit der Begründung eines Wohn- 
sitzes ohne gleichzeitiges Wohnrecht nicht glauben, von einem 
festen Wohnsitze« eines Ausländers im Inlande nichts wissen 
wollen, werden wir leicht versucht sein, entsprechende An- 
sichten auch bei unseren Vorfahren zu vermuthen. 

Das Domicil im Sinne des Römischen Rechts ist ein that- 
sächliches Verhältniss, welches ein Recht zu wohnen so wenig 
voraussetzt, wie der Besitz das Recht zu besitzen. Cives qui- 
dem origo, manumissio, allectio vel adoptio, incolas vero.... 
domicilium facit. Et in eo loco singulos habere domicilium 
non ambigitur, ubi quis larem rerum ac fortunarum suarum 
constituit, unde rursus non sit discessurus, si nihil 
avocet, unde cum profectus est, peregrinari videtur, quo si 
rediit peregrinari jam destitit?)). Nur durch das wirkliche 
Wohnen an einem Orte und die Absicht, dauernd daselbst zu 
wohnen, wird der Wohnsitz bedingt. Dagegenist eine be- 
stimmte Zeitdauer des Wohnens an demselben Orte nicht noth- 
wendig, und nur für den Beweis solcher Absicht kann eine 
längere Dauer des Wohnens in zweifelhaften Fällen unter Um- 
ständen erheblich sein. Auch darf die Absicht dauernder 
Niederlassung nicht so verstanden werden, als ob es dabei auf 
eine Niederlassung für immer abgesehen sein müsse. »Non 
discessurus si nihil avocat.« Wer heute in Halle seinen Wohn- 
sitz nimmt, kann sich schon jetzt darüber völlig klar sein, 
dass er vielleicht nach wenigen Jahren in der Lage sein wird, 
seinen Wohnsitz nach Göttingen zu verlegen. Innere oder 
äussere Gründe können dazu nöthigen, einen soeben erst be- 
gründeten Wohnsitz nach kurzer Frist wieder zu verlassen. 
Solche äussere Gründe können dann aber beispielsweise grade 


— 


#1) 1.7 C. de incolis 10. 39, 
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auch aus den Verhältnissen des öffentlichen Rechts erwachsen. 
'Ein Beamter kann versetzt, ein Fremder, welchen man an 
einem Orte geduldet, wo er zu wohnen kein Recht hatte, kann 
polizeilich genöthigt werden, den Wohnsitz wieder aufzugeben. 
Aber die blosse Möglichkeit einer obrigkeitlichen Nöthigung 
zu unfreiwilliger Wiederaufgabe des Wohnsitzes hindert die 
Begründung eines solchen weder begrifflich noch erfahrungs- 
mässig thatsächlich, so wenig wie der Besitzerwerb des Oceu- 
panten durch die Möglichkeit der rei vindicatio des Eigen- 
thümers ausgeschlossen wird. Mit andern Worten, das Mo- 
ment der Festigkeit im Begriffe des Wohnsitzes ist ein we- 
sentlich subjektives, es bezieht sich auf den animus perpetuo 
ibi remanendi, nicht auf den Mangel äusserer Hindernisse, 
welche sich dem Wohnenden für die Durchführung seiner 
Absicht früher oder später vielleicht in den Weg stellen 
konnten 22), | 

Und da ist nun zunächst nachdrücklich zu betonen, dass 
bis jetzt auch nicht ein einziges positives Zeugniss dafür vor- 
liegt, als hätten die Juristen des 17. und 18. Jahrhunderts, 
wo sie vom Wohnsitze reden, das Wohnrecht verstanden. 
Wenn sich demnächst bei einzelnen Schriftstellern dahin deu- 
tende Aeusserungen wirklich nachweisen lassen möchten, so 
würde es immer noch die Frage sein, ob es sich dabei in der 
That um Zeugnisse für eine gewohnheitsrechtliche Modification 
des gemeinrechtlichen Domicilbegriffs und nicht vielmehr 
lediglich um Spuren einer rechtsirrthümlichen Auffassung des 
Gemeinen Rechts seitens der betreffenden Schriftsteller handelte. 
Aber niemals ist vom Wohnrechte die Rede. Das habitare 
in parochia, das esse in pago ac dioecesi, das Domicil im 
Pfarrsprengel ist es, worauf für die Entstehung der Ein- 
pfarrung bezw. die Zugehörigkeit zur Landeskirche allein Ge- 
wicht gelegt wird ?°). Können wir annehmen, dass nicht einer 
dieser Juristen, denen das Römische Recht mit seiner scharfen 
Unterscheidung zwischen den Voraussetzungen der Civität und 


22) Vgl. das bereits angeführte Oldenburgische Urtheil bei Seuf- 
fert XVII Nr. 116. 

22) Vgl.z.B.Carpzow, Jurisprudentia eccl*. I, 7. def. 105 $4 und 7. 
def. 107. — Brunnemann, De jure ecclesiastico tract. posth. Lib. I 
cap. 2 additio; Lib, Il cap. 289. 
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des Domicils wohl bekannt war, es auch einmal ausgesprochen 
haben sollte, dass jetzt unter Domicil etwas Anderes ver- 
standen werden müsse, wie nach Römischem Rechte. Ins- 
besondere halte ich das bei einem Schriftsteller, wie J. H. Böh- 
mer, der so sehr gewohnt ist, die Dinge, wie sie wirklich 
sind, scharf anzusehen, für mehr als wahrscheinlich. Böhmer 
unterscheidet das Domicil durchweg sehr genau einerseits von 
origo, andererseits vom bloss vorübergehenden Aufenthalte, und 
hebt dann hervor: -ad domicilium constituendum duo requi- 
runtur, actualis habitatio et animus perpetuo ibi re- 
manendi®*). Dann heisst es weiter: .... quod jus parochia- 
litatis imitetur rationem jurisdicetionis forensis, adeoque 
sicut ad forum domicilii constituendum animus perpetuo ibi 
remanendi, ita idem ad jus parochialitatis adipiscendum re- 
quiritur 2°). In Uebereinstimmung mit Böhmer erblickt das 
A. L.-Recht II. 11. $ 268 das unterscheidende Merkmal des 
Wohnsitzes gegenüber dem blossen Aufenthalte im Kirchspiel 
nicht etwa im Wohnrechte, sondern in dem Vorsatze, den 
Wohnsitz darin aufzuschlagen 2°). 

Mejer beruft sich auf die Hannoversche Verordnung über 
die Bestimmung des Wohnorts der Unterthanen in polizeilicher 
Hinsicht vom 6. Juli 1827 ?°), in welcher sehr deutlich der 
Wohnsitz als Wohnrecht verstanden werde. Damit betritt er 


eh a et ee ie 


4) Jus paroch. III cap. 2 $ 9. 

25) Daselbst III cap. 2 $ 12. Das Domicil ist hier also ganz wie 
im Civilprocesse verstanden! | 

38) Der bei G. L. Böhmer, Princ. jur. can. $ 144 dem  Domicil 
entgegengesetzte locus babitationis erläutert sich aus dem unmittelbar 
vorher erwähnten »ad tempus habitantes«e. Auch bei Leyser, 
Meditationes ad pandectas (3. Aufl. 1742) Bd. 2 8. 66 ff. wird das 
Domicil im Sinne des Römischen Rechts verstanden. Der daselbst S. 68 
erwähnten, von Hameln nach Hildesheim verzogenen Predigerswittwe, 
deren Domicil in Hildesheim das angeführte Responsum der JÜti 
Helmstadienses von 1727 anerkennt, ist Wohnrecht oder Unterthanen- 
recht in Hildesheim augenscheinlich nicht wieder beigelegt worden. 
Ebenso fasst Lauterbach, De domicilio (Dissertat. Acad. vol. II 
Ss. 1313 ff., Tübingen 1728) das Domicil in Uebereinstimmung mit dem 
Römischen Rechte, und seine Darstellung schliesst jeden Zweifel darüber 
aus, dass ihm eine receptio in den Territorial- oder Ortsverband keine 
Voraussetzung des Domiciis bildet. Nr. 15, 24, 29, 30, 46—58. 

27) Ges.-S. I, 69. 


340 Th. Braun: 


aber in dem für ihn günstigsten Falle ein sehr unsicheres 
Gebiet. Diese Verordnung, welche, wie sie sich selbst aus- 
drückt, von der Erlangung eines Wohnortes oder Domicils in 
polizeilicher Hinsicht handelt, enthält Vorschriften über 
den Erwerb des Wohnrechts, welche seitdem die Grundlage 
für die Verpflichtung der Gemeinden zur Gewährung von 
Armenunterstützung gebildet haben. Dagegen bezieht sie sich 
auf das juristische Domicil überhaupt nicht. Immerhin lag 
hier die Quelle einer gewissen Unklarheit; man wusste, wenn 
von der Domicilgemeinde die Rede war, nicht sogleich, ob 
dabei an den Wohnsitz oder an das Wohnrecht gedacht war, 
und ich will nicht leugnen, dass in Hannover dies sogenannte 
polizeiliche Domicil mit dem juristischen hin und wieder ver- 
wechselt sein mag. Im Allgemeinen kann man dies jedoch 
der Hannover’schen Jurisprudenz nicht vorwerfen. Sie wusste 
vielmehr zwischen dem juristischen Domicil und dem soge- 
nannten polizeilichen Domicil der Verordnung von 1827 sehr 
wohl zu unterscheiden und verstand das Wort Domicil, soweit 
es sich nicht um den Kreis der durch die Verordnung von 
1827 speciell geregelten Communalverhältnisse handelte, ledig- 
lich im Sinne des Gemeinen Rechts. Insbesondere war man 
sich darüber klar, dass im Falle des $ 5 der Verordnung die 
Ersitzung des polizeilichen Domicils in einer bestimmten Ge- 
meinde durch fünfjähriges juristisches Domicil unter Umstän- 
den möglich war. Einem bloss vorübergehenden fünfjährigen 
Aufenthalte, wie er z. B. bei Schülern, Gesellen und Dienst- 
boten vorzukommen pflegt, war diese Wirkung durch die Ver- 
ordnung selbst ausdrücklich abgesprochen, und die Praxis liess 
die Ersitzung des Wohnrechts bei Personen, welche auf Heim- 
kehrschein wohnten, nicht Platz greifen, weil sie bei ihnen 
die Absicht dauernder Niederlassung als ausgeschlossen be- 
trachtete. Ich kann mich für meine Ansicht hier auf das 
competente Zeugniss Brüel’s berufen, und .es sei mir ge- 
stattet dasjenige, was er hierüber in der bereits oben erwähnten 
Monographie bemerkt, wörtlich anzuführen, weil diese gegen- 
wärtig manchem Leser dieser Zeitschrift nicht sogleich zu- 
gänglich sein dürfte. Brüel sagt: »Ex domicilio quis fit 
parochianus. Dies Domieil, juristisches Domiecil genannt, 
zur Unterscheidung vom Wohnrecht, welches ein unglücklicher, 
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die Begriffe verwirrender Sprachgebrauch gern als »polizei- 
liches Domicil« bezeichnet, ist bekanntlich da begründet, wo 
jemand mit der Absicht des bleibenden Aufenthalts wirklich 
wohnt. ... Anlangend aber näher noch das Verhältniss des 
(juristischen) Domicils zum (polizeilichen) Wohnrecht, so wird 
durch letzteres selbstverständlich nicht selten mittelbar und 
thatsächlich das Domicil bestimmt; ein unmittelbar und recht- 
lich bedeutendes Moment indess bildet das Wohnrecht für das 
Domicil und so auch für die Mitgliedschaft der Kirchenge- 
meinde nicht. — Denn einerseits ist jemand keineswegs da, wo 
er wohnberechtigt ist, auch immer domiciliirt; schon desshalb 
nicht, weil nur dies, nicht jenes, wirkliches Wohnen am be- 
treffenden Orte erfordert. Andererseits kann jemand recht wohl 
an einem Orte sein Domicil haben, an welchem er nicht wohn- 
berechtigt ist. Für zweifelhaft könnte dies nur etwa desshalb 
gehalten werden, weil es scheinen möchte, als sei die für das 
Domicil erforderliche Absicht eines bleibenden Aufenthalts un- 
möglich, wo die lEirlaubniss zum Wohnen nur prekären Cha- 
rakter hat. Allein, wenn freilich auch ein bleibender Aufent- 
halt da, wo die Befugniss dazu auf Rechtsordnung beruht, 
grössere Garantie für sich hat, so ist doch auch ohne Wohn- 
recht der dauernde Aufenthalt an einem Orte auf Grund fort- 
laufender Gestattung der Gemeinden und Behörden möglich 
und selbst nicht ungewöhnlich. Es kann daher in der Erwar- 
tung dauernder Gestattung ein solcher Ort zam Domicile füg- 
lich erwählt werden. An dieser Unabhängigkeit der Mitglied- 
schaft in der Kirchengemeinde vom (polizeilichen) Wohnrecht 
hat namentlich auch das Kirchenvorstandsgesetz vom 14. Oc- 
tober 1848 nichts geändert.« Soweit Brüel. Es wird nicht 
unzulässig sein, hier daran zu erinnern, dass von den übeln 
Folgen der Gewohnheit, mit den Ergebnissen moderner Codi- 
fikationen zu arbeiten, auf welche Mejer°®) die von mir be- 
zeugte, am Wortlaute des Gesetzes festhaltende Altpreussische 
Praxis an erster Stelle zurückführen zu müssen glaubt, in den 
früheren Hannover’schen Verhältnissen jedenfalls nicht die Rede 
sein konnte. 

»Wie aber«, heisst es bei Mejer ?°) weiter, »wenn von 


»%) a, a. 0. 8. 239. 
») 2.2. 0. 8. 221. 
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ihnen -— nämlich confessionsangehörigen Ausländern — fester 
Wohnsitz in der Parochie erworben wird? Die Antwort gibt 
das Landesstaatsrecht dahin, dass dieser Fall nicht vorkommen 
konnte; denn durch den Erwerb des festen Wohnsitzes, auf 
dessen Bestimmung man im»Allgemeinen die ri- 
misch-rechtlichen Normen über das Domicil an- 
wandte, hörte der Ausländer auf, dies zu sein und wurde 
landesangehöriger Unterthan.e Das wäre also anscheinend 
genau dasjenige, was ich behaupte: Wohnsitz im Sinne des 
Römischen Rechts machte zum Unterthanen. Freilich bleibt 
dann wenig davon übrig, wenn Mejer fortfährt: »Ent- 
sprechend der erwähnten Bedeutung des Wohnsitzes für die 
Staatsangehörigkeit wurde diese verliehen durch diejenige Orts- 
obrigkeit, die den Wohnsitzerwerb genehmigte... . Ohne 
Aufnahme durch eine Lokalobrigkeit aber war von einem 
Ausländer... . Wohnsitz und Landesangehörigkeit nicht 
zu erwerben.« Dafür beruft er sich auf Pütter. Pütter°®) 
erwähnt das jus recipiendi novos cives als ein Recht der 
Territorialstaatsgewalt und sagt insbesondere: Interim muni- 
cipiorum cives a magistratu, rustici a quolibet jurisdictione 
praedito modo haud neglecto homagio recte recipiuntur®!). 
Pütter spricht sich an dieser Stelle weder über die Voraus- 
setzungen des Domicils, noch darüber aus, ob und in wie weit 
er solche Landeseinwohner als subditi anerkennt, welche nicht 
förmlich als Landesangehörige recipirt waren. Dass eine 
Reception in den Staatsverband überhaupt vorkam, unterliegt 
ja keinem Zweifel, ebensowenig, dass ein Fremder thatsäch- 
lich nicht leicht in der Lage gewesen sein wird, sich ohne 
obrigkeitliche Erlaubniss an einem Orte dauernd niederzulassen. 
Dies schliesst jedoch, wie schon erwähnt, die Möglichkeit der 
Begründung eines Wohnsitzes auch ohne Reception nicht aus, 
nämlich für solche Fälle, wo die Obrigkeit sich um den An- 
kömmling überhaupt nicht bekümmerte oder sonst von ihrer 
Befugniss, ihm den Aufenthalt im Lande zu verbieten, keinen 


°) Institutiones juris publici Germanici (4. Aufl. 1787) $ 376, vgl. 
wegen des bei der Reception zu leistenden Homagialeides $ 53. 

”) J. J. Moser a. a. O. cap. V $ 2 lässt es dahin gestellt sein, 
ob dieser letzte Satz Pütter’s als allgemeine Regel in dem grössten 
Theile Deutschlands passiren könne. 
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Gebrauch machte, und das sind ja eben die Fälle, um welche 
es sich bei unserer Frage handelt®?). Nun könnte man aller- 
dings sagen, wenn ein Schriftsteller, welcher die Landes- 
angehörigkeit als die Folge des Domicils ansieht, deren Ent- 
stehung bezüglich Fremder von der Reception abhängig 
macht, so muss er auch die Begründung eines Domicils des 
Fremden ohne Reception für ausgeschlossen halten. Aber 
auch in dieser Richtung werden sich aus den angeführten 
Worten Pütter’s irgend welche Folgerungen für unsere Frage 
nicht ziehen lassen. 

Um die Aeusserungen der älteren Publizisten über die 
Territorialangehörigkeit ricbtig zu würdigen, müssen wir die 
in dieser Hinsicht bei ihnen vorkommende doppelte Gedanken- 
reihe unterscheiden, von denen. die eine an die staatsrecht- 
lichen Folgen des Wohnens im Lande, die andere an die 
staatsrechtlichen Voraussetzungen des Einwohnerrechts an- 
knüpft. Im Allgemeinen erblickte die ältere Rechtsauffassung 
in dem dauernden Aufenthalte im Lande den Grund der 
Unterwerfung unter die darin bestehende öffentliche Gewalt. 
Wie schon im altdeutschen Rechte das commorari oder 
manere in pago, die Wohnung oder das Gesessensein im Ge- 
richtssprengel, als Grund der Unterwerfung unter die Grafen- 
gewalt, bezw. die Gerichtsbarkeit erscheint ®®), so betrachtete 
man später, als sich die Landeshoheit auf den Trümmern der 
alten Gauverfassung entwickelt hatte, alle diejenigen, welche 


2) In dem, was Mejer a. a. O. S. 224 über die Möglichkeit still- 
schweigender obrigkeitlicher Duldung des Wohnsitz nehmenden Fremden 
bemerkt, scheint er in der Tbat auch seinerseits dasjenige anzuerkennen, 
worauf es mir ankommt: Nicht nur der mit Wohnrecht im Lande wolı- 
nende, sondern auch der bloss geduldete Einwohner ist im Sinn des 
ältern Rechts Unterthan bezw. Parochian. Ich vermag das mit Mejer’s 
sonstiger Ansicht nur so zu vereinigen, dass er die Entstehung des 
Wohnrechts ohne Weiteres als eine Folge der Duldung ansieht. Wie 
wenig dies jedoch der Fall, zeigt gerade sehr deutlich das Beispiel in 
dem von ihm selbst (S. 223) angeführten Erkenntnisse des Preussischen 
Oberverwaltungsgerichts vom 31. Januar 1886, in welchem jemandem, 
der Jahre lang unter obrigkeitlicher Duldung im Lande seinen Wohnsitz 
gehabt hatte, das Wohnrecht abgesprochen wurde. 

ss, Vgl. Wetzell, Civilprocess, 3. Aufl. $ 40 und die daselbst 
Note 13 und 14 angeführten Stellen der Volksrechte und Rechts- 
bücher. 
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im Lande ihren dauernden Aufenthalt hatten, als Unterthanen 
des Landesherrn. Weil die Leute im Lande wohnen, sind sie 
dem Landesherrn unterworfen in Beziehung auf Gerichtsbar- 
keit, Polizei u. s. w., und seit der Reformation in den evan- 
gelischen Territorien dann selbstverständlich auch in Be- 
ziehung auf die aus der custodia prioris tabulae erwachsenden 
Rechte und Pflichten des Landesherrn. Quicquid est in ter- 
ritorio est de territorio, so lautete der bekannte Satz°®*). Un- 
zweifelhaft haben die älteren Reichs- und Landesgesetze, wo 
sie von Unterthanen oder subditi reden, regelmässig solche 
Personen im Auge, welche dem Landesherrn in diesem Sinne 
»respectu territorii vel domicilii subjecti« 85) sind, und ebenso 
betrachten die älteren Schriftsteller, wie Reinkingk, B. 
Carpzow, Lauterbach, J. H. Böhmer, des Unterthanen- 
verhältniss als Wirkung des Domicils. Im graden Gegensatz 
zu diesem ältern Begriffe des Unterthanen, bei welchem man 
an das thatsächliche Band zwischen Land und Leuten 
anknüpfte, hat unser heutiger Staatsangehörigkeitsbegriff von 
dem Rechte, im Lande zu wohnen, seinen Ausgang 
genommen. Gleich der einzelnen Gemeinde suchte sich das 
Land, je mehr es sich aus einem durch die verschiedenen in 
der Person des Landesherrn vereinigten Rechte bloss äusser- 
lich zusammengehaltenen Gebiete zu einem staatsrechtlichen 
Ganzen entwickelte, gegen das Zuströmen Fremder zu schützen. 
Man unterschied zwischen den Einwohnern des Landes und 
solchen, welche das Einwohnerrecht im Lande hatten, ent- 
wickelte bestimmte Grundsätze über den Erwerb und Verlust 
dieses Rechts und beschränkte demnächst die Consequenzen 
auch des Unterthanenverhältnisses in gewissen wichtigen Be- 
ziehungen auf diejenigen, welche Einwohnerrecht hatten; 
schliesslich gewöhnte man sich sogar daran, die Bezeichnung 
Unterthanen vorzugsweise nur noch auf diese anzuwenden, 50 
dass heutzutage die Ausdrücke Staatsbürger und Unterthanen 
in der Regel als gleichbedeutend gebraucht werden°®®). Der 


%) Friedberg, Die allgemeine rechtliche Stellung der evangeli- 
schen Kirche zum Staate. 1887. — Leipzig bei Edelmann. S. 29. 

8) Inst. pac. Osnabr. V $ 28. 

®) Zachariä, Deutsches Staats- und Bundesrecht (3. Aufl.) $ 8: 
»Von den Unterthanen oder Staatsbürgern«. 
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ursprünglich nur für die Unterthanenrechte erhebliche Staats- 
angehörigkeitsbegriff gewann damit auch für gewisse Unter- 
thanenpflichten Bedeutung. Dies hatte allerdings eine 
Beschränkung der staatsrechtlichen Wirkungen des Domicils, 
nicht aber deren völlige Aufhebung zur Folge, und in Be- 
ziehung auf manche Verhältnisse ist der nicht naturalisirte 
Landeseinwohner auch heute der Sache nach noch ebenso 
Landesunterthan, wie er es früher war, wenngleich wir ihn in 
der Regel nicht mehr so nennen. Ja selbst der Sprachgebrauch 
ist bis auf den heutigen Tag kein völlig fester, einzelne 
Schriftsteller 7) bedienen sich bis in die neueste Zeit hin und 
wieder des älteren Sprachgebrauchs und bezeichnen eine 
Person lediglich mit Rücksicht auf ihr Domicil im Inlande 
als Unterthan oder Inländer, obgleich sie sehr wohl wissen, 
dass wichtige Folgen des Unterthanenverhältnisses nicht mehr 
vom Domicil, sondern von der Staatsangehörigkeit abhängen. 
Aus dem Gebrauche des Wortes Unterthan oder civis allein 
lässt sich demnach nicht ohne Weiteres schliessen, welche 
bestimmte Wirkungen des Unterthanenverhältnisses ein Schrift- 
steller dabei im Auge gehabt hat, und man muss sich davor 
hüten, aus einer vereinzelten Aeusserung, sein gesammtes 
staatsrechtliches System zu construiren. Solche Vorsicht ist 
besonders bei den Schriftstellern der Uebergangsperiode ge- 
boten, in welcher der ältere Sprachgebrauch allmählich durch 
den jetzt vorherrschenden verdrängt wurde, bei denen die 
Ausdrücke cives, Bürger, incolae, Unterthanen, Landsassen 
u. s. w. bald mit Beziehung auf die Landesunterthänigkeit, 
bald mit Beziehung auf das Landesindigenat gebraucht werden, 
ganz abgesehen von der besonderen Bedeutung, welche in 
diese Ausdrücke, mit Rücksicht auf Vollbürgerrecht, Grund- 
besitz u. dgl., oft noch weiter hineingelegt wird. Gewöhnlich 
bedeutet bei den ältern Schriftstellern civis nicht dasselbe wie 
subditus. Sie denken bei subditus an die staatsrechtlichen 
Wirkungen des Domicils, während sie bei civis im Zweifel 
nicht diese, sondern das Verhältniss im Auge haben, welches 


#7) Vgl. z. B. Wächter in der früher a. a. O0. S. 426 von mir er- 
wähnten Abhandlung. — Bornemann, Erörterungen aus dem Gebiete 
des preussischen Privatrechts S. 64 ff. 141’ff:; — Dernburg, Preussisches 
Privatrecht (1875) $ 27. 
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aus dem durch Abstammung oder Aufnahme bedingten Rechte 
entspringt, einem Staate oder einer Gemeinde anzugehören °*). 
Wenn Pütter die Reception Fremder in den Staatsverband 
erwähnt, so folgt daraus noch keineswegs, dass nicht recipirte 
Fremde, welche im Lande wohnen, nach seiner Ansicht in 
Beziehung auf Gerichtsbarkeit, Polizei, Besteuerungsrecht und 
custodia prioris tabulae der Territorialgewalt des Landesherrn 
nicht unterworfen sind, vielmehr können wir aus seinen son- 
stigen Aeusserungen, zumal wenn wir sie im Zusammenhange 
mit den Darstellungen ihm nahestehenden Publizisten be- 
trachten, mit Sicherheit annehmen, dass er in diesen Be- 
ziehungen die Wirkungen des Unterthanenverhältnisses ganz 
im Sinne der älteren Reichs- und Landesgesetze als an das 
Domicil geknüpft ansieht ®). 

Die Zacheriä’sche, von Mejer“°) gebilligte abfällige Kritik 


52) Lauterbach a. a. OÖ. Nr.39: Nihil impedimento est, quominus 
quis ubi velit habeat domicilium, quod ei interdietum non est,. adeoque 
regulariter in omnibus locis specialiter non prohibitis domicilium con- 
stitui potest. No. 46: Cives quidem ut plurimum in illo loco, ubi eives 
sunt, etiam domicilium habent; attamen hoc non est perpetuum, neque 
domiciliam habere dicuntur, quia'sunt cives, sed quia sibi ibidenı sedem 
constituerunt fixam et perpetuam. No. 50: Qui domicilium in aliquo 
loco constituit,. vi domieilii constituti etiam subjicitur domino terri-- 
toriali...... Domicilium enim vera et unica causa est, quae facit sub- 
ditum proprie dictum. No. 54: Tandem qui domicilium in aliquo loco 
eonstituit, eo ipso subjicitur etiam inferioribus magistratibus et ibidem 
fit non quidem civis proprie dietus (nisi jus civitatis etiam specialiter 
quaesiverit, vel aliunde habeat) sed incola. 

®) Pütter a. a. O. 5 254, 255 und die daselbst angeführten Ge 
setze. Vgl. Häberlin, Handbuch des Deutschen Staatsrechts nach 
Pütter’s System (1797) Bd. 2 8220; Bd.1849. — Leist, Teutsches 
Staatsrecht (2. Aufl.) $ 182 und $ 21. — Gönner, Teutsches Staats- 
recht (1804) $ 61, 8 68, wo Landesunterthänigkeit und Indi- 
genat ($ 65) unterschieden und als Entstehungsgründe der ersteren 
angeführt werden 1) Aufnahme in den Partikularstaat, 2) steter Wohn- 
sitz, 3) Uebernahme eines Staatsamts u. s. w. — Vgl. auch J. J. Moser, 
a. a. O. cap. 4 $ 4. »Wenn hingegen einer zwar keine unbeweglichen 
Güter besitzt, aber das Bürger- oder Beisassenrecht erlangt, oder sonst 
beständige bürgerliche Nahrung treibt u. d., der ist allerdings 
als ein beständiger Unterthan anzusehen. Dagegen erscheint der Aus 
länder, welcher in den Staatsdienst des Landesherrn tritt bei Moser 
($ 5) bloss als zeitlicher Unterthan. 

*%) a. a. 0. S. 222. Vgl. Zachariä, a. a. O. Bd. 1 8, 432. 
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der Bezeichnung »subditus temporaneus« ist von unserm 
heutigen Standpunkte durchaus berechtigt. Man kann heute 
einen Fremden, weil er bei Gelegenheit eines vorübergehenden 
Aufenthalts im Lande ein Rechtsgeschäft abschliesst und mit 
Rücksicht hierauf der lex loci unterworfen werden soll, kein 
zeitliches Unterthanenrecht zuschreiben. Wenn aber die 
schärfsten Denker einer früheren Zeit kein Bedenken getragen 
haben, hier gleichwohl von einem subditus temporaneus zu 
reden, so dürfen wir annehmen, dass sie grade dasjenige 
Moment, welches nach ihrer Ansicht für den Begriff des Unter- 
thanen entschied, auch schon in diesem Falle als vorhanden 
betrachteten, nur nicht dauernd, wie beim wirklichen Unter- 
thanen, sondern bloss vorübergehend, nämlich den Aufenthalt 
im Lande. Jemand, dem das Recht im Lande zu wohnen als 
das für die Unterthanenschaft Wesentliche erschienen wäre, 
hätte schwerlich darauf verfallen können, einen Fremden bloss 
wegen seines vorübergehenden Aufenthalts im Lande als 
zeitlichen Unterthanen zu bezeichnen. Der Ausdruck subditus 
temporaneus steht in engster Wechselbeziehung mit der Ent- 
wickelung des Unterthanenbegriffs. Er war am Platze, so 
lange das Wohnen im Lande zum Unterthanen machte; er 
wurde schief, als der ältere Unterthanenbegriff mehr und mehr 
durch den Indigenatsbegriff verdrängt wurde; er musste ver- 
schwinden, so bald die staatsrechtliche Theorie den Unter- 
thanen mit dem Staatsbürger identifizirte‘!). Der Mangel einer 


#1) Bei Maurenbrecher, Lehrbuch des gemeinen deutschen Rechts 
(1834) $ 119 fallen die Unterthanen mit den Einheimischen, d.h. 
solchen, die das Indigenat besitzen, zusammen. Das Indigenat wird er- 
worben ($ 121) durch .... 3) besondere Aufnahme, ...5) durch Nieder- 
lassung. Diese erfordert beständigen Anfenthalt mit der Ab- 
sicht, den Wohnort dort bestellen zu wollen (animus domicilii) und 
den Ablauf einer bestimmten Zeitfrist. Damit ist also die Möglichkeit 
eines juristischen Domicils vor Vollendung der Ersitzung des Indigenats 
anerkannt. Völlig anders erscheint dann freilich die Sache bei Mauren- 
brecher in den Grundsätzen des heutigen Staatsrechts 
(1837) 8 55. Hier werden diejenigen als die Unterthanen bezeichnet, 
welche als wirkliche Mitglieder des Staats, weil sie im Staate 
wohnen, der Staatsgewalt für ihre ganze Person unterworfen sind (sub- 
diti incolae, s. perpetui). Von ihnen werden dann solche Unterthanen 
unterschieden, welche der Staatsgewalt nur in Einzelnem unterworfen sind, 
und zwar entweder nur in Betreff einzelner Handlungen, wenn sie bloss 
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festen Terminologie hat sich in der Lehre von den Unter- 
thanen gerächt. Die Flüssigkeit des Sprachgebrauchs hat 
unvermerkt eine gewisse Verschwommenheit auch der Begrifie 
verursacht, der gegenüber es bisweilen nicht leicht ist, die 
wahre Meinung eines Schriftstellers zu erkennen. Unter den 
obwaltenden Umständen würde es kaum überraschen können, 
wenn Sich wirklich Belege dafür beibringen liessen, dass ein 
oder der andere Schriftsteller Wohnsitz und Wohnrecht für 
dasselbe genommen hätte, wie ich es selbst nicht für aus- 
geschlossen halte, dass sich vielleicht Spuren eines Zusammen- 
fliessens beider Begriffe für einzelne Partikularrechte nach- 
weisen lassen möchten, Bis jetzt sind mir solche Partikular- 
rechte nicht bekannt geworden; insbesondere ist es für das 
Preussische Landrecht nicht zu beweisen. 

Das Preussische Landrecht unterscheidet weder zwischen 
Wohnsitz und Staatsangehörigkeit wie es das Oester- 
reichische Gesetzbuch in den $$ 4 und 34 bereits thut, 
noch enthält es Bestimmungen über den Erwerb und Verlust 
des Indigenats. Auch später sind hierüber bis zum Jahre 1842 
in Preussen gesetzliche Bestimmungen nicht erlassen worden. 
Die Preussische Praxis war desshalb genöthigt, sich ihre Prin- 
cipien darüber erst zu bilden, und sie that dies, übrigens 
nicht ohne Schwanken, — wie die schon von Mejer “*) an- 
geführten Ministerial-Erlasse zeigen, — in der durch das 
erwähnte Erkenntniss des Oberverwaltungsgerichts vom 30. Juni 
1886 bezeichneten Richtung, welches bei klarer Unterscheidung 
zwischen den drei Begriffen, Indigenat, Wohnsitz und blossem 
Aufenthalt, m. E. zutreffend ausführt, dass in Preussen vor 
dem Gesetze vom 1842 das Indigenat durch die Constituirung 
eines Wohnsitzes im Inlande nicht habe begründet werden 
können, dass es dazu vielmehr ausserdem entweder eine Ge- 
nehmigung der Obrigkeit oder aber eines zehn Jahre hindurch 
fortgesetzten Wohnsitzes im Inlande bedurft habe. Auch hier 
ist dann der blosse Aufenthalt, wie ihn Dienstboten, Hand- 


vorübergebend im Staate sich aufhalten (subditi temporales) vder u. 8. W. 
— Hier also die ältere Auffassung, wonach der Wohnsitz zum Unter- 
thanen macht, dort die moderne, wonach nicht der Wohnsitz, sondern 
das Indigenat entscheidet. 

#2) a. a. 0. S. 223. 224. 
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werker, Handlungsdiener und dergleichen Personen ohne 
Begründung einer eigenen Wirthschaft nehmen, von dem zur 
Ersitzung des Indigenats geeigneten Wohnsitze ausdrücklich 
unterschieden, ganz wie wir es oben bezüglich der Ersitzung 
des Wohnrechts bei der Hannover’schen Verordnung vom 
6. Juli 1827 gesehen haben. Keinenfalls wird man sich dess- 
halb für die Ansicht, dass in Preussen bis 1842 unter Wohn- 
sitz das Wohnrecht verstanden sei, auf das Erkenntniss vom 
30. Juli 1886 berufen können. 

Hiernach werden wir Mejer's Behauptung für jetzt als 
unerwiesen betrachten und uns nach wie vor überzeugt halten 
dürfen, dass es das juristische Domicil als solches war, worin 
die ältere Zeit den Moment erblickte, welches die Unterwerfung 
unter die Territorialgewalt und bei Confessionsverwandten die 
Zugehörigkeit zur Landeskirche bewirkte. Insbesondere war 
die Verpflichtung der Landeseinwohner zur Theilnahme an den 
öffentlichen Lasten, und damit auch den Parochiallasten *°), von 
dem Einwohnerrechte unabhängig. Die Möglichkeit, dass 
ein confessionsverwandter Fremder durch Begründung des 
Wohnsitzes in einer landeskirchlichen Parochie deren Mitglied 
wurde, auch wenn er das, was wir heute die Staatsangehörig- 
keit nennen, nicht erworben hatte, war demnach im älteren 
Territorialstaatsrechte ebensowohl gegeben, wie heutzutage. 
Nur eins hat sich geändert, es ist heute nicht mehr üblich, 
die Bezeichnung Unterthanen auf solche Landeseinwohner an- 
zuwenden, denen die Staatsangehörigkeit fehlt. Unter diesen 
Umständen wird es einer künstlichen Rechtfertigung der 
neueren Rechtslehrer nicht bedürfen, welche ja nun unzweifel- 
haft, auch nach Mejer’s Anerkenntniss*t), unter dem Wohnsitze 
nicht mehr das Wohnrecht verstehen und dann doch in ihrer 
Darstellung des deutschen evangelischen Kirchenrechts aus- 
nahmslos die Einpfarrung nur an die Confessionsverwandtschaft 


4) Carpzow, a. a. O. II, 22 def. 341. „Estque alias juris, quod 
collectae et contributiones omnibus imponantur subditis, qui domicilium 
fovent in provincia, municipio vel pago usque adeo ut si quis duplex 
habeat domicilium utrobique is contributionum hujusmodi officio defungi 
cogatur. Quo praetextu ergo (inter?) parochianos hoc contributionis 
casu poneretur differentia? 

4) 2. a. 0. S. 225. 

Zeitschrift für Kirchenrecht. XXII. (N. F. VII.) 3. 94 


350 Th. Braun: 


und den Wohnsitz im Pfarrsprengel, nicht aber daneben an 
das Wohnrecht oder die Staatsangehörigkeit knüpfen‘), 
während sie, wenn Mejer’s jetzige Ansicht richtig wäre, von 
dem Vorwurfe sei es ungenauer Darstellung, sei es irrthüm- 
licher Beurtheilung der Sache nicht freigesprochen werden 
könnten. | 

Fasse ich das Bisherige zusammen, so handelt es sich bei 
der Frage, ob nicht staatsangehörige Confessionsverwandte der 
landeskirchlichen Gemeinde ihres Wohnsitzes angehören, ledig- 
lich um die Einpfarrung oder einfache Gemeindemitgliedschaft, 
nicht aber um die noch von andern Voraussetzungen ab- 
hängigen besonderen Gemeinderechte, welche man unter der 
Bezeichnung active Gemeindemitgliedschaft begreift. Die Be- 
stimmungen einzelner neuern Kirchenverfassungsgesetze, welche 
für das hiebei vorzüglich in Betracht kommende kirchliche 
Wahlrecht auf das Wohnrecht in der Gemeinde oder auf die 
Staatsangehörigkeit Gewicht legen, beziehen sich auf die Ein- 
pfarrung als solche nicht. In keinem der neuern deutschen 
Kirchenverfassungsgesetze findet sich eine Bestimmung, wonach 
die Einpfarrung an das Wohnrecht gebunden wäre, und auch 
sonst gestattet deren Inhalt nicht die Annahme, als sei bei 
ihnen das Wohnrecht in der Gemeinde vom Gesetzgeber still- 
schweigend als eine etwa schon nach dem bestehenden Rechte 
gegebene Voraussetzung der Einpfarrung angesehen; bei einigen 
dieser Gesetze steht sogar das Gegentheil völlig ausser Zweifel. 
Der erforderliche Beweis für die Behauptung, dass in älterer 
Zeit das Wort Wohnsitz bzw. Domicil bei uns nicht in dem 
quellenmässigen und heute üblichen Sinne, sondern in der 
Bedeutung von Wohnrecht verstanden sei, ist durch das dafür 
von Mejer Beigebrachte nicht geführt, vielmehr kann die 
Continuität des Sprachgebrauchs auch für die ältere Zeit einem 
begründeten Bedenken nicht unterliegen. Damit fällt der 
Grund weg, welcher nach Mejer's Meinung dazu nöthigen 
soll, die gesetzliche Regel, dass jeder Confessionsverwandte 
durch den Wohnsitz im Pfarrsprengel zum Parochianen wird, 
wie sie das Gemeine Recht und das Preussische Landrecht 


#5) Auch bei Mejer selbst findet sich noch in dem Artikel Pfarre 
in der 2. Aufl. von Herzog's Encyklopädie Bd. 11 8. 561 u. 562 die 
communis opinio ohne Andentung seiner jetzigen abweichenden Ansicht. 
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übereinstimmend enthalten, gegen ihren klaren Wortlaut ein- 
schränkend auszulegen. 

Mejer’s Theorie ist desshalb gefährlich, weil sie der Zer- 
splitterung der evangelischen Kirche Vorschub leistet, und 
kirchlich trennt, wo das Bekenntniss verbindet, eine Gefahr, 
die man nicht darum wird unterschätzen wollen, weil der Ver- 
lust an steuerzahlenden Mitgliedern, welchen die einzelnen 
Landeskirchen dadurch erleiden würden, rein ziffermässig be- 
trachtet, kein allzu grosser sein wird“). Nun ist es aller- 
dings nicht wahrscheinlich, dass die Praxis direct zu Mejer’s 
Ansicht übergehen sollte; denn praktisch wird es doch kaum 
jemals möglich sein, einen Glaubensgenossen, welcher sich um 
die Mitgliedschaft in der landeskirchlichen Gemeinde seines 
Wohnorts bewirbt, mit den Worten Mejer’s‘) zurückzu- 
weisen: Für Dich ist Naturalisation die Voraussetzung der 
Einpfarrung! Wohl aber ist zu besorgen, dass Mejer’s An- 
griff auf die bestehende Praxis indirect dazu beitragen wird, 
dasjenige, was bisher unangefochten für die Landeskirche als 
Recht gegolten hat, zu erschüttern und dessen Widerstands- 
kraft gegenüber der obenerwähnten, von Mejer’s Ansicht 
grundverschiedenen Auffassung zu schwächen, nach welcher 
Ausländer nur unter der Bedingung ihres freiwilligen An- 
schlusses an die Landeskirche als Eingepfarrte ihrer Wohnsitz- 
parochie sollen behandelt werden dürfen. Dass auch diese 


— 


*#°) Noch gefährlicher ist dasjenige, was Mejer a. a. O. 8. 235 ff. 
über die Behandlung solcher Personen sagt, welche aus einer Landes- 
kirche der neuen preussischen Provinzen bezw. der ausserpreussischen 
Gliedstaaten des Reichs hervorgegangen sind, was ich nur so verstehen 
kann, dass darnach z. B. ein aus Holstein oder Braunschweig nach Han- 
nover verziehbender Lutheraner der lutherischen Landeskirche Hannovers 
nicht angehören würde. Der zuziehende Glaubensgenosse wird, wenn er 
nicht freiwillig kommt, sich selbst überlassen, und höchstens Gegenstand 
der äusseren Mission. Da Mejer diesen Punkt nur mehr nebenher streift, 
gehe auch ıch darauf nicht näher ein, bemerke aber, dass dadurch die von 
Mejer selbst so zutreffend betonte territoriale Grundlage der Landes- 
kirche und damit diese selbst als evangelische Volkskirche im Princip 
Preis gegeben werden würde. 

*) a.a. 0. S. 239. Der Gesichtspunkt des Quasidomicils darf hier 
nicht hereingezogen werden; denn es handelt sich nur um Personen, 
welche wirklich juristisches Domicil in der Gemeinde haben. 


24* 
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Auffassung mit dem geltenden Rechte nicht in Einklang steht, 
glaube ich früher gezeigt zu haben. Ob das alte Lande- 
kirchenrecht sich international auf die Dauer aufrecht erhalten 
lässt, und nicht die Verhältnisse vielleicht dahin drängen, das 
bisherige reine Domicilprincip wie auf andern Gebieten so auch 
hier durch das Staatsangehörigkeitsprincip zu ersetzen oder 
doch zu modificiren, mag dahin gestellt bleiben. Sollte es 
in der That unvermeidlich sein, das bestehende Recht in dieser 
Richtung zu ändern, so würde die evangelische Kirche das 
zu ertragen haben; wünschen kann sie es sicher nicht. 
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XL. 
Zur Geschichte des Pfarrwahlrechts in der 
schleswig-holsteinischen Landeskirche. 


Ven 


Karl Lühr, 
Pfarrer in Gotha. 


Die Entwicklung des Kirchenrechts in den einzelnen evan- 
gelischen Landeskirchen scheint verhältnissmässig noch wenig 
untersucht zu sein. Dieser Umstand verschuldet es, dass von 
einer Landeskirche auf eine andere oft unberechtigter Weise 
Schlüsse gezogen werden. Betrefis der Entwicklung des Pfarr- 
wahlrechts scheint das Urteil sich in eine gewisse Schablone 
gefügt zu haben, wonach der geschichtliche Verlauf etwa 
dieser gewesen wäre: Zur Reformationszeit der Wunsch, den 
Gemeinden die Wahl ihrer Pfarrer zu übertragen; wegen der 
schwarmgeisterischen und der Bauernunruhen dieser Wunsch 
nur sehr unvollkommen zur Ausführung gelangt; später bei 
wachsender Fürstenmacht das Gemeinderecht — mit einer 
Reihe von Ausnahmen allerdings — im landesherrlichen Recht 
untergegangen ; erst neuerdings Bestrebungen, welche den Ge- 
meinden mehr Rechte verleihen, aber, wie der Entwicklungs- 
gang es bedinge, nur in behutsamer Weise. 

Wirklich ist ja vielfach so der Verlauf gewesen ; ja mancher 
Orten fehlt sogar noch das letzte Glied desselben, wie z. B. 
in einigen kleinen thüringischen Staaten. Aber es würde zu 
viel geschlossen sein, wenn man diesen Verlauf für den durch- 
gängigen und die landesherrliche oder kirchenregimentliche 
Besetzung der Pfarrstellen für die überall geltende Regel hielte. 

Aus diesem Gesichtspunkt sollen die folgenden Ausführungen 
dem Entwicklungsgang des Pfarrwahlrechts in der schleswig- 
holsteinischen Landeskirche nachgehen. Von den rechtlichen 
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Beweisstücken haben mir freilich die Verordnungen für den 
Gottorfischen Antheil Schleswig-Holsteins nicht so reichlich, 
wie ich gewünscht hätte, vorgelegen. Für längere Zeiträume 
und für viele Orte fehlen die sicheren Beweisstücke überhaupt ; 
möglicherweise liegen sie noch in den Archiven. Aber auch’ 
was mir bis dahin zugänglich gewesen, lässt ziemlich klar 
sehen. 

Ich möchte für meine Ausführungen zunächst die Er- 
gebnisse verwerthen, welche die kleine Festschrift zu: Klaus 
Harms’ 25jährigem Jubiläum von Prof. A. L. J. Michelsen 
in Kiel, 1341, »Entstehung und Begründung der Prediger- 
wahl in Schleswig-Holstein als protestantischer Norm« an’s 
Licht gestellt hat. Diese Schrift behandelt im Wesentlichen 
nur die erste Hälfte des 16. Jahrhunderts: Nach reformatorischer 
Auffassung war das Amt kirchlicher Dienst, Vertretung der 
Gemeinde, daher Gemeindewahl die normale Weise der An- 
stellung der Prediger; Kirchenlehre, aber Gemeindelehrer. 
Der Gang der Reformation begünstigte diesen Grundsatz. Denn 
sie ging meist aus den Gemeinden und ihrer Opposition gegen 
das Kirchenregiment hervor; die Gemeinden schlossen sich an 
einen Lehrer an, welcher ihr religiöses Bedürfniss befriedigte, 
ihr das reine Evangelium predigen konnte und wollte. Diese 
Thatsache von oben her anerkannt und geregelt ergab das 
Wahlrecht. So geschah es zuvörderst in den Städten, den 
Brennpunkten höherer Intelligenz, den Augen und Ohren des 
Landes. In den Stadtgemeinden finden wir daher zuerst die 
Predigerwahl anerkannt. Der Kieler Magistrat erstritt sich 
in einem Vertrag mit dem Kloster Bordesholm 1534 das Recht: 
»Schölen Kerkheren tho erwelende, up- und affthosettende nach 
unseme Wolgefallen mechtig syn«. Aehnlich in den communal 
organisirten Landschaften, vor Allem in dem freien Dith- 
marschen. Dagegen ist für die Gemeinden in den Amts- und 
Gutsdistrikten nicht sogleich bei Einführung der Reformation 
das Wahlrecht entstanden, wenigstens in der Regel nicht. 
Zum Beispiel für die Aemter Hadersleben und Törninglehn er- 
liess der Statthalter in den Herzogthümern, Herzog Christian, 
Sohn des Königs Friedrich I., schon im Jahre 1528 im Namen 
seines Vaters eine Kirchenordnung als »erste Reformation« 
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in plattdeutscher Sprache. Alle Geistlichen wurden auf das 
Schloss Hadersleben berufen und auf die neue Lehre ver- 
pflichtet; drei Pfarrer, welche die alte Lehre nicht aufgeben 
wollten, wurden entlassen, den übrigen neue Collationsbriefe 
vom Herzog ausgestellt, in welchen auch für den Fall der 
Antastung der Reformation durch den Prediger oder sonstiger 
Untüchtigkeit desselben der Vorbehalt gemacht wurde: »wi 
alsdenne eme van solker Karken affthosetten und einen andern 
gelehrden und gehorsamen darhen to verordnen Macht hebben«. 
Das war eben der gährende Uebergangszustand, der erste brau- 
sende Ungestüm des seit dem Reichstag von Worms für Luther 
begeisterten jungen Herzogs. Grade er aber hat als Christian III. 
das evangelische Gemeinderecht zur Anerkennung gebracht. 
Die schleswig-holsteinische Kirchenordnung von 1542 ist nach 
dem Vorbild der dänischen Kirchenordnung von 1539 zuerst 
in lateinischer Sprache von Bugenhagen und anderen Theo- 
logen des Landes entworfen, dann in plattdeutscher Sprache 
abgefast. Nun soll nach Angabe des dänischen Professors 
Engelstoft ein Exemplar des ursprünglichen Entwurfs mit den 
vom Könige selbst vorgenommenen Aenderungen aufbehalten 
sein, und aus demselben hervorgehn, dass die theologischen 
Verfasser nicht bestimmt auf Gemeindewahl angetragen haben, 
dass aber König Christian III., von dessen reiner Religiosität 
viele Blätter in der Geschichte zeugen, selber es gewesen ist, 
der zuerst die Gemeindewahl einzuführen beschloss. So ent- 
halte nun, führt Michelsen weiter aus, die schleswig-holsteinische 
Kirchenordnung als Regel das Wahlrecht der Gemeinde über- 
haupt (»de des tho donde hebben«, lat. »quorum interest«), 
während in Dänemark diese Befugniss nur einem Ausschuss 
(»den Besten«) beigelegt sei. Doch betrefis der Patronatsrechte 
der Prälaten und der Ritterschaft habe sich umgekehrt in 
Schleswig-Holstein, wo die Stände die Einführung mit beriethen 
und beschlossen, ein mehr aristokratisches Element geltend ge- 
macht; diese hätten sich ihre Patronate vollständig reservirt, 
schlechthin als Gerechtigkeiten die Pfarrämter zu besetzen 
ohne Wahlrecht der Gemeinden. Diese Lücke in dem neuen 
System sei erst später durch das Leben, durch die Observanz 
ausgeglichen. | 

Dies die Ergebnisse Michelsen’s. Weitere Einzelausführungen 
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werde ich gelegentlich unten verwerthen. Im Ganzen können 
wir von diesen Ausführungen als sicheren ausgehen. Doch 
bedarf es sofort einer bestimmten Einschränkung. Nämlich 
die letzte Behauptung Michelsen’s betrefis des Patronats- 
rechtes der Prälaten und der Ritterschaft muss entschieden 
auf Grund der Kirchenordnung selber bestritten werden. 


Die eigentliche Grundlage des schleswig- holsteinischen 
Kirchenrechtes bildet die Kirchenordnung vom Jahre 
1542. Auf dem Landtage zu Rendsburg genehmigten die ver- 
einigten Stände dieselbe, und so wurde die Reformation in 
den Herzogthümern der unruhigen Bewegung und den Rück- 
schlägen entnommen und vollendet. Doch die schauenburgischen 
Gebietstheile, oder die Herrschaft Holstein-Pinneberg, gehörten 
damals (bis 1640) nicht zu den vereinigten Herzogthümern; 
in ihnen ist die Reformation erst 1559 durchgeführt und 1614 
eine Kirchenordnung erlassen worden. Auch Dithmarschen, 
auf welches die schleswig-holsteinischen Herzöge schon lange 
Ansprüche erhoben, blieb bis 1559 Freistaat. 

Die wesentlichen Bestimmungen der schleswig-holsteinischen 
Kirchenordnung von 1542 in unserer Frage sind nun folgende: 

(Corpus Constitutionum Regio-Holsaticarum IV S. 33. 

Siehe auch: Chalybäus, Sammlung der Vorschriften und 
Entscheidungen betr. das schl.-holst. Kirchenrecht. S. 139.) 

»Ydt schal nemandt dorch sick sulven, de nicht recht 
geesschet!) und geordineret ys, sick des Kerckendenstes 
understan.... Wor einer Kercken eines Deners van nöden 
syn wörde, Den schal men erst van Gade na dem Exempel 
Christi bidden, darna mögen de yennen, de des tho donde 
hebben, mit erem Praweste einen erwelen, denn se dartho 
geschickt erkennen, darvan se ock eine gewisse tüchenisse, 
der Lere unde des Levendes dem Bisschoppe thoschriven 
können. Darumme schal de Prawest unde Pastor ene ock 


1) »Esschen« wird stammverwandt sein mit dem englischen »ask«. 
Bis in die neueste Zeit war in einigen Gegenden Holsteins beim Verkauf 
von Grundstücken ein Aufgebot dinglicher Berechtigungen an dasselbe 
vorgeschrieben, was in Glückstadt »Ueberfrage«, in Itzehoe »Eschung« 
hiess. >N. N. lässt eschen.« Also = nachfragen, in der Kirchen- 
ordnung = erwählen (eschen = poscere, heischen. D.). 
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vlitich Examineren .. . unde se scholen dem Bisschoppe ock 
darvan schriven, welcker ene ock vlitich vorhören schal. 

Item, van vorleninge der Kercken bidden de Prelaten, 
Adel unde Stede, dat eines yeden herrlicheit ungekrencket 
bliven möchte, Late wy tho, ydoch, dat se de Kerckheren, 
so ge setten, erstlick tho dem Bisschoppe schicken, unde. 
densulven alldar Examineren laten. 

In den Steden averst, dar nene Kloster dat Jus Patro- 
natus einen Kerckheren tho praesenterende hebben, schal 
hyrnamals solcke gewalt, tho praesenterende, by dem Rade 
unde der Avericheit syn, Doch mögen thoseen, dat se solcke 
van uns gegeven gerechticheit nicht gegen desse unse orde- 
ninge missbruken, und schal solcke presentatio des erwelden 
Deners an den Bisschop geschicket werden, de beköstinge 
schal de gemene, so ene erwelet hefft entrichten, Wenn he 
geordineret van dem Bisschoppe wedderkumpt, so schal einer 
van den Prestern... up den Predigestole stigen und seggen, 
dat de Man N van der Kercken N geeschet sy thom apentliken 
denste des hilligen Evangelij, Und dat he hefft eine gude 
tüchenisse synes levendes by synem Volcke, und dat he van 
dem Bisschoppe geordinert unde thom Ampte desser Kercken 
Instituert, und van dem Leenheren ingesettet sy. — —« 

Weiterhin (Corp. Const. R. H. IV S. 52) heisst es: 

»De Edellüde, na deme se yn de reine Lehre des hilligen 
Evangellii mit den andern gewilliget hebben, Wor se van 
rechts wegen de Lehnware ?) hebben einen Kerckheren tho 
settende, Dar scholen se den tho sick vordern, Den de Ge- 
mene vorsamlinge begert hefft, van en (?) densulven schicken 
an den Bisschop, dat he van eme geordinert unde ynstituert 
werde, Wo darvan thovorn van der erwelinge gesecht ys, 
Unde dith schal darumme gescheen, Dat süs nicht ungelerde 
Kerckheren gesettet werden thom vorderve der Seelen, de 
Christus mit synem Blode vorlöset hefft«. 

Heben wir die wesentlichsten Punkte heraus: 

1. Wie dem Adel und den Prälaten so wird in ganz 
gleicher Weise der städtischen Obrigkeit, und jenen in keinem 
weiteren Masse als dieser, das Patronatsrecht zugesprochen, 


2) »Lehnware« hier wohl = Lehnrecht, Verleihungsrecht, Pa- 
tronat, wie »Leenber« —= Patron. 
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über alle städtischen Kirchen, soweit nicht etwa ein Kloster 
diese Gerechtigkeit hatte. Dieses Recht der Städte wird zwar 
als ein gegebenes bezeichnet, doch deutet der Zusammenhang 
an, dass es nur in Folge von Missbrauch entzogen werden kann. 

2. Dieses Patronatsrecht war nirgends, auch bei Prä- 
laten und Ritterschaft nicht, ein Besetzungsrecht, sondern nur 
das Recht der Präsentation und der Einsetzung. Unter 
Präsentation ist hier zunächst die Aufstellung eines Predigers 
dem obersten Kirchenregiment gegenüber gemeint, der Erwählte 
wird dem Bischof präsentirt. Zweifelsohne aber ist wohl schon 
hier zugleich gemeint, jedenfalls später allgemeine Sitte ge- 
worden (vgl. Landgerichtsordnung von 1636), dass von den 
Patronatsinhabern der Gemeinde ein oder mehrere Prediger 
präsentirt, vorgeschlagen wurden. Die Gemeinde aber hatte 
das Recht der Wahl oder Zurückweisung (»de gemene, 
so ene erwelet hefft«, »van der Kercken geeschet«) und zwar 
auch in den Gutsdistrikten, wie deutlich aus dem letzten Ab- 
satz hervorgeht (»den de Gemene vorsammlinge begert hefft«). 
Das ist mehr als das in Schleswig-Holstein bis in die neueste 
Zeit kaum bekannte Recht der Recusation auf bestimmte 
Gründe hin. Das Recht der Zurückweisung oder Wahl in 
der Kirchenordnung war ein unbedingtes. 

3. Von landesherrlicher unmittelbarer Besetzung ist, auch 
ausserhalb der Gebiete des Adels, der Prälaten und der Städte, 
garnicht die Rede, sondern »wo einer Kirche ein Diener nöthig 
ist, da sollen diejenigen, welche das zu thun haben (im lat. 
Text: quorum interest) mit ihrem Propsten Einen erwählen«. 
Es ist nicht denkbar, dass in den freien Bauerndistrikten 
der Aemter der Gesammtheit der Gemeindeglieder das Wahl- 
recht entzogen geblieben wäre, während man es den hörigen 
Bauern der Gutsdistrikte gewährte. Wenn die Worte »de des 
tho donde hebben« auf eine kleinere Anzahl von Gemeinde- 
gliedern hindeuten sollten (wie es denn, wenigstens in Schles- 
wig., sogenannte Kirchspielsmänner, meist 8 oder 12, gab), 
so wird deren Thätigkeit wohl die Aufstellung, die Prä- 
sentation, welche in den Städten der Magistrat besorgte, ge- 
wesen sein. Nur dass hier auch der Propst dabei betheiligt 
war, der bei den unter Prälaten, Adel und Städten stehenden 
Gemeinden nicht erwähnt wird. 
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4. Jede Pfarrwahl bedurfte einer Bestätigung seitens des 
obersten Kirchenregiments, doch nur in der Weise, dass der 
Bischof den Erwählten auf seine Gaben, seine Lehre ,‚ sein 
Leben examinirte und ihn dann ordinirte und instituirte (geist- 
licbe Einordnung in’s Amt, während der Patron in die Amts- 
rechte und die Einkünfte einführte, »einsetzte«). »Und dies 
sollte nur darum geschehn, damit nicht sonst ungelehrte Kirch- 
herren gesetzt würden zum Verderben der Seelen.« Also keine 
willkürlich zu versagende Bestätigung. 

In der That ein wirklich durchgreifendes Wahlrecht der 
Gemeinden! Und dieses wurde kirchengesetzliche Ordnung 
nach dem Bauernkriege und trotz desselben, der allerdings 
auch Schleswig-Holstein kaum berührt hatte. Wir werden 
also annehmen dürfen, dass dieses Wahlrecht auch weiter, 
über das Jahrhundert der Reformation hinaus, in Geltung ge- 
blieben ist 

Dithmarschen hatte sich das unbeschränkte Wahlrecht 
vor Einführung noch der Luther’schen Reformation angeeignet 
(Michelsen, S.13 fi., Aktenstücke bei Neocorus II, S. 132 ff. 
und Staatsb. Magazin VIII, S. 317 ff.). Die kirchliche Juris- 
dietion des Dompropsten von Hamburg, welche Anmassungen 
und Missbräuche häufte, wurde von den Dithmarschern 1523 
durch Landesbeschluss gänzlich aufgehoben. Der Dompropst 
klagte beim Reichskammergericht, unter Anderem auch darüber, 
dass die Dithmarscher an allen ihren Kirchen nach eigenem 
Gefallen Pfarrherren , Kapellane und Prädikanten angestellt 
hätten. Sie erwiederten, der Dompropst habe ihnen zur Ver- 
waltung der Pfarren ganz ungelehrte und unfähige Subjecte 
geschickt, die seine Bedienten gewesen, oder die grade bereit 
gewesen wären, die Stellen durch grosse Abgaben zu erkaufen ; 
diese hätten mitunter die Stellen wieder an Andere verkauft. 
Gütliche Unterhandlung, auch die öffentliche Aufforderung an 
alle Pfarrer, ihre Pfarren selbst zu versehen, das Wort Gottes 
zu verkünden u. s. w., hatten nichts genützt. Da schritten 
die Dithmarscher dazu, unter Berücksichtigung der jedesinaligen 
Umstände nach und nach ihre geistlichen Stellen durch eigene 
Wahl mit »frommen, redlichen, ehrlichen und gelehrten Priestern« 
zu besetzen. Ein prächtiges, erfrischendes Beispiel der Selbst- 
hülfe! Dass sie tüchlige Männer gewählt hatten, davon zeugt 
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auf glänzende Weise ihre Reformationsgeschichte. Diese be- 
gann erst 1524, Anfangs unter heftigem Widerstand (Heinrich 
von Zütphen erlitt am 11. Dezember 1524 den Märtyrertod 
auf dem Scheiterhaufen); 1532 geschah der endgültige Ueber- 
tritt zum Luthertlium durch förmlichen Beschluss der Landes- 
gemeinde. Seine Selbstständigkeit verlor Dithmarschen an die 
schleswig-holsteinischen Landesherren durch die »letzte Fehde« 
im Jahre 1559. Aber wie seine Landes- und Gemeindever- 
fassung überhaupt, so behielt es auch das uneingeschränkte 
kirchliche Wahlrecht der Gemeinden; die Präsentation übten 
gewisse kirchlich-kommunale Kollegien. 

Aus dem 16. Jahrhundert liegen keine weiteren Urkunden 
vor. Zum Verständniss der weiteren Entwicklung ist nur noch 
zu erwähnen, dass 1544 die unglückselige Theilung des Landes 
eintrat in drei Antheile; nach dem Tode des unvermählten 
Herzogs Johann in Hadersleben wurden daraus zwei, der 
Königliche und der Gottorfische. Getheilt wurden die Aemter 
und Städte; gemeinsam blieben die adeligen Güter, die vier 
Klöster zu Preetz, Itzehoe, Uetersen, Schleswig, gemeinsam 
die eigentliche Gesetzgebung, welche lange Zeit noch auf den 
gemeinsamen Landtagen berathen wurde. Einseitig von einem 
Landesherrn erlassene Verordnungen galten nur für seinen An- 
theil, gemeinsame für's ganze Land. Zu den beiden regierenden 
Landesherren kam 1564 noch von der königlichen Linie ein 
»abgetheilter Herr«, dem von dem königlichen Antheil Stadt 
und Amt Plön, Ahrensbök, Reinfeld, Sundewitt, Glücksburg, 
die Inseln Alsen und Arroe, später noch die Aemter Rethwisch 
und Traventhal, überwiesen wurden; jedoch nur zur Verwal- 
tung und zum Genuss der Einkünfte, an der eigentlichen Re- 
gierung des Landes wurde ihm von den Ständen kein Antheil 
gewährt, er blieb der gemeinschaftlichen Regierung und den 
Landtagsbeschlüssen unterworfen. Seine Nachkommen jedoch 
entzogen sich später einigermassen dieser Abhängigkeit, wie 
ebenfalls der Bischof von Lübeck für seine in Holstein be- 
legenen Stiftslande (Eutin und Umgegend). Der Königliche 
und der Gottorfische Antheil lagen bunt durcheinander. Der 
Königliche umfasste die Städte Hadersleben, Flensburg, 
Rendsburg, Segeberg, Oldesloe, Lütjenburg, Hei- 
ligenhafen, Itzehoe, Krempe, Wilster und das erst 
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später gegründete Glückstadt, dazu die Aemter Haders- 
leben, Törninglehn, Flensburg nebst Bredstedt, 
Rendsburg, Segeberg, Steinburg und die Landschaft 
Süder-Dithmarschen mit dem Hauptort Meldorf. Der 
Gottorfische (Herzogliche oder Fürstliche) Antheil umfasste 
die Städte Tondern, Apenrade, Schleswig, Eckern- 
förde, die später zu Städten erhobenen Husum, Tönning, 
Garding, Friedrichstadt, ferner Kiel, Oldenburg, 
Neustadt, Burg auf Fehmarn, und die Aemter Tondern, 
Lügumkloster, Apenrade, Gottorf, Hütten, Mohr- 
kirchen, Husum, Kiel, Neumünster, Bordesholm, 
Oldenburg, Cismar, Beinbeck, Tremsbüttel, 
Trittau, die Landschaften Norder-Dithmarschen mit dem 
Hauptort Heide, Stapelholm, Eiderstedt, Nordstrand 
und Fehmarn. 

Mit dieser Theilung hörte auch das Bischofsamt (in Schles- 
wig) als solches auf, es wurde eine Pfründe, die alsbald ein- 
gezogen wurde. Im Gottorfischen Antheil wurden besondere 
Generalsuperintendenten bestellt, im Königlichen erst im 
Jahre 1636. i 

Gleich hier will ich noch erwähnen, dass die Propstei 
Törninglehn, welche allerdings politisch zum Herzogthum 
Schleswig gehörte, in kirchlicher Beziehung seit alten Zeiten, 
nur mit Unterbrechung von 1527 bis 1543 und von 1577 
bis 1580, unter dem dänischen Bisthum zu Ripen stand und 
dem dänischen Kirchenrecht folgte. Ebenso die Insel Alsen, 
mit Ausnahme von Sonderburg und Kekenis, unter dem dänischen 
Bisthum Odensee. 


Wir treten in's siebzehnte Jahrhundert. Die ersten 
unsere Frage berührenden gesetzlichen Massregeln treffen wir 
in den Jahren 1634, 1636, 1638. Damals regierten als Landes- 
herren, im gottorfischen Antheil Herzog Friedrich III., im 
königlichen König Christian IV., beides kräftige, die Wissen- 
schaften und die Landesinteressen fördernde Herrscher, König 
Christian namentlich durch seltene Thätigkeit, grosse Ein- 
Sicht, Grewandtheit in Geschäften, Besonnenheit, Muth aus- 
gezeichnet, meist persönlich auf den mehr als funfzig Land- 
tagen während seiner Regierung gegenwärtig. Er war es, der 
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für die bedrängten protestantischen Brüder das Schwert zog, 
der später, 67jährig, in einem Kampf mit Schweden selber 
siegreich seine Flotte führte, das verwundete Auge nicht achtend. 
Es war aber eben auch eine Zeit der Kriege, des auch für Schles- 
wig-Holstein, besonders zweimal, verheerenden dreissigjährigen 
Krieges, eine Zeit der Verwilderung. Auch in kirchlicher 
Beziehung ging Vieles drunter und drüber. Wir könnten 
wohl. erwarten, damals seien alle Gemeindefreiheiten wild ver- 
wuchert oder untergegangen. Die kräftigen Herrscher aber 
verstanden es besser, wenn auch die Gemeinderechte nicht 
ganz ohne Schaden blieben. 

Die Landesherren erliessen im Jahre 1636 zur Beförderung 
der Justiz die revidirte schleswig-holsteinische Land- 
gerichtsordnung. In derselben bildet den Tit. XXV die 
»Königl. u. Fürstl. Constitutio de 9. April 1636 zu verbesserter 
reglirung verschiedener puncta in Ecclesiasticis und Crimi- 
nalibus«. 

$ 2 lautet: Wir können zwar einem jeglichen sein 
wol-erlangtes jus Patronatus, da nur solches nicht zu weit 
extendiret und missbrauchet wird, gnädigst und gnädig gern 
gönnen. 

$ 9. So viel dan ferner die bestellung der Prediger 
anlanget, wollen wir die Patronos, so das jus vocandi biss- 
her de jure gehabt, daran zwar nicht hintern, doch dass 
damit den Rechten nach verfahren und von ihnen, wofern 
es möglich , unterschiedene qualifizirte Personen vor der 
Gemeine zu predigen vorgestellet werden; gestalt ihnen, 
den Patronis, ebener massen, zu besparung der kosten und 
mühe, frey gelassen, desshalb dem Generalsuperintendenten 
die Vakantz anzudeuten und selbigen zu ersuchen, er ihnen 
verschiedene qualifizirte Personen ad praesentandum vor- 
schlagen, den Zuhörern aber das jus eligendi et nominandi 
unstreitig verbleiben; der Patronus darauff den nominatum 
mit gezeugniss von den Zuhörern, dass sie mit seinen Gaben 
friedlich, dem Gen.-Sup. ad examen präsentiren, und, nach- 
dem er im Leben und Lehre untadelich befunden , dess- 
wegen auch vom Gen.-Sup Testimonium erlanget, alsdann 
und nicht ehe, soll er von dem Patrono ad offiecium vociret 
werden. 
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1. Der Ausdruck »den Rechten nach« bezieht sich ohne 
Zweifel auf die Kirchenordnung von 1542. So wird hier be- 
stätigt, dass nach der Kirchenordnung auch die Patronats- 
gemeinden das Wahlrecht hatten. 

2. Hier begegnet zuerst die allmählich in Schleswig-Hol- 
stein allgemein üblich gewordene Aufstellung von mehreren 
Personen fast schon als gesetzliche Regel. Aber noch scheinen 
die Zuhörer nicht an die Aufgestellten mit ihrer Wahl gebun- 
den zu sein, es bedarf ihres Zeugnisses, »dass sie mit seinen 
Gaben friedlich«. . 

3. Dieselben Rechte verbleiben den Zuhörern, auch wenn 
auf Ersuchen der Patrone der Generalsuperintendent diese 
Präsentation übernimmt. So ist kein Zweifel, dass auch den 
»Zuhörern« in den Gemeinden der nicht hörigen Bauerndistrikte, 
der Aemter, diese Rechte zustanden. 

4. So wird hier energisch das Recht der Gemeinde, der 
»Zuhörer«. gegenüber etwaiger weiterer »Extendirung« der 
Patronatsmacht gewahrt, desgleichen die oberhirtliche Prüfung 
des Erwählten. Andrerseits ist unter der zu weiten Exten- 
dirung der Patronatsmacht, wie aus 88 3, 10 und 11 der 
Constitution hervorgeht, das Ausserachtlassen kirchlicher Ord- 
nung überhaupt, das Verfallenlassen der kirchlichen Gebäude, 
die Verwendung der Kirchengüter zu profanen Zwecken u. s. w. 
zu verstehen. Wir sehen: eine zu Rechtlosigkeit neigende 
beit, aber von oben feste Wahrung des Gemeinderechts. 

Beides wird bestätigt durch die andere Verfügung, ein 
(königliches) Circular-Rescript an die Amtmänner 
und Pröpste d. d. Glücksburg den 5. Juni 1638: 

(Corp. Const. Bd. 1 S. 416, nur im Extract gegeben). 

Weilen bey Bestellung der Kirchen-Diener ein und 
andere böse Gebräuche und Consequentzien eingeführet, in- 
dem öfters etliche, sie seyn qualificirt oder nicht, durch 
eigene Autorität der Patronen, oder sonsten andere Mittel, 
denen Parochianis und Gemeinen obtrudiret, und wider 
Willen und Belieben aufgebürdet werden, oder auch, wie 
sonderlich im Amte Segeberg Herkommens, dass der Schul- 
meister dem Kapellan, der Kapellan aber nothwendig dem 
abgehenden Pastori succediren muss; So haben Wir Uns 
gefallen lassen, diese Ordinanz deshalben zu publiciren, 
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nehmlich, dass inskünftige die Gemeine blos das Jus no- 
minandi, ohne Unterschied einiger bishero in contrarium 
observirter Gebräuche behalten soll. 

1. Eingerissene »böse Gebräuche« sind die Aufdrängung 
von Predigern aus eigener Macht der Patrone oder anderwärts 
das zur Gewohnheit gewordene Aufrücken; denen gegenüber 
wird das Recht der Parochianen gewahrt. Das Wörtchen 
»blos« im letzten Satz bezieht sich dem Zusammenhang nach 
nicht etwa auf das Folgende (= nur das Jus nominandi), son- 
dern auf das Vorhergehende: die Gemeinde allein hat das 
Recht der Ernennung (Erwählung). So auch in der Ueber- 
schrift, welche im Corp. Const. diesem Extract gegeben ist. 

2. Das selbstverständliche Aufrücken ohne Wahl war be- 
sonders im Amte Segeberg eingerissen, also, wie es scheint, 
vorzugsweise bei Kirchen der Bauerndistrikte. Wenn dem 
gegenüber das Recht der Gemeinde gewahrt wird, so sehen 
wir wiederum daraus, dass auch den Gemeinden der Aemter 
das Wahlrecht zukam. 

Inzwischen aber war im königlichen Antheil Schleswigs 
eine bedeutsame und dem Gemeinderecht gefährliche Aende- 
rung eingeführt worden im Jahre 1634. Die Verordnungen 
selber liegen mir nicht vor, scheinen auch gar nicht im Druck 
erschienen zu sein; Michelsen (S. 20) bezieht sich auf ihm 
vorliegende beglaubigte Abschriften, gibt aber den Inhalt nur 
ganz kurz an, wie auch Jensen, Kirchliche Statistik Schles- 
wigs (S. 840 Anm.). Der Sachverhalt ist kurz folgender. 

Die dänische Kirchenordnung von 1539 hatte das Pfarr- 
wahlrecht in die Hände der »Besten« in der Gemeinde gelegt, 
immerhin mit dem Zusatz: »auf dem Wege der allgemeinen 
Versammlung«. Der Unbestimmtheit dieser Ausdrücke halfen 
die Ripener Artikel von 1542 ab, deren erster bestimmt, dass 
die Kirchspielsleute sieben von den ältesten und achtbarsten 
Männern des Kirchspiels wählen sollten, welche dann unter 
Leitung des Hardespropsten den Prediger zu erwählen hätten. 
Dieses Verfahren, das »auch annoch überall durch Unser 
Königreich in blühender Observanz gehalten wird«, fand 
Christian 1V. sich veranlasst, durch Mandate vom 11. Dez. 
1634 gleichfalls in den schleswigschen Aemtern 
Hadersleben und Flensburg (wozu damals Bredstedt 
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gehörte) einzuführen, indem verfügt wurde, dass »allemahl 
unser Ambtmaun undt Propst alhie mit Zuziehungh etwan Sieben 
der Eltesten und geachtesten Männer im Kirchspiel zur Elec- 
tion nach gepflogenem inbrünstigem Gebet zu Gott gebührlich 
schreiten mügen«; ob in dem »mit Zuziehung« noch eine 
Einschränkung der Ripener Artikel vorliegt, welche die Sieben 
ja erwählen lassen, bleibt unklar. Als Grund dieser Massregel 
führt Jensen an, ohne zu sagen, ob nach dem Wortlaut der 
Mandate selber: »weil bei den Wahlen viel Streit gewesen«. 
Ich könnte mir sonst noch andere Gründe denken: Die Nähe 
der dänischen Landeskirche und der Wunsch, die dänisch 
redenden Theile Schleswigs auf einen Fuss mit dem König- 
reich zu behandeln, wie sich denn überhaupt ein gewisser 
dänischer Einfluss in den Herzogthümern unter Christian IV. 
bemerkbar machte; zudem standen Törninglehn und Alsen ja 
schon immer unter dänischem Kirchenrecht. Endlich mag im 
Amte Hadersleben, unter Nachwirkung der Art der Reforma- 
tionseinführung unter Herzog Christian, sowie wegen der hier 
vor Allem einreissenden Vererbung der Pfarrstellen, das Ge- 
meindewahlrecht überhaupt nicht recht in Uebung gekommen 
sein. Im letzten Falle käme die königliche Verordnung von 
1634 eher einer Auffrischung des Wahlrechts gleich ; welche 
freilich dann keinen Erfolg gehabt hat; denn grade dort ist 
wiein Dänemark das Wahlrecht bald verschwunden. Michelsen 
hält jene indirekten Wahlen überhaupt für gänzlich verfehlt 
und in sich krankend; die Predigerwahl müsse eine wirkliche 
Gemeindehandlung, wahre Volkswahl sein, sonst verliere sie 
an Bedeutung und Selbstgarantie. — Immerhin war die Mass- 
regel Christian’s IV. keineswegs als Aufhebung des Wahl- 
rechts gedacht; sonst wäre sie auch mit der Landgerichts- 
ordnung und mit dem Circular-Rescript von 1638 gar nicht 
zu reimen. 

Die eigentliche Minderung der Gemeinderechte zu Gunsten 
des landesherrlichen Kirchenregiments beginnt erst in der 
zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts, während von weiteren 
Angriffen seitens der Patrone auf die freie Gemeindewahl nach 
der klaren gesetzlichen Bestimmung der Landgerichtsordnung 
von 1636 nirgends mehr Etwas vernommen wird. 
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Für das Vorwärtsdringen der landesherrlichen Gewalt bei 
der Pfarrbesetzung sind mehrere Ursachen wirksam gewesen. 
Zunächst die Erweiterung der Fürstenmacht über- 
haupt. Die Landtage wurden weniger befragt, die Städte 
wurden abhängiger vom Landesherrn und verloren überhaupt 
an Wohlstand und Bedeutung. In Dänemark wurde unter 
Friedrich III. im Jahre 1665 die unumschränkte Königsgewalt 
gesetzlich aufgerichtet und von seinem Sohne Christian V.., 
einem Fürsten von schwachem Geist, aber eigenwillig und 
herrschsüchtig, mit Willkür und besonderem Selbstgefühl aus- 
geübt. Dort ist ungefähr seit dieser Zeit auch das kirchliche 
Wahlrecht vollständig eingegangen, und damit auch auf Alsen 
und im Törninglehn. — Sodann gaben eingerissene Missbräuche 
Vorwand und auch eine gewisse Berechtigung, die (emeinden 
zu bevormunden, ihre Rechte, zunächst für ein Mal, auszu- 
üben, sodann ganz an sich zu nehmen. Solche Missbräuche 
sind schon in dem Circular-Rescript von 1638 erwähnt; des- 
gleichen von Jensen zur Begründung der Mandate von 1634. 
Vor Allem aber wird hier die böse, besonders in Nord- und 
auch Mittel-Schleswig eingerissene Sitte, dass gewissermassen 
die Predigerstellen in der Familie oder durch Heirath ver- 
erbten, nachtheilig gewirkt haben. Die meistens mit Grund- 
besitz dotirten Predigerstellen erforderten zum Uebernehmen 
ein Kapital, woran in jenen Zeiten Mangel war; blieb die 
Stelle in der Familie, so machte es sich leichter. Ueberfluss 
an Kandidaten war auch nicht. So sahen die Gemeinden es 
meist gern, wenn ein Sohn oder Schwiegersohn dem bisherigen 
Inhaber folgte oder der Nachfolger die Wittwe heirathete. 
Das wurde z. Th. so sehr Sitte, dass einige Pfarren selbst 
anderthalb und zwei Jahrhunderte in derselben Familie oder 
der Verschwägerung blieben, und dass eine Predigertochter 
zu Heils 1718 ihres Vaters Adjunkten verklagen konnte, dass 
er sie nicht heirathen wollte, eine Predigerwittwe zu Wallsbüll 
1697 den Nachfolger, er wolle ihre Tochter nicht nehmen 
unter dem Vorwand, sie wäre zu jung, während sie doch 
schon über 15 Jahr sei, und die Predigerwittwe zu Wittstedt 
1709 von dem Nachfolger, der sie nicht heirathen wollte, die 
Hälfte der Einkünfte erhielt. Zu einem solchen Uebergang 
durch Vererbung oder Heirath bedurfte es dann ja nur der 
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landesherrlichen Bestätigung, ohne dass es weiter zu einer Wahl 
kam. Der innere Zusammenhang wurde später vergessen und 
aus der Königlichen Bestätigung wurde Königliche Ernennung. 
Wahrscheinlich hat auch die in der Constitution vom 9. April 
1636 den Privatpatronen empfohlene und zweifellos auch in 
den Aemtern angebotene und hier gewiss oft erbetene Aus- 
hülfe des Generalsuperintendenten bei der Präsentation, wie- 
wohl dabei »den Zuhörern das jus eligendi et nominandi un- 
streitig verbleiben« sollte, doch dem weitergreifenden Jandes- 
herrlichen Einfluss Vorschub geleistet. Auch scheint es, als 
habe der erste Königliche Generalsuperintendent D. Stephan 
Klotz, ein Westfale, Gen.-Sup. 1636— 1668, die Abstellung der 
Wabhleu befördert. Er war ein in mancher Beziehung ausge- 
zeichneter, jedenfalls energischer Mann, der namentlich für 
das Schulwesen thatkräftig sorgte, die plattdeutsche und die 
dänische Sprache im Gottesdienst im Amte Flensburg ab- 
schaffte, und nach Urteil des Pontoppidan (Annal.), ex gratia 
Majorum fast in allen Dingen freie Hand hatte. Unter ihm 
wurde z. B. in Viöl 1653 die Vokation, nicht wie früher von 
den Vertretern des Kirchspiels, den Zwölfmännern und Kirchen- 
Juraten, sondern »im nahmen Ihro Königl. Maytt. alsse un- 
streitigen Patrony dieser Kirche« ausgestellt. 

Alle diese Bemerkungen treffen vorzugsweise auf den 
Königlichen Antheil zu. Und in diesem ist, was die 
Aemter betrifft, das landesherrliche Ernennungsrecht am wei- 
testen und, wie es scheint, am frühesten durchgedrungen. 

Die Versuche aber, das landesherrliche Kirchenregiment 
weiter vorzuschieben, gingen zunächst nicht von dem Landes- 
herrn, sondern von den Behörden, namentlich von Propst und 
Amtmann, aus, sei es aus Diensteifer, und weil sie könig- 
licher als der König waren, sei es, weil sie mancherlei Miss- 
bräuche bei den Wahlen näher vor Augen hatten. Ihre Ver- 
suche, welche schon in der letzten Zeit des dreissigjährigen 
Krieges hervortreten, wurden aber keineswegs immer vom 
Landesherrn gutgeheissen, namentlich Anfangs nicht. 

Ein sehr lehrreiches Beispiel bietet Süder-Dith- 
marschen. — Es erging am 5. Januar 1642, also auch 
noch von König Christian 1V., eine Constitution zu besserer 
Administrirung der Justitz in Dithmarschen u. s. w. 
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(Corp. Const. Bd. 2 S. 724). 


8 32 lautet so: Als auch unser Kirchen-, Probst- und 
Land-Vogt wegen Praesentir- und Vorschlag- Erwähl- und 
Vocirung der Prediger, Organisten, Schul- und Kirchen- 
Diener mit den Landes-Deputirten und dem Lande in 
Zweyung geflochten, und Wir nicht gemeynet, dem Lande 
das Jus Patronatus, Electionis und Vocationis abzuschneiden ; 
So ordnen, wollen und gebieten Wir, dass Unser Kirchen- 
Probst und Land-Vogt die Kirchspiele Unsers Landes Dith- 
marschen in ihren Praesentation- Wahl- und Vocation- 
Rechten (doch dass es damit in allen, vermöge Unserer 
deswegen in Anno 1636 ausgelassenen Constitution [s. o.] 
gehalten werde) hinführo unbeeintrenget lassen, und die 
Vocationes nicht unter des Probstes und Land-Vogtes, son- 
dern unter des Kirchspiels Nahmen und Siegel hiernechst 
den Vocandis ausgereichet werden sollen. 


Das ist deutlich. — Unter Christian’s Nachfolger Fried- 
rich III. erging am 27. Mai 1655, weil allerhand Unordnung 
im Südertheil Dithmarschen bei Predigerwahlen vorlaufe, in- 
dem Einige der Meinung seien, nur die Deputirten und der 
Ausschuss des Kirchspiels seien wahlberechtigt, ein Rescript, 

(C. C. Bd. 2 S. 783) 
die ganze Gemeine sei, um aus den Praesentatis Einen 
zu erwählen, zusammen zu bescheiden und, nach Anrufung 
Gottes, die Election nicht allein von den Vornehmsten und 
Qualificirtesten, sondern von den gesammten Eingepfarrten, 
so Rauch und Feuer haben und halten, vorzunehmen, und 
die Vota viritim zu collegiren. 

Mit aller wünschenswerthen Klarheit wurden sogar noch 
im Jahre 1670 von dem sonst sehr souverän sich fühlenden 
Christian V. die Gemeinderechte in Meldorf der Kirchenord- 
nung gemäss bestätigt durch Rescript vom 22. März 1670 

(C. C. Bd. 3 8. 1396). 

Die sämmtlichen Eingesessenen des Kirchspiels Meldorf 
berufen sich darauf, dass sie von Alters her die freie Pastorat- 
Wahl gehabt, und wünschen, dass sie auch jetzt bei der 
Vakanz durch den Tod des Propsten und Pastors Bernhardi 
»bei solcher freien Wahl und Jure vocandi« gelassen werden. 
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Ihrem »allerunterthänigsten Gesuch« wird »in Königlichen 
Gnaden Statt gegeben«, und | 

»Wir konfirmiren und bestätigen vorerwähnten Einge- 
sessenen Unseres Kirchspiels Meldorf in Süder-Dithmarschen 
ihr bishero gehabtes Jus vocandi et eligendi dergestalt und 
also, dass sowol bei itziger als hinkünftig erfolgenden Va- 
cantzen des ermeldten Pastorats sie jedesmal zu dessen 
Wiederersetzung solche Subjecta berufen und erwehlen 
mögen, welche sie dazu tüchtig und bequem erachten wer- 
den, jedoch dass solches Unserer in den Fürstenthümern 
eingeführten Kirchen-Ordnung und anderen Constitutionen 
allerdings unpräjudicirlich und unabbrüchig sei.« 

Zweifellos ist hier in das Jus vocandi et eligendi (vgl. 
auch die folgende Verfügung am Ende) auch die Präsentation 
eingeschlossen, eben das ganz uneingeschränkte Wahlrecht, wie 
es Dithmarschen gewährleistet war. 

Aber 1678 hat der König sich anders besonnen. 

Königl. Concession vom 22. Oktober 1678 (C.C. 

Bd. 2 S. 784.) 

Sämmtliche Kirchspielsvögte und Gevollmächtigte im 
Südertheil Dithmarschen haben bei der Königl. Majestät um 
Bestätigung ihres Patronatsrechtes gebeten. 

Ertheilen darauf diesen allergnädigsten Bescheid: Ob- 
gleich besagte Landschaft zu Behauptung des prätendirten 
Juris Patronatus keinen genugsamen Beweisthum beyge- 
bracht, sondern vielmehr aus dem hiesigen Königl. Archivo 
und denen Retroactis sattsamlich erhelle, dass die mehrere 
Pfarr- und Diaconat-Dienste von hieraus immediate besetzet, 
und ihnen durch die Anno 1642 ausgelassene Constitution 
ein mehrers, als sie vorhin gehabt, nicht confirmiret, noch 
beygelegt worden, dass Ihro Königl. Majest. dennoch aus 
sonderbaren Königl. Gnaden hinführo, was die vacante 
Pfarr-Dienste und Pastoraten in Süder-Dithmarschen an- 
langet, selbige nicht immediate besetzen, sondern vorhero 
allemahl drey qualificirte und tüchtige Subjecta dazu prä- 
sentiren, auch der Gemeine jedes Orts dabey die Freyheit 
allergnädigst lassen wollen, einen aus denen Praesentatis 
zu ihrem Pastoren more consueto zu erwählen, der zwar 
nachgehends bey Ihro Königl. Majest. um allergnädigste 
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Confirmation allerunterthänigst einzukommen schuldig seyn, 
so ihm aber solchen Falls nicht vorenthalten sondern auf 
allerunterthänigst Ansuchen sofort ertheilt werden solle. 
Was aber die Diaconaten betrift, so haben allerhöchst er- 
meldte Ihro Königl. Majest. zu desto mehrere Bezeugung 
ihrer zu der gesamten Landschaft tragenden besondern 
Königl. Gnade, Hulde und Propension, Deroselben das ge- 
betene Jus Patronatus dahin allergnädigst zugestanden und 
eingewilliget, dass hinführo bei deren, nemlich der Diaco- 
naten eräugenden Vacancien, einem jedweden Kirchspiel, um 
die erledigte Stelle mit tüchtigen Subjectis hinwiederum 
zu besetzen, das Jus vocandi et eligendi ohngehindert zu 
exerciren vergönnet sein möge, doch dass damit den Rechten 
und der Kirchen-Ordnung nach verfahren, auch Ihro Königl. 
Majest. Anno 1636 publicirten Constitution $ So viel dann... 
in allen nachgelebet, und die Confirmationes jedesmahl von 
deroselben eingehohlet werden... 

1. Trotz der gegentheiligen eigenen Behauptung steht 
diese Verfügung in offenbarem Gegensatz zu der Constitution 
von 1642, welche freilich den Gemeinden nicht ein Mehreres, 
als sie bis dahin gebabt, beilegte, — das ist vollständig rich- 
tig, — aber eben ihr altes Präsentations-, Wahl- und Voka- 
tions-Recht ihnen ausdrücklich zusprach, 

2. Wie es mit der Wahrheit der Behauptung, dass laut 
der Akten die meisten Pfarr- und Diakonatsdienste unmittel- 
bar besetzt worden seien, bestellt sein mag, lasse ich dahin- 
gestellt, — die Verfügung seheint sich nicht durch strenges 
Halten auf die Wahrheit auszuzeichnen (siehe Bem. 1). Ge 
wiss aber ist, dass, wenn überhaupt solche unmittelbare Be- 
setzungen wirklich und gar in grösserer Zahl vorgekommen 
sind, dies gegen das bisherige Recht geschehn und eben durch 
die Constitution von 1642 und das Rescript von 1670 für 
rechtswidrig erklärt worden ist. 

3. Hier erscheint nun, was den Gemeinden zugesprochen 
wird: Gemeindewahl aus dreien vom König (durch Landvogt 
und Propst) Präsentirten und bei den Diakonaten die ganz 
freie Wahl, als Concession, wie diese Verfügung bezeichnender- 
weise genannt wird. Auch wird erst in den Akten untersucht, 
wie weit die früheren Concessionen an die in Rede stehenden 
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Gemeinden gegangen sind, während früher principiell und 
allgemeingültig die Rechte der Gemeinden aufgerichtet waren. 
Auch wird hier zuerst eine eigene Königliche Confirmation 
des Erwählten vorgeschrieben, während früher (Landgerichts- 
ordnung von 1636) nur die Sendung an den Generalsuper- 
intendenten behufs Prüfung verlangt wurde. Bei der hier 
festgesetzten Ordnung ist es übrigens für Süder-Ditbmarschen 
verblieben. 

4. Trotz dieser veränderten Auffassung und der offenbaren 
Einschränkung des Gemeinderechts will doch, — das ist be- 
merkenswerth, — die Verfügung nicht in Widerspruch mit 
der Constitution von 1642 stehn und beruft sich auch arglos 
auf die Kirchenordnung. Dadurch erscheint sie um so mehr, 
nicht als ordnungsmässige Abänderung des bisherigen Rechts, 
sondern als ein Eingriff, als eine Einzelentscheidung im Gegen- 
satz zu eigentlich fortbestehendem Recht. 


Nicht bloss in der Landschaft Süder-Dithmarschen, auch 
in den Königlichen Städten wurde das Wahlrecht wieder- 
holt, sei es durch unmittelbare Bestreitung seitens der Unter- 
behörden, sei es mittelbar durch Königliche Ernennungen in 
Frage gestellt. Wo sie aber ihr Wahlrecht rechtzeitig wahr- 
ten, ist es bestätigt worden. 

Bürgermeister und Rath in Glückstadt, welches erst 
im Jahre 1616 von Christian IV. gegen Hamburgs Ueber- 
macht auf der Elbe gegründet und mit besonderer Vorliebe 
behandelt war (der Name Glückstadt), baten im Jahre 
1654, ‘wohl auch nicht ohne Anlass, um ruhige Weiterübung 
des ihnen »als der Obrigkeit des Ortes« verliehenen Jus Pa- 
tronatus und praesentandi Ministros bei der Stadtkirche, wie 
sie denn von 1617 her sechs Personen zu den erledigten 
Kirchendiensten vociret und der Gemeinde präsentirt hätten; 
sie baten. um einen eigenen Kollationsbrief. Der Bescheid in 
dem Kollationsbrief König Friedrich’s III. vom 8. April 1654 
ist interessant: 

(C. C. Bd. 3 S. 73). 
Wiewohl nun Unser in Gott ruhender Herr Vater 
Christseligsten Angedenckens, diese Stadtkirche fundiret 
auch in etwas dotiret, und Wir also befugt wären, uns 
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des Juris Patronatus anzumassen; Weilen jedoch der Rath 
und die Gemeine die Kirche in baulichen Wesen und Stande 
erhalten, .. . die Pastoren-Häuser von Grund auf erbauet, 
die Kirchen-Bediente aus ihrem Beutel salariret und alle 
Onera Ecclesiastica ertragen, .....: So sind Wir aus 
sonderbarer Königl. Clementz bewogen worden, vorgedachten 
Bürgermeister und Rath allda das Jus Patronatus über die 
Stadtkirche hiemit und Kraft dieses allergnädigst zu con- 
feriren, derogestalt, dass sie und ihre Successoren dieses Jus 
Patronatus ruhig und unturbiret haben und geniessen und 
auf begebende Todes-Fälle, an der abgelebten Prediger Stelle 
der Gemeinde allda, an Lehre, Leben und Wandel untadel- 
hafte qualificirte Persoren zum Predigtamt präsentiren und 
berufen mögen .... 


1. Der Rath von Glückstadt hatte das Patronatsrecht, 
gemäss der Kirchenordnung von 1542, in Anspruch genommen, 
weil ihm als der Ortsobrigkeit verliehen. Die Königliche Be- 
stätigung nennt allerdings andere Gründe und überträgt erst 
aus besonderer Königlicher Gnade. Das ist allerdings ein 
wesentlicher Unterschied, scheint aber nicht als solcher em- 
pfunden und beabsichtigt zu sein. 


2. In der erst für nöthig befundenen Begründung des 
Patronatsrechts wird als constituirender Grund für dasselbe 
die Fundirung und Dotirung einer Predigerstelle genannt (wie 
im Mittelalter), aber daneben, und in diesem Falle sogar mit 
ausschlaggebender Wirkung, die fortlaufende Unterhaltung der 
Kirche und der Kirchendiener, das Tragen aller Kirchenlasten. 
Das kirchenregimentliche Machtbewusstsein unserer Tage be- 
ansprucht für sich das Patronat über neue Pfarren ohne alle 
eigene Leistung bei ihrer Gründung und Unterhaltung. 


Die Stadt Krempe muss im Jahre 1669, da ihnen ein 
Diakonus vom Landesherrn gesetzt werden sollte, daran er- 
innern, dass sie »von undenklichen Jahren das Jus Patronatus 
oder Vocandi Ministros gebabt«. In einem Rescript Fried- 
rich’s III. vom 25. Mai 1669 (C. C. Bd. 3 S. 303) wird 
eine bereits ergangene Königliche Verfügung dahin abgeändert, 
dass der wohl schon ernaunte Anton Günther auf Erbieten 
des Kremper Rathes nur »von neuen mit ad praesentandum 
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genommen und nebst andern qualificirten Personen der Gemeinde 
vorgeschlagen« werden sollte. 

In Lütjenburg wurde am 28. Juni 1675 (C.C.Bd.3, 
Abth. Lütjenb., No. VII) den adeligen Compatronen sowie 
dem Rath zu Lütjenburg ihr Jus Compatronatus, also das 
Mitpräsentationsrecht, nämlich mit dem König als einems 
Compatron (wie es scheint für das früher besessene Gut Neu- 
dorf), bestätigt, und eine bereits unter Missachtung dieses 
Rechts dem Jonas Hagen ertheilte Bestallung zum Diakonat 
rückgängig gemacht, dagegen die diesem auch bereits ertheilte 
eventuale Bestallung auf das Pastorat, sobald dasselbe durch 
den Tod seines Vaters erledigt werden würde, aufrecht erhal- 
ten, während doch für künftig ausdrücklich festgestellt wird, 
dass Vokationen und Präsentation von allen Compatronen aus- 
gerichtet »und der Gemeinde die freie Wahl ohngekränkt ge- 
lassen« werden solle. Also das Gemeinderecht bestätigt und 
doch für den Einzelfall halb die Vergewaltigung aufrecht er- 
halten. 

Der Stadt Rendsburg wurde unter Anerkennung des 
Patronatsrechts der Stadtobrigkeit doch eigenthümlich mitge- 
spielt durch ein Rescript aus etwas späterer Zeit, von König 
Friedrich IV. vom 12. September 1710 an den Generalsup. 
Dassau. Es war diesem am 8. August hefohlen worden, der 
Stadt drei Personen zum Hauptpastorat an der Stadtkirche 
zu präsentiren. Sofort Berufung des Rathes auf sein Präsen- 
tationsrecht für das Pastorat und das Archidiakonat. Darauf 
mit anerkennenswerther Raschheit am 12. September die Ent- 
scheidung. 

(©. C. Bd. 3 S. 932.) 

Wiewohl nun, was darin (in der Bittschrift des Magi- 
strats) ratione praesentationis Eligendorum enthalten, in so 
weit allerdings richtig ist, so hat sich dennoch aus den 
Registraturen in Unserer Teutschen Canzeley auch dieses 
mit hervorgethan, dass von Unseren in Gott glorwürdigst 
ruhenden Königl. Vorfahren, wie in andern Unsern Städten 
der Fürstenthümer, so gleichergestalt mit dem Jure Patro- 
natus begnadiget, also auch zu Rendsburg zu Zeiten wohl 
ehender wohlqualificirte Subjecta zum Haupt-Pastorat prä- 
sentiret, vorgeschlagen und ohne Wahl eingesetzet, auch 
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darauf zu Pröbsten und Generalsuperintendenten bestellet 
worden: Dergleichen Actus zu thun, dann auch Uns, als 
Summo Episcopo, wann Wir es jetzo oder künftig gut finden 
möchten, unbenommen seyn und vorbehalten bleiben muss, 
da zumalen solches nur selten und in besonderen Fällen 
geschehen dürfte, auch dadurch dem Stadt-Magistrat an 
seinem Jure Patr. eben nichts abgehet, weil solches dem- 
selben eo casu, nach wie vor, ungekränket reserviret und 
von neuen wieder bestätiget wird. 

Für dieses Mal bleibt es bei dem dem Magistrat »con- 
cedirten Jure praesentandi eligendos«, da derselbe sich bereit 
erklärt hatte, den landesherrlich vorgeschlagenen Feldprediger 
Hamrich mit auf die Wahl zu präsentiren, »und in der aller- 
gnädigsten Zuversicht, man auf die beede andern in Unserm 
vorigen Königl. Rescripto benannte Subjecta, als qualificirte und 
unverwerfliche Personen, von selbsten mit reflectiren werde«; 

gestalt da denn solchergestalt, als wenn die drey 
Praesentandi vom Magistrat selbst ernennet worden, die 
Praesentation und darauf die Wahl zum Haupt-Pastorat 
vor sich gehn und dem Herkommen nach geschehen zu 
lassen. | 

Wenn dieses: »als wenn —« zu verstehen ist wie unser: 
»gleich als ob — ernannt wären« (und nicht etwa bedeutet: 
»nämlich sobald ... . ernannt sind«), dann muss man sagen: 
eine naive Vergewaltigung, nicht ohne Humor! Hier tritt 
zuerst die Rücksichtnahme auf die Ernennung von Pröpsten 
hervor, welche ohne Weiteres als hinreichender Grund zeit- 
weiliger Aufhebung des Präsentations- und Wahlrechts der 
Städte für die Haupt pastorate betrachtet wird. 

In Segeberg finden wir gegen 1638 (s. o.) ganz ver- 
änderte Verhältnisse. Der Bürgermeister W. wird in einem 
Reseript (Friedrich IV.) vom 30. April 1718 (C. C. Bd. 3 
S. 1137) wegen seiner »vielfältigen vermessenen und unbe- 
sonnenen Attentate gegen Unsere Jura episcopalia et patro- 
natus über die Stadtkirche zu Segeberg« (das neueste Attentat 
bestand in seiner Anwesenheit bei der als Episkopalrecht be- 
trachteten Beeidigung der Kirchen- und Armen- Vorsteher 
durch den Propsten, worüber es in der Kirche zum Skandal 
gekommen war) kräftigst gerügt und für die Zukunft bedroht, 
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»sich dergleichen höchst strafbarer Neuerungen und Eingriffe 
hinführo allerdings zu entäusserne. Gegenüber der Behaup- 
tung des Bürgermeisters, der Stadtrath sei Compatron der 
Kirche, wird in der von oben gebilligten Denunciationsschrift 
der WVisitatoren das alleinige Patronat des Landesherrn stark 
betont, »wovon dem Bürgermeister der Stadt Segeberg nicht 
das geringste beikäme, wie denn auch die vorigen Bürger- 
meister niemalen prätendirt hätten, bei der Beeidigung der 
Kirchen- und Armen-Vorsteher zugegen zu seine. Das Letzte 
mag seine Richtigkeit haben; ob aber die früheren Bürger- 
meister auch nie das mit der Behauptung des alleinigen 
landesherrlichen Patronats gleichfalls geleugnete Präsentations- 
recht des Magistrats in Anspruch genommen haben, wird 
nicht berührt. Jedenfalls scheint in Segeberg bis auf den 
Bürgermeister W. der bürgerliche Rechtsmuth gefehlt, dieser 
aber durch unbesonnenes Auftreten die Sache nicht gebessert 
zu haben. Daher hier der Ausgang ein anderer als anderswo ; 
und doch wird die Sache dort nicht anders gelegen haben als 
z. B. in Lütjenburg. 

Auch der Stadt Wilster wurde das Patronatsrecht von 
den Visitatoren »streitig gemacht«, jedoch vom Landesherrn 
nach Prüfung der Sache unterm 30. Oktober 1733 gewahrt 
(C. C. Bd. 3 S. 432). Es scheint aber auch hier der Streit 
so erledigt zu sein, dass für dieses Mal das Hauptpastorat 
unmittelbar besetzt (doch ist darüber der Wortlaut nicht recht 
durchsichtig), für die gleichzeitig vakanten beiden anderen 
Stellen Präsentation durch den Magistrat angeordnet wurde; 
dieses Recht ist dem Magistrat jedenfalls für alle drei Stellen 
verblieben. — Königliche Bestätigung wurde hier, wie 1678 
für Süder-Dithm. und 1721 in einem Rescript für Krempe 
(C. C. Bd. 3 S. 304 f.), vorbehalten. 


Das Resultat ist, dass von den holsteinischen Städten 
Königlichen Antheils Segeberg, Oldesloe, Heiligenhafen (über 
diese beiden Städte habe ich Näheres nicht gefunden), ihr 
Präsentations- und Wahlrecht verloren haben; in Rendsburg 
fand Königliche Besetzung bei der Christ- und Garnisonkirche 
statt. Dagegen Rendsburg für die alte Stadtkirche, Glückstadt, 
Wilster, Krempe für alle Stellen behielten ihr Recht; in 
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Lütjenburg Magistrat und Compatrone mit dem König zu- 
sammen; in Itzehoe präsentirte von je her das adelige Kloster. 
(Altona, erst 1664 zur Stadt erhoben, gehörte zur Herrschaft 
Pinneberg, welche zwar 1640 an die schleswig-holsteinischen 
Landesherren fiel, aber damals noch nicht mit Schleswig- 
Holstein wirklich vereinigt wurde). Von den beiden König- 
lichen Städten in Schleswig ging Hadersleben für das Haupt- 
pastorat (möglicherweise auch für das 1806 eingegangene 
Archidiakonat) seines Wahlrechts verlustig, für das Diakonat 
präsentirte der Magistrat. Flensburg behielt sein volles Recht 
für alle 7 Stellen, wobei für die Johanniskirche Bürgermeister 
und Propst Patrone waren, für die übrigen Bürgermeister und 
Rathsherren. So waren im Ganzen 9 landesherrliche Stellen 
in Städten (8 in Holstein, 1 in Schleswig), 22 nicht-landes- 
herrliche (14 in Holst., 8 in Schl.). 

Dagegen in den Aemtern und Landschaften ist das 
Wahlrecht arg verwüstet worden. Die Landschaft Süder- 
Dithmarschen behielt für 7 Stellen (2 Compastorate in. Mel- 
dorf und 5 Diakonate) das uneingeschränkte Wahlrecht, für 
ihre 13 Pastorate verlor sie durch willkürliche Gesetzesaus- 
legung (s. 0.) die Präsentation an den Landesherrn (die Visi- 
tatoren). Die eigentlichen Aemter verloren ihr Wahlrecht so 
ziemlich überall. Törninglehn, weil kirchlich zu Dänemark 
gehörig; Hadersleben und Flensburg wohl auch unter diesem 
Einfluss. Aus dem Amt Hadersleben theilt "Jensen, Kirchl. 
Statistik S. 94, noch aus dem Jahre 1659 ein Beispiel einer 
(Gemeindewahl mit. Die Landschaft Bredstedt, damals zu 
Flensburg gehörig, scheint aber für ihr Wahlrecht eingetreten 
zu sein; so wurde ihr dieses wenigstens durch Königliche 
Constitution vom 830. März 1695 (die mir aber nicht zur 
Hand ist) zurückgegeben (Jensen, S. 95), die Präsentation 
aber ist wohl damals schon den Visitatoren zugefallen. In 
den holsteinischen Aemtern Rendsburg, Steinburg, Segeberg, 
wo es sich jedoch um kaum 20 Pfarren nicht adeligen und 
städtischen Patronats handelt, ist das Wahlrecht gänzlich 
verschwunden, wohl zu jener Zeit, um 1700. Es wird eben 
so gegangen sein: wo kein Kläger ist, ist kein Richter. Wer 
aber sein Wahlrecht nachdrücklich wahrte, fand meist bei der 
Oberbehörde eine anerkennenswerthe Mässigung und Sachlich- 
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keit. Wie denn auch einige von den Visitatoren erhobene 
Streitigkeiten mit adeligen Privatpatronen oder Klöstern in 
diesem Sinne erledigt wurden, so betrefis der Bestallung von 
Kirchenjuraten in Seester zu Gunsten des Klosters Uetersen 
(1746 — C.C. Bd. 2 S. 1101), betrefis Pfarrbesetzung in 
Nortorf zu Gunsten des Klosters Itzehoe (1754 — Chrono- 
logische Sammlung des Jahres); ebenso in Lütjenburg (s. o.). 
Die Bauergemeinden der Aemter aber entbehrten meist einer 
in demselben Mass wie die Magistrate in den Städten und die 
Patrone in den adeligen Gutsdistrikten unabhängigen Ver- 
tretung, welche ihr Recht energisch genug hätte wahren 
können. | 


Günstiger war der Verlauf im Gottorfischen Antheil. 
Wohl ist auch hier für manche Predigerstellen in den Aem- 
tern, namentlich — von Holstein noch abgesehen — des 
südlichen Schleswig (Gottorf, Hütten, Mohrkirchen, auch in 
der Landschaft Stapelholm) unmittelbare Besetzung eingetreten, 
worauf die Nähe des Hofes in Gottorf Einfluss haben mochte. 
Dagegen in den Aemtern Apenrade, Lügumkloster, Tondern, 
nebst den Inseln Föhr und Sylt, finden wir später durch- 
gehends den Modus, dass die Visitatoren (Propst und Amt- 
mann) präsentirten, die Gemeinden wählten, wie ja auch im 
Bredstedtischen. Aber die kommunal mehr organisirten Land- 
schaften behielten ein noch viel durchgreifenderes Wahlrecht; 
in Schleswig: Eiderstedt, Nordstrand, welches jedoch im Jahre 
1634 durch die grosse Sturmfluth 16 seiner Kirchspiele ver- 
lor, und Fehmarn; in Holstein : Norder-Dithmarschen. Hier 
überall lag das Präsentationsrecht in der Hand eigener kirch- 
lich-kommunaler Kollegien, oder an einigen Orten in der Hand 
der grössten Grundbesitzer; die Gemeinde übte das Wahlrecht. 
— Anders war das Schicksal der gottorfischen Aemter Hol- 
steins, wie der königlichen nur mit etwa 20 Kirchen. Hier 
ist überall landesherrliche Besetzung eingetreten. Dieser Unter- 
schied zwischen Holstein und Schleswig hat wohl darin seinen 
Grund, dass in dem holsteinischen Antheil von Gottorf, wel- 
cher nach dem Verlust ihrer schleswigschen Besitzungen an 
die königliche Linie (1713/21) den Gottorfern (von. da an 
zugleich russische Grossfürsten) noch bis 1773 verblieb, oft, 
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während fast immerwährender Abwesenheit des Landesherrn, 
ein Willkürregiment ränkesüchtiger Räthe geführt wurde. 

In den gottorfischen Städten ist eine sehr einfache 
Theilung betreffs des Wahlrechts eingeführt durch die von 
Hamburg aus erlassene Fürstl. Verordnung vom 28. April 
1701 (in welcher auch auf eine Constitution von 1695 Bezug 
genommen wird, die mir aber nicht vorgelegen hat). In 
dieser Verordnung bestimmt der Herzog Friedrich (1702 ge- 
fallen bei Klissow im Heere Karl’s XIL.): 

(Systematische Sammlung Bd. 1 S. 96) 

(Aus den vorschriftsmässig examinirten Candidaten 
sollen) die Patroni, benebst dem Praeposito, oder welchen 
das jus praesentandi von Alters her zukommt, zu denen 
Diakonaten in Städten und Pastoraten auf dem Lande 
(denn die Pastorate in denen Städten behalten wir uns aus 
Landesfürstl. Hoheit selbsten bevor . . .) drei Subjekte den 
Gemeinden präsentiren; welche Gemeinden nach vorherge- 
gangenem eifrigem Gebet freie Wahl haben sollen viritim 
oder Mann vor Mann die Wahl anzustellen. 

Hinzugefügt wird noch: 

Auf dass aber Unsere getreue Unterthanen in ihrer 
Wahlfreiheit auf keinerlei Weise mögen gestöret und ein 
rechtmässiger Beruf nicht könne gekränket werden, so be- 
fehlen Wir ernstlich, dass niemand, er sey wer er wolle, 
weder geistlich noch weltlich, Amtmann, Staller, Landvögte, 
oder andere Unserer Officianten, sie haben Namen, wie sie 
wollen, wie auch Bürgermeister und Rath in denen Städten, 
sich unterwinde, entweder gütlich die Eingepfarreten zu be- 
reden, ihre Stimme diesem oder jenem zu geben, oder mit 
Dräuworten sie darzu anzuhalten; dann Wir solche Leute nicht 
anders, als Verächter Unserer Hoheit anzusehn, und sie, 
zum lixempel anderer, ernstlich abzustrafen Uns biemit 
öffentlich erklären. 

1. Darnach sind denn die 14 Hauptpastorate (3 in der 
Stadt Schleswig) in den 12 gottorfischen Städten unter landes- 
herrliche Macht gekommen, die Diakonate in Tondern, Husum, 
Eckernförde, Neustadt, Oldenburg unterlagen dem Präsentations- 
recht der Magistrate, in Garding, Tönning, Burg dem der 
Kirchenkollegien; in Schleswig präsentirten zum Compastortae 
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am Dom Amtmann und Magistrat; in Apenrade die Visita- 
toren; in Kiel für drei Predigerstellen der Magistrat, die 
Wahl stand hier gewissen Corporationen zu. Alsc 13 Wahl- 
stellen gegen jene 14. Den Städten gegenüber zeigte sich 
die kleinere Herrschaft entschieden souveräner als die königliche. 

2. Ausser bei den Hauptpastoraten der Städte scheint 
keine landesherrliche Besetzung vorausgesetzt zu sein; ganz 
allgemeinhin wird für die Pastorate auf dem Lande wie für 
die Diakonate in den Städten die Präsentation Denjenigen zu- 
erkannt, welchen sie von Alters her zukommt, und dann freie 
Gemeindewahl. Wir dürfen somit wohl annehmen, dass bis 
zum Jahre 1701 im gottorfischen Antheil alle Predigerstellen 
auch der Aemter Wahlstellen waren. Das Wahlrecht wird 
zuerst unter der dann folgenden Misswirthschaft des Abenteu- 
rers Bergholz, dann des ränkesüchtigen energischen Ministers 
v. Görtz, während der bis 1714 herrschenden Wirren und 
Kriege angetastet sein; Görtz soll sogar, in Geldverlegenheit, 
1713 die Stelle zu Boel in Angeln au der Hamburger Börse 
meistbietend verkauft haben. Die verschwenderische Wirth- 
schaft und Willkürherrschaft wiederholte sich auch später im 
holsteinischen Antheil Gottorfs mehrfach. 

3. Wiewohl in der fürstl. Verordnung von 1701 über 
die Hauptpastorate einfach »aus landesfürstl. Hoheit« verfügt 
wird, zeigt dieselbe im Uebrigen doch ein gewissenhaftes 
Halten an den »von Alters her« bestehenden Rechten, will 
also gar nicht das Wahlrecht prineipiell in Frage stellen. 
Vielmehr unter scharfer Androhung gegen alle, sogar die güt- 
lichen Beeinflussungen seitens der Beamten wird den Ge- 
meinden die freie Ausübung ihres Wahlrechts gesichert, — 
eine Mahnung für unsere Zeit. Jene, wie es scheint, damals 
im Schwange gehende Beeinflussung seitens der Unterbehörden 
wird als ein Hauptgrund für das Verschwinden des Wahlrechts 
der Gemeinden, an manchen Landorten namentlich, anzuneh- 
men sein. 

Es ist mir nicht bekannt, ob damals eine der gottorfischen 
Städte gegen die Einschränkung ihres Wahlrechts Einspruch 
erhoben hat, wie im Königl. Antheil Glückstadt, Krempe, 
Rendsburg, Wilster. Immerhin war doch dem Magistrat in 
Apenrade ziemlich zugleich mit jener Verfügung, unterm 
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31. Mai 1701, vergönnt worden, dem Dr. Koch die Vokation 
zum Hauptpastor zu ertheilen, wie wir aus einem späteren 
Königlichen Rescript vom 11. März 1737 (System. Samml. 
Bd. 3 S. 177) erfahren. Dieses Königliche Rescript will aber 
nicht zugeben, dass dadurch die fürstl. Verordnung vom 
28. April 1701 »restringiret« sei, da jene Erlaubniss »nur 
aus sonderbar bewegenden Ursachen damals concedirt worden«. 
Und so wurde dem Magistrat auf seine Vorstellung bei der 
abermaligen Vakanz 1736 durch jenes Rescript der Bescheid, 
dass ihm »zu Vocirung eines Hauptpastors daselbsten gar 
keine rechtliche Befugniss zustände«, sondern dieses Haupt- 
pastorat »lediglich von Unserer immediaten Besetzung de- 
pendirte«. 

Dahingegen die Landgemeinde Schwabstedt an der 
Eider, nachdem sie königlich geworden (1721), mehrfach ihr 
»jus patronatus illimitatum« wahrte und gegen die Bestreitung 
durch die Kirchenvisitatoren auch vom König Christian VI. 
am 25. Nov. 1737 und von Friedrich V. am 20. März 1752 
bestätigt erhielt (Chronol. Samml. 1752 Nr. 6), unter Be- 
rufung auf eine fürstl. Concession von 1670, durch welche 
der Schwabstedter Gemeinde »das seit undenklichen Jahren 
ausgeübte jus patronatus solchergestalt confirmirt worden, dass 
sie solches gleich den benachbarten Eiderstedtischen und Dith- 
marsischen Gemeinden hinführo exereiren solltee. Die Land- 
schaft Eiderstedt aber sei laut eines fürstl. Rescripts desselbigen 
Jahres 1670 auch derzeit mit dem jure praesentandi begnadigt 
gewesen. Wenn nun in der fürstl. Concession für Schwab- 
stedt nur Wahl und Vokation genannt sei, so scheine das 
nur »ein Irrtum des Coneipienten« zu sein, um so mehr, 
als »das jus patronatus nicht allein in dem Recht zu vociren, 
sondern hauptsächlich zu präsentiren« bestehe. —- Dieser letzte 
Satz ist der angeblichen Liberalität gegenüber bemerkenswerth, 
mit welcher man heutzutage den Gemeinden nur das Recht 
gibt, aus mehreren vom Kirchenregiment Präsentirten Einen 
auszuwählen. Uebrigens liegt hier wohl ein Missverständniss 
des Wortes »vociren«, worauf die Visitatoren in dem Schwab- 
tedter Streitfall den Finger gelegt zu haben scheinen, vor; 
dasselbe bezeichnet im älteren Sprachgebrauch gelegentlich 
nicht bloss die endgültige Berufung, sondern mit dieser die 
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ganze Wahl einschliesslich der Präsentation; so z. B. in der 
Verfügung für Krempe 1669, in Verbindung mit eligere in 
den Verfügungen 1670 für Meldorf, 1678 für Süder-Dith- 
marschen. 

Es verbleibt uns noch der Hinweis auf die abgetheilten 
Lande. Während in den übrigen abgetheilten Herrschaften, 
Alsen, Arröe, Sundewitt nebst Glücksburg (diese Herrschaften 
fielen in dem Zeitraum von 1667 bis 1779 wieder an die 
königliche Linie zurück), alle Predigerstellen — ausgenommen 
das Diakonat in Sonderburg — unter die unmittelbare Gewalt 
theils des Königs, nämlich soweit sie zum Bisthum Odensee 
gehörten, theils der abgetheilten Herzöge, kamen, wurde von 
der Plöner Linie dieser abgetheilten Herren, welche sich in 
der Gesetzgebung einigermassen unabhängig zu machen ver- 
standen hatte, im Jahre 1732 eine eigene Holstein-Plönische 
Kirchenordnung herausgegeben, woselbst über die Pfarr- 
besetzung verfügt wird: 

(System. Samml. Bd. 3, S. 53.) 

Solchemnach werden Wir allezeit dafür sorgen, dass 
da Uns bei Unseren Kirchen nebst dem jure episcopali 
auch das jus patronatus und folglich praesentandi zustehet, 
bei den Kirchen, wo Eingepfarrte sind, zwei oder drei ge- 
schickte Candidaten zur Wahl aufgestellt werden. — (Die 
Wahl soll curiatim geschehn.) Sollten sich aber Vota 
paria finden, so bleibt Uns als Summo episcopo das zutun 
decisivum. 

Das Patronatsrecht wird auch hier aus allmählichem landes- 
fürstlichem Anspruch und der Gewohnheit stammen. Doch 
wird keine unmittelbare Besetzung, sondern Wahl (nach Kurien) 
festgesetzt. Im Jahre 1761 fielen die Plönischen Lande an 
den König. Von den ehemalig Plönischen Kirchspielen (wie 
es scheint, mit nur 11 Stellen) sind aber 1866 fünf an das 
Fürstenthum Lübeck (Eutin) abgetreten worden. Von den hol- 
steinisch gebliebenen Kirchspielen haben Plön und K1.-Wesenberg 
bis in die neueste Zeit den angegebenen Wahlmodus behalten, 
bei einigen anderen (Reinfeld, Ahrensbök) ist unmittelbare 
Besetzung wohl erst nachträglich daraus geworden. — In dem 
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Stadt Altona, hat, wie es scheint, schon seit langer Zeit un- 
mittelbare Besetzung aller Stellen (etwa 20) geherrscht, und 
so ist es unter Königlicher Herrschaft (seit 1640) geblieben. 


Halten wir einen Augenblick inne, das Ergebniss des seit 
dem dreissigjährigen Kriege verflossenen Jahrhunderts, um's 
Jahr 1750, bedenkend. 

Es war allerdings mehr oder weniger vergessen, dass eine 
prinzipielle Ordnung der Pfarrbesetzung durch die Kirchen- 
ordnung von 1542 geschehen war. Man fragte jetzt nach 
den »seit Alters« bestehenden Rechten jedes Ortes, welche 
gelegentlich auch als vergönnte, concedirte bezeichnet wurden. 
Aber man hatte eigentlich nicht die alte Kirchenordnung in 
diesem Punkt aufheben wollen, übersah nur naiv den Gegen- 
satz der gegenwärtigen Uebung gegen dieselbe. Das Gefühl 
aber für die Lokalrechte der Einzelorte, wenn es nur in der 
Bevölkerung selbst lebendig war, fand meist an der obersten 
Stelle einen lebhaften Wiederhall. Wie lebhaft auch die Ver- 
pflichtung empfunden wurde, den einzelnen Gemeindegliedern 
freie Ausübung ihres Wahlrechtes zu sichern, davon legt auch 
eine Verfügung vom 1. Februar 1717 von dem Gouverneur 
(Landvogt) in Süder-Dithmarschen, Blome, Namens des Königs 
(Friedrich 1V.) weiteres Zeugniss ab (C. C. Bd. 2. S. 785). 
Zur Abstellung der eingerissenen Missbräuche bei den Prä- 
sentationen und Wahlen, dass »die votirenden Personen zum 
öfteren nicht nach ihrem besten Wissen und Gewissen, wie 
sie zu thun verbunden sind, sondern entweder aus Furcht vor 
den Beamten, oder ihren Freunden und Anverwandten zu Ge- 
fallen, einem anderen als demjenigen, zu welchem sie sonsten 
wohl das Vertrauen hätten, dass er bei der ganzen Gemeine 
und bei ihnen selbst den meisten Nutzen schaffen würde, ihre 
Stimme ertheilen«e, oder andernfalls »sich unverdienten Hass 
und Feindschaft auf den Hals ziehn«, ordnete jene Verfügung 
u. A. geheime Zettelwahl an. — Die vielfache Verletzung der 
Wahlfreiheit war immerhin auch nur so weit durchgedrungen, 
dass allerdings die Bauerndistrikte, die Aemter, grössten Theils 
ihr Wahlrecht verloren hatten (ausgenommen nämlich die 
grossen Aemter Apenrade, Tondern, sowie Lügumkloster und 
Bredstedt nebst den Inseln Föhr und Sylt, zumeist auch das 
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Amt Husum, sowie mehrere Kirchen der Aemter Gottorf, 
Hütten und Mohrkirchen); die Städte aber für 23 Stellen, 
darunter allerdings 19 Hauptpastorate, wozu noch Sonder- 
burg und Altona mit zusammen 4 Stellen (3 Hauptpastorate) 
hinzugerechnet werden müssen. Dagegen blieben 35 städtische 
Wadhlstellen, wozu noch Sonderburg für das Diakonat und 
Plön, zusammen 3 Stellen, kommen, darunter 11 Haupt- 
pastorate; zu 4 von diesen Wahlstellen (1 Hauptpastorat) 
präsentirte allerdings das Kirchenregiment. (Neuerdings hat 
sich durch Erhebung einiger sogenannter Flecken zu Städten 
das Verhältniss um ein Weniges verschoben, nicht zu Gunsten 
der landesherrlichen Gewalt: 33 landesherrliche, 50 Wahl- 
stellen, wovon 7 mit Präsentation des Kirchenregiments.) 
Die kommunal freier organisirten Landschaften aber, Norder- 
Dithmarschen, Eiderstedt mit Schwabstedt und Simonsberg, 
sowie Dagebüll, ferner Nordstrand-Pellworm, Fehmarn, und 
Süder-Dithmarschen auch für einen Theil seiner Pfarrstellen 
(7), behielten ein ganz uneingeschränktes Präsentations- und 
Wahlrecht, Süder-Dithmarschen im Uebrigen (13 Stellen) das 
Wahlrecht in derselben Weise wie die Aemter Bredstedt, 
Tondern u. s. w. Endlich sämmtliche adelige Patronatskirchen, 
welche namentlich in Holstein sehr zahlreich waren, wo sie die 
Kirchen in den Aemtern um fast das Dreifache überwogen, blieben 
gänzlich vom landesherrlichen Kirchenregiment unabhängig. 

Wenn wir dies alles erwägen, so dürfen wir wohl sagen, 
dass der Grundsatz der Gemeinde-Pfarrwahl in Schleswig- 
Holstein auch in diesem Jahrhundert der heranwachsenden 
absoluten Souveränität der Fürsten wohl sehr vielfach 
dAurchlöchert, aber nicht aufgehoben worden ist, sondern 
sogar als rechtliche Regel sich behauptet hat. 


Bei diesem Verhältniss ist es bis zur neuesten Zeit im 
Wesentlichen verblieben. Nur wenige Stellen sind noch weiter 
in die Macht des landesherrlichen Kirchenregiments über- 
gegangen, so Kappeln 1810, die Halligen (uneingedeichte Nord- 
see-Inseln) Hooge, Langenes, Gröde, Oland seit 1828. Da- 
gegen in Süderau in Holstein seit 1813 für das Diakonat wieder 
das Wahlrecht in Anspruch genommen wurde (Präsentation 
durch die Behörde); Näheres ist mir darüber nicht bekannt. 

26* 
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Immerhin hat das landesherrliche Kirchenregiment auch 
in der Folgezeit seine Befugniss nach zwei Richtungen hin 
etwas weiter ausgedehnt. 

1. Nach der Kirchenordnung von 1542 sollte der von 
der Gemeinde Erwählte dem Bischof »präsentirt« werden, da- 
mit derselbe ihn prüfe, ordinire und instituire.. Also ein Auf- 
sichtsrecht, ob der Erwählte den rechtmässigen Anforderungen 
genüge, und etwa noch, ob Alles ordnungsmässig zugegangen, 
ein nothwendiges Recht des oberbischöflichen Amtes. Seit 
1678 zuerst wurde die Königliche »Konfirmation« gefordert, 
doch nicht anders als jenes oberbischöfliche Aufsichtsrecht 
verstanden. Diese Königliche Bestätigung wurde in einer Ver- 
fügung Friedrich’s IV. an den Generalsup. Josua Schwartz 
vom 5. Okt. 1708, weil in Flensburg bis dahin diese »Prä- 
sentation der neuerwählten Stadtprediger zur allergnädigsten 
Konfirmation« unterlassen war, für alle Städte Kgl. Antheils 
angeordnet (C. C. Bd. 1, S. 423). Auch dem Kloster zu 
Uetersen wurde die Pflicht, die Königliche Bestätigung der 
vocirten und erwählten Prediger in Seester nachzusuchen 
unterm 1. Febr. 1736 bedeutet (C. C. Bd. 2, S. 1101). 

Im Gottorfischen Antheil scheint die landesherrliche Be- 
stätigung nicht besonders betont, vielleicht nicht einmal aus- 
geübt worden zu sein (vgl. die Fürstl. Verordnung von 1701). 
So ist denn auch die Landschaft Norder-Dithmarschen bis in 
die neueste Zeit nicht einer solchen unterworfen gewesen. 

Die Königliche Regierung aber dehnte die landesherrliche 
Bestätigung noch weiter aus, nämlich schon auf die Präsen- 
tation, den Wahlaufsatz. Die bemerkenswerthe Verfügung vom 
17. Dez. 1736 an die Regierung und das Oberkonsistorium in 
Glückstadt lautet: 

(C. C. Bd. 1, S. 418; Chalybäus S. 141.) 

Christian der Sechste — — Durchlauchtiger — Ew. 
Liebden und euch wird vieleicht nachrichtlich beywohnen, 
wasgestalt an ein und anderen Orten in den Städten und auf 
dem Lande des Herzogthums Holstein Unseres Antheils re- 
spective die Magistraten, Kirchspiele und Gemeinen bey ent- 
stehenden Prediger-Vakantzen das Jus Patronatus und prae- 
sentandi bis anhero, alter Gewohnheit nach, dergestalt exer- 
ciret haben, dass sie ratione Praesentandorum Unsere aller- 
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höchste Approbation nicht zuvörderst eingeholet, sondern 
die benennete und erwählete Subjecta der Gemeine alsofort 
zur Wahl vorgestellet, und darauf von dieser wirklich zur 
Election geschritten, nachhero aber allererst der geschehene 
Wahl-Actus zu Unserer allerhöchsten Confirmation ein- 
berichtet worden. — Wann Wir aber hinführo vor der 
Election unterrrichtet sein wollen, was in vorkommenden 
Fällen einer Gemeine für Subjecta zur Wahl präsentirt 
werden, dergestalt, dass die Magistraten — — die Sub- 
jectta — — — Ew. Liebden als Statthalter — — namhaft 
machen und darauf Unsere allerhöchste Approbation ein- 
warten, alsdann aber erstlich zur Präsentation schreiten 
und die Gemeinen — — — eligiren lassen sollen, nicht weniger 
die Kirchspiele und Gemeinen auf dem Lande, welche nach 

. bisheriger Gewohnheit das Jus praesentandi ausgeübet haben, 
Unserm p. t. Gouverneur oder Amtmann und p. t. Prae- 
posito, mithin zum Exempel in Unserer Landschaft Süder- 
Dithmarschen, woselbst solches ratione der Diaconate, wie 
auch der beyden Kompastorate in dem Flecken Meldorf, 
Herkommens ist, Ew. Liebden als p. t. Gouverneur besagter 
Landschaft und Unserm dortigen p. t. Propsten, die Prae- 
sentandos vor der Präsentation zu vorbemeldten Zwecke nam- 
haft machen und die Wahl bis zu Einlangung Unserer 
allerhöchsten Approbation auszusetzen haben; Als ist hiemit 
Unser allergnädigster Wille und Befehl, dass Ew. Liebden 
und ihr diese Unsere Willens-Meynung — — — zu Nach- 
achtung — bekannt machen sollen. 

Dafern auch an anderen Orten auf dem Lande denen 
Kirchspielen oder Gemeinen das Jus praesentandi nachgelassen 
wäre, ist solcherhalben von Ew. Liebden und Euch gleich- 
mässige Verfügung zu machen — — — 

Aus dieser Verfügung scheint hervorzugehen, dass selbst 
damals noch in den holsteinischen Aemtern Kgl. Antheils — 
abgesehen von Süder-Dithmarschen — einige Gemeinden waren, 
welche das Wahlrecht, ja sogar das Präsentationsrecht be- 
sassen; wenigstens ist das Kirchenregiment selber darüber 
nicht im Klaren. 

Eine gleiche Verordnung erging im selben Jahr unterm 
24. Dezember für die Landdistrikte Schleswigs (damals also 
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ganz Schleswigs), ausgenommen die adeligen Distrikte; die 
Städte werden nicht genannt (Syst. Samml. Bd. 3, S. 182; 
Chalybäus S. 142). 

Diese Bestimmung mag immerhin aus der ernsten, die 
kirchlichen Pflichten genau nehmenden Gesinnung Christian’s V]. 
hervorgegangen sein. Aber ein wohlmeinender allzu fürsorg- 
licher Sinn der Regenten ist oftmals schon dem Gemeinde- 
recht schädlich gewesen. Die Bestätigung schon des Wahl- 
aufsatzes kann ja an sich unverfänglich sein, insofern die Wahl 
eines gesetzlich überhaupt nicht Befähigten dadurch von vorn 
herein verhindert werden soll. Es kann aber darin auch 
eine Handhabe liegen, auf die Präsentation selber Einfluss 
sich anzueignen, was das hier gewählte Wort »Approbation« 
nahezulegen scheint. 

Unterm 27. Mai 1746 (C. C. Bd. 1, S. 420; Chalyb. 
S. 143) wurde diese Verfügung von demselben Christian VI. 
auf diejenigen der alleinigen Königlichen Episcopalhoheit unter- 
worfenen adeligen Kirchen Holsteins, welche zu einem Unter- 
konsistorium (geistliches Gericht) gelegt waren, ausgedehnt 
(Eingeschärft 13. Juni 1805 — Syst. Samml. Bd. 3, S. 186, — 
also wohl öfter bis dahin unterlassen). Welche und wie viele 
adelige Kirchen das sind, ist mir unbekannt; in dem Rescript 
werden ausdrücklich genannt nur die Kirchen zu Heiligen- 
stedten und die St. Laurentiuskirche in Itzehoe, für welche 
beiden das Kloster zu Itzehoe präsentirte In unserm Jahr- 
hundert wurden alle adeligen Kirchen Holsteins den Propsteien 
untergelegt, und nachträglich für dieselben wie auch für die 
Kirchen Norder-Dithmarschens die Verfügung getroffen, 4. August 
1854 (Chalyb. S. 147), über die Wahl- Präsentationen dem 
Ministerium eine »Änzeige« sofort nach stattgehabter Prä- 
sentation zugehen zu lassen, »mit Rücksicht auf die von Seiten 
der Kirchengewalt hinsichtlich der Wiederbesetzung auszu- 
übende allgemeine Aufsicht und Controle, sowie zur geeigneten 
Wahrnehmung der dabei in Betracht kommenden landesherr- 
lichen Episcopalrechtes, — also in einem durchaus berech- 
tigten und dem freien Patronatsrecht nicht zu nahe tretenden 
Sinn. — In Schleswig wurden die adeligen Patronatskirchen 
erst 1850 den Propsteien zuertheilt, und 1856 die allerhöchste 
Approbation zu den ’»Präsentationsvorschlägen« der Patrone 
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für erforderlich erklärt (Chalyb. S. 148). — Für die Land- 
schaften Eiderstedt und Fehmarn und die sonstigen Bei- 
kommenden im Herzogthum Schleswig wurde sogar, anschliessend 
an eine Verfügung betreffs der von Visitatoren zu vollziehenden 
Präsentationen (s. u.), auf die Anfrage der Kirchenvisitatoren 
der beiden genannten Landschaften hin, am 18. April 1807 
verfügt (Chalyb. S. 144): | 
dass allen denjenigen Präsentationsvorschlägen zu Pre- 
digerwahlen, die zur Allerhöchsten Genehmigung eingesandt 
werden, eine Liste sämmtlicher Subjekte, die sich zur Wahl 
gemeldet, hinzuzufügen, und dabei die Gründe anzugeben 
sind, aus welchen die vorgeschlagenen Subjekte gewählt 
worden. 

Hier ist die oben bezeichnete Gefahr in die Wirklichkeit 
getreten; man beansprucht offenbar einen Einfluss auf die 
Präsentation selbst zu nehmen. Dieser Anspruch drang aber 
sicher nicht recht durch, was aus der Thatsache einer im 
Jahre 1859, und damals gewiss auch aus politischen Gründen, 
erlassenen Einschärfung hervorgeht. Ich weiss nicht, ob die 
Vorschrift, die Liste aller Bewerber und die Gründe der Aus- 
wahl mit einzuschicken, für Schleswig noch besteht. Jeden- 
falls ist ein Recht des Kirchenregiments, den Wahlaufsatz der 
Präsentations-Berechtigten nach freiem Ermessen zu korrigiren, 
in keiner Weise in’s Rechtsbewusstsein der schlesw.-holst. 
Landeskirche aufgenommen oder anerkannt. Es bleibt für die 
Bestätigung sowohl der Präsentation, wo sie eingeführt ist, 
wie für die Bestätigung der geschehenen Wahl, welche durch 
das Pfarrwahlgesetz von 1880 $ 11 überall, auch in Norder- 
Dithmarschen, mit Recht vorgeschrieben ist, der für letztere 
auch ausdrücklich in dem genannten Gesetz anerkannte Grund- 
satz, dass sie nur nach gesetzlich feststehenden Gründen ver- 
sagt werden kann, andernfalls ertheilt werden muss. Materiell 
ist somit nach dieser Richtung hin keine Ausdehnung der 
kirchenfegimentlichen Befugniss durchgedrungen, wenn auch 
formell. Die Bestätigung der Präsentation ist aber eine un- 
nöthige Floskel, wie sie auch z. B. im Pfarrwahlgesetz der 
preussischen Landeskirche von 1886 nicht zu finden ist. 

2. Aber nach 'einer andern Richtung hin hat sich die 
Macht des Kirchenregiments in der That erweitert. 
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Nach dem in der Kirchenordnung von 1542 offenbar 
waltenden Grundsatz hatte die Ortsobrigkeit einen oder später 
mehrere Prediger der Gemeinde zur Wahl zu präsentiren und, 
nach geschehener Wahl und Prüfung durch den Bischof, ein- 
zuführen. Diese präsentations- und vokationsberechtigte Obrig- 
keit war in den Städten der Magistrat, seltener ein Kloster, 
- in den adeligen Distrikten die Privatpatrone. In den Aemtern 
scheint es unbestimmt geblieben zu sein. Vielleicht die so- 
genannten Achtmänner (auch 6, 10, 12) in Schleswig, die 
Juraten in Holstein, oder die Bauervögte, jedenfalls aber mit 
dem Propst gemeinsam; vielleicht auch war der Amtmann 
als Obrigkeit des ganzen Bezirks mitbetheiligt. In den meisten 
Aemtern ist das Wahlrecht ganz verschwunden. Aber auch, 
wo es blieb, musste, je weniger die bäuerliche Ortsobrigkeit 
im Lauf der Zeit zu bedeuten hatte, umsomehr der Einfluss 
von Propst und Amtmann, den sogenannten Kirchenvisitatoren, 
überwiegen. In der Fürstlichen Verordnung von 1701 werden 
diese nicht klar als Präsentationsberechtigte genannt, sondern 
nur »die Patroni benebst dem Praeposito, oder welchen das jus 
praesentandi von Alters her zukommt«. Es könnte demnach 
noch fraglich erscheinen, ob damals schon in den oben (S. 382 £.) 
genannten gottorfischen Aemiern, Apenrade u. s. w., die 
Präsentation an die Visitatoren gefallen sei. Wenn aber, so 
ergibt sich klar, dass dies als eine denselben (von Alters her, 
wie man meinte) zukommende, nicht als vom Landes- 
herrn übertragene Befugniss angesehen wurde. Aber dieser 
Unterschied verwischte sich leicht. Und so erschienen denn 
bald die Visitatoren, die ja als solche doch eine Behörde waren, 
auch bei der Präsentation als Stellvertreter des Landesherrn, 
und diese als in des Landesherrn Namen geschehend. Was 
um so leichter geschah, als anderswo, in Süder-Dithmarschen 
und bei einigen Gütern, wo der König als Besitzer Patron 
war, der Landesherr seine überkommene oder angemasste Prä- 
sentationsbefugniss auch durch die Visitatoren ausüben Hess. — 
Auf diesem Wege fortschreitend zog nun der Landesherr (der 
König) auck in den früher Gottorfischen Aemtern, welche 
diesen Modus hatten, und im Bredstedtischen das Präsentations- 
recht noch näher an sich heran. Der fromme und pflichttreue 
Christian VI. wollte, was in seinem Namen geschah, auch 
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selber prüfen. Und so erging unterm 16. April 1736 (System. 
Samml. Bd. 3, S. 181; Chalyb. S. 140) an die Amtmänner 
und Pröpste des Herzogthums Schleswig eine Verfügung, es 
sei ihnen bisher »allergnädigst concediret in Unserm allerhöchsten 
Namen besagten Gemeinden drei Subjekte zu präsentiren«, 
worauf sogleich zur Wahl geschritten und dann erst der Wahl- 
akt zur allerhöchsten Approbation einberichtet sei. 

Wann Wir aber hinführo vor der Election unterrichtet 
zu sein verlangen, was ihr in vorkommenden Fällen einer 
Gemeine für Subjecte in Unserm Namen zur Wahl prä- 
sentiret, so ergehet hierdurch an euch Unser allergnädigster 
Wille und Befehl, dass, wenn in Zukunft in einem Distrikt 
eine Wahlpfarre, bei welcher Uns das jus repraesentandi, 
so Wir bis daher durch euch exerciren lassen, zustehet, er- 
lediget werden wird, ihr zuvörderst, was für Subjecte ihr 
der Gemeine vorzustellen gedenket, allerunterthänigst ein- 
berichten und darüber Unsere allerhöchste Resolution, ob 
Wir selbige zur Präsentation gelangen lassen oder andere 
an deren Stelle immediate dazu erkiesen wollen, gewärtigen, 
alsdann aber erst zur wirklichen Präsentation schreiten — 
— sollet. 

Ein ähnliches Rescript — freilich die wichtigsten Worte 
etwas allgemeiner und kürzer gefasst ; »zu Gewärtigung Unserer 
allerhöchsten Kesolution«e — erging im selben Jahr unterm 
12. November für Holstein (C. C. Bd. 1, S. 417; Chal. 8. 141) 
und unterm 17. Dezember für Süder - Dithmarschen (Nota 
ebenda). An dem letzten Tage wurde ja auch die oben mit- 
getheilte Verfügung für Holstein erlassen, dass die Präsen- 
tation von Seiten der Magistrate und der Landkirchspiele zu 
vorgängiger »Approbation«e (den Visitatoren gegenüber heisst 
es »Resolutione) einzuberichten sei, und unterm 24. Dezember 
eine ähnliche für Schleswig. Sonach bezeichnet das Jahr 1736 
eine neue Staffel landesherrlichen Einflusses. Bei dieser Prä- 
sentation durch die Visitatoren ist derselbe auch nicht un- 
wirksam geblieben. Wurde doch später, 23. Januar 1807 
unter Christian VII., verordnet: 

(System. Samml. Bd. 3, S. 203; Chal. S. 144) 

dass die Kirchenvisitatoren in Unseren Herzogthümern 

Schleswig und Holstein — — ihren an Unsere schlesw.-holst. 


390 Karl Lühr: 


Kanzelei einzusendenden Präsentationsvorschlägen eine Liste 
sämmtlicher Kandidaten, die sich zur Wahl gemeldet, hin- 
zufügen und dabei die Gründe angeben sollen, aus welchen 
sie die vorgeschlagenen drei Subjekte gewählt. 

Immerhin behielten die Visitatoren eine recht selbstständige 
und massgebende Rolle bei der Präsentation. Denn in einer 
Verfügung Christian’s VI. vom 28. März 1740 an die hier 
in Betracht kommenden Amtmänner und Pröpste im Herzog- 
thum Schleswig (System. Samml. Bd. 3, S. 187) wurde aus- 
drücklich das Herkommen bestätigt, nach welchem »der Amt- 
mann zwei Subjekte, der Propst einen denominirt« habe (nur 
dass sie sich ein jeder über alle drei erkundigen und über 
ihre Präsentation vereinigen sollen). Was keinen Sinn ge- 
habt hätte, wenn die Bethätigung der Unterbehörden nicht 
wirklich als Ausübung eines, wenn auch nicht unbeschränkten, 
Rechtes empfunden wäre. Und so kamen denn auch Ab- 
änderungen ihrer Vorschläge, soviel ich weiss, nur selten vor, 
ihr Vorschlagsrecht kam fast einem Präsentationsrecht gleich. 
Dennoch nach der rechtlichen, und auch praktisch doch nicht 
ganz unwirksam gebliebenen, Auffassung war die Präsentation 
der Visitatoren nun zu einer vom Landesherrn übertragenen, 
jederzeit zu korrigirenden Funktion geworden. 


— — 


Wir haben somit die Entwicklung des Pfarrwahlrechtes 
in Schleswig-Holstein bis in die neueste Zeit verfolgt. Diese 
neueste Zeit, die letzten 20 Jahre, wird wie überall in Deutsch- 
land so auch in Schleswig-Holstein von dem Bestreben be- 
herrscht, die Gesammtkirche zu organisiren und die Gemeinden 
in den kirchlichen Angelegenheiten selbstwirksam und be- 
rechtigt zu machen. Dies ist geschehen durch Einsetzung 
eines Konsistoriums 1867, vorläufige Organisirung der Einzel- 
gemeinden 1869 und in den folgenden Jahren, und endlich 
durch Einführung der Gemeinde- und Synodalordnung vom 
4. November 1876. Für die Pfarrbesetzung ist eine grössere 
Mitwirkung der Gemeinde angestrebt und eine Regelung des 
ganzen Verfahrens gegeben im Pfarrwahlgesetz vom 25. Oktober 
1880; wir kommen auf dasselbe zurück. 

Zu ‚gleicher Zeit aber und trotz dieser an die Reformations- 
ideen anschliessenden dem Gemeinderecht günstigen Strömung ist 
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in Schleswig-Holstein die Frage der Pfarrbesetzung in einer 


grossen Zahl von Fällen einer Regelung unterworfen, welche 
nicht bloss jener freieren Strömung zu widerstreben scheint, 
sondern sogar nicht einmal dem bis dahin wirksamen Rechts- 
zustand gerecht wird, vielmehr den Einfluss der Gemeinden 
verengt. 

Zunächst ist mit der soeben behandelten Präsentations- 
befugniss der Visitatoren, als diese Behörde mit Einführung 
der Synodalordnung von 1876 aufgehoben und durch den 
Propstei-Synodal-Ausschuss ersetzt wurde, eine sehr wesentliche 
Veränderung vor sich gegangen. Nicht der Propstei-Synodal- 
Ausschuss trat, wie es sich gebührt hätte, wirklich in die Stelle 
der Visitatoren. Der bekam nur das Recht einer Begutachtung 
und weiter garnicht massgeblichen Namhaftmachung der von 
ihm zur Präsentation gewünschten Bewerber; aber die eigent- 
lich präsentirende und bestimmende (nicht bloss bestätigende) 
Behörde wurde das Konsistorium, an welches auch die Gesuche 
der Bewerber zu richten sind. Damit hat diese Präsentation 
nun vollends den oberkirchenregimentlichen Charakter an- 
genommen. Das kann auch praktisch bedeutsam werden. Bis- 
her waren die bei der Präsentation Einflussreichsten, die Visi- 
tatoren, in jeder Propstei andere Männer, und jedesmal solche, 
welche den betreffenden Gemeinden immerhin näher standen ; 
Einseitigkeit war dadurch eher ausgeschlossen. Jetzt laufen 
alle diese Befugnisse in der einen Hand des Konsistoriums 
zusammen; gegen eine einseitige Verwaltung ist kein Gegen- 
gewicht gegeben; das Präsentationsrecht ist der Gemeinde 
noch ferner gerückt als bis dahin. 

Ein zweiter Punkt ist die Pfarrbesetzung bei neugegrün- 
deten Gemeinden oder Predigerstellen. Denn mit jener kirch- 
lichen Neuordnung hatte zugleich eine Periode des Schaffens 
nach jener Richtung hin begonnen, welche vermuthlich noch 
längere Zeit anhalten wird und anhalten muss. Das Kieler 
Konsistorium hat hier wie die Gemeinden einen löblichen Eifer 
gezeigt. Zwar ist noch lange nicht genug geschehen, Holstein 
ist noch immer kirchenarm, nicht einmal hat die Herstellung 
neuer kirchlicher Einrichtungen mit der Bevölkerungszunahme 
gleichen Schritt gehalten. Aber, wer die Schwierigkeiten 
kennt, wird sich freuen zu hören, dass in Schleswig-Holstein 
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schon in den sechziger Jahren 3 und von 1870 bis 1888 
14 neue Pfarrstellen errichtet sind. Neuestens wurden aber 
diese so nothwendigen Einrichtungen verzögert durch den regel- 
mässig sich wiederholenden Zwiespalt über die Besetzung der 
Pfarrstellen. Denn nur in einem Fall, 1873/74 in Kiel, wurde 
dem Kirchenvorstand das Präsentationsrecht zugestanden, in 
drei Fällen (1874 Augustenburg auf Alsen, 1879 Henstedt — 
Propstei Neumünster, 1880 Elmschenhagen bei Kiel) wurde 
das Besetzungsrecht, bei den übrigen 13 Pfarrstellen das Prä- 
sentationsrecht für das Konsistorium in Anspruch genommen 
und durchgesetzt, auch gegen die drei grössten Städte des 
Landes, Altona, Kiel, Flensburg, in Altona sogar vom Kultus- 
minister abwechselnd Besetzung durch das Konsistorium ver- 
fügt. Der Minister hatte in einem andern Fall in einem 
Erlass vom 31. Mai 1881 (Chalybäus S. 157) sich dahin aus- 
gesprochen : 

Es ist principiell daran festzuhalten, dass bei der Er- 
richtung neuer Pfarrstellen (an einer Patronatskirche) für 
die neuen Stellen derjenige Besetzungsmodus eintreten muss, 
welcher die kirchenrechtliche Regel bildet. Dies war ge- 
meinrechtlich die collatio libera des Kirchenregients, be- 
schränkt jedoch in der Gegenwart durch die neuere Gesetz- 
gebung. 

Es sind in den drei erwähnten Stadtgemeinden zum Theil 
heftige Erörterungen darüber gepflogen. Namentlich die Altonaer 
liessen es zum Prozess beim Oberverwaltungsgericht über die 
verfügte Einstellung eines neuen Pfarrgehalts kommen, hatten 
sich auch Gutachten von zwei Kirchenrechtslehrern, Prof. Dove 
und Prof. Hinschius, erbeten, welche ausführten, dass eine 
Gemeinde bei Aufwendungen, welche über das Mass des Noth- 
wendigen hinausgehe, ihre Bedingungen stellen könne, zur 
Leistung des Nothwendigen jedoch verpflichtet sei. Der Mi- 
nister setzte in Folge dessen das von den Gemeindeorganen 
beabsichtigt gewesene höhere Gehalt herab, und so entschied 
das Oberverwaltungsgericht zu Ungunsten der Altonaer, und 
sie wurden zur Errichtung einer Pfarrstelle ohne Gemeinde- 
wahlrecht gezwungen. So haben die Kieler Gemeinde (für 
zwei neue Stellen) und die Flensburger (für eine) sich leichter 
gefügt, am Leichtesten Flensburg, wo doch der geschicht- 
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liche Rechtsstand den Widerstand am Wirksamsten unter- 
stützt hätte. 

Dieses Verfahren des Kirchenregiments ist gewiss gegen 
den Sinn der neueren Gesetzgebung. Es ist aber auch gegen 
den in der schlesw.-holst. Landeskirche gegebenen Rechts- 
zustand, wie derselbe sich auch nach einer dreihundertjährigen, 
das Gemeindewahlrecht immerhin vielfach beschränkenden Ent- 
wicklung darstellt. Das Ergebniss dieser vor dem Pfarr- 
wahlgesetz von 1880, und abgesehen von den seit 1863 neu 
gegründeten Stellen, mögen nun einige Zahlen aufdecken. 

Nach der Loslösung vom dänischen Regiment und der 
Grenzregulirung im Wiener Frieden 1864 waren in Schleswig- 
Holstein 459 Predigerstellen vorhanden; von diesen landes- 
herrlich (nun durch’s Konsistorium) zu besetzende: 209; Wahl- 
stellen mit verschiedenem Modus: 245; Privatpatrone be- 
setzten ohne Gemeindewahl nur in 3 Fällen und präsentirten 
in 2 Fällen dem Kirchenregiment zur Auswahl, was seine 
ganz besonderen lokalen Ursachen hatte, sonst ist ein der- 
artiges Patronat mit einfachem Besetzungsrecht oder Präsen- 
tation an das Kirchenregiment in Schleswig-Holstein unbekannt. 
Die Wahlstellen sind also immerhin noch ziemlich im Ueber- 
gewicht. Dieses wird ein noch viel stärkeres, wenn wir be- 
denken, dass gewisse Theile Nordschleswigs unmöglich auf 
die Beurtheilung kirchlichen Rechtes im übrigen Schleswig- 
Holstein mitbestimmend einwirken können. Wir meinen das 
ganze Törninglehn mit 19 landesherrlichen, und 2 Stellen, 
für welche ein Privatpatron präsentirt, das Kirchenregiment 
auswählt, ebenso die Insel Alsen mit 12 landesherrlichen 
Stellen; denn beide Landestheile standen bis 1864 unter 
dänischen Bisthümern und dänischem Kirchenrecht, so dass 
dort keine einzige Wahlstelle zu finden ist. Desgleichen 
scheiden verschiedene frühere dänische Enclaven, welche im 
Friedensschluss eingetauscht wurden, aus, mit 11 Pfarrstellen. 
Im Ganzen müssen somit 42 landesherrliche Stellen ausser 
Betracht bleiben. So bleiben statt -209 nur 167 landesherr- 
liche, zu den 245 Wahlstellen beinahe im Verhätniss von 
2 zu 3. Auch könnte man noch in Anschlag bringen, dass 
die früher Schauenburgischen Theile Holsteins (Altona, Pinne- 
berg, Elmshorn), mit etwo 20 landesherrlichen Stellen, eine 
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eigene Kirchenordnung, von 1614, hatten, und erst 1640 
und 1729 den schlesw.-holst. Landesherren zufielen und auch 
dann noch lange Zeit in der Verwaltung getrennt blieben. 
Jedenfalls genügen die angeführten Zahlen, um zu beweisen, 
dass die Behauptung, die collatio libera des Kirchen- 
regiments sei die kirchenrechtliche Regel gewesen, 
für Schleswig-Holstein ohne Grund ist. Und das um 
so mehr, als auch da, wo das Wahlrecht verloren ging, dies 
erst in- verhältnissmässig nahe liegender Zeit geschah, und 
meist ohne eigentliche rechtliche Feststellung, mehr durch 
Nachlässigkeit. Die Pfarrwahl durch die Gemeinde ist in 
Schleswig-Holstein bis in die neueste Zeit die Regel geblieben. 

Bei den 245 Wahlstellen herrschte nun freilich ein sehr 
verschiedener Modus, nicht allein betrefis der Wahl, sondern 
auch betrefis der Präsentation. Mögen wieder die Zahlen 
reden. Die Präsentation durch das Konsistorium ist neu; sie ist 
erwachsen aus der Präsentation durch die Visitatoren (seit 1736 
vorbehalten die Genehmigung durch den König). Diese letzte 
Art fand statt in 96 Fällen, welchen 149 Stellen mit Prä- 
sentationsberechtigung Anderer gegenüberstehen; also wieder 
ein Verhältniss wie 2 (kaum 2) zu 3. Die 149 Stellen ver- 
theilen sich so, dass für 68 (15 in Schleswig, 53 in Holstein) 
Privatpatrone die Präsentation ausübten, für 25 (12 in Schles- 
wig, 13 in Holstein, zwei dieser Stellen freilich seit länger un- 
besetzt) Magistrate (an der Johannisgemeinde in Flensburg 
Bürgermeister und Propst, am Dom in Schleswig Amtmann 
und Magistrat), für 56 (31 in Schleswig, 25 in Holstein) die 
dort schon früher bestehenden Kirchenkollegien oder eine 
grössere Anzahl von hervorragenderen Gemeindegliedern. — 
Diese Zahlen geben keine Berechtigung, etwa bei den Wahl- 
stellen die kirchenregimentliche Präsentation als die Regel 
anzusehen. Um so weniger als die Präsentation durch die 
Visitatoren ursprünglich und in den früher Gottorfischen Ge- 
bieten, welchen zwei Drittel der Stellen mit diesem Modus 
angehören, vielleicht bis gegen das Jahr 1736 nicht als kirchen- 
regimentliche betrachtet oder ausgeübt wnrde. 

Das ist das Zahlenbild. Man darf aber bei dem äusseren 
Zahlenbild nicht stehen bleiben, sondern muss, um ein richtiges 
Urtheil zu gewinnen, auf den innerlich bestimmenden Grund 
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sehen, welcher dieses Zahlenbild zuwege gebracht hat. Nun 
ist aus der vorstehenden Erörterung offenbar geworden: 1. dass 
ursprünglich bei den der Kirchenordnung von 1542 unter- 
worfenen Stellen weder von unmittelbarer landesherrlicher Be- 
setzung noch von Präsentation durch Amtmann und Propst, 
und gar Namens des Landesherrn und seiner Abänderung 
uuterliegend, die Rede war; 2. dass aber im Lauf der Zeit 
Beides in einer grossen Zahl von Fällen (zusammen bei fast 
°/, aller Pfarrstellen der bezeichneten Art) sich eingebürgert 
hat und so durch’s Herkommen, doch im Widerspruch mit 
der eigentlich noch bis in die neueste Zeit fortgeltenden Kirchen- 
ordnung, weil meist ohne wirkliche Aufhebung dieser, ja ohne 
gesetzliche Regelung überhaupt, dennoch Rechtens geworden 
ist. Nun aber 3., auch dies leuchtet hervor: warum hier 
freies Wahlrecht blieb, dort nicht, darauf hat durchschnittlich 
bestimmend gewirkt, ob eine Gemeinde kommunal organisirt 
war oder wenigstens eine lokale Obrigkeit und Vertretung 
hatte oder ob das nicht der Fall war. Ueberall wo eine 
solche, dem Landesherrn gegenüber freiere lokale Obrigkeit 
vorhanden war, also in allen adeligen Gutsdistrikten, da ver- 
blieb dieser, ursprünglich nur als Vertreterin der Gemeinde 
gedacht, die Präsentation, der Gemeinde die Wahl. In den 
kommunal organisirten Landschaften waren eigene, verschieden 
gestaltete Kollegien präsentationsberechtigt, nur in Süder- 
Dithmarschen, der einzigen zum Königl. Antheil gehörigen 
kommunal freier organisirten Landschaft, ging zum grossen 
Theil diese Berechtigung an die Visitatoren verloren, doch 
wenigstens das Wahlrecht der Gemeinde blieb. In den Städten 
hatten klar und deutlich die Magistrate, wo nicht schon ein 
Kloster die Berechtigung besass, die Präsentationsbefugniss er- 
halten. Hier hat sich die landesherrliche Hoheit allerdings 
vielfache Eingriffe erlaubt, hauptsächlich gegen die Haupt- 
pastorate im Gottorfischen Antheil. Vorzugsweise aber nur die 
Kirchen der Aemter sind ganz oder halb unter die landesherr- 
liche Gewalt gekommen, weil hier keine recht feste kommu- 
nale Behörde bestand und allmählich die Gewalt des Amt- 
manns übermächtig wurde. 

Die Folgerung aus diesem Ergebniss für die Frage der 
Pfarrbesetzung bei neu zu gründenden Stellen wäre die: 
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UVeberall wo kommunale Organe vorhanden sind, 
da gebührt diesen das Präsentationsrecht, der Ge- 
meinde die Wahl. (Einer ähnlichen Empfindung folgend 
hat man in dem erst seit 1876 und 1880 mit der Provinz 
Schleswig-Holstein und der schlesw.-holst. Landeskirche ver- 
bundenen Herzogthum Lauenburg alle früheren landesherrlichen 
Pfarrstellen zu Wahlstellen gemacht, für welche der politische 
Kreisausschuss präsentirt.) 

Es fragt sich, wer unter heutigen Verhältnissen für kirch- 
liche Angelegenheiten als diese kommunalen Organe anzusehen 
ist. Und da unterliegt es nach Einführung der Gemeinde- 
und Synodal-Ordnung keinem Zweifel: es ist die kirchliche 
Gemeindevertretung, allenfalls der Kirchenvorstand allein. 
So gut wie in Dithmarschen, Eiderstedt, Fehmarn, so gut wie 
in der ganzer preussischen Landeskirche diese Gemeindeorgane 
ihre Rechte (in Preussen das ganze Wahlrecht, dort findet ja 
keine Wahl durch die Gemeindeglieder statt) sicher und ruhig 
üben, so gut werden sie’s in den übrigen schlesw.-holsteinischen 
Gemeinden thun können. Es ist wirklich absolut keine Be- 
rechtigung aufzufinden, diesen sogar in den Städten das Prä- 
sentationsrecht bei neuen Stellen vorzuenthalten. Um so weniger, 
als ohnehin genug städtische Pastorate in kirchenregiment- 
licher Hand sind, wenn man um der Ernennung zu Pröpsten 
willen solche zu bedürfen meint. Von den 17 seit 1863 neu- 
gegründeten Stellen ist aber nur bei einer (Kiel 1873) dem 
Kirchenvorstand das Präsentationsrecht gewährt, in 4 Fällen 
(in Augustenburg wurde freilich nur die bereits vorhandene 
Hofpredigerstelle in ein Gemeindeamt umgewandelt) hat das 
Konsistorium die unmittelbare Besetzung erhalten, und in 
12 Fällen die Präsentationsbefugnis. Es dürfte nun der 
Widerspruch dieses Verfahrens auch mit dem bis dahin in der 
schlesw.-holst. Landeskirche geltenden Rechtsstand aus dem 
Vorhergehenden erwiesen sein. 

Was hat nun dem gegenüber das Pfarrwahlgesetz 
von 1880 den Gemeinden an neuen Rechten gebracht ? 
Abgesehen von der gleichen Wahlberechtigung aller sonst 
nach der Gemeindeordnung kirchlich Wahlfähigen, während 
früher vieler Orten nur die Hufen- oder Hausbesitzer oder andere 
bestimmte Personen zur Pfarrwahl berechtigt waren, — nur 
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dies Eine, dass bei den bisher landesherrlich besetzten Prediger- 
stellen jetzt in jedem zweiten Erledigungsfall anstatt dessen 
Präsentation durch das Konsistorium und Wahl durch die Ge- 
meinde eintritt. Also in jedem zweiten Fall kaum das halbe 
Wahlrecht; denn dass mit der Präsentation dreier Bewerber, 
aus welchen gewählt werden muss, der eigentlich bestimmende 
Einfluss behalten wird, liegt auf der Hand. Ausserdem hat noch 
für den Fall unmittelbarer Besetzung jedes Gemeindeglied das 
bisher in Schleswig-Holstein nicht bekannte und in seinem 
Werth doch auch sehr fragliche Recht des Einspruchs, über 
welchen das Konsistorium mit dem Gesammtsynodalausschuss 
entscheidet! Das mag man eine Massregel zur Selbstkontrolle 
des Kirchenregiments nennen, ein Recht für die Gemeinde ist 
es nicht. Endlich muss noch das Konsistorium vor einer 
Ernennung wie vor einer Präsentation die Vorschläge des 
Propsteisynodalausschusses hören, ist aber daran ausdrücklich 
nicht gebunden. 

Hält man nun dagegen die Machterweiterung des Kirchen- 
regiments bei Gründung neuer Stellen und die Vereinigung 
aller Präsentationsrechte der früheren Visitatoren in der einen 
Hand des Konsistoriums , so erscheint das Kirchenregiment 
heute beinahe einflussreicher als früher, jedenfalls in seiner 
Macht trotz des neuen Pfarrwahlgesetzes kaum gemindert. 
Von 476 Predigerstellen im Gesammt hat das Konsistorium 
jetzt bei 213 alternirend Besetzung und Präsentation, bei 108 
jedesmal Präsentation; und mit jeder neuen Pfarrstelle wird 
das Verhältniss sich zu Gunsten der kirchenregimentlichen 
Gewalt verschieben. 

So ergibt sich nun ein seltsamer Gegensatz. Der Ueber- 
blick über die Geschichte des Pfarrwahlrechts in der schlesw.- 
holst. Landeskirche wird das Urtheil gestatten, dass dort ver- 
glichen mit anderen Landeskirchen die weitgehendste Bethei- 
ligung und Berechtigung der Gemeinde sich erhalten hat. 
Das neueste Verhalten des schlesw.-holst. Kirchenregiments 
dagegen, verglichen mit der Regelung in anderen, z. B. in 
der preussischen Landeskirche, wo die Gemeinden, bei bisher 
königlichem Patronat in jedem zweiten Erledigungsfall, auch 
bei neuerrichteten Stellen, — bei bisher städtischem Patronat, 


wenigstens in Berlin, für neue Stellen stets, das uneingeschränkte 
Zeitschrift für Kirchenrecht. XXI. (N. F. VII.) 4. 97 
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Wahlrecht (durch die Gemeindeorgane), für die schon vor- 
handenen ein wesentlich massgebendes Vorschlagsrecht üben, 
zeigt, dass nunmehr die schlesw.-holst. Landeskirche mit einem 
Mal fast in Rückstand gekommen ist. 

Durch dies alles erscheint die Absicht der neueren kirch- 
lichen Gesetzgebung für Schleswig-Holstein einigermassen um- 
gekehrt. 

Als praktische Folgerung und Forderung unseres Ueber- 
blicks ergiebt sich für die schlesw.-holst. Landeskirche diese: 

1. dass für jede neue Pfarrstelle den Gemeinde- 
organen das Präsentations-, der Gemeinde 
das Wahlrecht zuerkannt werde: 
und dies müsste für alle seit 1863 errichteten Stellen 
rückwirkende Kraft haben; 

2. dass bei allen Stellen, wo jetzt das Konsi- 
storinmalternirend besetztund präsentirt (den 
früher landesherrlichen), die Präsentation 
durch das Konsistorium fortfalle, dagegen 
die Gemeinde in jedem zweiten Fall, und 

3. bei allen Stellen mit jedesmaliger Präsen- 
tation durch das Konsistorium (früher durch 
die Visitatoren) die Gemeinde in jedem Fall 
das volle Wahlrecht (wie bei Nr. 1) zurück- 
erhalte. 

Zu Nr. 2 und 3 bedarf es einer Abänderung und Er- 
gänzung des Pfarrwahlgesetzes vom 25. Oktober 1880. Nr. 1 
ist eine davon unabhängige, auf Grund des gegenwärtigen 
Rechtszustandes selbst zu erhebende Forderung. 

Dem Kirchenregiment verbliebe dann noch bei 209 Stellen 
in jedem zweiten Fall die unmittelbare Besetzung, und das 
würde vollauf genügen. Ja, in den Städten wäre noch eine 
weitere Einschränkung der kirchenregimentlichen Gewalt wohl 
erwünscht. Wie auch das jetzt noch bestehende Patronat 
eines Klosters in einigen Städten als etwas Unnormales, Ja 
die städtischen Gemeinden Beleidigendes beseitigt werden sollte, 
wenn man noch nicht den Muth hat, das Privatpatronat über- 
haupt aufzuheben. Das dem Kirchenregiment noch verbleibende 
Besetzungsrecht in einer erheblichen Zahl von Fällen könnte, 
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wenn obige Forderungen erfüllt sind, immerhin Etwas für 
sich haben, nämlich als Mittel zu einer gewissen Ausgleichung 
sonst vielleicht entstehender Unbilligkeiten. Das aber bleibt 
bestehen: an sich hat die kirchenregimentliche Be- 
setzung in der schlesw.-holst. Kirchenordnung von 
1542 und der noch lange nachwirkenden Rechts- 
grundlage keine innere Berechtigung. Sie darf daher 
wohl um praktischer Rücksichten willen in einem be- 
schränkten Mass geduldet, darfaber nimmermehr als 
eigentliche Norm angesehen und gar noch weiter 
ausgedehnt werden. 


Berichtigung. 


Zu S. 396 Zeile 3—8 v. o. muss berichtigend bemerkt werden, dass 
bei den früher landesherrlichen Pfarrstellen in Lauenburg keine Gemeinde- 
wahl stattfindet, sondern dass der politische Kreisausschuss aus den Be- 
werbern Einen erwählt und dem Konsistorium zur Ernennung präsentirt. 
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XII. 
Das Weahldekret Papst Nikolaus’ II. und sein 
Rundschreiben „Vigilantia universalis“. 


Von 


Dr. Konrad Panzer, 
Königl. Archivar in Königsberg i. Pr. 


Die Frage, ob das Papsiwahldekret des Jahres 1059 oder 
aber die Beschlüsse des Lateran-Concils des folgenden Jahres 
der eigentliche Ausgangspunkt des sogenannten Investitur- 
streites gewesen sind, ist unstreitig eine der wichtigsten, 
welche das Zeitalter jenes kirchenpolitischen Kampfes dem 
Forscher darbietet. Im Papstwahldekret hatte Papst Ni- 
kolaus II. dem deutschen König ein Recht bei der Papstwahl 
eingeräumt. War nun die nicht genügende Beschaffenheit 
dieses Rechts oder aber seine Beseitigung — verbunden mit 
andern gleichzeitigen Eingriffen der römischen Curie in die 
Gerechtsame des deutschen Königs — der Anlass zum 
Conflict ? 

Ich hatte in dem Aufsatz »Papstwahl und Laieninvestitur 
zur Zeit Papst Nikolaus’ II.« (Historisches Taschenbuch, 6. Folge, 
herausg. von W.Maurenbrecher. 4. Jahrg. 1885, S. 53— 78) 
die letztere Ansicht aufgestellt und dieselbe durch eine Be- 
trachtung der politischen Beziehungen zwischen der römischen 
Curie und der deutschen Regierung zur Zeit des Papstwahl- 
dekrets und durch eine chronologische Untersuchung des ein- 
schlägigen Quellenmaterials zu begründen gesucht. Das Er- 
gebniss dieser Untersuchung war, dass Nikolaus’ 1I. Rund- 
schreiben » Vigilantia universalis« nicht, wie früher angenommen, 
dem Lateran-Concil von 1059, sondern vielmehr demjenigen 
von 1060 angehöre. In dem Rundschreiben ist ausser anderen 
gegen die Interessen der weltlichen Obrigkeit gerichteten Be- 
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stimmungen eine Verordnung über die Papstwahl enthalten, 
in welcher keinerlei Recht des deutschen Königs erwähnt wird, 
und ich glaubte, in dieser Ignorirung die bewusste und vom 
deutschen Hofe nicht verkannte Absicht der römischen Curie 
sehen zu müssen, das Recht des deutschen Königs überhaupt 
zu beseitigen. 

v. Pflugk-Harttung in den Forschungen zur deut- 
schen Geschichte Bd. XXV S. 365—8368 und Scheffer- 
Boichorst in den Mittheilungen des Instituts für öster- 
reichische Geschichtsforschung Bd. VI 8. 550— 558 (Kleinere 
Forschungen V. hat Nikolaus II. das Wahldekret widerrufen?) 
haben dem gegenüber die althergebrachte Datirung des Rund- 
schreibens aufrecht zu erhalten gesucht. Beide gehen von 
zwei Urkunden des Jahres 1059 aus, von denen ich die eine, 
in welcher ein Streit der Bischöfe von Siena und Arezzo ent- 
schieden wird'), dem Jahre 1060 zugewiesen, die andere, ein 
Synvdalschreiben Nikolaus’ II. an die gallischen Bischöfe ?) 
als unecht bezeichnet hatte; sie führen den Nachweis, dass 
jene ins Jahr 1059 gehört, und dass die gegen das Synodal- 
schreiben geltend gemachten Momente nicht genügen, um 
seine Unechtheit behaupten zu können. In dieser Beziehung 
bekenne ich gerne beiden Aufsätzen, namentlich dem Scheffer- 
Boichorst’s, Belehrung zu verdanken. Aber v. Pilugk- 
Harttung sowohl wie Scheffer-Boichorst überschätzen 
die Tragweite dieser jetzt auch von mir angenommenen Er- 
gebnisse, indem sie glauben, dass damit erwiesen sei, dass 
während des ganzen Concils von Ostern 1059 113 Bischöfe 
in Rom waren, also auch im April 1059, als das Papstwahl- 
dekret erlassen wurde; und sie berücksichtigen ferner nicht 
die von mir bereits a. a. O. hervorgehobene Verschiedenheit 
zwischen den Bestimmungen des Wahldekrets einerseits und 
der im Rundschreiben und im sogenannten Simonieverbote 
Nikolaus’ II. enthaltenen Verordnungen über die Papstwahl 
andererseits. 

Indem ich im Folgenden den Beweis, dass das Rund- 
schreiben dem Jahre 1060 angehört, aufs Neue anzutreten 


!) Mansi, Conc. coll. XIX, 916 und v. Pflugk-Harttung, Acta 
pont. Rom,, II, 84 f. 
2) Mansi, l. c. XIX, 873. 
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gedenke, werde ich zuvor die Frage, wie viel Bischöfe auf 
dem Lateran-Coneil von 1059 anwesend waren, zu erörtern 
und die verschiedenen Bestimmungen Nikolaus’ II. über die 
Papstwahl eingehender zu vergleichen haben. 


Die Zahl der auf den Lateran-Concil von 1059 
anwesenden Bischöfe. 


In der oben erwähnten Urkunde für das Bisthum Siena 
heisst es, dass der Papst zu Gericht gesessen habe in generali 
sinodo intra basilicam Constantinianam centum quoque ac 
tredeecim episcopis cum eo residentibus. Es folgt daraus nicht 
mehr und nicht weniger, als dass zur Zeit der Verhandlung 
des zwischen Arezzo und Siena schwebenden Streites 113 Bi- 
schöfe auf der Synode zu Rom waren, also da die Urkunde 
vom Mai 1059 datirt, im Mai 1059. 

In der Einleitung des Synodalschreibens an die gallischen 
Bischöfe erklärt Papst Nikolaus: anno dominicae incarnationis 


MLIX....... Romana urbe in basilica Constantiniana san- 
ctam celebrantes synodum a sanctis patribus videlicet CXIII 
episcopis ...... celebratam de statu ecclesiae sanctae....... 


canonice disposuimus; da lässt sich allerdings nicht bestreiten, 
dass auf der Synode 113 Bischöfe zugegen waren, als die in 
dem erwähnten Schreiben enthaltenen Satzungen verhandelt 
und beschlossen wurden; aber die Möglichkeit, dass in einem 
früheren Stadium der Synode die Zahl der Theil nehmenden 
Bischöfe eine andere war, ist damit nicht ausgeschlossen. 
Unter den Bestimmungen dieses Synodalschreibens befindet 
sich keine, welche auch nur irgend welche Beziehung zur Papst- 
wahl: hätte. Alle diese Bestimmungen: 1) das Verbot des 
Messelesens der beweibten Kleriker, 2) die Verordnung, dass 
die Geistlichen in Gemeinschaft leben sollen, 3) dass die 
Geistlichen, welche die Tonsur ablegen und aus dem geist- 
lichen Stande ausscheiden, bis zu ihrer Rückkehr excommuni- 
cirt sein sollen, 4) dass die ihrem Gelübde untreu gewordenen 
Mönche bis zu ihrer Umkehr der gleichen Strafe unterliegen 
sollen, 5) dass diejenigen, welche Pilger, Wallfahrer, Geist- 
liche, Mönche, Weiber und wehrlose Arme beraubt oder ge- 
schädigt haben, mit dem Anathem bestraft werden sollen, bis 
sie Busse gethan, 6) eine Verordnung über die Begrenzung 
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der Kirchhöfe und die Bestrafung derjenigen, welche den 
Frieden des Kirchhofs brechen — haben nicht entfernt die 
Bedeutung des Papstwahldekrets. 

Da ist es wohl denkbar, dass im Anfang des Coneils 
ausser jenen 113 noch andere Bischöfe zu Rom anwesend 
waren, und dass die letzteren aus irgend einer bestimmten, 
uns leider unbekannten Veranlassung die Stadt verliessen, 
nachdem die Synode ihre wichtigste Aufgabe gelöst hatte, 
nachdem der Erlass der Wahlordnung vollzogen worden war. 

Wir wissen, dass das Wahldekret im April erlassen 
worden ist; was die Zeit anlangt, in welcher die Synode sich 
mit den im Schreiben an die gallischen Bischöfe behandelten 
Gegenständen beschäftigt hat, so erfahren wir nur aus einem 
bei Mabillon Annal. ord. s. Bened. IV, 585 und 748 ge- 
druckten Aktenstück, dass Verhandlungen über das gemein- 
same Leben der Kleriker am 1. Mai 1059 gepflogen worden 
sind. Man sieht, es ist sehr wohl möglich, dass die den 
gallischen Bischöfen mitgetheilten Satzungen einem späteren 
Stadium des Concils angehören, als das Wahldekret; und 
wenn die Zahl »113 Bischöfe« für dies spätere Stadium, für 
den Mai 1059, nachgewiesen ist, so ist damit noch nicht er- 
wiesen, dass 113 Bischöfe zugegen waren, als im April 1059 
die Wahlordnung vom Conecil berathen und publicirt wurde, 
so besteht vielmehr die Möglichkeit, dass in jenem früheren 
Stadium des Concils die Zahl der anwesenden Bischöfe eine 
grössere gewesen ist. 

Um die Zahl der Bischöfe, welche bei den Berathungen 
über das Wahldekret zugegen waren, festzustellen, werden wir 
uns nach andern Zeugnissen umsehen müssen. 

Man hat Bonitho’s Bericht?) als Beweis dafür ange- 
führt, dass 113 Bischöfe das Wahldekret von 1059 unter- 
schrieben hätten; allein wie wenig begründet dies Verfahren, 
ergiebt sich aus Folgendem: Bonitho steht, wo er von der 
Papstwahl handelt, nicht beim Jahre 1059, sondern beim Jahre 
1060*), und die von ihm angeführte lex cui 113 episcopi 
subscripsere ist nicht ein Auszug aus dem Papstwahldekret, 
wie Scheffer-Boichorst (a. a. O. S. 557) behauptet, son- 


®) Jaffe, Mon. Greg. Bibl. rer. Germ. II, 644. 
*) Vgl. meine Ausführung a, a. O, S, 65 f, 
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dern eine auf die Papstwahl bezügliche Stelle des Simonie- 
verbots®). Das Simonieverbot gehört aber in der That ins 
Jahr 1060; auch Scheffer-Boichorst selber weist es, ohne 
dabei auf Bonitho’s Darstellung Rücksicht zu nehmen, 
diesem Jahre zu. Bonitho’s Angabe kann also zweifellos 
nur für das Simonieverbot des Jahres 1060 beweisen, nicht 
aber für das Wahldekret vom Jahre 1059. 

Dass das Wahldekret von 113 Bischöfen unterzeichnet 
worden, wird in keiner einzigen Quelle gesagt oder auch nur 
angedeutet; vielmehr stehen durchaus glaubwürdige und über- 
einstimmende Zeugnisse mit einer solchen Annahme im Wider- 
spruch, indem sie für dies Dekret eine grössere Zahl von Bi- 
schöfen angeben. 

Das Papstwahldekret ist sicher in urschriftlicher Aus- 
fertigung an den deutschen Hof gelangt. Als nun im Beginn 
des Jahres 1076 die deutschen Bischöfe in Worms zusammen- 
traten, um mit König Heinrich IV. über gemeinsame Mass- 
regeln gegen Gregor VII. zu berathschlagen, da hat man 
zweifellos die wichtigsten Dokumente für die Entwickelung 
des Kirchenstreites zur Hand gehabt, und welche Urkunde 
hatte damals eine grössere Bedeutung als eben das Papstwahl- 
dekret?! Es war die schärfste, schneidigste Waffe, welche 
gegen Hildebrand und sein Papstthum geführt werden konnte, 
denn Hildebrand’s Erhebung auf den päpstlichen Stuhl war 


5) Dass die im Simonieverbot enthaltene Wahlordnung von der- 
jenigen des Wahldekrets erheblich verschieden ist, werde ich weiter unten 
zeigen. Wenn Nikolaus die im Simonieverbot von der Papstwahl han- 
delnde Stelle mit den Worten: Nihilominus auctoritate apostolica decer- 
nimus quod in aliis conventibus nostris decrevimus einleitet, so denkt 
er eben nur an das Gemeinsame der folgenden Verfügung mit früheren 
Erlassen. Die Ordnung der Papstwahl wird hier nur beiläufig berührt; 
die Hauptsache ist das Verbot der simonistischen Erlangung der päpst- 
lichen Würde. Hatte er im Wahldekret von 1059 verfügt: Quodsi quis 


ee per seditionen vel praesumptionem aut quodlibet ingenium 
electus aut etiam ordinatus seu inthronizatus fuerit, ....... per- 
petuo anathemate ...... a liminibus sanctae dei ecclesiae separatus 


subiiciatur, sicut Antichristus et invasor atque destructor totius christi- 
anitatis, so bestimmte er im Simonieverbot: ut si quis pecunia vel gratia 
humana vel populari seu militari tamultu sine concordi et canonica 
electione .... . . . fuerit apostolicae sedi inthronizatus, non papa vel 
apostolicus sed apostaticus habeatur. 
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im Widerspruch mit dem im Dekrete dem König verbrieften 
Rechte geschehen, und Hildebrand selber hatte die Verhand- 
lungen betrieben, als deren Abschluss man das Dekret an- 
sehen muss. Wenn jenes Dokument überhaupt je verwerthet 
werden sollte, so war damals die Zeit dazu gekommen. Die 
deutschen Bischöfe in einträchtigem Zusammenwirken mit | 
ihrem König sagten sich von Gregor VII. los, sie beriefen 
sich in ihrem Schreiben an denselben ausdrücklich auf jenes 
Dekret — und nach ihrer Angabe waren 125 Bischöfe auf 
der Synode, als dasselbe erlassen wurde‘). Ein Irrthum der 
Bischöfe in diesem officiellen Schreiben von höchster, für die 
damalige Zeit von denkbar höchster Bedeutung ist, wie mir 
scheint, von vorne herein ausgeschlossen. 

Stände dies Zeugniss ganz vereinzelt, so dürfte man viel- 
leicht auf den Gedanken kommen, dass die Zahl auf einem 
Fehler in der Ueberlieferung beruhte; aber auch die Akten der 
Synode von Brixen (1080) sagen, dass das Wahldekret Ni- 
kolaus’ Il. von 125 Bischöfen erlassen worden ist ?). 

Da sollte man meinen, dass doch nur sehr schwer wie- 
gende Momente uns berechtigen könnten, die Zuverlässigkeit 
dieser übereinstimmenden Angaben in Zweifel zu ziehen. Die 
Thatsache, dass im Mai 1059 113 Bischöfe in Rom waren, 
berechtigt uns, wie wir bemerkten, dazu keineswegs. 

Doch sehen wir zu, welche Zahl sich aus den Texten des 
Dekrets selber ergiebt. v. Pflugk-Harttung .(a. a. O. 
S. 368) schreibt: »Die Dekrettexte nennen einmal 123, ein- 
mal 122. einmal gar nur 76 Bischöfe. Später vernehmen 
wir von 125. Die Zahl CAXIH könnte aus CXIII entstan- 
den sein, LXXVI wieder aus CXXIII; die 125 Bischöfe wur- 
den offenbar aus 123 abgerundet, oder die V ist aus der II 
verlesens. Diese Angaben sind nur zum Theil richtig, die 
daran geknüpften Vermuthungen vag und unzutreffend. Die 
Dekrettexte geben allerdings verschiedene Zahlen von Bischöfen 
an, nämlich die Zahlen 76, 77, 79, 123 und 125; indess 
scheiden hiervon, wie wir sehen werden, die Zahlen 76, 77 
und 79 sofort aus, weil sie nicht auf ursprünglicher Ueber- 


®) M. G. Legg. 1], 44. 
”) Jaffe, Biblioth. rer. Germ. V, 134. 
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ständigen Unterschriftenreihen des Dekrets aufgeführten Bischöfe 
beruhen. Der Text des Dekrets in der sogenannten kaiserlichen 
Fassung, welchen die Chronik von Farfa überliefert®), ent- 
hält nach Aufführung der Unterschriften die Bemerkung: Hi 
omnes confirmaverunt, de quibus fuerunt episcopi LXXVI, 
. eardinales IV, diaconi III, subdiaconus Hildebrandus monachus 
et ceteri subdiaconi Romanae Ecclesiae et multi alii catholieci 
confirmaverunt, und diese Zahlen entsprechen genau der vor- 
her aufgeführten, zweifellos unvollständigen Unterschriften- 
reihe. In dem Texte, welchen Onuphrio Panvinio im Cod. lat. 
Monac. fol. 100 sqq.°) überliefert hat, folgen auf die Unter- 
schriften die Worte: Episcopi omnino LXXVII, cardinales IV, 
diaconi III, Hildebrandus subdiaconus et alii subdiaconi; auch 
bier entsprechen die einzelnen Zahlen genau den Unterschriften 
selber. Wenn in dem Texte, welchen Le Blanc in seiner 
Dissertation historique sur quelques monnoyes de Charlemagne. 
Amsterdam 1692, p. 100'°) veröffentlicht hat, nach Auffüh- 
rung der Unterschriften bemerkt wird: Hi omnes confirma- 
verunt, de quibus fuerunt episcopi 76, cardinales 4, diaconi 3, 
subdiaconus Hildebrandus monacus et caeteri subdiaconi Ro- 
manae ecclesiae, während thatsächlich vorher die Unterschriften 
von 77 Bischöfen aufgeführt worden sind, so ist diese In- 
congruenz doch nicht bedeutend genug, als dass man an der 
aus jenen andern Texten gewonnenen Ansicht irre werden 
könnte. . 

Die Zahl 79 überliefert die Mehrzahl der Texte des 
Dekrets in der echten sogenannten päpstlichen Fassung; denn 
in ihnen heisst es, nachdem die Unterschrift des Papstes und 
diejenigen der 3 Kardinalbischöfe von Alba, Silva Candida 
und Ostia besonders aufgeführt worden sind: Et caeteri epis- 
copi numero LXXVI cum presbyteris et diaconibus subscrip- 
serunt!!). 3 Kardinalbischöfe und die übrigen Bischöfe der 

©) Muratori, Script. rer. Ital. IIb. 645 syq. -- Mansi,l. c. 
XIX, 920. 

9%) Durch die Güte des Directors der Königl. Hof- und Staats- 
bibliothek zu München, Herrn Dr. Liebmann, war es mir gestattet, diese 
Handschrift an meinem Wohnorte einzusehen, 

1%) Vgl. auch Dumont, Corps dipl. I, 49. 


11) Scheffer-Boichorst, Neuordnung der Papstwahl durch Niko- 
laus II. S. 18. Ey 
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Zahl nach 76, das sind doch zusammen 79 Bischöfe. Nur 
eine einzige Handschrift des Dekrets in der päpstlichen Fas- 
sung hat nach Aufführung der Unterschriften des Papstes und 
der genannten 3 Kardinalbischöfe in dem Satze: Et caeteri 
2 ie subscripserunt statt der Zahl LXXVI die Zahl CXXII, 
so dass die Gesammtzahl 125 sich ergiebt ?). Scheffer- 
Boichorst hat sich berechtigt geglaubt, die Zahl LXXVI 
in dem angeführten Satze in den Text aufzunehmen, die Zahl 
CXXII in die Anmerkung zu setzen; aber es steht mit der 
Gesammtzahl 79 nicht anders als mit der Gesammtzahl 76 
bzw. 77. Nur die Handschriften der kaiserlichen Fassung 
enthalten die Unterschriften in grösserer Zahl; sie gehen 
sämmtlich, wie Scheffer-Boichorst richtig bemerkt hat, 
auf eine gemeinsame Quelle zurück; und diese gemeinsame 
Quelle hat zweifellos, wie der Text des Dekrets im Aachener 
Cartular (Aq.) die Unterschriften von 79 Bischöfen enthalten. 
Der von Scheffer-Boichorst (a.a. 0. S. 32 f.) construirte 
Text der kaiserlichen Fassung enthält richtig die Unterschriften 
von 79 Bischöfen, und, wenn Scheffer-Boichorst (8. 34 
Anm.) in seiner Berechnung auf die Gesammtzahl von 78 
Bischöfen kommt, so beruht dies nur darauf, dass er bei der 
Numerirung der Bischöfe die Nummer 32 fälschlich zweimal 
gesetzt hat !?). 

Die Zahl 79 in den Texten der päpstlichen Fassung be- 
ruht also jedenfalls auf Zusammenzählung der Bischöfe in 
einer solchen — zweifellos unvollständigen — Unterschriften- 
reihe; sie beruht auf Berechnung, welche von Leuten ange- 


13) Scheffer-Boichorst a. a. 0. S.18. — Mit v. Pflugk- 
Harttung a. a. O. S. 368 zu sagen, dass nur 122 Bischöfe in dieser 
Handschrift als Unterzeichner des Dekrets genanut werden, dürfte man 
schwerlich berechtigt sein. 

18) Scheffer-Boichorst a. a. O0. S. 34 Anm. zählt zu den in 
den Dekrettexten genannten Bichöfen noch die Bischöfe Girelmo von 
Asti, Opizo von Lodi und Adelmann von Brescia, welche Bonitbo neben 
vier andern auch unter den Zeugen des Dekrets genannten Bischöfen 
aufführe. Allein Bonitho berichtet von diesen 7 Bischöfen nur, dass sie 
die Lateransynode vom Jahre 1060 besucht haben. Abgesehen von den 
79 im Dekret genannten Bischöfen wissen wir nur noch, dass der Bischof 
von Pavia und der Erzbischof von Amalfi an der Lateransynode von 
1059 Theil genommen haben (Mabillon Ann. ord. s. Bened. IV, 585. 748). 
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stellt worden ist, die über die Zahl der wirklich bei der 
Publikation des Dekrets anwesenden Bischöfe nicht genügend 
orientirt waren und sich veranlasst glaubten, die Angaben des 
Dekrets mit der ihnen bekannten Unterschriftenreihe in Ein- 
klang zu bringen. 

Als glaubwürdig kann man also hinsichtlich der Zahl 
der Bischöfe weder diejenigen Texte, welche die Zahl 76 bzw. 
77, noch diejenigen, welche die Zahl 79 ergeben, betrachten. 
Die Untersuchung über die im Original des Dekrets enthal- 
tene Zahl von Bischöfen wird von allen diesen Texten absehen 
müssen. 

Dann aber bleibt von den Dekrettexten in der echten, 
päpstlichen Fassung nur der bereits erwähnte, dem Tractat 
de papatu Romano angehängte Text übrig. 

In ihm wird, wie wir sahen, angegeben, dass ausser 3 
genannten Kardinalbischöfen noch 122 andere Bischöfe das 
Dekret unterschrieben haben, also im Ganzen 125 Bischöfe 

Es ist dieselbe Zahl, welche sich uns oben aus anderen 
übereinstimmenden Zeugnissen ergeben hatte. Da kann, wie 
mir scheint, auch nicht der geringste Zweifel obwalten, dass 
das Dekret wirklich von 125 Bischöfen unterschrieben worden 
ist, dass 125 Bischöfe bei den Berathungen und der Publikation 
des Dekrets zugegen gewesen sind. 

Nun haben allerdings die beiden besten Handschriften 
des Dekrets in der gefälschten kaiserlichen Fassung nach den 
Unterschriften die Bemerkung: Summa episcoporum qui inter- 
fuerunt (huic) synodo fuit CXXIIL!%); und diese selbe Zahl 
123 giebt Wido von Ferrara bzw. Wibert von Ravenna !°) 
im Jahre 1086 an. . Da die Fälschung, als welche die kaiser- 
liche Fassung angesehen werden muss, aller Wahrscheinlich- 
keit nach auf die Wibertisten zurückgeht !6), so handelt es 
sich hier um Angaben, welche auf gemeinsamer Grundlage 
beruhen; und für diese ist kein geringerer Gewährsmann als 


14) Die im Codex von Floreffe und im Aachener Cartular enthaltenen 
Texte (Floreff. und Aq.). Scheffer-Boichorst, Neuordnung S. 33. 

15) Wido Ferrar., MG. SS. XII p. 167 und die Fragmente des 
Schreibens Wibert's von Ravenna in meiner Schrift über „Wido von 
Ferrara“ 8. 57. 

16) Vgl. den Anhang. 
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Wibert von Ravenna, der Gegenpapst Gregor’s VII., der zwar 
auf dem Lateran-Concil von 1059 nicht zugegen war, aber 
unmittelbar vor demselben als lombardischer Kanzler die 
Verhandlungen der deutschen Regierung mit der römischen 
Curie über das dem König einzuräumende Recht bei der 
Papstwahl geführt hat !’). Wenn auch die Sicherheit des ge- 
wonnenen Resultates, dass 125 Bischöfe das Dekret unter- 
zeichnet haben, durch Wibert’s Zeugniss nicht erschüttert 
werden kann, so möchte ich doch auch die Zahl 123 nicht 
so ganz verwerfen. Man wird vielleicht annehmen können, 
dass sie auf einer in Italien gebliebenen Ausfertigung des 
Dekrets beruht, in welcher durch Zufall die Unterschriften 
von 2 Bischöfen ausgefallen waren. Auf diese Weise würde 
der Irrthum Wibert’s und Wido’s und der Fehler in jenen 
beiden Handschriften des Dekrets sich erklären lassen. 

Ich wiederhole, nirgends findet sich die Zahl »113 Bi- 
schöfe«e für die Unterzeichner des Wahldekrets; dagegen ist 
die Zahl 125 völlig gesichert. Dadurch, dass man die von 
mir für diese Zahl angeführten Zeugnisse ignorirt, wie 
Scheffer-Boichorst es thut, schafft man dieselben nicht 
aus der Welt. Man dürfte ebensowenig berechtigt sein, die 
Zahl 125 der für den Mai 1059 überlieferten Zahl 113 zu 
Liebe in 113 umzuändern, als um der 125 Bischöfe willen, 
welche das Papstwahldekret unterzeichnet haben, in jenen 
Urkunden aus dem Mai. 1059 die Zahl 125 an die Stelle der 
Zahl 113 zu setzen. Das vorliegende Material zwingt uns 
vielmehr wie zu der Annahme, dass im Anfang Mai 1059 
nur noch 113 Bischöfe in Rom waren, so auch zu der An- 
nahme, dass die Berathungen über die Papstwahl im April 
1059 in Gegenwart von 125 Bischöfen geführt worden sind. 


Die Bestimmungen über die Papstwahl im Wahl- 
dekret und im Rundschreiben und Simonieverbot. 


Man wird, um den Inhalt des Papstwahldekrets zu ver- 
stehen, zunächst die Bedeutung des Wortes tractare bei der 
Papstwahl sich klar machen müssen. 


' 17) Man darf das Letztere aus den in die Fälschung des Wahl- 
dekrets eingeschobenen Worten: mediante eius (scil. Heinrici regis) nuntio 
Longobardiae cancellario W. schliessen ; denn die Beweisführung Scheffer- 
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Zoepffel (»Die Papstwahlen«, Göttingen 1871) bezeich- 
nete die tractatio de electione als die eigentliche Papstwahl; 
v. Hefele (Tüb. Theol. Quartalschr. Jahrg. 1878, 8. 275 f. 
und Conciliengesch. IV, 2. Aufl., S. 812) und Scheffer- 
Boichorst (»Die Neuordnung der Papstwahl durch Ni- 
kolaus 1I.«) traten seiner Meinung bei; Carl Weizsäcker 
(Jahrb. für deutsche Theologie Bd. 17 [1872] S. 503 ff.) und 
Grauert (Histor. Jahrb., Bd. 1 [1880] S. 516 ff.) erhoben 
dagegen Widerspruch und nahmen einen auf die tractatio 
folgenden besonderen Schlussact, »Wahl im engeren Sinne«e, 
»Wahl im juristisch-technischen Sinne« an, durch welchen 
Act der Kandidat zum electus geworden wäre und das soge- 
nannte ius ad rem erlangt hätte. 

Die tractatio zerfällt nach Zoepffel in die Aufstellung 
von Kandidaten (denominatio) und die Prüfung ihrer Qualifi- 
kation (deliberatio, von Grauert auch als collationis tra- 
ctatus bezeichnet), und diese letztere fand nach seiner Meinung 
ihren naturgemässen Abschluss mit dem Momente, da alle 
Vota sich auf einen Denominirten geeint hatten. Damit wäre 
dann die eigentliche Wahl vollzogen worden. 

Allein man sollte meinen, es konnte doch nicht genügen, 
wenn kein weiterer Widerspruch gegen einen Kandidaten gel- 
tend gemacht wurde; es musste vielmehr die Uebereinstim- 
mung der Wäbler zum Ausdruck kommen. Eine förmliche 
Abstimmung zum Schluss der Papstwahl ist allerdings für 
die Zeit bis um die Mitte des 12. Jahrhunderts nicht nach- 
weisbar; dafür aber ergiebt sich aus unsern Quellen, dass die 
Uebereinstimmung der Wähler in anderer Form ermittelt 
und dargethan wurde. Es ist Grauert’s Verdienst, in 
diesem Zusammenhang auf die Berichte über die Wahlen der 
Päpste Sergius’ II. und Urban’s II. hingewiesen zu haben, in 
denen ein besonderer Schlussact, der neben der tractatio seine 
eigene selbständige Bedeutung hat, deutlich zu erkennen ist. 
Vornehmlich der Bericht der Chronik von Monte Cassino über 
die Wahl Urban’s lässt an Klarheit und Bestimmtheit nichts 
zu wünschen übrig. Die Stelle (lib. IV, 2; M. G. SS. VII, 
p. 761) lautet: Dominica itaque die... omnes... in eadem 


Boichorst’s (Neuordung S. 106 ff.), dass Wibert damals nicht Ver- 
mittler gewesen sein könne, geht von falschen Voraussetzungen aus. 


Das Wabhldekret Papst Nikolaus’ II. 411 


ecclesia congregati cum inter se nonnulla de re huiuscemodi 
tractavissent, exurgentes tres cardinales episcopi .... ambonem 
ascenderunt factoque silentio uno simul ore pronuntiant, Otto- 
nem episcopum placere sibi in Romanum pontificem eligendum. 
Cumque utrum omnibus idem placeret, sicut est consuetudo, 
requirerent, repente mirabili ac summa concordia omnes magna 
voce hoc sibi placere dignumque illum universi conclamant 
apostolicae sedis papam existere. Nach der tractatio also er- 
klären mebrere Kardinalbischöfe, es sei ihnen genehm, dass 
der Bischof Otto (von Ostia) zum Papst gewählt werde, sie 
fragen die Gesammtheit der Wähler, ob dies auch ihnen ge- 
nehm sei, und diese antworten, es sei ihnen genehm, und rufen 
aus, der Bischof von Ostia sei würdig, Papst zu werden. Wir 
werden nicht fehl gehen, wenn wir sagen: erst die überein- 
stimmende Willenserklärung der Gesammtheit der Wähler, 
ihre übereinstimmende Erklärung, dass sie einen bestimmten 
Kandidaten für würdig halten, Papst zu werden, macht diesen 
Kandidaten zum electus, giebt ihm ein Anrecht auf die päpst- 
liche Würde. 

Und dasselbe Resultat gewinnt man aus dem Bericht des 
liber pontificalis über die Wahl Papst Sergius’ II. (Muratori 
SS. IlI, 227): Tune vero (nach Gregor’s IV. Tode) cum pro- 
ceres et Romanae urbis optimates universusque ecclesiae populus 
pro eligendo pontifice in unum coissent atque alius de alio ut 
fieri solet in talibus conclamaret, subito per Dei providentiam 

. de antefati Sergii archipresbyteri religione diligentius 
confabulari coeperunt, ut omnes conclamarent quia dignus est 
pontificatus adipisci regimen. Firmatoque in eundem virum 
consilio unusquisque in sua reversus. Verschiedene andere 
Kandidaten für den päpstlichen Stuhl sind namhaft gemacht 
worden, dann wird der Erzpriester Sergius als Kandidat auf- 
gestellt und über ihn berathen; schliesslich ruft die Gesammt- 
heit der Wähler aus, dass Sergius des päpstlichen Stuhles 
würdig sei. Diese übereinstimmende öffentliche Erklärung 
der Wähler ist die firmatio consilii, ist der auf die Wahlver- 
handlungen folgende Schlussact, die Wahl im juristisch-tech- 
nischen Sinne 18). 

18) Grauert a. a. O. S. 530 unterscheidet bei dieser Stelle zwischen 
dem conclamare quia dignus est pontificatus adipisci regimen und der 


412 Dr. Konrad Panzer: 


Dass dieser Schlussact, die eigentliche electio, nicht in 
den Rahmen der deliberatio hineinpasst, noch überhaupt in die 
tractatio hineingehört, ist klar. 

Und nun lehrt in der That genauere Betrachtung und 
Prüfung aller jener zahlreichen Stellen, in denen im Mittel- 
alter vom »tractare« bei der Papstwahl die Rede ist !?), dass, 
wie Weizsäcker a. a. O0. S. 503 bemerkte, »soweit sich 
für dieses Wort eine Art von technischer Anwendung nach- 
weisen lässt, dasselbe nicht auf den Wahlact im engeren Sinne 
geht, sondern auf die Vorberathungen, die Besprechungen, 
welche demselben vorausgehen«. 

Was nun die Verwendung des Wortes »tractare« im 
Papstwahldekret belangt, so hat Grauert a. a. O. S. 532 
richtig bemerkt, dass Scheffer-Boichorst in Folge seiner 
Interpretation des »tractare« bei der Erklärung des $ 1 des 
Papstwahldekrets in seiner gefälschten Form sich in einen 
Widerspruch verwickelt, indem er »tractare« zuerst mit 
»wählen« übersetzt und hernach als »Kandidaten Vorschlagen« 
erklärt, und dass jene Stelle allerdings nur dann einen Sinn 
giebt, wenn man bei dem Wort tractare an die der eigent- 
lichen Wahl vorangehenden Verhandlungen denkt. 

Auch in seiner echten Gestalt lässt sick der $S 1 des 
Dekrets nur unter der eben gedachten Voraussetzung unge- 
zwungen und ungekünstelt erklären. | 

Betrachtet man seinen Wortlaut: ut obeunte huius Ro- 
manae universalis ecclesiae pontifice in primis cardinales epi- 
scopi diligentissima simul consideratione tractantes mox sibi 
clericos cardinales adhibeant sieque reliquus clerus et populus 
ad consensum novae electionis accedant, so zeigt schon der 
Satzbau, dass nicht hinter tractantes, wie diejenigen, welche 
unter »tractare« das »eigentliche Wählen« verstehen, anneh- 


firmatio consilii; mit jenem sei die Wahl noch nicht fertig, erst die 
firmatio consilii sei das Entscheidende. Indess lehrt m. E. ein Vergleich 
dieser Stelle mit der zuvor angeführten des Chron. Cas., dass diese Unter- 
scheidung nicht zutrifft. 

19) Ich verweise auf die von Grauert a.a. 0. 8.517 ff. au 
geführten Stellen. Grauert S. 521 bemerkt mit Recht, dass auch 
die von Scheffer-Boichorst, Neuordnung u. s. w., 8. 53 angezogene 
Stelle nur scheinbar für die Gleichstellang der tractatio und der electio 
spricht. 
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men müssen, sondern hinter adhibeant ein Einschnitt zu machen 
ist, und dass »die übrige Geistlichkeit und das Volk« eine 
andere Aufgabe haben als die vorher genannten Kardinal- 
kleriker. Was die Kardinalbischöfe, nachdem sie die Kardinal- 
kleriker zugezogen haben, also mit diesen vereint thun sollen, 
ist in der ersten Hälfte des Satzes nicht ausgedrückt, es er- 
giebt sich aber mit Leichtigkeit aus dem Folgenden; denn 
damit »die übrige Geistlichkeit und das Volk« dem consensus 
novae electionis beitreten könne, muss dieser nothwendiger 
Weise vorher vollzogen sein. Die Kardinalbischöfe und Kar- 
dinalkleriker sollen also — nicht anders wird man den Para- 
graphen verstehen können — den consensus novae electionis 
vollziehen ; consensus electionis ist aber, wie Grauerta.2.0. 
S. 535 ff. nachweist, die Wahl im juristisch-technischen Sinne. 
Das Papsiwahldekret überträgt also das Recht, die eigentliche 
Wahl zu vollziehen, der Gesammtheit der Kardinäle, während 
es dem übrigen Klerus und dem Volke nur ein rein formelles 
Zustimmungs- oder Beitrittsrecht einräumt. 

Wenn das Dekret im $ 2 fortfährt ut... . . religiosi 
viri praeduces sint in promovendi pontificis electione; reliqui 
autem sequaces, so hat man natürlich unter den religiosi viri 
die Kardinäle insgesammt zu versteben, unter reliqui »die 
übrige Geistlichkeit und das Volk«. Sequaces entspricht durch- 
aus dem accedant des $ 1. | 

Die Begründung der Wahlordnung im $ 2 durch das 
Citat Leo’s des Grossen: »Nulla ratio sinit ut inter episcopos 
habeantur qui nec a clericis sunt electi nec a plebibus expetiti 
nec a comprovincialibus episcopis cum metropolitani jiudicio 
consecrati« bietet nichts sonderlich Auffallendes. Wir sahen, 
dass Kleriker, nämlich die Kardinalkleriker, an der eigent- 
lichen Wahl wesentlichen Antheil haben sollen; den Worten 
nec a plebibus expetiti war durch das dem Volk eingeräumte 
formelle Zustimmungsrecht Genüge geschehen. Dem Metro- 
politanbischof aber stellt der Gesetzgeber die Kardinalbischöfe 
gegenüber. Wie bei der Bischofswahl der Metropolitan dar- 
über zu entscheiden hat, ob die Komprovinzialbischöfe den 
Gewählten weihen sollen, so hängt es bei der Papstwahl von 
dem Ermessen der Kardinalbischöfe ab, ob sie den Gewählten 


weihen und inthronisiren wollen. Die Kardinalbischöfe sollen 
Zeitschrift für Kirchenrecht XXI. (N. F. VII.) 4. 98 
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also gewissermassen eine Controlle darüber haben, ob die 
Papstwahl in kanonischer Weise vollzogen worden ist. 

8 5 des Dekrets, welcher auf den Fall Rücksicht nimmt, 
dass die Papstwahl ausserhalb Roms stattfinden muss, weicht 
vom $ 1 ab, aber doch nicht der Art, dass man daran An- 
stoss nehmen könnte. $& 1 unterschied bei der Papstwahl in 
der allgemeineren Bedeutung des Wortes 4 Wählerkategorien : 
die Kardinalbischöfe, die Kardinalkleriker, die übrige Geistlich- 
keit und das Volk, $ 5 nennt nur 3: cardinales episcopi, re- 
ligiosi clerici und laici. Zunächst bemerken wir: da unter 
religiosi viri im $ 2 des Dekrets sämmtliche Kardinäle ver- 
standen werden müssen, so sind natürlich die religiosi elerici 
dieser Stelle die Kardinalkleriker. Es fehlt also im $ 5 gänz- 
lich der reliquus clerus. War ihm schon für die regelrechte 
Wahl in Rom keine bedeutungsvolle Stellung zugewiesen, so 
begreift sich leicht, dass der Gesetzgeber auf ihn bei der 
ausserhalb Roms stattfindenden Wahl keine Rücksicht nehmen 
zu dürfen glaubte. Wenn dagegen dem Volk, welches im $ 1 
der »übrigen Geistlichkeit« gleichgestellt ist, im $ 5 ein ge- 
wisser Antheil an der Papstwahl eingeräumt wird, insofern 
laici licet pauci sich an ihr betheiligen sollen, so darf man 
hierin vielleicht eine Rücksicht auf die gerade in Zeiten der 
Parteikämpfe für die römische Curie werthvolle Unterstützung 
einzelner mächtiger Laien erblicken, oder es geschieht nur, um 
den Worten Leo’s des Grossen gemäss auch an dieser Stelle dem 
Volke doch eine gewisse formelle Mitwirkung zu gewähren. 

Das Recht dieser 3 Wählergruppen wird hier nicht noch- 
mals festgestellt und man wird annehmen dürfen, dass die 
Kardinalbischöfe und Kardinalkleriker auch bei der Wahl 
ausserhalb Roms die eigentlichen Wähler sein sollten, dass 
die Theilnahme der Laien nur der Solennisirung des Wahl- 
ergebnisses dienen sollte. 

Allerdings treten die Kardinalbischöfe gegenüber den 
Kardinalklerikern im $ 5 stärker in den Vordergrund, da die 
Mitwirkung auch von nur wenigen Kardinalklerikern für die 
Papstwahl ausserhalb Roms genügen soll. Aber was ausnahms- 
weise genügen sollte, beweist nichts für den unter geordneten 
Verhältnissen gültigen Wahlmodus ®°). 

2) 8 5 des Dekrets nimmt jedenfalls auf die Wahl Nikolaus’ II. 
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Dass im Papstwahldekret das Recht der eigentlichen 
Wahl den sämmtlichen Kardinälen eingeräumt worden ist, 
daran dürfte sich nicht zweifeln lassen. 

Betrachten wir nun die Bestimmung über die Papstwahl, 
welche in dem an die gesammte Christenheit gerichteten 
Texte des Rundschreibens enthalten ist; sie lautet: Primo... 
inspectore Deo est statutum, ut electio Romani pontificis in 
potestate cardinalium episcoporum sit: ita ut si quis apostolicae 
sedi sine praemissa concordi et canonica electione eorum ac 
deinde sequentium ordinum religiosorum clericorum et laicorum 
consensu inthronizatur, is non papa vel apostolicus sed apo- 
staticus habeatur. 

Was bedeuten die Worte electio Romani pontificis in 
potestate cardinalium episcoporum sit??!) Wenn eligere in 
Schriften, in welchen es mit der Terminologie nicht so genau 
genommen wird, auch einmal bedeuten kann »Kandidaten 
auswählen behufs späterer definitiver Wahl« oder auch »zur 
eigentlichen Wahl seine Zustimmung geben«, in der Sprache 
der Gesetzgebung wird man doch davon absehen müssen. Man 
wird da unter electio nichts anderes verstehen können, als ent- 
weder die Wahl in der allgemeineren Bedeutung des Wortes, 
die Summe sämmtlicher Wahlvorgänge, oder im engeren Sinne 
die eigentliche Wahl. 

Haben die angeführten Worte nun den Sinn, dass die 
Wahl in der allgemeinen Bedeutung des Wortes in der Hand 


selber Rücksicht. Dass diese vornehmlich von den Kardinalbischöfen 
vollzugen worden, möchte ich nicht bestreiten; allein dass nicht einige 
wenige Kardinalkleriker bei derselben mitgewirkt haben können, er- 
giebt sich aus den Quellen mit nichten. Vgl. Scheffer-Boichorst, 
Neuordnung S. 72 f,, und Grauert a. a. 0. S. 580. Schwerlich wird 
man berechtigt sein, wie Scheffer-Boichorst es thut, aus den Vor- 
gängen bei der Wahl Nikolaus’ II. auf die unter regulären Verhält- 
nissen zu beobachtende Wahlordnung des Dekrets zu schliessen. 

2!) Der Gedanke Grauert'sa.a. 0. S. 567, Anm. 3, potestas 
könnte hier gleichbedeutend mit confirmatio gebraucht sein, ist doch 
wohl kein glücklicher. Er weist auf einen angeblich ex concilio Niceno 
stammenden Kanon, welchen Deusdedit in seine Sammlung aufgenommen 
hat, wonach episcopum oportet ab omnibus episcopis si fieri potest qui 
sunt eiusdem provinciae ordinari .... Potestas autem vel confirmatio 
pertinebit per singulas provincias ad Metropolitanum episcopum. Deus- 
dedit ed. Martinucci No III p. 35. 


28* 
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der Kardinalbischöfe sein soll, insofern als diese die Haupt- 
rolle dabei spielen, als sie die Kandidaten aufstellen, als es 
von ihrem Ermessen abhängt, ob sie den Gewählten weihen, 
ob sie die Wahl als gültig betrachten oder verwerfen wollen *?)? 
Es liesse sich dies denken, wenn dastünde, dass die Wahl 
vornehmlich, vorzugsweise in der Hand der Kardinal- 
bischöfe sein solle. So wie die Worte lauten, wird man, da 
nur eine Wählerkategorie genannt ist, unter electio nichts 
anderes verstehen können, als die Wahl im engeren Sinne, 
»die eigentliche Wahl«. Wenn nun aber von der eigentlichen 
Wahl gesagt wird, sie soll in der Hand der Kardinalbischöfe 
sein, so wird damit implicite jede Theilnahme Anderer an 
derselben ausgeschlossen. 

Die folgende nähere Bestimmung, dass derjenige nicht 

als rechtmässiger Papst betrachtet werden soll, der ohne voraus- 
gegangene einträchtige und kanonische Wahl der Kardinal- 
bischöfe und sodann die Zustimmung der folgenden Weihe- 
grade der religiosi clerii und der Laien inthronisirt wird, 
bestätigt die, wie mir scheint, einzig mögliche Deutung der 
vorhergegangenen Worte. 
“ Oder sollte man etwa mit Grauert ($. 541) hinter 
clericorum einen Einschnitt machen und die Worte ac deinde 
sequentium ordinum religiosorum clericorum zu electio ziehen 
dürfen, so dass consensus laicorum für sich allein stehen würde? 
Ich glaube nicht, dass Jemand, der vorurtheilslos diese 
Stelle betrachtet, mit dieser Interpretation sich befreunden 
könnte. 

Grauert beruft sich zur Begründung derselben auf das 
Simonieverbot und die an die Kirche von Amalfi gerichtete 
Fassung des Rundschreibens. Die einschlägige Stelle des 
decretum contra simoniacos lautet: Nihilominus auctoritate 
apostolica decernimus....... ‚ ut siquis pecunia vel gratia 
humana vel populari seu militari tumultu sine concordi et 
canonica electione et benedictione cardinalium episcoporum ac 
deinde sequentium ordinum religiosorum clericorum fuerit apo- 
stolicae sedi inthronizatus, non papa vel apostolicus sed apo- 
staticus habeatur; in dem an die Kirche von Amalfi adressirten 
Texte des Rundschreibens heisst es: ut si quis apostolicae 

23) Das scheint Grauert’s (a. a: O. S. 567) Meinung zu sein. 
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sedi sine concordia et canonica electione ac benedictione car- 
dinalium episcoporum ac deinde sequentium ordinum religiosorum 
clericorum inthronizatur, non papa vel apostolicus habeatur. 
Weil hier nothwendiger Weise »ac deinde sequentium ordinum 
religiosorum clericorum« zu dem voraufgehenden electione ge- 
zogen werden müsste, so, folgert Grauert, sei auch im Rund- 
schreiben mit der Adresse an die gesammte Christenheit in 
gleicher Weise zu konstruiren. Aber sollte nicht vielmehr 
hinter clericorum zu ergänzen sein et laicorum consensu? Ich 
will kein besonderes Gewicht darauf legen, dass bei Grauert’s 
Annahme die Worte ac deinde — clericorum doch auch zu dem 
voraufgehenden benedictione gezogen werden müssten, während 
die Weihe nur eine Sache der Bischöfe ist 2). Aber auch 
aus einem anderen Umstande ergibt sich m. E. die Noth- 
wendigkeit der Annahme, dass die in dem einen Texte des 
Rundschreibens enthaltenen Worte et laicorum consensu in 
dem anderen Texte desselben und im Simonieverbote fälsch- 
lich weggelassen worden sind‘). Das ist die Betonung der 
Theilnahme des Volks an der Papstwahl in verschiedenen tem, 
Rundschreiben und dem Simonieverbot zeitlich nahe stehenden 
Quellenstellen, von denen ich sogleich noch näher handeln 
werde ?°). Ich denke an die beiden Stellen aus dem Schreiben 
des Kardinals Petrus Damiani an den Gegenpapst Cadalus: 


22) Vgl. Scheffer-Boichorst, Neuordnung S. 60 Anm. 1. 

"+) Ich glaube übrigens nicht, dass sie ganz zufällig weggefallen 
sind. Dein an die Kirche von Amalfi gerichteten Texte des Rund- 
schreibens fehlen auch die Worte ut electio Romani pontificis in potestate 
cardinalium episcoporum sit, welche an Deutlichkeit und Bestimmtheit 
nichts zu wünschen lassen. 

Vermuthlich macht sich in der uns überlieferten Redaction des 
Simonieverbots und der eben erwähnten Fassung des Rundschreibens die 
auf der Synode selber hervortretende Opposition der Kardinalkleriker 
gegen ihren Ausschluss von der eigentlichen Wahl bemerkbar. 

25) Grauert a. a. O. S. 542, Anm. neigt zu der Ansicht — und 
dahin führt allerdings die Consequenz seiner Annahmen —, dass das 
laicorum consensu ein späterer Zusatz sei von der Hand eines Schreibers, 
dem die thatsächliche Theilnahme der Laien an der Wahl bekannt sein 
mochte. Er übersieht dabei, dass er selber (S. 540) in der scharfen Be- 
tonung von Klerus und Volk in verschiedenen auf die Papstwahl bezüg- 
lichen Stellen einen Beweis mehr für die Echtheit der sog. päpstlichen 
Fassung des Wahldekrets erblickt, da nur in dieser clerus et populus 
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1) Taceamus interim de senatu, de inferioris ordinis clero, 
de populo: quid tibi de cardinalibus videtur episcopis? qui 
videlicet et Romanum pontificem principaliter eligunt et quibus- 
dam aliis praerogativis ...... patriarcharum atque prima- 
tum iura transcendunt. 

2) cum electio illa per episcoporum cardinalium _ fieri 
debeat prineipale iudicium, secundo loco iure praebeat clerus 
assensum, tertio popularis favor attollat applausum*®). 

3) Die Bemerkung desselben Autors »Disceptatio syno- 
dalis«: es solle Papst sein, quem cardinales episcopi unanimiter 
vocaverunt, quem clerus elegit, quem populus expetivit ?”); 

und 4) die Angabe Papst Victor’s III, dass die Wahl 
des Gegenpapstes Clemens’ III. verworfen worden sei, weil sie 
geschehen nullo cardinalium episcoporum praecedente iudiecio, 
nullo Romani cleri approbante sufiragio, nullo devoti populi 
fervore adhibito ?°). 

So zutreffend auch Grauert.s Erklärung des Wahldekrets 
ist, seiner Interpretation des Rundschreibens kann ich mit 
nichten beistimmen; sie beruht auf dem Bestreben, das Rund- 
schreiben mit den Bestimmungen des Wahldekrets in Einklang 
zu bringen, und diesen Versuch kann ich nicht als gelungen 
bezeichnen. 

Ausser dem Rundschreiben und dem Simonieverbot müssten 
nun noch jene eben angeführten Stellen mit dem Wahldekret 
des Jahres 1059 in Uebereinstimmung stehen, wenn die An- 
nahme einer späteren Aenderung der Wahlordnung durch 
Nikolaus II. selber nicht als nothwendig erscheinen sollte. 
Sehen wir zu, wie Grauert sich mit diesen Stellen abfindet, 


ausdrücklich genannt werden. — Wenn zu den Fälschungen des Rund- 
schreibens und des Simonieverbots, welche in die Kanones-Sammlungen 
Anselm’s, Deusdedit’s und Gratian’s Aufnahme fanden, Texte verwendet 
worden sind, in welchen et laicorum consensu fehlte, so folgt daraus 
noch nicht, dass diese Worte ursprünglich gefehlt haben. 

2°) Epist, I, 20, ed. Cajetani I, 36, 40. 

27) ed. Cajetani III, 69. 

28) Petrus Cassin. III, 72. Wenn Victor III. auch die allgemeine 
Einleitung seines Schreibens mit geringen Aenderungen dem Papstwahl- 
dekret entlehnt hat, so lässt sich daraus noch nicht folgern, dass er die 
Bestimmungen desselben als regulativ angesehen habe, und dass also 
seine eigenen Angaben über die Erfordernisse einer kanonischen Papst- 
wahl mit den Bestimmungen des Dekrets im Einklang stehen müssten. 
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um Petrus Damiani und Papst Victor III. die Ansicht, dass 
die Gesammtheit der Kardinäle die eigentlichen Wähler seien, 
beilegen zu können. 

Zunächst erklärt er, wenn die Kardinalbischöfe als die- 
jenigen bezeichnet werden qui — Romanum pontificem princi- 
paliter eligunt, so bedeute das nur, dass sie die Kandidaten 
für die Papstwahl aufzustellen haben; denn eligere habe neben 
der Bedeutung »wählen im juristischen Sinne« und neben der 
andern »zustimmen zu einer bereits erfolgten Wahl« auch 
noch die weitere Bedeutung »einen Kandidaten auswählen 
behufs späterer definitiver Wahl«. 

Das prineipale iudicium der 2. Stelle und das praecedens 
iudieium der 4. bezeichnet nach ihm »recht eigentlich das 
Aufstellen und Vorschlagen von Kandidaten: designant quos 
iudicant eligi debere«. Ich möchte nun Grauert’s Erklärung 
der 1. Stelle nicht geradezu als unmöglich bezeichnen, aber 
immerhin kommt es mir unwahrscheinlich vor, dass Petrus 
Damiani das Recht der Kardinalbischöfe, Kandidaten auf- 
zustellen, als etwas besonderes anführen konnte, wenn sie, um 
die Wahl eines Kandidaten durchsetzen zu können, sich doch 
durchaus der Willensmeinung der Wählermajorität in ihren 
Vorschlägen hätten anbequemen müssen. 

Um zu zeigen, dass das iudicium der Kardinalbischöfe 
nichts anderes sei als das Vorschlagen von Kandidaten, bezieht 
sich Grauert auf eine Stelle der Chronik von Monte Cassino, 
in welcher der Vorschlag mehrerer Kandidaten für die Nach- 
folge seitens des sterbenden Gregor VII. als iudieium be- 
zeichnet wird. Wenn Gregor VII. auf dem Sterbebette sein 
»Urtheil« dahin abgiebt, dass dieser oder jener würdig sei, sein 
Nachfolger zu werden, so wird man das allerdings nur als 
Designation, nicht als eigentliche Wahl auffassen können; wenn 
dagegen die Kardinalbischöfe in Uebereinstimmung und in 
aller Form ihr Urtheil dahin abgeben, dass ein Kandidat des 
apostolischen Stuhles würdig sei, so wird man, vorausgesetzt 
natürlich, dass die Kardinalbischöfe von Rechtswegen die 
eigentlichen Wähler sind, dies iudicium als Wahl im juristischen 
Sinne ansehen müssen, An sich kann »das Urtheil der Kar- 
dinalbischöfe« sowohl die Aufstellung eines Kandidaten als die 
eigentliche Wahl bedeuten. Bestimmten Aufschluss über die 
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Bedeutung, welche es in den angeführten Stellen hat, werden 
wir dem Zusammenhang entnehmen müssen. Beide Stellen 
fordern nun — den Bestimmungen des Rundschreibens und 
des Sımonieverbots durchaus entsprechend — 3 Theile der 
Wahl im allgemeineren Wortsinne 1) das iudicium der Kar- 
dinalbischöfe, 2) die Zustimmung des Klerus, 3) die Zu- 
stimmung des Volks. Wollte man das iudicium der Kardinal- 
bischöfe als Aufstellen von Kandidaten auffassen, so würde die 
eigentliche Wahl, welche doch als Bestandtheil der Wahl im 
weiteren Sinne des Wortes besonders aufgeführt werden musste, 
gänzlich fehlen. Denn der an zweiter Stelle geforderte assensus 
cleri bezw. das approbans suffragium Romani cleri ist gewiss 
nur als Zustimmung zu dem fertigen Wahlergebniss zu ver- 
stehen. Wie mir scheint, ist es ausser Frage, dass das indicium 
der Kardinalbischöfe in jenen beiden Stellen die eigentliche 
Wahl bedeutet. 

Was die 3. Stelle belangt, so hat die Betonung der Ein- 
stimmigkeit nur einen Sinn, wenn das »vocaverunte sich auf 
die eigentliche Wahl bezieht; denn nicht Einstimmigkeit in 
der Aufstellung von Kandidaten ist ein Erforderniss der ka- 
nonischen Papstwahl, sondern Einstimmigkeit bei der eigent- 
lichen Wahl. Die Worte clerus elegit populus expetivit, 
welche Damiani in Erinnerung an die bekannte Stelle Leo’s 
des Grossen gebraucht hat, berechtigen uns nicht, den assensus 
cleri in jener vorher besprochenen Stelle des Petrus Damiani 
als Theilnahme an der eigentlichen Wahl zu erklären; man 
wird vielmehr annehmen müssen, dass Damiani jene Worte 
anführte, ohne im Augenblick daran zu denken, dass von 
einem wirklichen Wählen des Klerus nicht mehr die Rede war. 

Betrachten wir die angeführten Stellen im Ganzen, so 
ergibt sich aus ihnen, wie mir scheint, mit völliger Sicherheit, 
dass sowohl Damiani als Victor III. die Kardinalbischöfe für 
die eigentlichen Wähler gehalten haben ?°). 

Da das Wahldekret zweifellos dem gesammten Kardinal- 
kollegium das Recht, die eigentliche Papstwahl zu vollziehen, 
eingeräumt hat, dagegen das Rundschreiben und Simonieverbot, 


2°) In dieser Hinsicht, sowie bei der Interpretation der angeführten 
Stellen des Rundschreibens und des Simonieverbots befinde ich mich in 
voller Uebereinstimmung mit Scheffer-Boichorst. 
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mit welchen die Angaben des Petrus Damiani und Victor's II. 
durchaus harmoniren, die eigentliche Wahl den Kardinal- 
bischöfen zuweisen, so ist die Annahme einer späteren Ab- 
änderung des Wahldekrets unerlässlich. 

Das Ergebniss dieser Untersuchung, dass von Identität 
des Wahldekrets mit der von der Papstwahl handelnden Ver- 
ordnung des Rundschreibens »Vigilantia universalis« nicht die 
Rede sein könne, stimmt aber vollkommen zu dem Ergebniss 
der über die Zahl der auf der Lateransynode von 1059 an- 
wesenden Bischöfe von uns angestellten Untersuchung. Das 
Wahldekret ist, wie wir sahen, in Gegenwart von 125 Bischöfen, 
die Satzungen des Rundschreibens sind nach dessen einleitenden 
Worten im Beisein von 113 Bischöfen erlassen worden. Auch 
hieraus erhellt, dass die im Rundschreiben enthaltene Be- 
stimmung über die Papstwahl nicht mit dem Wahldekret 
identisch sein kann. 


Die Datirung des Rundschreibens »Vigilantia 
universalise«. 


Weil im Rundschreiben von 113 Bischöfen die Rede 
ist, so glaubte man, dasselbe in’s Jahr 1059 setzen zu müssen. 

Wäre dies richtig, so müsste nicht lange nach der Publi- 
kation des Wahldekrets noch auf derselben Synode die Papst- 
wahl auf’s Neue zum Gegenstand der Verhandlungen gemacht 
worden sein. Und weit entfernt davon, das Wahldekret zu 
ergänzen, widerspricht der im Rundschreiben enthaltene Passus 
von der Papstwahl dem Wahldekret in der Constituirung der 
eigentlichen Wähler, und, während er seiner Form nach durch- 
aus die Bedeutung eines allgemeinen Kirchengesetzes bean- 
sprucht, übergeht er das im Wahldekret noch anerkannte könig- 
liche Recht. Welch’ eine Veränderung der Verhältnisse müsste 
da im Laufe weniger Wochen in Rom eingetreten sein, um 
jenen Vorgang erklären zu können! Und würde dieselbe 
nicht irgend eine Spur in der Ueberlieferung hinterlassen 
haben ?! 

Doch wir erwähnten schon einmal den Bericht Bonitho’s 
in seinem liber ad amicum 3°), nach welchem die im Simonie- 


so) Jaffe&, Bibl. rer. Germ. II, 644. 
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verbot enthaltene Verordnung über die Papstwahl — und 
dieselbe stimmt nicht bloss sachlich, sondern zum Theil auch 
wörtlich mit dem Passus des Rundschreibens überein — auf 
der Lateransynode im Frühjahr 1060 erlassen und von 113 
Bischöfen unterschrieben worden ist. Danach waren 113 Bischöfe 
auch auf der Lateransynode von 1060. Sollten diese 113 Bischöfe 
nicht dieselben sein, welche das Rundschreiben erwähnt? 

Es ist ein eigenthümlicher Zufall, dass dieselbe Zahl von 
Bischöfen, welche im Mai 1059 in Rom nachweisbar ist, auch 
im folgenden Jahre daselbst erscheint; aber haben wir irgend 
einen haltbaren Grund, an der Richtigkeit von Bonitho’s An- 
gabe zu zweifeln ? 

Scheffer-Boichorst und v. Pflugk-Harttung haben 
wohl die Annahme, dass Bonitho geirrt habe, zu begründen 
versucht; aber die Hinfälligkeit ihrer Gründe ist nicht sonder- 
lich schwer nachzuweisen. Scheffer-Boichorst (Kleinere 
Forschungen S. 551) glaubt, folgende zwei Momente legten 
die Annahme eines Irrthums nahe: dass »kein Geschichtschreiber 
von einer Neuordnung der Papstwahl im Jahre 1060 auch 
nur eine Andeutung gemacht«, und dass »Bonitho kein Wort 
von einem Wahldekret des Jahres 1059« gesagt habe. Wenn 
Bonitho zum Jahre 1060 von einer Papstwahlordnung spricht, 
so ist dies doch wohl eine Andeutung, dass im Jahre 1060 
eine Neuordnung der Papstwahl stattgefunden hat. Darauf 
aber, dass ausser Bonitho kein anderer Geschichtschreiber von 
dieser Nenordnung im Jahre 1060 handelt, hätte Scheffer- 
Boichorst nur in dem Falle mit einigem Rechte sich be- 
rufen können, wenn irgend ein Geschichtschreiber, der von der 
Papstwahlordnung des Jahres 1059 berichtet, von derjenigen 
des Jahres 1060 geschwiegen hätte. Da unsere Geschicht- 
schreiber auch von der Wahlordnung des Jahres 1059 schweigen, 
so kann ihr Schweigen über die Neuordnung der Papstwahl 
im Jahre 1060 nicht im Geringsten auffallen. — Dass aber 
Bonitho das Wahldekret von 1059 nicht erwähnt, begreift 
sich sehr leicht. Er wahr durch und durch Hierarch, und 
die Hierarchen hatten ein Interesse daran, dass die Nachwelt 
nicht sowohl das Dekret, welches der höchsten weltlichen 
Macht ein wie auch immer beschaffenes Recht bei der Papst- 
wahl einräumte, sondern vielmehr den Concilbeschluss von 


Das Wahldekret Papst Nikolaus’ II. 423 


1060 in Erinnerung behielt, in welchem des deutschen König- 
thums keine Erwähnung geschehen war °!). 

v. Pflug-Harttung a. a. OÖ. S. 365 meint: Wenn 
Bonitho’s Angaben sich auf die Synode von 1060 bezögen, 
»so läge die befremdende Thatsache vor, dass Bonitho von 
der entschieden wichtigeren und gerade für ihn interessanten 
Synode von 1059 gar nichts wüsste«. Aber woraus schliesst 
v. Pflugk-Harttung, dass jene Synode von 1059 entschieden 
wichtiger ist als die von 1060?! — Nach meiner Ansicht hat 
jede ihre besondere Wichtigkeit und Bedeutung. Woraus ent- 
nimmt er, dass die Synode von 1059 für Bonitho, den An- 
hänger Hildebrand’s, dem eine Theilnahme von Laien an kirch- 
lichen Dingen ein Gräuel war, gerade für Bonitho interessant 
war, so interresant war, dass er ihrer in seiner Schrift Er- 
wähnung thun musste. Wenn v. Pflugk-Harttung aber 
fortfährt: »Ja, wenn er (Bonitho) sagt communi omnium 
episcoporum ...... cui legi 113 episcopi subscripsere, so kann 
kaum ein Zweifel obwalten, dass er die grosse Papstwahl- 
synode (von 1059) meint, gleichviel was er aus ihr mittheilt« 
— während doch nachweislich Bonitho in seinem Bericht beim 
Frühjahr 1060 steht und nachweislich das der Frühjahrssynode 
von 1060 angehörende Simonieverbot im Auszug anführt —, 
so bin ich ausser Stande, seinem Gedankengange folgen zu 
können. : 

Wie man sieht, ist nicht der geringste Grund vorhanden, 
an Bonitho’s Angaben zum Frühjahr 1060 zu zweifeln. Ja, 
man hat sogar gute Veranlassung, Bonitho hier für besonders 
gut unterrichtet zu halten; denn, wie sich aus einer andern 
Stelle des liber ad amicum ergiebt, ist Bonitho sich sehr wohl 
bewusst, dass die im Simonieverbot enthaltene und von 113 
Bischöfen unterschriebene Wahlordnung Nikolaus’ Il. von 
früberen Bestimmungen desselben über die Papstwahl wesent- 
lich abweicht. Erzbischof Anno von Köln, so berichtet unser 


®1) Scheffer-Boichorst selber schreibt (Neuordnung S. 79 £.): 
„Das Dekret Nikolaus’ II. hatte man schon in früherer Zeit (d. h. in der 
Zeit bis zum Erscheinen der Schrift des Kardinals Deusdedit, contra in- 
vasores 1097) ungern in die Schranken geführt: der noch so geringe 
Antheil, welchen es dem Könige an der Papstwahl einräumte, war den 
echten Römern immer ein Gräuel.“ 
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Autor ®®), fragte in Rom den Papst Alexander II., weshalb 
er ohne Befehl des Königs die päpstliche Würde angenommen 
habe; er berief sich, um zu beweisen, dass dies unzulässig 
war, auf Dekrete Nikolaus’ II. Aber Hildebrand hielt dem 
Erzbischof das Dekret Nikolaus’, welches 113 Bischöfe unter- 
schrieben haben, entgegen. Man kann den Bericht nicht 
anders verstehen, als dass Anno sich auf das Wahldekret von 
1059 berief und dagegen an den Erlass vom Jahre 1060 er- 
innert wurde. 

Wenn man bloss an die Erwähnung der 113 Bischöfe 
im Rundschreiben denkt, so wäre es ebenso wohl möglich, 
dass im Mai 1059 die Bestimmungen des Wahldekrets durch 
das Rundschreiben abgeändert wurden, und darauf die im Rund- 
schreiben enthaltene Verordnung über die Papstwahl auf der 
Lateransynode von 1060 im Simonieverbot eine zum Theil 
wörtliche Wiederholung erfuhr, als dass jene Abänderung 
des Wahldekrets erst auf der letzteren Synode erfolgte, und 
das Rundschreiben und das Simonieverbot gleichzeitig eben 
von dieser ausgingen. Aber erwägt man, dass die Abänderung 
des Wahldekrets im Jahre 1059 unerklärlich wäre, dass da- 
gegen die politischen Ereignisse in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1059, bezw. im Winter 1059/60, nämlich das Bünd- 
niss der römischen Kurie mit den Normannen, die Beseitigung 
des Gegenpapstes Benediet X. und die Unterwerfung der Mai- 
länder Kirche unter das Papstthum, wohl dazu angethan waren, 
den Bestrebungen der römischen Kurie innerhalb der Kirche 
und nach aussen in den Beziehungen zum deutschen Reiche 
eine andere Richtung zu geben 3°), so wird man nicht daran 
zweifeln können, dass das Rundschreiben wie das Simonie- 
verbot der Lateransynode von 1060 zuzuweisen ist °*). 


#2) Jaffe, Bibl. rer. Germ. II, 647. 

°®) Vgl. meine Ausführung im histor. Taschenbuch a. a. O. S. 71 ff. 

%4) Die Nachricht, dass Berengar’s Abendmahlslehre von 113 Bischöfen 
verurtheilt worden ist, berechtigt uns an sich ebenso gut, diese Verurthei- 
lung in’s Jahr 1059 als in’s Jahr 1060 zu setzen. Wenn indess Bernold 
von Constanz im Jahre 1092 ad a. 1060 berichtet, dass Berengar seine 
Lehre habe abschwören müssen, so sind wir in Ermangelung anderer 
Nachrichten genöthigt, dies als richtig anzunehmen. Es stimmt hier- 
mit überein, dass Rundschreiben, Simonieverbot und der Eid Berengar's 
zusammen überliefert worden sind, und dass der Eid Berengar's die 
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Hat nun Nikolaus Il. das Wahldekret wider- 
rufen? Wenn Scheffer-Boichorst in der Ueberschrift 
seines Aufsatzes diese Frage aufwirft, so sollte man glauben, 
da derselbe doch nichts anderes ist, als eine vermeintliche 
Widerlegung meiner Ansichten, dass ich eine derartige Be- 
hauptung aufgestellt hätte. Dem ist jedoch nicht so. Ich 
habe etwas derartiges nie behauptet?®) und sehe mich auch 
jetzt nicht zu einer solchen Behauptung veranlasst. Meine 
Ansicht geht nach wie vor nur dahin, dass im Jahre 1060 
auf’s Neue über die Papstwahl dekretirt wurde — natürlich 
damit man künftig statt auf die ältere auf die jüngere Ver- 
ordnung zurückgreife, damit man künftig das Dekret von 
1059, welches namentlich wegen des dem Königthum darin 
eingeräumten Rechtes den strengen Hierarchen unliebsam war, 
ignoriren könne. 

Scheffer-Boichorst meint, dafür, dass das könig- 
liche Recht zurückgenommen sei, dafür hätte ich auch nicht 
einen einzigen Beweis gebracht. Wenn er dabei an einen 
förmlichen Widerruf denkt, so liegt auf der Hand, dass ich 
keinen Beweis zu erbringen hatte für eine Behauptung, welche 
ich nicht aufgestellt. Die Thatsache, dass im Jahre 1060 
auf's Neue über die Papstwahl dekretirt und dabei des könig- 
lichen Rechtes nicht gedacht wurde, glaube ich zur Genüge 
begründet zu haben, und es versteht sich eben von selbst, 
. dass der neue Papstwahlerlass im Jahre 1060 die still- 
schweigende Zurücknahme des Dekrets von 1059, also 
auch des königlichen Rechtes, involvirte, 

Scheffer-Boichorst beruft sich »zu allem Ueberfluss« 
auf 2, wie er meint, nahezu ausdrückliche Zeugnisse, welche 
das Gegentheil von dem, was ich glaubte annehmen zu müssen, 
darthun sollen, nämlich die Darlegungen Peter Damiani’s in 
seiner Disceptatio synodalis und eine Stelle der Schrift des 
Kardinals Deusdedit contra invasores. 

Deusdedit erklärt in jener Schrift, das Wahldekret Ni- 
kolaus’ II. sei ungültig, weil das dem Könige darin einge- 
räumte Recht mit den Aussprüchen der Kirchenväter in 
vermuthlich alte Ueberschrift trägt: Jasjurandum quod in eadem synodo 


fecit Berengarius. 
°6) Vgl. meinen Aufsatz im Taschenbuch S. 73, 2. Absatz. 
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Widerspruch stehe. Indem er dies behaupte, trete er dem 
Andenken jenes Papstes nicht zu nahe; denn es sei demselben 
hinsichtlich jenes Fehlers ebenso ergangen, wie einem seiner 
Vorgänger, der auch ein Dekret erlassen und später nach 
besserer Ueberlegung abgeändert habe. Papst Bonifacius 11. 
habe nämlich durch ein Dekret den Diakon Vigilius zu seinem 
Nachfolger bestellt und dies Dekret nachher ins Feuer ge- 
worfen. Nikolaus hätte seinen Fehler sicher nicht begangen, 
wenn er die Aussprüche der Kirchenväter damals gekannt 
hätte °®). 

Scheffer-Boichorst bemerkt hierzu: »Weshalb .. . 
keine Silbe von einer Zurücknahme« des königlichen Rechts? 
»Dass Nikolaus nach dem Beispiele des Vigilius«e — soll 
heissen des Bonifacius — »gehandelt hätte, davon hat Deus- 
dedit offenbar auch nicht eine leise Ahnung gehabt«. In seine 
Kanonessammlung?”) hat Deusdedit nicht das Wahldekret, 
sondern das Rundschreiben und das Simonieverbot Nikolaus’ II. 
aufgenommen. Er wusste also sehr wohl, dass Nikolaus auch 
über die Papstwahl dekretirt habe, ohne ein königliches Recht 
zu erwähnen; und wenn er in seiner Streitschrift dies nicht 
ausdrücklich hervorhob, so hatte er jedenfalls seine guten 
Gründe dazu. Offenbar scheute er sich darauf hinzuweisen, 
dass der römische Stuhl dem Könige erst ein Recht bei der 
Papstwahl einräumte und dasselbe nachher ohne ein Ver- 
schulden der deutschen Regierung wieder zurücknahm. Er 
zog es vor, an erster Stelle ?°) zu behaupten, dass der König 
und seine Grossen sich jenes Dekrets unwürdig gemacht hätten, 
indem sie Nikolaus, weil derselbe den Erzbischof von Köln 
wegen seiner Vergehen getadelt, der päpstlichen Würde wider 
alles Recht entkleidet hätten. 

Damiani behandelt in seinem »Synodalstreit« das Recht 
des Königs bei der Papstwahl allerdings als eine Thatsache. 
Aber nicht weil er der Ueberzeugung gewesen wäre, dass das 
Wahldekret nach kanonischem Rechte gültig sei, sondern weil 


s) Mai, Patr. nov. bibl. t. VII, pars 3, p. 83. Nicht von einem 
Irrthum des Papstes Vigilius, wie Scheffer-Boichorst, Mittheil. 
S, 558, glaubt, ist in dieser Stelle die Rede, 

87) ed. Martinucci. 

®) ]. c. p. 82. 
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die politischen Verhältnisse es ihm angezeigt erscheinen liessen. 
Man vergegenwärtige sich die Lage der Dinge, als Damiani 
jene Schrift abfasste.e Anno hatte durch die Kaiserswerther 
That die Regierung der Kaiserin Agnes gestürzt; sein Bundes- 
genosse Herzog Gottfried in Italien das siegreiche Vordringen 
des Gegenpapstes Cadalus gegen Papst Alexander II. durch 
seine bewaffnete Intervention zum Stillstand gebracht. Eine 
Versammlung der deutschen Fürsten zu Augsburg (Oktober 
1062) sollte die Entscheidung liefern, wer künftig als der 
rechtmässige Papst zu betrachten sei. Im Hinblick auf diese 
Versammlung, die er sich als Synode denkt, hat Damiani 
seinen »Synodalstreit« verfasst. Man begreift, dass er sich 
scheute, die gegen die weltliche Macht gerichteten Bestrebun- 
gen seiner Partei besonders hervortreten zu lassen. Auch in 
einem an Cadalus gerichteten Briefe °®) aus einer etwas früheren 
Zeit, als die Sache Alexander’s II. gänzlich zu unterliegen 
schien, erkennt Damiani das Recht des Königs bei der Papst- 
wahl an und sucht die ohne Wissen und Willen des deutschen 
Hofes geschehene Erhebung Alexander’s durch die besondern 
Umstände zu entschuldigen. 

Mehrfach betont der Kardinalbischof in seinem »Synodal- 
streit«, dass die römische Kirche gewillt sei, dies Recht des 
Königs auch ferner bestehen zu lassen. Aber es unterliegt 
doch keinem Zweifel, dass man all das, was Damiani über 
das königliche Recht sagt, nicht als baare Münze nehmen 
darf, sondern vielmehr aus Opportunitätsrücksichten des Publi- 
cisten erklären muss. 

Es ist bezeichnend genug: Damiani nimmt, abgesehen 
von dem Recht des Königs, in seinen Angaben über die Er- 
fordernisse einer kanonischen Papstwahl nicht sowohl das 
Wahldekret, sondern vielmehr die im Rundschreiben und 
Simonieverbot enthaltene Wahlordnung zur Richtschnur*). 
Hier befand er sich auf einem Gebiete, auf welchem er nicht 
zu befürchten brauchte, bei den Anhängern des deutschen 
Königthums Anstoss zu erregen. 

Und es wäre möglich, dass Damiani wenigstens formell 
berechtigt war, das Recht des Königs als eine Thatsache zu 
9) Epist. I, 20. 

4) Vgl. oben 8. 417 £. 
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behandeln. Diese formelle Berechtigung würde darauf be- 
ruhen, dass das Wahldekret nicht in aller Form widerrufen 
war. Die Sachlage wäre dann folgende: 

Die Beschlüsse des Jahres 1060 hoben selbstverständlich 
ohne Weiteres die widersprechenden Bestimmungen des Wahl- 
dekrets auf, aber die Ausübung des königlichen Rechts war 
an sich auch mit der neuen Wahlordnung vereinbar. 

Es kann nicht zweifelhaft sein, dass die Ignorirung des 
königlichen Rechts in den Bestimmungen des Jahres 1060 in 
der Absicht geschah, dasselbe auch in der Praxis ignoriren 
zu können ; aber formell wurde das königliche Recht nicht 
aufgehoben. Die römische Kirche befand sich also seit der 
Frühjahrssynode von 1060 in der günstigen Lage, auf das 
königliche Recht nur im Falle der Noth Rücksicht nehmen 
zu dürfen, sonst aber mit Uebergehung des königlichen 
Rechts den Erlass von 1060 als einzige Richtschnur zu be- 
trachten. 


Noch unter dem Pontificat Nikolaus’ II. brach der Con- 
flict zwischen der römischen Curie und der deutschen Regie- 
rung aus. Die einzige Quelle, aus welcher wir hiervon brauch- 
bare Kunde erhalten, ist Damiani’s disceptatio synodalis, und 
dieser Bericht ist in hohem Grade parteiisch. Damiani sucht 
alle Schuld auf die deutsche Regierung zu wälzen, indem er 
nur von ihren gegen die römische Curie gerichteten Mass- 
regeln spricht, dagegen das Vorgehen der Curie, welches 
diese Massregeln veranlasst hatte, mit Stillschweigen über- 
geht. Er berichtet, dass die königliche Regierung mit einigen 
Bischöfen sich gegen die römische Kirche verschworen und 
auf einem Concil den Papst verurtheilt und alle seine Ver- 
fügungen für ungültig erklärt habe. Da dieser Urtheilsspruch 
(non dicam judicium sed praejudicium) alle Verordnungen 
Nikolaus’ II. aufgehoben habe, so sei folgerichtig dadurch 
auch das dem Könige gewährte Privileg aufgehoben worden. 
»Um die ganze Geschichte des unerhörten Leidens der römi- 
schen Kirche darzulegen«, erzählt Damiani weiter, dass der 
Kardinalpriester Stephan, welcher mit päpstlichen 'Schrift- 
stücken an den deutschen Hof abgefertigt worden war, 5 Tage 
lang vergeblich auf Audienz gewartet, dass die sträfliche Ver- 
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messenheit der deutschen Regierung ihn verhindert habe, 
Synodalacten (mysterium concilii) dem Könige zu überreichen. 
Die deutsche Regierung habe sich selber, so meint Damiani, 
der Vergünstigung beraubt, weil sie der römischen Kirche 
durch jenen vermeintlichen Urteilsspruch (praejudicii vestri 
gratia) Schmach angethan habe; denn der verletze den Freund- 
schaftsbund, welcher ohne Veranlassung dem Freund Kränkung 
zufüge, und derjenige mache die vertragsmässig festgestellte 
Vergünstigung ungültig, welcher zuerst das Band der Freund- 
schaft verletze. 

Dass jenes Veran der deutschen Regierung einen 
Grund gehabt haben muss, liegt auf der Hand. Scheffer- 
Boichorst‘!) glaubt, das Wahldekret habe einen Sturm des 
Unwillens in Deutschland erregt, weil das dem Königthum 
darin eingeräumte Recht den Ansprüchen des deutschen Hofes 
nicht genügt habe; durch den Erlass jenes Dekrets habe man 
sich zu so schroffen Massregeln veranlasst gesehen. Er argu- 
mentirt, weil in der Schrift Damiani’s immer nur von dem 
Wahldekret und dem Concil, auf welchem jenes erlassen 
worden, die Rede sei, so müsse auch das mysterium concilii, 
welches Kardinal Stephan nach Deutschland überbringen sollte, 
eben dies Dekret gewesen sein. In Wirklichkeit ergiebt der 
Zusammenhang, dass unter jenem mysterium concilii ebenso 
wohl die Acten eines andern Concils verstanden sein können. 
Und man wird sagen dürfen: wenn das Wahldekret von der 
deutschen Regierung perhorrescirt, wenn der Ueberbringer des 
Wahldekrets verhindert worden wäre, dasselbe dem Könige zu 
überreichen, mit welchem Rechte konnte die deutsche Regie- 
rung sich auf eben dies von ihr verschmähte Wahldekret be- 
rufen?! Und würde Damiani dies vortreffliche Argument für 
die Sache der römischen Curie sich haben entgehen lassen? 
Würde er in seinem »Synodalstreit« dem Anwalt des König- 
thums nicht durch den Vertheidiger der römischen Kirche 
haben entgegnen lassen: »Ihr beruft euch auf das Wahldekret 
und habt es doch selber nicht anerkennen wollen ! Euch ge- 
nügte die in jenem Dekret gewährte Vergünstigung nicht, 
also könnt ihr euch auch nicht wundern, dass die römische 
Kirche von dieser Vergünstigung Abstand genommen hat.« 


#1) Neuordnung 8. 108 u. 119 £. 
Zeitschrift für Kirchenrecht XXL. (N. F. VII.) 4. 29 
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Man wird die Veranlassung zu jenem schroffen Vorgehen 
der deutschen Regierung in der Politik der römischen Curie 
gegenüber den Normannen, in der auf der Lateran-Synode 
vom Jahre 1060 durch den Papst vollzogenen Investirung des 
Erzbischofs von Mailand, und in den im Rundschreiben »Vigi- 
lantia universalis« überlieferten Beschlüssen dieser Synode 
sehen müssen — nämlich vor Allem in der Neuordnung der 
Papstwahl ohne Rücksichtnahme auf das Recht des Königs, 
der Verordnung, dass kein Geistlicher oder Priester eine 
Kirche durch Laien erhalten solle weder umsonst noch gegen 
Entgelt, und wohl auch in der Verfügung, dass die Hinter- 
lassenschaft sowohl des Papstes als auch der Bischöfe 
unverkürzt ihren Nachfolgern vorbehalten werden solle... 


Anhang: Die Fälschung des Wahldekrets vom Jahre 1059. 


Die oben S. 408 angeführte Uebereinstimmung Wido’s 
von Ferrara bzw. seines Gewährsmannes Wibert’s von Ravenna 
und der besten Handschriften des Wahldekrets vom Jahre 1059 
in der gefälschten sogenannten kaiserlichen Fassung hinsicht- 
lich der Zalıl der Bischöfe, welche das Dekret unterschrieben 
haben, ist bemerkenswerth; denn” die Behauptung des Kardi- 
nals Deusdedit *?), dass der Gegenpapst Wibert und seine 
Anhänger das Dekret gefälscht haben, trifft aller Wahrschein- 
lichkeit nach das Richtige. Der echte Text genügte nicht, 
Wibert's Wahl im Jahre 1084 zu rechtfertigen, weil er, ob- 
wohl der Gesammtheit der Kardinäle das Recht der Papst- 
wahl zuerkennend, doch die Kardinalbischöfe immerhin be- 
sonders hervorhob, und weil diese an dem Uebertritt zu 
Wibert und Heinrich IV. im Frühjahr 1084 sich nicht be- 
theiligt hatten‘? Dass das Zustimmungsrecht des niederen 


4) Mai, Patr. nov. bibl. t. VIl, pars III, p. 82. 

48) Vgl. meine Abhandlung über »Wido von Ferraras S.44 f. Von 
der in der Anmerkung daselbst angeführten Stelle des Petrus Crassus 
bitte ich dabei abzusehen. Dass ihre Deutung unrichtig ist, bemerkt 
Wattenbach, Neues Archiv VI S. 204, mit Recht. Die Richtigkeit 
meiner Ergebnisse wird indess durch jenes Versehen nicht alterirt. — 
Ich bemerke noch, dass durch meine a. a. O. gegebene Erklärung des 
Berichts Beno’s die Ausführungen Scheffer-Boichorst’s (Neuordnung 
S. 75, 78 u. 79) über die Feindschaft Gregor’s VII. gegen die Kardinal- 
bischöfe hinfällig geworden sind. 
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Klerus und des Volkes von Rom in der Fälschung übergangen 
wurde, geschah wohl mit Rücksicht auf die Zukunft. Die 
wibertistischen Kardinäle sollten nach dem Wortlaut der 
Fälschung für den Fall, dass Wibert stürbe, das Recht der 
Neuwahl haben, auch wenn die Römer nicht auf ihrer Seite 
stünden. Diese Rücksichtnahme aber wurde den Wibertisten 
nahe gelegt, als bald nach dem Tode Gregor’s VII. noch im 
Laufe des Jahres 1085 die hierarchische Partei in Rom die 
Oberhand gewann **). 

Auch die andere Angabe Deusdedit’s*°): Excommunicatio 
autem, quae in praefato decreto terribiliter profertur a Guiberto 
aut suis fautoribus indita creditur, quoniam in antiquioribus 
eiusdem decreti exemplaribus longe aliter habetur entbehrt 
nicht ganz des thatsächlichen Anhalts, da der Fälscher die 
Worte non papa sed sathanas non apostolicus sed apostaticus 
ab omnibus habeatur et teneatur in die Excommunications- 
formel eingeschoben hat. 


44) Bernoldi chron. ad a. 1085. M.G. SS. V, p. 444. 
45) Mai,l. c. p. 84. 
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Miscellen. 


I. 


Der Episcopat in den ersten christlichen Jahrhunderten. Von Dr. 
jur. Richard Winterstein. Leipzig und Wien 1886. 


Besprochen von Professor F. Thaner. 


Es ist nicht häufig, dass sich ein Jurist eingehender mit einer 
Frage befasst, die als eine eigentlich theologische betrachtet zu werden 
pflegt, wie es die nach dem Ursprunge des Episcopates ist; und doch 
liesse sich ihr vom rechtlichen Standpunkte aus gewiss noch manche 
neue Seite abgewinnen. Ein schwieriges Unternehmen wäre es aber, 
freilich um so verdienstlicher. Leider hat der Verfasser in dieser seiner 
Erstlingsarbeit, wie es scheint, von vorneherein nicht die Absicht ge- 
habt, auf Grund selbständiger Quellenforschung eine Rechtsgeschichte 
des Episcopates in den ersten christlichen Jahrhunderten zu schreiben; 
er bescheidet sich vielmehr damit, die Resultate, die hierüber von Theo- 
logen und Kirchengeschichtsforschern aufgestellt worden sind, zusammen- 
zustellen; auch das ist anerkennenswerth, wenn es unbefangen und vor- 
urtheilsfrei geschieht; nnd das zu sein, hat sich der Verfasser bemüht, 
wie die Stellen im 1. Kapitel zeigen, wo er vom allgemeinen Priester- 
thum, von der Gemeindeautonomie, von der Gleichstellung der Bischöfe 
spricht. Allein die Literatur, die er benutzt, gehört verschiedenen, zum 
Theil weit auseinanderliegenden Richtungen an, die einerseits durch Jie 
Verschiedenheit der theologischen Grundanschauungen, des dogmatischen 
Standpunktes, andererseits durch die Verschiedenheit der kritischen 
Methode, hervorgerufen sind. Der Verfasser citirt aber alle diese Schrift- 
steller, wie die verschiedenen Seiten eines und desselben Buches. Das 
Schlussergebniss : der Schrift stimmt mit der officiellen Lehre der 
katholischen Kirche, genauer mit der tridentinischen Lehre überein: die 
Einsetzung der Bischöfe ist ein Werk der Apostel, ja (S. 95) der Epi- 
scopat ist göttlicher Einsetzung. Darnach sollie man vermuthen, dass 
derselbe in der apostolischen Zeit aus einer Wurzel entspringe. Allein 
nach der Darstellung des Verfassers ist dem durchaus nicht so. Da gab 
es in Jerusalem Bischöfe, die nicht auf Apostel, sondern auf Jakobus, 
den Bruder des Herrn, zurückgingen; dann gab es Paulinische, drittens 
Johanneische Bischöfe, viertens Episkopen, die in Folge einer allgemeinen 
monarchisch-hierarchischen Tendenz die Oberhand über die Presbyter ge- 
wannen, und Einzelpresbyter, die sich zu Bischöfen entwickelten; end- 
lich weist Verfasser (S. 87) auch die Entstehung der Bischöfe aus den 
Hausgemeinden nicht völlig ab. Die Lieblingstheorie des Verfassers ist 
jedoch offenbar die Delegationstheorie, wornach die Bischöfe ursprüng- 
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lich apostolische Delegaten waren, die aber noch bei Lebzeiten der 
Apostel ihre Vollmacht in eine ordentliche Gewalt umwandelten. Allein 
diese Delegationshypothese ist doch schwer in Einklang zu bringen mit 
der auch vom Verfasser vertretenen Ansicht vom Charisma der Leitung 
. in der apostolischen Zeit; dieses Charisma wurde damals nicht delegirt, 
bildete vielmehr die Voraussetzung dazu. Anders freilich nach der An- 
schauung der Pastoralbriefe, aber diese setzt der Verfasser in die nach- 
apostolische Zeit. Wie spröde sich das freie Charisma zur geistlichen 
Obrigkeit verhielt, das zeigt die Auflehnung der Korinther noch zur 
Zeit des römischen Clemens, s. Weizsäcker, Das apostolische Zeitalter, 
S. 643. 

Als Typus der apostolischen Delegation müssten die Paulinischen 
Bischöfe, Titus und Timotheus, gelten; aber wie steht es da mit der 
historischen Basis, wenn die an sie gerichteten Briefe nicht von Paulus 
herrühren? und wenn sie auch ohne Zweifel dessen Gehilfen waren, so 
kann dem Juristen doch nicht entgehen, dass Gehilfe und Delegat zwei 
grundverschiedene Begriffe sind. 

Im 4. Kapitel streift der Verfasser die Frage, ob der Episcopat 
einen eigenen vom Presbyterat unterschiedenen Ordo bilde, ohne dass er 
dieselbe genau von der andern trennt, ob überhaupt ein Unterschied 
zwischen Episcopat und Presbyterat sei. So kommt es, dass er die An- 
nahme eines besonderen bischöflichen Ordo als die katholische Ansicht 
bezeichnet (S. 83), obwohl selbst Thomas von Aquin anderer Ansicht 
war, und Papst Benedikt XIV. die Frage offen liess. Als Argument 
führt er dafür Conc. Trid. Sessio 23 Doctrina de sacram. ord. c, 4 an, 
und dieses Kapitel lässt sich in der That dafür anrufen; aber das c. 2 
l. c. spricht noch entschiedener dagegen, abgesehen von der Rubrik des- 
selben: De septem ordinibus. 

Der Verfasser schliesst seine Abhandlung mit dem Satze, dass es 
der Kirche nur vermittelst des Episcopates möglich geworden, sich das 
Attribut „catholica“ beizulegen. Demnach ist „katholisch“ nur ein 
Formalbegriff, die Bezeichnung einer bestimmten Organisation, ein Wort, 
durch das über den Religionsinhalt nichts ausgesagt ist. 


II. 
Ueber Busskanones in einer Handschrift der Kommunalbibliothek 
zu Palermo. 


Von Dr. P. Hinschius. 


In dem Archivio storico Siciliano, pubblicazione periodica della so- 
ciets Siciliana per la storia patria. Nuova serie. Anno X. Palermo 
tipografia dello „statuto“ 1886 findet sich p. 341—396 eine Abhandlung 
von Bonif. Luigi Boglino, sopra un codice penitenziali del XII, 
sec., posseduto dalla bibliotheca communale di Palermo. Der Verfasser 
hat in derselben aus dem Cod. 2 Qq. E. 17 der Kommunalbibliothek, 
einer Pergamenthandschrift in 4°, welche 24 Blätter enthält, dessen 
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Blätter 17”—24 aber verbunden sind und an den Anfang gehören, eine 
Reihe von Busskanones, meistens in Form von Fragen und Antworten, 
S. 351—364, veröffentlicht. 

Er ist der Meinung, dass ein Beichtbuch, welches in einer Kirche 
des Gallikanischen Ritus gebraucht sei, vorliege. 

In der That handelt es sich aber nicht um ein bisher unbekanntes 
Beichtbuch, im Wesentlichen enthält die Handschrift Auszüge aus 
“Burchard von Worms und zwar hauptsächlich aus lib. XIX des Decretes 
(dem sogen. corrector). Die Publication des Herausgebers beginnt mit 
dem auf Bl. 17 des Codex anfangenden Stück: Penitenti alloqui affe- 
ctuose debet sacerdos his verbis: Frater noli etc. Diese Worte finden 
sich bei Burchard XIX c. 4 in med. (Migne, patrol. 140, 951) und es 
folgen dann die weiteren Fragen und Antworten, die bei Burchard 
stehen, bis zu: Eadem lex erit marito, si ipse adulterium perpetraverit 
(l.c. p. 951-958; bei Wasserschleben, Bussordnungen c. 42, S. 640). 
Diese Stücke aus Burchard nehmen im Codex fol. XVII—XXII, in der 
Ausgabe des Herausgebers S. 351—358 ein. 

Auf S. 358—360 schieben sich einzelne Kanones andern Charakters 
(über diese nachher) ein, welche, soweit sich aus der Beschreibung er- 
sehen lässt, die Blätter XXIII, XXIV und I des Codex ausfüllen. An 
diese reihen sich in der Ausgabe p. 360—364 wieder eine Anzahl 
Kanones aus dem corrector (im Codex Bl. IX—XIIIv), beginnend mit den 
irriger Weise zu einem vorangehenden Kanon gezogenen Worten: »non 
ad responsionem nec ad oracionem, Si fecisti in pane et aqua peniteas. 
XXXVIIl. Retitus es peccatum fratris (bei Migne l.c.p.970, Wassersch- 
leben c. 133, 134, S. 657), bis Operatus es aliquid in dominica die? 
...in pane et aqua poenitere debes (Migne p. 976, Wasserschleben 
c. 178, p. 664), nur dass eine Anzahl Kanones (nach Wasserschleben 
c. 189, 141, 144, 154, 156—161, 163, 164, 166, 171) fehlen. 

Was nun die eingeschobenen Stücke auf S. 358—360 betrifft, so 
sind die in der Ausgabe als c. 30: Pueri qui fornicacionem faciunt 
inter semetipsos — c. 35: »a communione privetur ipsa die«, einer eigen- 
thümlichen Formation des corrector Burchardi c. 220, Wasserschleben 
Ss. 676, wo sie aus dem Poenitentiale XXXV cap. c. 10, 88 1—4, 
Wasserschleben $. 512 (oder nach Schmitz, Die Bussbücher, S. 661, 
den capitula judicii) herstammen, entnommen. 

Das weiter folgende c. XXXVI: »Si quis sacerdos cum filia sua 
spirituali« bis »exul fiat XV annos in peregrinacione et postea in monasterio 
usque ad mortem poeniteat« entspricht bis dahin, abgesehen von einzelnen 
kleinen Verschiedenheiten, dem c. 9 C. XXX qu. 1, wogegen der Schluss: 
»Si presbiter, XII et deponatur; si diaconus aut monachus, X annos 
peniteat et deponatur; clericus et laicus VII annos peniteat sine carne 
et vino« bei Gratian fehlt. Demnach kann der Kanon nicht aus dem 
letzteren genommen sein, sondern aus der auch von Gratian benutzten, 
bisher unbekannt gebliebenen Quelle, welche jedenfalls in Beziehung zu 
dem c. 25 des Poenitentiale Casinense, Schmitz S. 406 (»Si quis sacer- 
dos cum filia sua spirituali fornicaverit, vendat omnia sua et det pau- 
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peribus et serviat in monasterio et deponatur; similiter et illa femina 
faciat«) steht. 

Das sich daran anschliessende, schon auf Bl. IX des Codex befind- 
liche ec. XXXVII, mit der Ueberschrift: »Quando accusatis inducie dande 
sunt et quales oporteat essent iudices. Inducie — revertuntur,« woran 
sich dann sofort die schon oben mitgetheilten Worte (corrector ed. 
Wasserschleben c. 133): »non ad responsionem« anschliessen, ist der 
letzte Theil von Burchard. decr. I 180 aus Pseudo-Isid. Felix. II c. 15, 
ed. Hinschius p. 489, von dem der Anfang sich auch bei Gratian c. 2 
8 1 C. III qu. 3 findet. Dieses Stück kann also dem letzteren ebenso 
wenig entnommen sein, als c. XXXVI. Es stammt wohl aus Burchard, 
wenngleich die Rubrik nicht mit der des letzteren übereinstimmt. Denn 
auch sonst finden sich noch in dem Codex Auszüge aus Burchard, so auf 
Bl. II—VII der Anfang von lib. VI desselben und Kanones daraus, Bl. 
VII der Anfang des lib. VII, endlich auch noch: »Explicit liber septi- 
mus. Incipit liber octavus de virginibus« ; womit diese Excerpte abbrechen. 
Erst Bl. VIIl beginnen die schon oben gedachten Auszüge aus dem corrector 
wieder, und zwar — die Beschreibung ist hier nicht genau — eine Reihe 
solcher, welche noch den oben besprochenen c. 36, 37 vorangehen. 

Die Handschrift bietet also im Wesentlichen nichts als Auszüge aus 
Burchard. Eine nähere Untersuchung über das Verhältniss der erwähnten 
c. 30—37 zu den übrigen Excerpten aus Burchard ist ausgeschlossen, 
da der Herausgeber über die Gestaltung der Blätter des Codex, soweit 
sie diese Stellen enthalten, gerade nichts näheres und zureichendes be- 
merkt hat. Die Zahlen, welche derselbe den einzelnen Stücken beifügt, 
begiunen bei Burchard, Corrector ed. Wasserschleben c. 1, ebenfalls 
mit I und gehen fortlaufend bis XLIII, d. h. bis c. 140 ed. cit. Dann 
folgt eine zweite Reihe unter der Ueberschrift: In istis omnibus supra- 
dietis — ad feminas pertinent (Migne |]. c. p. 971), von nr. I = 
Corrector ed. Wasserschleben c. 142) bis n. XXV (= c. 178). In 
der ersteren Reihe sind also die c. 30-37 mitgezählt, und wenn, wie 
es scheint, die Zahlen sich im Codex selbst finden, so dürfte allerdings 
die Annahme gerechtfertigt sein, dass der Schreiber desselben die 
wenigen, dem Burchard fremden Stücke, schon in dem von ihm benutzten 
Exemplar vorgefunden hat. 


Ill. 


Lazarus Spengler, 
als Verfasser des von Luther 1530 herausgegebenen »Kurzen 
Auszuges aus den päpstlichen Bechten« 
nachgewiesen von 
Dr.PaulTschackert, ord. Prof. der Kirchengeschichte in Königsberg. 
. Als das erste kirchenrechtliche Werk im Bereiche des Protestan- 
tismus gilt mit Recht der von Luther im Jahre 1530 herausgegebene, 
aber nicht von ihm veranstaltete »Kurze Auszug aus den päpstlichen 
Rechtene. Dieses Buch hat bei seinem Erscheinen Aufsehen gemacht, 
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weil es die Absicht verfolgte, einerseits aus dem kanonischen Rechte 
diejenigen Bestimmungen zusammenzustellen, welche dem Evangelium 
etwa gemäss seien, andererseits aber grade dadurch die Päpstlichen von 
ihrem eigenen Irrtum zu überführen). Mir sind drei verschiedene 
Drucke dieses Werkes bekannt. Zwei derselben hat bereits der Jurist 
Theodor Muther in seiner Arbeit über Dr. jur. Apel besprochen?). Der 
eine führt den Titel: »Eyn kurtzer || ausszug, auss dem || Bebstlichen 
rechten || der Decret vnd Decreta- ||len, In den artickeln, die || vngeuer- || 
lich Gottes || wort vnn Euangelio || gemess sein, oder || zum wenigsten || 
nicht wider || streben || 1530.« (In Quart 12 Bogen.) Nach Riederer's 
Angabe gedruckt bei Jobst Gutknecht zu Nürnberg?). 

Die andere Ausgabe hat einen wenig veränderten Titel: „Eyn 
Kurtzer || Ausszug etc. New gedruckt, vnd an vil orten vermehret.“ 
Dieser zweite Druck scheint in Leipzig hergestellt zu sein), 

Die dritte Ausgabe ist mit einer Vorrede Luther’s in Wittenberg 
erschienen). 

Als Verfasser dieses Aufsehen erregenden Buches galt bei den Zeit- 
genossen und bis in die Neuzeit herauf Lazarus Spengler, der Rats- 
schreiber von Nürnberg®). Aber sicher war das bisher nicht. Ja Muther 
hat diese Annahme wankend zu machen gesucht, indem er eine hand- 
schriftliche Stelle im Nachlass Spengler’s auf Dr. Johann Aypel bezog 
und diesen als Verfasser des » Auszuges« vermutete”). 

Es habe sich nämlich im Nachlass Spengler’s eine Beanwortung der 
vielen Widerlegungen gefunden, die der »Auszug« hervorgerufen hatte. 
In dieser Beantwortung heisse es gegen Ende: »davon ich als ainer, der 
selbs ain thumbherr gewest ist, vnd diese schindereyen vnd ander straf- 
licher hendel leyder vil geübt vnd damit herkommen, vil zu erzelen wist.« 

Daraus schliesst Muther, dass nicht Spengler (der nie Dombherr 
gewesen sei), sondern Apel (der einst Würzburger Domherr war) der 
Verfasser der »Beantwortung« sei. 

Auf Grund handschriftlicher Forschungen im Kgl. Staatsarchiv zu 
Königsberg bin ich aber in der Lage, diese Annahme Theodor Muther's 
als irrig und Lazarus Spengler als den wirklichen Verfasser 
des Auszuges zu erweisen. 


ı) Vgl. Jul. Köstlin, Martin Luther 2. A. (1883), S. 150. 

3) Theodor Muther, »Aus dem Universitäts- und Gelehrtenleben 
im Zeitalter der Reformation«. Erlangen 1866. S. 316. 

®) Diese Ausgabe finde ich auf der Königlichen Bibliothek in Kö- 
nigsberg in dem Sammelbande Cc. 426 (Quart), Stück 3. 

4) Er existirt in Königsberg auf der Königlichen Bibliothek in 
dem Sammelbande Ce. 436 (Quart), Stück 4. 

5) Titel und Vorrede Luther’s in Luther’s Werken, Erlanger Ausg. 
Bd. 63, 287 ff. Vgl. Jul. Köstlin, Martin Luther, 2. A. (1883), S. 150. 

©) Noch Köstlin a. a. O. vermutet als Verfasser » vielleicht 
Lazarus Spengler«. 

7) Muther a. a. O. 317. 
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Ich fand nämlich unter der Signatur Schrank 4, Fach 22, 
Nummer 89 eine Handschrift des fraglichen Buches unter dem Titel: 

ö »Excerpta decretorum 

; et decretalium. 
Lazarus Spengler, Rathschreiber zu Nuremberg. 
1529.« 

Die Handschrift ist ein in Schweinslederband gebundenes, auf Pa- 
pier von einer einzigen Hand geschriebenes Volumen; ihre Sauberkeit 
zwingt zu der Annahme, dass sie eine Reinschrift ist. 

Sie umfasst 32 Blätter; nämlich 6 Blätter folio Dedication an 
Markgraf Georg von Brandenburg; diese leider stark stockfleckig; ferner 
24 Blätter Text und am Schluss 2 Blätter folio Excerptaus S. Bernhard 
de consideratione ad Eugenium papam. 

Der Text der Handschrift beginnt mit den Worten: 

»Decretorum excerpta. 
Dist. VIlI. 
Das ein bose gewohnheit oder boser streflicher gebrauch von grunde 
sollen ausgereut werden.« 

Schluss: »Die unwissenhait entschuldigt keinen prelaten in den über- 
tretungen seiner bevolhen underthanen; dann kainem hirten mag ainich ent- 
schuldigung furtragen, so der wolf die schaf frisst, und der hirt wais es nit.« 

Darauf folgt das Excerpt aus S. Bernhard: »die Romischen — 
bist gehaissen worden.« 

Die Königsberger Handschrift unterscheidet sich nun wesentlich 
von den drei Drucken durch ein voranstehendes »Dedicationsschrei- 
ben, verfasst von — Lazarus Spengler und datirt vom 
Donnerstag den andern Septembris 1529«. Dieses Schreiben ist 
an den Markgrafen Georg von Brandenburg gerichtet und sagt aus, 
dass Lazarus Spengler, Ratsschreiber von Nürnberg, durch Vermittelung 
seines Bekannten, des Ansbach’schen Kanzlers Georg Vogler, von dem 
Markgrafen Georg von Brandenburg aufgefordert worden war, »einen 
lauteren Auszug in deutscher Sprache aus den päpstischen Rechtsbüchern 
zu machen, über die Dinge, welche mit dem göttlichen Wort und Lehre 
übereinstimmen, in Hoffnung, dass es dem heiligen Evangelio nicht 
unförderlich sein sollte. Spengler habe sich in Folge dessen dieser 
Arbeit unterzogen und übersende diesen seinen Auszug dem Markgrafen. 

Die AutorschaftSpengler’sanden»Excerptadecretorum« 
ist also dadurch erwiesen®). 

Aus demselben Schreiben lässt sich nunmehr auch die Provenienz der 
Königsberger Handschrift mit grosser Wahrscheinlichkeit feststellen: Der 
Markgraf Georg wird seinem Bruder, dem Herzoge Albrecht von Preussen, 
mit einer Reinschrift des Spengler’schen » Auszuges« ein Geschenk gemacht 
haben. Das Interesse beider Brüder an der Sache war ja dasselbe. 

Diese Vermutung wird fast zur Gewissheit erhoben durch die That- 


®) Was über die in Spengler’s Nachlasse gefundene »Beantwortung«, 
welche Muther a. a. O. erwähnt, zu urteilen sei, lasse ich dahin gestellt sein. 
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sache, dass Markgraf Georg von Brandenburg (wahrscheinlich gegen 
Ende des Jahres 1529) dem Herzoge Georg von Sachsen ein (anonymes) 
Exemplar des (handschriftlichen) »Kurtzen Auszuges etc.« als Geschenk 
geschickt hat, wofür dieser am 19. Januar 1530 aus Dresden dankte?). 

Zum Schluss gebe ich bier aus derungedruckten, begeistert evange- 
Jischen Vorrede Spengler’s die Hauptstellen wieder, wobei ich in eckige 
Klammern diejenigen Worte setze, welche durch Stockflecke unleserlich sind. 

»Dem durchlauchtigen etc. Herrn Georgen Markgrafen zu Branden- 
burg, etc. wünsch ich, Lazarus Spengler [Rathsschreiber] zu Nürm- 
berg, Gottes Gnad und Gaist... Als ich versch[ienener Zeit]. Ew. Fürst]. 
Gnaden Kanzler Herrn Georgen Vogler etliche Text... aus den päpst- 
lichen Büchern, so sie die gaistlichen re[cht nennen], verzaichent uber- 
antwurt und daneben mundl[lich berichtet (?)], dass in denselben päpst- 
lichen Büchern der Decret... noch etwo viel gotlichs guts Dings erfun- 
den, das nit allein [chris]tenlicher warheit gar nit widerstrebet, son- 
dern auch [dem] gotlichen Wort gemäss und keinswegs zu tadeln....: 
hat gedachter Vogler sollichs (wie er mich nachmaln bericht) Ew. Fürst]. 
Gnaden.... eröffent... Das hat Ew. Fürstl. Gnaden bewegt, das die 
vor etlichen Tagen mit ihrer Hand an mich geschrieben und bey mir 
genädiglich gesonnen haben, das ich mich dieses Werks beladen und 
einen lautern Auszug in deutscher Sprach aus solchen päpstischen Rechts- 
büchern machen wollt, deren Ding, die mit dem gotlichen Wort und 
Lehre übereinkommen, in Hoffnung, dass es dem heyligen Evangelio nit 
unförderlich sein soll. Ob ich nun wol... mit allerlei Geschäften 
meines Amts beladen bin, ich will meiner täglichen Leibsschwachheit 
geschweigen, erkenn ich mich doch... zu dienen schuldig; hab mich 
darum dieser Arbeit unterzogen, die zwei päpstlichen Bücher der 
Decret und Decretalen fur mich genommen, die mit Fleiss übersehen, und 
find in dem allen viererlei... Satzungen. Etlichs derselben ist dem Wort 
Gottes und christenlicher Religion ganz gemäss oder je nit widerwertig, 
und also gestellt, dass es kein Christenmensch mit gutem Gewissen und 
einigem wahrhaften Grund nimmermehr weder widerfechten oder wider- 
legen würd, in massen dann Eu. Fürst], Gnaden aus der gan- 
zen Verzeichnis dieses meines Auszugs ungefärlich be- 
finden werden. [Etliches ist der göttlichen Wahrheit und der Ver- 
nunft zuwider und ein Greuel; etliches dieser Satzungen ist auch wider 
einander; endlich etliches ist an sich ganz ungeschickt. Spengler habe 
die erste der vier Abtheilungen bearbeitet und hoffe, dass der Markgraf 
Georg sich verwundern werde, in wie hohem Masse der Inhalt dieses 
Auszuges gegen die Päpstlichen selbst spreche.]« 


9%, Vgl. Riederer, Nachrichten zur Kirchen-, Gelehrten- und Bücher- 
geschichte, I. Bd. (1764), S. 95, 96, wo der betr. Brief abgedruckt ist. 
Riederer hat a. a. O. S. 66 ff. dem »merkwürdigen und seltenen Büch- 
lein«e eine Abhandlung gewidmet, ohne indess auch den Verfasser des- 
selben bestimmen zu können. 
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IV. 
Simultankirchen!). Unterhaltungspflicht derselben. Ryswioker Friede. 


Erkenntniss des Reichsgerichts vom 1. November 1887. 


Im Namen des Reichs! 

In Sachen der katholischen Pfarrgemeinde Trarbach, vertreten durch 
ihren Kirchenvorstand in der Person des Vorsitzenden, H., daselbst, Be- 
klagte und Revisionsklägerin, 

vertreten durch den Rechtsanwalt Lewald in Leipzig, 
wider 
die evangelische Pfarrgemeinde Traben, vertreten durch ihr Presbyterium 
in der Person des Kirchmeisters, Sch., daselbst, Klägerin und Revisions- 
beklagte, 
vertreten durch den Justizrath Mecke in Leipzig, 

hat das Reichsgericht, zweiter Civilsenat, auf die mündliche Verhand- 
lung vom 1. November 1887 unter Mitwirkung 

des Präsidenten Dr. Bingner 

und der Reichsgerichtsräthe Wulfert, Dr. Dreyer, Iser, Dr. Peter- 

sen, Wüstenfeld und Rospatt 
für Recht erkannt: 

Die gegen das Urtheil des vierten Civilsenats des Königlich 

Preussischen Vberlandesgerichts zu Köln vom 19. März 1837 ein- 

gelegte Revision wird zurückgewiesen. Die Kosten der Revisions- 

instanz werden der Revisionsklägerin auferlegt. 

Von Rechts Wegen. 


Thatbestand. 


Seit dem Ryswicker Frieden (1697) besteht bezüglich der zu Traben 
gelegenen, früher den Evangelischen ausschliesslich zugehörigen Kirche 
ein Simultaneum, zufolge dessen dieselbe auch von den dortigen Katho- 
liken benutzt wurde. Dieses Simultaneum geschieht in der bei Gelegen- 
heit der Theilung der hintern Grafschaft Sponheim zwischen Pfalz- 
Zweibrücken und Baden am 26. und 27. September 1776 über das 
Religions- und Kirchenwesen erlassenen Verordnung Erwähnung, und 
die der letzteren beigefügte Tabelle enthält über die Verhältnisse beider 
Pfarrgemeinden zu Traben und die Benutzung der dortigen Kirche nähere 
Angaben. Wie thatsächlich feststeht, ist die Unterhaltung derselben 
bis zum Jahre 1828 von der evangelischen Gemeinde bestritten worden. 
Durch Gemeinderathsbeschluss vom 7. Februar des genannten Jahres 
hat auf Antrag der letzteren die Civilgemeinde Traben unter der Moti- 


1) Wir machen bereits an dieser Stelle auf das kürzlich erschienene 
Buch des Grossherzoglich Hessischen Oberconsistorialraths und Super- 
intendenten Dr. Karl Köhler, Die Simultankirchen im Grossherzogthum 
Hessen, ihre Geschichte und ihre Rechtsverhältnisse, Darmstadt 1889 
(Verlag von Johs. Waitz), V u. 226 S. 8°, aufmerksam, indem wir uns 
vorbehalten, auf diese Veröffentlichung von hohem geschichtlichen und 
praktischen Interesse demnächst näher einzugehen. R. Dove. 
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virung, dass die Simultankirche von beiden Religionsparteien benutzt 
werde, daher auch die Unterhaltung derselben billigerweise einem Theile, 
dessen Fonds noch dazu unzureichend seien, für die Zukunft nicht mehr 
allein obliegen könne, die Kosten für den Bau und die Unterhaltung 
der in Rede stehenden Kirche zu tragen übernommen und seitdem ge- 
leistet. Seit dem Inkrafttreten des für die preussischen Landestheile 
des linken Rheinufers erlassenen Gesetzes vom 14. März 1880, welches 
die Bestreitung der Kosten für die Bedürfnisse der Kirchengemeinden 
neu regelte, hat die genannte Civilgemeinde ihre Leistungen eingestellt 
und sind seitdem die Kosten der Reparatur und der Feuerversicherung 
von der evangelischen Gemeinde wieder bestritten worden. 

Letztere hat nun von der katholischen Pfarrgemeinde Trarbach, 
welcher die katholischen Einwohner von Traben angehören, die Hälfte 
dieser für die Zeit vom 1. April 1880 bis ebendahin 1883 die Summe 
von 699 Mk. 26 Pfg. ausmachenden Kosten ersetzt verlangt, und auf 
deren Weigerung im Juni ejsd. Klage erhoben mit dem Antrage, zu 
erkennen, dass die Beklagte verpflichtet sei, in Gemeinschaft mit der 
Klägerin die Simultankirche zu Traben zu unterhalten, und zwar in der 
Weise, dass jedem Theile die Hälfte der Kosten zur Last falle, demge- 
mäss die Beklagte zur Zahlung von 349 Mk. 63 Pfg. als der Hälfte der 
für die genannte Zeit vorgelegten Unterhaltungskosten nebst fünfprozen- 
tigen Zinsen vom 8, Juni 1883 zu verurtheilen. 

Zur Begründung wurde im Wesentlichen geltend gemacht, dass 
die fragliche Kirche im gemeinschaftlichen Eigenthum der Parteien sich 
befinde und damit die gleichmässige Verpflichtung zur Tragung der 
Unterhaltungskosten begründet sei. Eine Verbindlichkeit der Civil- 
gemeinde Traben bestehe seit Erlass des Gesetzes vom 14. März 1880 
nicht mehr. Aus dem Standpunkte des Erlasses von 1776 und dem 
Begriffe einer blos geduldeten Religionspartei könne die nach dem heu- 
tigen Rechtszustande mit der Klägerin grundsätzlich gleichberechtigte 
Beklagte keinen Einwand herleiten, und das von derselben in Anspruch 
genommene Benutzungsrecht lasse sich nach der Natur und dem Um- 
fange desselben — wie näher ausgeführt wird — nur als Miteigenthum 
auffassen. Der Umstand endlich, dass die Klägerin bis zum Jahre 1828 
in der irrigen Meinung einer ihr obliegenden Verpflichtung die Unter- 
haltungskosten allein getragen habe, könne dem erhobenen Klageanspruche 
nicht entgegenstehen. 

Seitens der Beklagten, welche Abweisung der Klage beantragte, 
wurde zunächst mit Rücksicht auf den Erlass vom Jahre 1776 und ihre 
rechtliche Stellung in dem Simultaneum die Annahme, dass ihr ein 
Miteigenthum an der fraglichen Kirche zustehe, bestritten. Die Ver- 
bindlichkeit der Civilgemeinde Traben in Betreff der Tragung der Un- 
terhaltungskosten sei nach $ 6 des Gesetzes vom 14. März 1880 als 
fortbestehend zu erachten, und wenn das nicht anzunehmen sein sollte, 
müsse die Verpflichtung der Klägerin, die diese Kosten bis zum Jahre 
1828 bestritten habe, wieder eintreten. Mit Rücksicht auf das lang- 


jährige in dieser Beziehung bestandene Verhältniss erscheine auch die- 
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Verpflichtung derselben, selbst wenn man ein Miteigenthum der Beklag- 
ten anerkennen möchte, als durch Verjährung begründet. Eventuell 
wurde geltend gemacht, dass jedenfalls der Beklagten die Hälfte der 
Unterhaltungskosten nicht auferlegt werden könne, vielmehr in analoger 
Anwendung des Artikels 4 des Dekrets vom 14. Februar 1810 die Zahl 
und Steuerlast der katholischen resp. evangelischen Einwohner von 
Traben als Massstab für die Vertheilung angenommen werden müsse, 

Das Königliche Landgericht zu Coblenz erklärte in seinem Urtheile 
vom 1. Februar 1884, auf dessen Thatbestand und Gründe zu verweisen, 
die Beklagte für verpflichtet, in Gemeinschaft mit der Klägerin die 
Simultankirche zu Traben zu unterhalten, und erkannte, dass die lau- 
fenden Unterhaltungskosten von den Parteien in dem Verhältnisse zu 
tragen seien, welches sich aus der Höhe der von den Mitgliedern der 
katholischen Pfarrgemeinde zu Trarbach einerseits und der evangelischen 
Pfarrgemeinde Traben andererseits jährlich insgesammt zu entrichtenden 
persönlichen Staatssteuern ergebe. 

In den Gründen geht das Landgericht davon aus, dass bei Be- 
antwortung der Frage, ob der Beklagten ein Recht an der Simultan- 
kirche zustehe, welches eine Mitverpflichtung derselben zur Tragung der 
Unterhaltungskosten begründe, es nicht darauf ankomme, wie die Klä- 
gerin das ihr zustehende Recht bezeichne, sondern darauf, welchen 
juristischen Charakter dieses nach wie vor ausgeübte Recht seinem In- 
halte nach habe. Das Landgericht führt dann aus, dass, wenn man die 
Bestimmung des code civile als massgebend erachte, der Erwerb des 
Miteigenthums durch Ersitzung auf Seiten der Beklagten unzweifelhaft 
anzunehmen sei, gelangt denn aber auch bei der weitern Prüfung der 
Frage, wie das von der Klägerin in Anspruch genommene eigenartige 
Benutzungsrecht, auch wenn man dasselbe als durch die Einführung des 
code ceivile nicht berührt erachte, juristisch zu qualifiziren sei, zu der 
Annahme, dass hier nicht ein jus in re aliena vorliege, dasselbe viel- 
mehr als ein Miteigenthum aufgefasst werden müsste. Daraus folge 
dann von selbst die Mitverpflichtung der Beklagten zur Tragung der 
Unterhaltungskosten, welche, so lange das Recht nicht aufgegeben werde, 
fortbestehe, auch nicht durch einen früher bestandenen, auf Rechts- 
irrthum beruhenden gegentheiligen Gebrauch erloschen sei. Bezüglich 
der Frage, in welchem Verhältnisse die Beklagte zu den Kosten der 
Unterhaltung beizutragen habe, wird dann die analoge Anwendung des 
Art. 4 des Dekrets vom 14. Februar 1810 als gerechtfertigt erachtet. 

Das auf die Berufung des Beklagten und die Anschliessung des 
Klägers vom K. Oberlandesgericht zu Köln unterm 27. Dezember 1884 
erlassene Urtheil ist durch Erkenntniss des Reichsgerichts vom 15. De- 
zember 1885, auf dessen Thatbestand und Gründe Bezug zu nehmen, 
aufgehoben, und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und lint- 
scheidung in die Berufungsinstanz zurückverwiesen worden. 

Bei der erneuten Verhandlung der Sache sind von den Parteien 
die früheren Anträge wiederholt, und hat namentlich die Klägerin die 
in dem Schriftsatze Fol. 64 und 65 act., sowie dem Sitzungsprotokolle 
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Fol. 68 erwähnten Urkunden und Schriftstücke vorgelegt, welche zum 
Gegenstande der Verhandlung gemacht worden sind. 

Das K. Oberlandesgericht zu Köln hat darauf in seinem Erkennt- 
nisse vom 19. März 1887, auf dessen Thatbestand zu verweisen, die von 
der Beklagten gegen das landgerichtliche Urtheil eingelegte Berufung 
verworfen, dagegen auf die Anschliessung der Klägerin dahin abgeändert, 
dass die beklagte katholische Pfarrgemeinde verpflichtet erklärt wird, 
in Gemeinschaft mit der Klägerin die Simultankirche zu Traben in der 
Weise zu unterhalten, dass jede der beiden Pfarrgemeinden die Hälfte 
der Unterhaltungskosten zu tragen hat. Bezüglich des eingeklagten 
Kostenbetrages für die Unterhaltung der Kirche wird die Sache zur 
weiteren Verhandlung und Entscheidung in die erste Instanz zurück- 
verwiesen. Die Kosten der Berufungsinstanz, sowie die Kosten der 
Revisionsinstanz werden der beklagten katholischen Pfarrgemeinde zur 
Last gelegt und wird die Entscheidung über die Kosten der ersten 
Instanz der ergehenden weitern Entscheidung in dieser Sache vor- 
behalten. 

In den Gründen des Urtheils, soweit diese hier noch interessiren, 
geht das Oberlandesgericht von dem in dem reichsgerichtlichen Urtheile 
als massgebend anerkannten Rechtssatze aus, dass es bezüglich der strei- 
tigen Verpflichtungen der Beklagten, zu den Unterhaltungskosten der 
Kirche zu Traben beizutragen, darauf ankomme, welches Recht an jener 
Kirche mit Rücksicht auf den beiderseitigen Besitzstand im Jahre 1697, 
dem Normaljahre des Ryswicker Friedens, der einen und anderen Religions- 
partei beizumessen sei, indem nach dem Besitzstande dieses Normaljahres 
die Frage, ob einer Religionspartei Eigenthum, Miteigenthum oder ein 
Benutzungsrecht an geistlichen Gütern, Kirchen u. s. w. zustehe, sich 
beurtheile, und je nach Massgabe der Beantwortung dieser Vorfrage die 
Frage der Unterhaltungspflicht zu entscheiden sei. 

Von diesem rechtlichen Standpunkt wird dann erörtert: „Von der 
klagenden evangelischen Gemeinde sind nun zwar alte Urkunden und 
Schriftstücke vorgelegt worden, aus welchen unzweifelhaft hervorgeht, 
dass zur Zeit des Ryswicker Friedens die Katholiken‘ ebenso, wie die 
Evangelischen, die Kirche zu Traben zur Ausübung ihres Gottesdienstes 
benutzt haben; in diesen Urkunden und Schriftstücken sind indessen 
über die rechtliche Natur des fraglichen Mitbenutzungsrechtes überein- 
stimmende Erklärungen oder Vereinbarungen nicht enthalten, vielmehr 
ergiebt sich aus den dem Konferenzprotokolle vom 26. und 27. November 
1776 beigefügten Berichten des evangelischen Pastors Sartor und des 
katholischen Pastors Ebentheurer, dass die Evangelischen, welche den 
Art. 4 des Ryswicker Friedens als einen Eingriff in ihre Rechte ansahen, 
die fragliche Kirche, im Gegensatze zu ihrer jetzigen Behauptung, als 
ihr Alleineigenthum in Anspruch nahmen und das Recht der Katholiken 
an der Kirche als ein rechtswidriges und beschränktes Simultaneum be- 
zeichneten, und dass die Katholiken ebenfalls im Widerspruch mit ihrer 
jetzigen Behauptung, ein Miteigenthum an der Kirche beanspruchten. 
Dass aber, wie die beklagte Pfarrgemeinde gegenwärtig behauptet, den 
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Katholiken ein blosses Benutzungsrecht an der Kirche von den Evange- 
lischen eingeräumt gewesen sei, kann aus jenen Urkunden und Schrift- 
stücken keineswegs gefolgert werden und ist daher mit Rücksicht auf 
den erwähnten Umstand, dass die Kirche zur Zeit des Ryswicker Frie- 
dens von beiden Religionsparteien gemeinschaftlich zur Ausübung ihres 
Gottesdienstes benützt und besessen wurde, nur anzunehmen, dass in 
Folge der Bestimmungen des Ryswicker Friedensschlusses der von den 
beiden Religionsparteien gemeinschaftlich an der Kirche ausgeübte Be- 
sitz ohne Rücksicht darauf, wie derselbe erworben worden war, sich zu 
einem Eigenthumsbesitze gestaltete, und dass demnach beide Religions- 
parteien auf Grund des thatsächlich stattgefundenen Mitbesitzes in recht- 
licher Beziebung Miteigenthümer der Kirche wurden. Hiernach haben 
daher auch beide Religionsparteien beim Mangel der zur Unterhaltung 
der Kirche erforderlichen Mittel zu den Kesten dieser Unterhaltung bei- 
zutragen, sofern nicht besondere Umstände vorliegen, welche eine Be- 
freiung von dieser Unterhaltungspflicht für die eine oder die andere 
derselben begründen. 

Das Oberlandesgericht führt dann aus, dass eine Befreiung des 
Beklagten nicht anzunehmen sei, und erwägt endlich bezüglich des 
Masses der Beitragspflicht: 

„Was das Mass der Beitragspflicht betrifft, so kann bei dem Um- 
stande, dass zwischen den beiden Religionsparteien besondere, darauf 
bezügliche Vereinbarungen nicht bestehen, ebensowenig aber auch ge- 
setzliche Bestimmungen das Mass der Beitragspflicht der Miteigenthümer 
einer Simultankirche abweichend von den Bestimmungen des bürgerlichen 
Rechts festsetzen, die zwischen den Parteien in der gedachten Beziehung 
streitige Frage nur dahin entschieden werden, dass jede der Parteien zu 
den Unterhaltungskosten der Kirche die Hälfte beizutragen habe.“ 

Gegen die oberlandesgerichtliche Entscheidung hat die Beklagte 
Revision eingelegt, mit dem Antrage, dieselbe aufzuheben, und ihrem 
in der Berufungsinstanz gestellten Petitum gemäss zu erkennen. Kläge- 
rischerseits ist Zurückweisung des Rechtsmittels beantragt. 


Entscheidungsgründe. 


Die eingelegte Revision kann keinen Erfolg haben. 

Das Oberlandesgericht geht in Uebereinstimmung mit dem früheren 
reichsgerichtlichen Erkenntnisse von dem Grundsatze aus, dass für die 
Frage, welches Recht an der Kirche zu Traben der einen oder der anderen 
Partei zustehe, der Besitzstand derselben im Normaljahre des 
Ryswicker Friedens — 1697 — entscheidend sei. Das Oberlandesgericht 
hat sodann auf Grund der vorliegenden Urkunden und Verhandlungen 
tbatsächlich festgestellt, dass die genannnte Kirche zur Zeit des Ryswicker 
Friedens von beiden Religiousparteien gemeinschaftlich zur Ausübung 
des Gottesdienstes benutzt worden sei, und aus diesem gemeinsam aus- 
geübten Besitze das Miteigenthum der Parteien hergeleitet. Ausdrück- 
lich ist dabei hervorgehoben, dass aus dem vorliegenden Materiale nicht 
gefolgert werden könne, dass den Katholiken ein blosses Benutzungs- 
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recht an der Kirche eingeräumt sei. Dass nun diese Ausführung des 
Oberlandesgerichts auf einer Gesetzesverletzung beruhe, ist nicht anzu- 
erkennen. Was nämlich das Thatsächliche der beiderseitigen Benutzung 
angeht, so bestand darüber in der Vorinstanz kein wesentlicher Streit, 
vielmehr handelte es sich um die juristische Qualifikation des aus der- 
selben sich ergebenden Rechtsverhältnisses.. In dieser Beziehung ist 
nun mit dem ÖOberlandesgerichte anzunehmen, dass das auf dem Rys- 
wicker Frieden beruhende, der Zeitdauer nach nicht begrenzte Recht der 
Beklagten, die Kirche zu Traben in umfassender Weise zum Zweck ihres 
Gottesdienstes zu benutzen, — ein Recht, welches nur durch das wesent- 
lich gleiche Recht der klagenden Gemeinde beschränkt wird, — begriff- 
lich als ein blosses Gebrauchsrecht an einer fremden Sache 
jus in re aliena nicht angesehen werden kann, vielmehr das Rechtsver- 
hältniss, welches bezüglich jener Kirche zwischen den Parteien besteht, 
vom Gesichtspunkte des Miteigenthums aufzufassen ist. Hiernach 
entbehrt namentlich auch die Rüge, dass das Berufungsurtheil von der 
irrthümlichen Annahme ausgehe, dass bei dem Simultaneum die Ver- 
. muthung für ein Miteigenthumsverhältniss streite, der Begründung. 
Historisch mag noch bemerkt werden, dass in der bei den Reichstags- 
verhandlungen im Jahre 1699 von dem französischen Gesandten vorge- 
legten Liste der Orte, auf welche die Schlussklausel des Art. IV des 
Ryswicker Friedens sich beziehe, — tab. III No. 186 — auch „Traben“ 
mit der Bemerkung: „leglise commune entre les Catholiques et ceux de 
la confession d’Augsbourg“ sich aufgeführt findet. Vgl. Joh. Jacob Moser 
vollständiger Bericht von der Klausel des Art. IV des Ryswicker Friedens, 
Frankfurt 1792 p. 172 seg. und Anhang p. 32 und 68. 

Wenn nun noch die Beklagte rügt, dass vom Oberlandesgerichte 
bestimmte Thatsachen nicht berücksichtigt worden, so muss dieser An- 
griff schon daran scheitern, dass in keiner Weise feststeht, dass die an- 
geblich nicht gewürdigten Thatsachen in zweiter Instanz zur Begründung 
der Berufung besonders hervorgehoben sind, wie es denn auch an einer 
näheren Darlegung für die Bedeutung dieser Thatsachen fehlt. 

Was endlich das Mass der streitigen Beitragspflicht zu 
den Unterhaltungskosten betrifft, so beruht die Entscheidung des Ober- 
landesgerichts auf einer zutreffenden, dem Rechtsverhältnisse zwischen 
Miteigenthümern entsprechenden Auffassung, und ist in dieser Beziehung 
auch ein Angriff nicht erhoben worden. 

Hiernach war die eingelegte Revision, wie geschehen, unter Kosten- 
folge zurückzuweisen. 

(gez) Dr. Büngner. Wulfert. Dr. Dreyer. Iser. 

Dr. Petersen. Wüstenfeld. Rospatt. 

Verkündet in der öffentlichen Sitzung des Reichsgerichts, zweiten 
Civil-Senats, vom 1. November 1887. 

(gez) Schrader, Aktuar, als Gerichtsschreiber. 

Ausgefertigt: Leipzig, den 4. November 1887. 

Der Gerichtsschreiber des zweiten Civil-Senats des Reichsgerichts. 
(gez.) Stäge, Kanzleirath. 
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V. 
Die endgültige Regelung der Kirchenverhältnisse des Kantons Tessin, 
Mitgetheilt von 
Dr. Carl Burckhardt-Burckhardt in Basel. 

Durch die Uebereinkunft zwischen der Schweiz und dem päpst- 
lichen Stuhle vom 1. September 1884 (vgl. diese Zeitschrift, Band 22 
S. 165) waren die Pfarreien des Kantons Tessin von den Bisthümern 
Mailand und Como losgetrennt und unter die Administration eines 
apostolischen Administrators gestellt worden, dessen Ernennung dem 
Papste zusteht. Das hiedurch geschaffene Provisorium sollte durch Ver- 
ständigung des Bundesrathes, des Kantons Tessin und des päpstlichen 
Stuhles verlängert werden, falls der ernannte Administrator vor der 
definitiven Organisation der kirchlichen Verhältnisse der Pfarreien des 
Kantons Tessin mit Tod abgehen würde. Dieser Fall trat schon am 
1. November 1886 ein; an diesem Tage starb Mgr. Lachat, durch dessen 
Wahl zum Administrator eine befriedigende Lösung der schwierigen 
Lage des Bisthums Basel war ermöglicht worden. 

Für den Bundesrath entstand nun die Frage, ob er das Proviso- 
rium, wie die Uebereinkunft von 1884 vorsah, verlängern, oder aber die 
tessinische Kirchenfrage definitiv zu regeln versuchen wolle. Die Regie- 
rung von Tessin und die römische Curie wünschten das Erstere, weil sie 
dem Anschluss Tessins an ein schweizerisches Bisthum abgeneigt waren, 
der Bundesrath aber von jeher die Aufstellung eines besonderen tessi- 
nischen Bisthums abgelehnt hatte. Die liberale Partei des Kantons 
dagegen verlangte das Aufhören des Provisoriums, da sonst bei jedem 
Wechsel des Titulars der Meinungsstreit auf Kosten der Ruhe und des 
Friedens des Landes sich erneuern würde; die Organisation einer eigenen 
Diözese verwarf sie als zu kostspielig und als politisch gefährlich, und 
erblickte die einzig zulässige Erledigung im Anschluss an ein schweize- 
risches Bisthum. In diesem Sinne war eine Petition der liberalen 
Minderheit des Grossen Rathes an den Bundesrath abgefasst. 

Nach längeren Verhandlungen wurde schliesslich im Mai 1887 ein 
Einverstäudniss dahin erzielt, dass die Unterhandlungen für die defini- 
tive Regelung thunlichst bald sollten eröffnet, und dass bis zum Ab- 
schluss derselben die tessinischen Pfarrgemeinden unter die Leitung eines 
provisorischen apostolischen Administrators sollten gestellt werden. Zu 
dieser Würde ernannte der Papst am 20. September 1887 Msgr. Molo, 
Erzpriester von Bellinzona. Erst am 27. Februar 1888 traten die 
schweizerischen Abgeordneten mit dem päpstlichen, Msgr. Ferrata, Nun- 
tius in Brüssel, der schon bei den Verträgen von 1884 mitgewirkt 
hatte, in Bern zusammen. Während der Letztere gleich Anfangs auf 
der früheren Forderung bestand, dass der Kanton Tessin ein besonderes 
Bisthum bilden solle, erklärten die schweizerischen Delegirten sich gegen 
ein solches, sowie auch gegen die definitive Aufstellung eines apostolischen 
Administrators; sie verlangten Anschluss an ein schweizerisches Bisthum, 
wollten aber, in Berücksichtigung der geographischen Lage, der ver- 
schiedenen Sprache und der besonderen Bedürfnisse der tessinischen 
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Gemeinden die Ernennung eines Generalvikars für Tessin zugestehen. Am 
nächsten lag die Verbindung mit dem benachbarten Bisthum Chur; da 
aber der Bischof von Chur ein Graubündner sein muss, wäre daraus für 
Tessin eine ungleiche Stellung entstanden. Von Sitten konnte nicht die 
Rede sein, weil der Bischof von Sitten durch den Grossen Rath des 
Kantons Wallis gewählt wird. St. Gallen ist zu weit entfernt. Es 
konnten daher nur Basel und Freiburg in Betracht kommen. 

Die am 16. März 1838 zu Stande gekommene Uebereinkunft fand 
die Lösung des Knotens darin, dass zwar ein apostolischer Administrator, 
welcher ein Tessiner Priester sein soll, mit bischöflichem Charakter auf- 
gestellt wird, dass aber der Bischof von Basel fortan den Titel Bischof 
von Basel und Lugano erhält. Die Wahl des Administrators erfolgt 
durch den päpstlichen Stuhl, im Einverständniss mit dem Bischof; der 
bisher provisorische Inhaber der Stelle wird zum definitiven erklärt. 
Die Pfarr- und Stiftskirche San-Lorenzo in Lugano wird zur Kathedral- 
kirche des Kantons Tessin erhoben, und kanonisch gleichberechtigt mit 
der Kirche von Basel vereinigt. In Bezug auf die Ernennung des Bi- 
schofs sollen die Bestimmungen der Uebereinkunft vom 26. März 1828 
auf die Kathedralkirche ausgedehnt, d. h. dem Kanton Tessin die Mit- 
wirkung bei der Wahl gewährt werden, sofern die übrigen Vertrags- 
parteien (die Regierungen der Kantone des Bisthums Basel) damit ein- 
verstanden sind. Der Kanton Tessin trägt die Kosten der Administration, 
dagegen haben weder er noch sein Administrator an die Kosten der 
bischöflichen mensa und an die übrigen Verwaltungskosten des Bisthums 
Basel-Lugano beizutragen. 

Es kann kaum bestritten werden, dass hiemit der Kanton Tessin 
zwar nicht der Form, aber dem Wesen nach ein eigenes Bisthum bildet. 
Der Zusammenhang mit dem Bisthum Basel besteht einstweilen nur 
darin, dass die Wahl des Administrators im Einverständniss mit dem 
Diözesanbischof geschehen soll. Denn die Theilnahme des Kantons Tessin 
an der Wahl des Bischofs von Basel ist nach Artikel 3 an die Zustim- 
mung der Regierungen der Concordatskantone geknüpft, und diese ist 
bisher nicht erfolgt. Der Bundesrath ersuchte schon mit Schreiben vom 
3. April die Kantone um ihre Zustimmung; er begrüsst darin die 
Uebereinkunft als glückliches Ergebniss der von den Bundesbehörden 
seit Jahren befolgten Politik, und bezeichnet die Verknüpfung von Tessin 
mit einem schweizerischen Bisthum als ein weiteres Band zwischen 
diesem Kanton und der Eidgenossenschaft; er hofft, dass die Kantone, 
bei ihrer bundesfreundlichen Gesinnung, die Anstrengungen, dieses Band 
immer enger zu knüpfen, unterstützen werden. Allein die am 8. Mai 
in Solothurn versammelte Diözesankonterenz entsprach dieser Erwartung 
nicht, sondern beschwerte sich darüber, dass sie vor dem Abschluss der 
Uebereinkunft nicht um ihre Ansicht sei befragt worden; und am 
14. Juni beschloss die Mehrheit der Diözesankantone (gegen Luzern und 
Zug), die im Artikel 3 vorgesehene Zustimmung nicht zu ertbeilen. Der 
Grosse Rath von Tessin dagegen hatte schon am 26. April fast ein- 
stimmig die Genehmigung der Vebereinkunft ausgesprochen. 
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Durch den Bundesbeschluss vom 22. Juli 1859, welcher jede aus- 
wärtige Episkopaljurisdiktion in der Schweiz aufgehoben hat, war der 
Bundesrath beauftragt worden, die den künftigen Bisthumsverband be- 
schlagenden Uebereinkünfte der Ratifikation der Bundesversammlung zu 
unterstellen. Mit der Uebereinkunft vom 1. September 1884 war dieses 
nicht geschehen, weil sie einen provisorischen Charakter hatte. Dieses 
Mal aber war die Bundesversammlung nicht zu umgehen. Der Bundes- 
rath richtete denn auch am 23. Mai eine ausführliche Botschaft an 
dieselbe, in welcher er den ganzen Gang der Unterhandlungen über die 
kirchlichen Verhältnisse Tessins seit 1803 auseinandersetzte, und die 
Annahme der Uebereinkunft empfahl. 

Den Verhandlungen der eidgenössischen Räthe merkte man an, 
dass die Zeiten des Culturkampfes vorbei waren. Im Nationalrathe 
zwar wurden verschiedene Gegenanträge gestellt. Der Antrag auf Nicht- 
eintreten erhielt nur wenige Stimmen. Ebenso derjenige, wonach der 
zu wählende Administrator dem Bundesrathe nachweisen sollte, dass die 
in der üblichen Formel des bischöflichen Eides enthaltenen Worte: 
Haereticos, schismaticos et rebelles eidem Domino nostro vel successo- 
ribus praedictis pro posse persequar et impugnabo, wegzubleiben haben. 
Dagegen beliebte es dem Rathe, mit einer kleinen Stimmenmehrheit, 
der Convention einen Zusatz beizufügen, wonach dem Kanton Tessin 
seine Souveränitätsrechte gewahrt werden. Ein Antrag, dass von der 
im Laufe der Unterhandlungen im Namen des päpstlichen Stuhles 
gegebenen Erklärung, wonach der zu wählende Administrator bei der 
Regierung des Kantons Tessin persona grata sein solle, Akt zu nehmen 
sei, wurde zurückgezogen. Der Ständerath verwarf am 28. Juni auch 
jenen Zusatz, und ertheilte seine Genehmigung vorbehaltlos. In zweiter 
Berathung stimmte dem auch der Nationalrath bei. Zu diesem Resul- 
tate trug namentlich eine Erklärung des Bundesrathes vom 26. Juni bei, 
in welcher er sich über die Frage der staatlichen Hoheitsrechte aus- 

sprach. Es werden darin zwei Gründe für die vorbehaltlose Genehmigung 
der Uebereinkunft geltend gemacht. Einmal sei der Bund zwar nach 
der Bundesverfassung in Allem competent, was die Zahl, die Um- 
schreibung und die Trennung der schweizerischen Bisthümer, die aposio- 
lischen Vikariate inbegriffen, betrifft; dagegen sei er in Allem nicht 
competent, was die Beziehungen dieser Bisthümer zu den Kantonen 
anbelangt: da Tessin bei den Verhandlungen nicht verlangt habe, dass 
ihm ein Placet zugestanden werde, könne ihm dieses nicht von Bundes- 
wegen vorgeschrieben werden. Der zweite Grund ergebe sich aus der 
Souveränität der Kantone: das Placet sei ihre Sache, und diejenigen 
Kantone, welche es ausüben, haben es nie zum Gegenstand des Vertrages 
mit dem päpstlichen Stuhle gemacht, sondern als einen Ausfluss der 
Staatshoheit angesehen. 

So stand der Ratifikation der Uebereinkunft nichts mehr entgegen: 
sie erfolgte von Seiten der Schweiz am 4. Juli, von Seiten des päpst- 
lichen Stuhles am 13. Juli 1888. 
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Uebereinkunft zwischen derSchweiz und dem Heiligen Stuhle, 
betreffend die endgültige Regelung der kirchlichen Ver- 
hältnisse des Kantons Tessin. , 


Abgeschlossen den 16. März 1888. 
Ratifizirt von der Schweiz am 4. Juli 1888. 
Ratifizirt vom Heiligen Stuhle am 13. Juli 1888. 


Le Conseil federal de la Confederation Suisse, apres avoir vu et 
examine la convention conclue sous reserve de ratification, a Berne, le 
16 mars 1888, par les plenipotentiaires de la Suisse et du Saint-Siege 
pour regler definitivement la situation religieuse des paroisses du canton 
du Tessin, convention qui a et&e approuv&e par le Conseil des £tats le 
28 juin 1888 et par le Conseil national le 29 du möme mois et dont la 
teneur suit: 


(Leo P. P. XIII. Cum inter nos et Supremum Helveticae Foedera- 
tionis Consilium inita sit Conventio de ecclesiastico in Ticinensi statu 
regimine, cuius Conventionis sequens est tenor; videlicet:) 


(Amtliche Uebersetzung:) 


Der schweizerische Bundesrath, in seinem eigenen Namen und im 
Namen des Kantons Tessin, — und 

der Heilige Stuhl, 

in Vollziehung der Uebereinkunft vom 1. September 1884; 

in der Absicht, die kirchlichen Verbältnisse des Kantons Tessin 
endgültig zu regeln, 

haben zu ihren diesfälligen Abgeordneten ernannt: 

Der schweizerische Bundesrath Herrn Numa Droz, Chef des Depar- 
tements des Auswärtigen, und Herrn Louis Ruchonnet, Chef des Justiz- 
und Polizeidepartements; 

der Heilige Stuhl Monseigneur Dominique Ferrata, Erzbischof von 
Thessalonich, apostolischen Nuntius in Brüssel; 

welche Bevollmächtigten, nach Austausch und Richtigbefund ihrer 
Vollmachten, unter Ratifikationsvorbehalt folgende Artikel vereinbart 
haben: 

Artikel 1. 

Auf den Zeitpunkt, in welchem diese Uebereinkunft in Kraft tritt, 
wird die Pfarr- und Stiftskirche zum hl. Laurentius in Lugano zur 
Kathedralkirche des ganzen Gebietes des Kantons Tessin erhoben, und 
diese Kirche wird kanonisch als gleichberechtigt (im französischen Ori- 
ginaltext heisst es: canoniquement et & &galite de droits) der Kirche 
von Basel zugetheilt (r&unie), deren Ordinarius fortan den Titel Bischof 
von Basel und Lugano führen wird. 


Artikel 2. 


Für die Verwaltung der zugetheilten Kathedralkirche wird der 
Hl. Stubl im Einverständniss mit dem Diözesanbischof einen apostolischen 
Administrator ernennen, welcher aus der Zahl der dem Kanton Tessin 
angehörenden Priester zu wählen ist. 
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Der apostolische Administrator wird bischöflichen Charakter haben, 
im Kanton "Tessin residiren und den Titel apostolischer Administrator 
des Tessin führen. 

Artikel 3. 

Die Bestimmungen der Uebereinkunft vom 26. März 1828, be- 
treffend die Ernennung des Bischofs von Basel, werden, insofern die 
übrigen Vertragsparteien sich damit einverstanden erklären, auf die 
zugetheilte Kathedralkirche ausgedehnt. 


Artikel 4. 

Die Bestimmung des Art. 4 der Konvention vom 1. September 
1884, sowie die Vorkommnisse, welche auf Grund derselben getroffen 
wurden, erleiden keinerlei Aenderung. 

Mit Rücksicht auf den Umstand, dass der Kanton Tessin die 
Kosten seiner gesonderten Administration zu tragen hat, wird dieser 
Kanton, wie auch sein Administrator, weder an die Tafelgelder des 
Diözesanbischofs, noch an die übrigen Kosten der gemeinsamen Admini- 
stration der Diözese einen Beitrag leisten. 


Artikel 5. 
Der gegenwärtige Administrator bleibt im Genuss seiner Be- 
stallung, wie sie vom Heiligen Stuhle am 20. September 1887 erfolgt ist. 


Artikel 6, 
Die Ratifikationen dieser Uebereinkunft sind in Rom binnen vier 
Monaten auszutauschen und sechs Monate nach diesem Austausch tritt 
die Uebereinkunft in Kraft. 


Schlussprotokoll. 


Es gilt als vereinbart: 

1. Die zugetheilte Kathedralkirche hat an der Verwaltung der 
Diözese Basel keinen andern Antheil, als denjenigen, der in Art. 3 
erwähnt ist. 

2. Diese Uebereinkunft tritt in Kraft und soll zur Durchführung 
gelangen, gleichviel ob die in Art. 3 vorgesehene Ausdehnung der 
Uebereinkunft vom 26. März 1828 eintritt und von der daraus her- 
fliessenden Befugniss Gebrauch gemacht wird, oder nicht. 

Bern, den 16. März 1888. 

(L. S.) (Gez.) N. Droz. 

(L. S.) (Gez.) L. Ruchonnet. 

(L. S.) (Gez.) Dominique l'errata, Erzbischof von Thessalonich, 

apostolischer Nuntius in Brüssel. 

Declare que la convention ci-dessus est ratifiee et a force de loi 
dans toutes ses parties, promettant, au nom de la Confederation suisse, 
de l’observer consciencieusement et en tout temps, pour autant que cela 
depend de celle-ci. 

En foi de quoi, la presente ratification a &t& signee par le vice- 
president et le chancelier de la Confederation suisse ei munie du sceau 
federal. 
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Ainsi fait ä Berne, le quatre juillet mil huit cent quatre-vingt- 
huit (4 juillet 1888). 

An nom du Conseil federal suisse: le vice-president: 
(L. S.) Hammer. 
Le chancelier de la Confederation: Ringier. 

(Nos novam hanc Conventionem a Nobis diligenter inspectam atque 
perpensam voluntati Nostrae conformem ratam habemus et confirmamus, 
eique Nosmet ipsos successoresque Nostros obstrictos fore declaraınus. 

In quorum fidem solemne hoc ratihabitionis documentum Nostra 
subscriptione munivimus, eique sigillum Nostrum apponi iussimus. 

Datum Romae ex Palatio Apostolico Vaticano die XIII Julii anno 
MDCCCLXXXVIIN, Pontificatus Nostri undecimo. 

(L. S.) Leo P. P. XII. 

Note. Die Auswechslung der Ratifikationen der vorstehenden 
Uebereinkunft hat zwischen Hrn. Theodor Wirz, Landammann von Ob- 
walden und Mitglied des schweizerischen Ständerathes, und Hrn. Staats- 
sekretär Kardinal Mariano Rampolla am 15. Juli 1888 in Rom statt- 
gefunden. 

Die Uebereinkunft tritt sonach, gemäss Art. 6, mit dem 16. Januar 
1889 in Kraft. 
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